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Das MEMORANDUM ‘96,  das Ende April auf einer Presse- 
konferenz in Bonn der Offentiichkeit vorgelegt wurde, glie- 
dert sich wie in den VergangenenJahren in zwei Teile: 

I .  die Kurzfassung, die bis Ende März von rund 700 Wirt- 
schaftswissenschaftlerInnen sowie Gewerkschaftsfmktionä- 
rInnen und -sekretärInnen durch ihre Unterschrift unterstützt 
wurde; 

11. die Langfassung, die ausführliche Erläuterungen und 
Begründungen fiir die Kurzfassung enthält. An der Vorbe- 
reitung und Ausarbeitung der Langfassung war ein großer 
Kreis von west- und ostdeutschen Wirtschaftswissenschaft- 
lerInnen aktiv beteiligt. Auf zwei Wochenendtagungen der 
A rheitsgrusppe Alternative Wirtschaftspolitik sind die Grundpo- 
sitionen erarbeitet und diskutiert und von einer Endredakti- 
on Ende Februar in die vorliegende Fassung gebracht wor- 
den. 

Kontaktanschrif: Arheitsgrupspe Alternative Wirtschrtftsfiolitik, 
Portfdch 33 04 47 ,  28334 Ai-emen 
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I. Kurzfassung des Memorandum 



Gegen kapitalorientierte Staiidortdebatte 
und Zeitdiktat bei der Europäischen Wäh- 
rungsunion: Arbeitsplätze - ökologischer 
Umbau - soziale Sicherung 

Zu Beginn dieses Jahres hat die Zahl der registrierten Ar- 
beitslosen mit  knapp 4,2 Millionen eine dramatische Rekord- 
marke im vereinigten Deutschland erreicht. Damit wird al- 
lerdings nicht einmal annähernd das gesamte Ausmaß der  
derzeitigen Arbeitsplatzlücke erfaßt. Hinzuzurechnen ist die 
verdeckte Arbeitslosigkeit. Schätzungsweise mehr als 1,5 
Millionen Personen sind im ersten Quartal dieses Jahres durch 
den Einsatz arbeitsmarktpolitischer Instrumente - wie Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen, Fortbildung und Umschulung 
sowie Altersübergangsgeld - nicht in unmittelbarer Arbeits- 
losigkeit belassen worden. Schließlich müssen nochmals 1,6 
Millionen Personen in der sog. 'stillen Reserve' berücksich- 
tigt werden. Das dafür dominierende Motiv, sich nicht ein- 
mal mehr als arbeitslos beim Arbeitsamt registrieren t u  las- 
sen, liegt in der realistischen Erwartung, kein ßeschäftigungs- 
verhältnis mehr  zu finden. In  erschreckendem Ausmaß be- 
finden sich vorwiegend Frauen in dieser aussichtslosen Situa- 
tion. Die registrierte und verdeckte Arbeitslosigkeit sowie 
die 'stille Reserve' zusammengefaßt, fehlten im Jahresdurch- 
schnitt 1995 knapp 7 Millionen Arbeitsplätze. Eine Besse- 
rung ist in absehbarer Zeit nicht in Sicht. Im Gegenteil: Selbst 
wenn es im gesamten Verlauf dieses Jahres bei der ausge- 
prägten Schwäche des wirtschaftlichen Wachstums bleiben 
sollte, wird die Nachfrage nach Beschäftigten weiter abneh- 
men und die Arbeitsplatzlücke wird sich vergrößern. Im Ziel- 
s,ystem der Wirtschaftspolitik ist das Ziel „hoher ßeschäfti- 
gungsstand" somit eklatant verletzt. Deshalb hat die Bekämp- 
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fung der Arbeitslosigkeit Vorrang. Dabei müssen der  ökolo- 
gische Umbau endlich ernstgenommen und die Transforma- 
tion der ostdeutschen Wirtschaft fortgesetzt werden. 

1. Folgen der Massenarbeitslosigkeit: Konsistente 
Politik fiir Arbeit und Umwelt im Rahmen der 
deutschen und europäischen Einigung 

Aufgrund der katastrophalen Arbeitsmarktlage müssen alle 
wirtschaftspolitischen Aktivitäten zu einem Konzept für die 
erfolgreiche Bekämpfung der Arbeitslosigkeit gebündelt wer- 
den. Unter derart verbesserten Rahmenbedingungen können 
auch die Tarifparteien einen Beitrag zum Abbau der Arbeits- 
losigkeit leisten. Politische und wirtschaftliche Kräfte dage- 
gen, die unter dem Regime wachsender Sockelarbeitslosigkeit 
diese gesellschaftszerstörende Entwicklung treiben lassen bzw. 
verharmlosen oder gar rechtfertigen, müssen sich den Vor- 
wurf gefallen lassen, aus der  N o t  der Erwerbslosigkeit Nu t -  
zen ziehen Z L ~  wollen. Angesichts immer wieder propagierter 
Instrumente, durch die die Arbeitslosigkeit nicht abgebaut, 
jedoch die Unternehmensposition gestärkt wird, gibt es da- 
für durchaus Anzeichen. I m  Streit um die richtigen Konzep- 
te gegen die Arbeitslosigkeit offenbaren sich schließlich auch 
dem Verhältnis von Kapital und  Arbeit innewohnende Wi- 
dersprüche. Wie der Rückgang der Verteilungsposition der 
Lohn- Lind Gehaltsbezieher und die Ausweitung der vom Nor- 
malarbeitsverhältnis abweichenden Beschäftigung zeigen, ist 
die Arbeitslosigkeit seit Jahren mit  Erfolg zur Stärkung der 
Unternehmenspocition genutzt worden. Dieses Spekulieren auf 
Gewinne aus der Arbeitslosigkeit ist jedoch kurzsichtig. Ar- 
beitslosigkeit ist in jeder Hinsicht schädlich, auch für die mei- 
sten Unternehmen, die glauben, kurzfristig Vorteile daraus 
ziehen zu können. Sie fiihrt gesamtwirtschaftlich, fiskalisch, 
sozial-individuell und politisch zu schweren Belastungen. 
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- Eine Wirtschaft mit hoher Arbeitslosigkeit produziert öko- 
nomisch unter ihren Möglichkeiten, weil Ressourcen brachlie- 
gen und verschwendet werden. Menschen, die ihre Leistung zur 
Produktion von Waren und Dienstleistungen, aber auch für In- 
novationen einbringen wollen, werden daran gehindert. Der 
größte Feind der leistungsorientierten Wirtschaftsgesellschaft 
ist die massenhafte Verweigerung von Arbeitsmöglichkeiten. 
- Durch Arbeitslosigkeit entstehen der Gesellschaft hohe 

fiskalische Kosten. Direkt müssen in der lohnzentrierten 
Wirtschaft soziale Transferzahlungen an diejenigen, die man- 
gels Arbeit über kein Arbeitseinkommen verfügen, gezahlt 
werden. Indirekt entstehen allen öffentlichen Haushalten 
massive Einnahmeausfalle durch entgangene Steuern und  
Sozialversicherungsbeiträge. Die fiskalischen Gesamtkosten 
der Arbeitslosigkeit beliefen sich im vergangenen Jahr auf 
über 140 Mrd. DM.  Damit  ist offensichtlich, daß die öffent- 
liche Finanzkrise entscheidend aus den gesamtwirtschaftli- 
chen Kosten der Arbeitslosigkeit resultiert. Das einzig wirk- 
same Konzept zur fiskalischen Sanierung der Systeme sozia- 
ler Sicherung ist der Abbau der Arbeitslosigkeit - und nicht 
jene Politik, die die Opfer der Beschäftigungskrise mit  Kür- 
zungen ihrer Sozialleistungen bestraft. Die Verweigerung von 
Arbeit erfahren die Betroffenen als Einschränkung ihrer Per- 
sönlichkeitsrechte, als Gewaltverhältnis. 
- In  diesem Klima der individuellen Existenzbedrohung 

und der sozialen Polarisierung der Gesellschaft wird die Flucht 
in Feindbilder geschürt. Die Schuld an der Arbeitslosigkeit 
wird auf die sozial noch Schwächeren bzw. auf die ebenfalls 
von der wirtschaftlichen ‘Normalität’ Ausgegrenzten proji- 
ziert. Ausländerhaß wie überhaupt der H a ß  auf Minderhei- 
ten sind Folge einer falschen Wahrnehmung der Ursachen 
der Arbeitslosigkeit. Leider lehrt nicht mehr nur die Geschich- 
te, daß der massenhafte Verlust von Arbeit und die Vereinze- 
lung und  Verarmung die Basisinstitutionen des demokrati- 
schen Rechts- und Sozialstaats zutiefst bedrohen. Ohne  Er- 
folge bei der Bekämpfung der  Arbeitslosigkeit wird Reform- 
Politik keine Aussicht auf Erfolg haben. 
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Politik ist unter dem Regime der Massenarbeitslosigkeit 
extrem gefordert. Alle Kräfte müssen ernsthaft darauf kon- 
zentriert werden, Arbeitsplätze zu sichern und  neue zu schaf- 
fen. Dies ist in der Tat keine leichte Aufgabe. Die Internatio- 
nalisierung der Produktion sowie die Globalisierung der Fi- 
nanzmärkte belasten eine beschäftigungsorientierte Politik 
schwer - sie machen diese jedoch keineswegs unmöglich. Erst 
unter dem Schock der Arbeitsmarktkrise seit Ende letzten 
Jahres zeigt sich die Bereitschaft der Regierung und Wirt- 
schaftsverbände, mi t  den Gewerkschaften unter dem Dach 
eines ‘Bündnisses für Arbeit’ die Chancen für ein abgestimm- 
tes Konzept zum Abbau der Arbeitslosigkeit auszuloten. 
Dabei offenbaren die ersten Verhandlungsrunden, daß mit 
den vorgelegten Konzepten unterschiedliche, ja zum Teil ein- 
ander entgegengesetzte Interessen verfolgt werden. Die Be- 
reitschaft von Regierung und Unternehrnensvertretern, die 
Massenarbeitslosigkeit für eine Urnverteilung zugunsten der 
Unternehmen ohne Garantie für positive Beschäftigungsef- 
fekte zu nutzen, ist groß. Die Chancen für ein ‘Bündnis für 
Arbeit’ drohen an diesen Interessenkonflikten zu scheitern. 

Die Arheitqpplfie Alternative Wirtschaftpolitik betont, da8 
neben der Bekämpfung der Arbeitsmarktkrise weitere dring- 
liche Handlungsfelder der Politik nicht vernachlässigt wer- 
den dürfen: 
- Der Proteß der ökonomischen Einigung Deutschlands ist 

noch lange nicht abgeschlossen. Öffentliche Transfers zum 
Ausbau des privaten und öffentlichen Kapitalstocks sowie für 
die Systeme sozialer Sicherung werden noch viele Jahre zum 
Abbau des Entwicklungsgefalles zwischen Ost- und West- 
deutschland aufgebracht werden müssen. Irn Vordergrund steht 
die Schaffung entwicklungsfähiger und srrukturgerechter Ar- 
beitsplätze in Ostdeutschland. Zwar ist die Forderung nach ei- 
ner zielgenaueren, regionenbezogenen Vergabe vor allem der 
Fördermittel für private Investitionen richtig. Jedoch würde eine 
Reduzierung der jährlich Ca. 150 Mrd. D M  an öffentlichen Trans- 
fers von West nach Ost den Abbruch dieser ohnehin schwieri- 
gen Phase der Transformation der ostdeutschen Wirtschaft be- 
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wirken. Die Folge wäre eine schwere ökonomische Krise mit 
noch größerer Arbeitslosigkeit. Daher betonen wir: Die Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit in Gesamtdeutschland hat nur dann 
Erfolg, wenn gleichzeitig die Anpassungsdynamik der ostdeut- 
schen an die westdeutsche Wirtschaft gestärkt wird. 
- Eine zentrale Herausforderung an die Politik ist und bleibt 

die wachsende Umweltkrise. Umweltbelastungen bedrohen 
heute schon den Produktions- und Lebensstandort in dtamati- 
scher Weise. Wirtschaften mi t voranschreitender Naturzerstö- 
rung hat keine Uberlebenschance. Die Gefahr, untet dem Druck 
der Massenarbeitslosigkeit die Umweltpolitik zu Grabe zu tta- 
gen bzw. eine Pause einzulegen, ist offensichtlich. Beispiele 
dafür gibt es in großer Zahl. So kommen im Kommunique 
„Bündnis für Arbeit und Standortsicherung" der Kanzlerrun- 
de von Ende Januar dieses Jahres und im „Aktionsprogramm 
für Investitionen und Arbeitsplätze" der Bundesregierung im 
Rahmen des ,,Jahreswirtschaftsberichts '96" die Begriffe Um- 
welt und Umweltpolitik schlichtweg nicht vor. Wir  betonen: 
Für die Umwelt- und damit Produktions- und Lebensbedin- 
gungen wäre der Abbruch, aber auch ein Pausieren ökologi- 
scher Politik eine Katastrophe. Umweltpolitik darf nicht auf 
eine Veranstaltung in Zeiten konjunktureller Schönwetterla- 
gen reduziert werden. Gerade jetzt kommt es datauf an, die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze mit dem ökologischen Umbau 
der Wirtschaft zu verbinden. Deshalb fordern wir den nach- 
haltigen Einstieg in die Oko-Steuer jetzt. 
- Schließlich stehen die ohnehin schon schwierigen Auf- 

gaben des Abbaus der Arbeitslosigkeit, der Fortsetzung der 
ökonomischen Einigung Deutschlands sowie des ökologischen 
Umbaus der Wirtschaft unter zusätzlichem, allerdings poli- 
tisch selbst erzeugtem Druck: Der Maastrichtet Vertrag er- 
zwingt eine Anpassung det  bundesdeutschen Wirtschaft an 
die vorgegebenen monetären Konvergenzktiterien, um ab dem 
1.1.1999 an der Währungsunion teilnehmen zu können. Auch 
in diesem Jahr wird die EU-Grenzmarke hinsichtlich des 
Anteils der Neuverschuldung aller öffentlichen Haushalte am 
Bruttoinlandsprodukt von ?I v H  in Deutschland überschrit- 
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ten. Bleibt es bei dieser Verpflichtung, so zwingt dies die 
Finanzpolitik zum Schuldenabbau. Die Reduktion der Neu- 
verschuldung ist derzeit Gift angesichts der deutlichen und 
voraussichtlich anhaltenden Wachstumsschwäche. Die Vet- 
pflichtungen des Maastrichtet Vertrags belasten die Politik 
für Arbeit und  Umwelt nachhaltig. Die einseitige Konzen- 
tration der künftigen europäischen Integration auf die mo- 
netäre Angleichung ist untauglich. W i r  fordern daher einer- 
seits eine großflächige Integration in Richtung Beschäfti- 
gungs-, Sozial- und  Umweltunion. Andererseits muß das 
Zeitdiktat für die Währungsunion aufgehoben und ihre Schaf- 
fung so lange verschoben werden, bis für die Hälfte plus eins 
der Mitgliedsländet auch realwittschaftliche und struktut- 
politische Mindeststandards erfüllt sind. 

2 .  Westdeutschland: Ausgeprägte Wachstums- 
schwäche - Vor dem Abschwung? 

In Deutschland hat sich die gesamtwirtschaftliche Entwick- 
lung seit den letzten Monaten des vergangenen Jahres deur- 
lich verschlechtert. Während sich 1995 im Jahresdurchschnitt 
der Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts (in Preisen von 1991) 
auf 1,9 v H  gegenüber 2,9 v H  in 1994 abschwächte, rnuß 
selbst unter insgesamt günstigen Bedingungen in diesem Jahr 
mi t  einer erneuten Wachstumsabschwächung auf weniger als 
1 v H  gerechnet werden. Das vergangene Jahr war durch eine 
Kette von Fehlprognosen zur wirtschaftlichen Entwicklung 
gekennzeichnet. In  auffällig schnellem Tempo rnußten im 
Verlaufe des letzten Jahres die Wachstumsprognosen nach 
unten korrigiert werden. Das für 1996 unter noch recht gün- 
stigen Bedingungen prognostizierte Wittschaftswachstum 
mit  weniger als 1 v H  setzt sich wie folgt zusammen: In West- 
deutschland wird nach einem Zuwachs um 1,5 vH im letz- 
ten Jahr in diesem Jahr mit  weniger als 0,5 VH eine fast sta- 
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gnative Tendenz erwartet. In Ostdeutschland wird nach Zu-  
wachsraten von 8,5 v H  1994 und 6,3 v H  1995 in diesem 
Jahr das Bruttoinlandsprodukt nur noch u m  voraussichtlich 
4 v H  steigen. Dabei wirkt die Konjunkturschwäche im We- 
sten auf die ostdeutsche Wirtschaft zurück. 

Der von vielen Konjunkturprognostikern erwartete klassi- 
sche Fahrplan eines Aufschwungs, nämlich „Exportauswei- 
tung 1994 - starke Investitionsausweitung 1995 - Expansi- 
on des privaten Konsums 1996'' wird von der wirtschaftli- 
chen Entwicklung nicht eingehalten. Während die Exporte 
von Waren und Dienstleistungen nach dem deutlichen Zu-  
wachs 1994 (7,5 v H )  im nachfolgenden Jahr nur  noch mit  
3,7 v H  wuchsen, zogen die Anlageinvestitionen kaum an. 
Die Ausrüstungsinvestitionen nahmen 1995 trotz gunstiger 
Gewinnentwicklung nur u m  1,5 v H  zu und  die Bauinvesti- 
tionen lediglich u m  knapp 2 vH.  Die ausbleibende Investiti- 
onsdynamik Iäßt sich auf einen zentralen Grund zurückfüh- 
ren: Angesichts pessimistischer Erlöserwartungen infolge 
unzureichender Nachfrage sind vor allem die unternehmeri- 
schen Investirionspiäne nach unten korrigiert worden. Der 
zurückgehende Exportimpuls und die vergleichsweise schwa- 
che Investitionsentwicklung konnten durch eine stärkere 
Ausweitung des privaten Konsums im letzten Jahr - sie be- 
lief sich auf lediglich 2 v H  - nicht nachhaltig kompensiert 
werden. Die Gefahr ist nicht von der Hand zu weisen, daß 
die prognostizierte ausgeprägte Wachstumsschwäche in ei- 
nen konjunkturellen Abschwung umschlägt, wenn die Ex- 
porte deutlich zurückgehen und die privatwirtschaftliche 
Konsumnachfrage nur unzureichend wachsen sollte. Mit  ei- 
nem deutlichen Rückgang der Bauinvestitionen ist zu rech- 
nen, zumal im privaten Wohnungsbau durch die Verände- 
rungen der Förderung Projekte im letzten Jahr vorgezogen 
worden sind. Die Bauwirtschaft ist insgesamt die Schwach- 
stelle der Konjunktur. Der Rückgang der realen Ausrüstungs- 
investitionen wird sich fortsetzen. Derzeit ist damit zu rech- 
nen, daß die Exporte von ihrem gegenwärtig hohen Niveau 
aus kaum zunehmen werden. Sollte sich jedoch die konjunk- 
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turelle Entwicklung in den Partnerländern der EU auch in- 
folge einer staatlichen Einsparpolitik, um die Neuverschul- 
dungsvorschrift fiir den Beitritt zur Währungsunion zu er- 
reichen, verschlechtern, dann kann die hartnäckige Wachs- 
tumsschwäche in einen Abschwung münden. Die von den 
wirtschaftswissenschaftlichen Instituten in ihrem Herbstgut- 
achten 1995 ausgedrückte Hoffnung, 1996 werde das Jahr 
des privaten Konsums, geht wohl nicht in Erfüllung. Unter 
günstigen Bedingungen ist mit einem realen Zuwachs von 
gerade 2 VH zu rechnen. Hierbei wirken sich die Maßnah- 
men zur Einkonimensteuersenkung im Rahmen des Jahres- 
steuergesetzes '96 - vor allem durch die Anhebung des steu- 
erfreien Grundfreibetrags - und zum Familienlastenausgleich 
positiv aus. Dieser Effekt wird jedoch durch die Anhebung 
von Sozialversicherungsbeiträgen sowie steigende öffentliche 
Gebühren stark reduziert. Schließlich ist mi t  einem erneu- 
ten Entsparen der privaten Haushalte für konsumtive Ver- 
wendung nicht zu rechnen. 

Die derzeit konjunkturell riskante Entwicklung stellt eine 
Fernwirkung des westdeutschen Investitionsbooms in folge 
der deutschen Einigung 1991/92 dar. Uber öffentliche Trans- 
fers aus Westdeutschland wurde ein Konjunktur- und Re- 
schäftigungsprogramm über den Umweg Ostdeutschland 
wirksam. Nachdem die Transfers auf hohem Niveau verweil- 
ten, also keine neuen Impulse mehr hinzutraten, fehlte es an 
gesamtwirtschaftlicher Nachfrage gegenüber dem aufgebau- 
ten Produktionspotential in Westdeutschland. Exporte und 
inländische Nachfrage i n  Westdeutschland führten nicht zu 
einem nachhaltig kompensierenden Nachfrageimpuls. Die 
Folge waren I nves t i t i o n s zu rüc k h al t u  ng bei g 1 ei c h ze i t i g e r 
Umschichtung zur verstärkten Rationalisierung und damit 
der Abbau von Arbeitsplätzen. Durch staatliche Einsparpoli- 
tik vor allem im Sozialbereich und moderate Lohnpolitik wird 
der Mangel an Nachfrage spürbar verschärft, und damit ver- 
schlechtern sich die Wachstumcchancen. Die aktuelle Wachs- 
tumsschwäche ist nicht Ausdruck zu niedriger Kapitalrendi- 
ten, sondern unzureichender Nachfrage. 
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Die gegenwärtige Wachstumsschwäche bestimmt nachhal- 
tig die Entwicklung auf den Arbeitsmärkten. Bei einem fiir 
dieses Jahr angenommenen wirtschaftlichen Wachstum von 
weniger als I vI-I, einem Produktivitätsanstieg um 2 v H  und 
dem erwarteten Ausmaß der Arbeitszeitverkürzung um 1 v H  
wiirde die Zahl der Erwerbstätigen stagnieren. Wird selbst 
dieses niedrige Wirtschaftswachstum nicht erreicht und dazu 
noch die Arbeitszeitverkürzung zurückgeschraubt, dann steigt 
die Arbeitslosigkeit weit über vier Millionen. Damit  bestä- 
cigt sich auch in diesem Jahr eine langjährige Beobachtung: 
Mit Wirtschaftswachstum kann die Massenarbeitslosigkeit 
nicht abgebaut werden. Wer unter dieser Konstellation vor- 
nehmlich auf Wirtschaftswachstum setzt, der muß  mit  einer 
Verfestigung und weiteren Zunahme der Arbeitslosigkeit 
rechnen. 

3. Ostdeutschland: Angleichungsdy namik verliert 
an Kraft 

Seit 1994 ist eine kontinuierliche Verlangsamung der An- 
gleichung Ostdeutschlands zu beobachten. Nach einem Wirt- 
schaftswachstum von 8,5 VH schwächte es sich im vergange- 
nen Jahr auf 6,3 v H  ab. Im  Laufe dieses Jahres wird eine 
Zuwachsrate für die Güter- und Dienstleistungsproduktion 
von lediglich 4 v H  erwartet. Nachdem die Bauwirtschaft über 
drei Jahre als Wachstumsmotor wirkte, hat sie seit Anfang 
1995 an Kraft verloren. Die ausgesprochen schwierige und 
langsame Erholung des Produzierenden Gewerbes scheint seit 
Mitte letzten Jahres ins Stocken geraten zu sein. Insbesonde- 
re bei den neuen Existenzgründungen im industriellen Sek- 
tor zeichnet sich wegen wachsender Absatz- und damit Li- 
quiditätsprobleme eine Pleitewelle ab. Die öffentlich geför- 
derten Pflänzchen auf dem Weg zum Aufbau industrieller 
Produktion drohen schnell zu verwelken. Dieser Rücksclilag 
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in der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ist auf ein Bün- 
del unterschiedlicher Ursachen zurückzuführen: Z u m  einen 
hat die immer noch starke konjunkturelle Abhängigkeit von 
Westdeutschland Einfluß Zum anderen werden zwar die öf- 
fentlichen Finanztransfers auf hohem Niveau fortgeführt, ohne 
daß davon jedoch neue Entwicklungsimpulse ausgehen. Auch 
der Rückgang der sachinvestiv genutzten Finanztransfers aus 
Westdeutschland führt zur Abschwächung des Angleichungs- 
Prozesses. 

Insgesamt baut sich in Ostdeutschland ein folgerischweres 
Dilemma auf: Während zwar zögerlich leistungsfähige Pro- 
duktionskapazitäten heranwachsen, entwickelt sich die Nach- 
frage nicht in entsprechendem Ausmalje mit. Die Absatz- 
Chancen stellen derzeit die größte Herausforderung an die 
Stärkung und Stabilisierung der ostdeutschen Wirtschaft dar. 
Hier wirkt sich auch die Benachteiligung gegenüber wichti- 
gen Teilen der westdeutschen Konkurrenz aus. Wenn dann 
noch die öffentlichen Infrastrukturprojekte zurückgefahren 
werden, dann verschlechtern sich die Entwicklungschancen 
zusehends. 

Die deutliche Abschwächung des Ang leichungsprozess~s 
wirkt sich auf die ostdeutschen Arbeitsmärkte negativ aus. 
Nach dem Anstieg der Zahl der Erwerbstätigen in 1995 um 
2 ,5  v H  wird in diesem Jahr mi t  einer Abschwächung des 
Zuwachses auf 1,5 v H  gerechnet. Dieser verbleibende Be- 
scliäftigungsgewinn ist verschiedenen Maßnahmen der Ar- 
beitszeitverkürzung zu verdanken, denn die Produktivität 
wächst voraussichtlich mi t  4 vH im Ausmaß der Produkti- 
on. Seit dem Frühjahr 1994 war die Zahl der Arbeitslosen 
kontinuierlich gesunken. Erstmals im Herbst 1995 wurden 
saisonbereinigt jedoch wieder mehr Arbeitslose als im Früh- 
jahr 1994 gezählt. Daneben kommt es durch den Abbau von 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen oftmals zum Wechsel aus der 
verdeckten in die registrierte Arbeitslosigkeit. Die Beschäf- 
tigungspolitik in Ostdeutschland steht vor der Aufgabe, ein 
Defizit von ca. 2 ,5  Millionen Arbeitsplätzen abzubauen. 

Der Angleichungsprozel3 der ostdeutschen Wirrschafr ist 
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noch lange nicht abgeschlossen. Der Anteil am gesamtdeut- 
schen Bruttoinlandsprodukt ist von 7,2 v H  1991 erst auf 10,9 
v H  im Jahr 1995 bei einem Bevölkerungsanteil von 19 v H  
gestiegen. Von einer sich selbsttragenden Wirtschaftsentwick- 
Iung kann keine Rede sein. Noch lange Jahre wird ein unter- 
entwickelter Industriesektor, der  nur  in unzureichendem 
Ausmaß Wettbewerbs- und damit exportfahig ist, die Achil- 
lesferse der ökonomischen Entwicklung sein. Finanzielle Prä- 
ferenzen für Sachinvestitionen auf der Grundlage regional- 
politischer Konzepte müssen auch künftig eingeräumt wer- 
den. Im  Bereich der vielen Existenzgründungen in den letz- 
ten Jahren droht eine neue Insolvenzwelle. Darüber hinaus 
gibt es noch einen großen Bedarf an öffentlichen Infrastruk- 
turmaßnahmen. Damit ist klar, daß auch in den kommenden 
Jahren öffentliche Transfers im bisherigen Ausmaß erforder- 
lich sind. Über eine Debatte zur Senkung des Solidaritätszu- 
Schlags von derzeit 7,5 v H  auf die Einkommen- und  Körper- 
schaftsteuersctiuld die öffentlichen Transfers kappen zu wol- 
len, ist abenteuerlich und unverantwortlich. Ohnehin ist die- 
ser Zuschlag mit  der Absicht geschaffen worden, den Kapi- 
taldienst des sog. ‘Erblastentilgungsfonds’ zu finanzieren, und 
der fallt über 30 Jahre an. Somit fließt keine Mark aus dieser 
Ergänzungsabgabe unmittelbar nach Ostdeutschland. Die 
Transferleistungen sind 1995 brutto auf 21 1,s Mrd. D M  ge- 
stiegen. Nach Abzug der in den Westen fließenden öffentli- 
chen Abgaben verblieben im letzten Jahr netto über 160 Mrd. 
DM. Damit  wird die Lücke zwischen der inländischen Pro- 
duktion gegenüber der Nachfrage in den neuen Bundeslän- 
dern per Finanzierung der ‘Exportüberschüsse’ von West nach 
Ost  geschlossen. Da jedoch der Großteil der Transfers als 
Nachfrage nach Westdeutschland zurückfließt, ist die effek- 
tive Belastung in den alten Ländern deutlich niedriger. 

Aus dem Willen, den Prozeß der ökonomischen Integrati- 
on nicht ZU behindern, sondern voranzutreiben, fordert die 
Arbeitsgruppe Alternative Wirt.rchafispalitik: 
- Im Rahmen des gesamtdeutschen föderalen Finanzaus- 

gleichs müssen in den kommenden Jahren im Jahresdurch- 
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schnitt mehr als 150 Mrd. D M  zur Verfügung gestellt wer- 
den. Damit zu verbinden ist allerdings die Forderung nach 
einer stärkeren Zielorientierung einerseits sowie deren effek- 
tiver Kontrolle andererseits. 
- Die im Jahressteuergesetz ‘96 festgelegten finanziellen Hil- 

fen für Investitionen in den neuen Bundesländern - Investiti- 
onszuschüsse und -zulagen sowie verschiedene Möglichkeiten 
der Sonderabschreibungen - sind über die neue Befristung hin- 
aus nochmals zu verlängern. Dabei sollten Mitnahmeeffekte 
durch westdeutsche Anleger stärker vermieden werden. 
- Für die derzeit gefährdeten kleineren und mittleren Un- 

ternehmen im industriellen Sektor und Handwerk sind auf 
der Grundlage eines Sanierungsprogramms Hilfen zur Uber- 
brückung von Liquiditätsengpässen, zur Stärkung der Eigen- 
kapitaldecke (durch stille Beteiligungen über Fonds) sowie 
zum Ausgleich von Managementdefiziten zusätzlich zur Ver- 
fügung zu stellen. 
- Auf der Basis von  regionalbezogenen Programmen sol- 

len öffentliche Infrastrukturprojekte weitergeführt bzw. auf- 
genommen werden. Dabei müssen Umweltverträglichkeits- 
prüfurigen beriicksichtigt werden. 

-- Angesichts dramatischer Defizite sollten die Öffentliche 
Forschungs- und Entwicklungspolitik sowie die technologi- 
sche, ökologische und soziale Innovationspolitik in Unter- 
nehmen gestärkt werden. 

-- Die noch offenstehenden Altschulden aus ehemaligen 
kommunalen Einrichtungen der Wohnungswirtschaft sind 
voll vom Bund zu übernehmen, um vor allem die ostdeut- 
schen Kommunen zii entlasten. 
- Unternehmen, die den Nachweis erbringen, ihre Sanierungs- 

ziele erreichen zu können, sollten vorübergehend Lohnkosten- 
Zuschüsse bis zur Normalisierung ihrer Umsatzerlöse erhalten. 
- Arbeitsmarktpolitische Maonahmen - insbesondere im 

Rahmen des fj 249h AFG - sind auszubauen, da einerseits 
die Chancen auf einen Abbau der Arbeitslosigkeit im markt- 
wirtschaftlichen Selbstlauf gering sind, andererseits jedoch 
genügend öffentliche Aufgaben erledigt werden müssen. 
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- Tarifpolitisch sollte die Verkürzung der Arbeitszeit ent- 
schieden weiterverfolgt werden, um das insgesamt zu knap- 
pe Arbeitsvolumen auf mehr Personen aufzuteilen. Der Vor- 
schlag der IG Metall zu einem ‘Bündnis für Arbeit-Ost- 
deutschland’ weist in diese Richtung. 

4. Zentrales ‘Bündnis fiir Arbeit’ - Mehr Risiken 
als Chancen 

U m  neue Wege im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit zu ge- 
hen, hat die Industriegewerkschaft Metall im Herbst 1995 
ein ‘Bündnis für Arbeit’ vorgeschlagen. Die IG Metall bietet 
- unter allerdings strengen Bedingungen - lohnpolitischen 
Verzicht zugunsten von Arbeitsplätzen an. Damit  sind jetzt 
die Wirtschaftsverbände und die Regierung in der Pflicht, 
einen eigenständigen Beitrag zur  erfolgreichen Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit zu unterbreiten. Dieser tarifpolitische 
Kraftakt bedarf jedoch nicht nur der politischen, sondern auch 
der  ökonomischen Bewertung. I m  Mit te lpunkt  steht das 
Angebot der  IG Metall, ab  1997 die Tariflohnerhöhung auf 
die Inflationsrate zu beschränken. Dafür müssen die Arbeit- 
geber bzw. ihre Verbände von 1996 bis 1998 betriebsbedingte 
Kündigungen vermeiden und die Schaffung von 110.000 
Arbeitsplätzen pro Jahr - darunter 10.000 für Langzeitar- 
beitslose - sowie die Erhöhung des Ausbildungsplatzange- 
bots u m  5 vH pro Jahr zusichern. Der neuralgische Punkt  
dieses Vorschlags ist der hierbei unterstellte positive Zusam- 
menhang zwischen Lohnzurückhaltung einerseits und dar- 
aus finanzierten neuen Arbeitsplätzen andererseits. Wie be- 
reits ausgeführt zeigt die längerfristige Entwicklung jedoch, 
da13 dem marktwirtschaftlichen Selbstlauf überlassene Lohn- 
zuriickhaltung den Abbau der Arbeitslosigkeit nicht bewir- 
ken kann. Deshalb will die I G  Metall sichergestellt wissen, 
da13 die nicht in Lohnzuwächsen weitergegebenen unterneh- 
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merischeii Eigenmittel auch effektiv zur Finanzierung von 
Arbeitsplätzen genutzt werden. Die Lohnzurückhaltting soll 
also nicht im marktwirtschaftlichen Selbstlauf versickern, 
sondern tarifpolitisch gestaltet und kontrolliert werden. Dazu 
ein Beispiel: Da die Produktion in diesem Jahr voraussicht- 
lich nur um 3 VH, die Produktivität jedoch uni 6,5 VH ZU-  

nehmen wird, ist in der Metallindustrie mi t  einem Rück- 
gang der Arbeitsplätze um ca. 100.000 zu rechnen. Für ihren 
Rückzug auf die Reallohnsicherung ab 1997 fordert die IG 
Metall, ca. 3 v H  des Verteilungsspielraums dieses Jahres zum 
Erhalt dieser Arbeitsplätze zu nutzen. Z u m  ‘Bündnis für Ar- 
beit’ gehört schließlich auch die Forderung an die Bundesre- 
gierung, den weiter geplanten Sozialabbau einzustellen. Die 
Zeichen der Politik sollen insgesamt auf Beschäftigung aus- 
gerichtet werden. Diese gewollte Umkehr des Beschäftigungs- 
abbaus ist hervorzuheben. Lohnzuwachsverzichte sollen über- 
prüfbar der Sicherung von Arbeitsplätzen dienen. Allerdings 
sind, wie die jüngste Entwicklung zeigt, die Risiken dieser 
Politik groß: 
- Der gesamtwirtschaftliche Nachfrageeffekt dieser Poli- 

tik muß  bewertet werden. Wäre die Folge ein massiver Rück- 
gang der Massenkaufkraft, so wirkte dieses Tarifbündnis fiir 
Produktion und Beschäftigung kontraproduktiv. Die Mas- 
senkaufkraft würde dem Vorschlag zufolge jedoch kaum re- 
duziert, denn ohne Beschäftigungssicherung gingen wegen 
Arbeitslosigkeit die verfügbaren Einkommen deutlich zurück. 
Der Ausfall durch Lohnzurückhaltung wird i m  ‘Bündnis für 
Arbeit’ durch die Sicherung von Arbeitsplätzen eher koin- 
pensiert. Allerdings gingen von der  Lohnpolitik keine zu-  
sätzlichen Impulse auf die Kaufkraft aus. 
- Die Finanzierung der Arbeitsplätze aus der  Lohnzurück- 

haltung kann nur aufgehen, wenn gleichzeitig Vorsorge für 
die Ausweitung der Produktion getroffen wird. Arbeitsplät- 
ze, die eigentlich durch Rationalisierung überflüssig werden, 
würden ohne z usä t z 1 i c he Produktion zur Mehrfach bese t zu ng 
im Betrieb führen. Deshalb müssen Anstrengungen zur Pro- 
duktionsausweitung durch Markt- und Absatzpolitik unter- 
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nonirnen werden. Hierzu gehört auch die Verwirklichung 
neuer Produktlinien. Darüber hinaus steht die Politik in der 
Verantwortung, die gesamtwirtschaftliche Nachfrage zu stär- 
ken. Direkt Einfluß nehmen kann der Staat über die Reali- 
sierung wichtiger Projekte zur Infrastruktur und zum ökolo- 
gischen Umbau. Indirekt Iäßt sich durch die Stärkung der 
Sozialeinkommen sowie eine kaufkraftfördernde Steuerpoli- 
t ik  die Nachfrage positiv beeinflussen. Die geplante Politik 
d er S t aa t s q U o t e n s e n k u n g j e d e n fa 1 1 s k o n t e r k a r i er t dieses 
‘Bündnis für Arbeit’. 
- Der tarifpolitische Vorschlag, Lohnzurückhaltung mit  

der Schaffung von Arbeitsplärzen zu verbinden, greift in die 
Entsclieidungsautonornie der Unternehmen ein. Soweit fi- 
nanz i e 1 le Spie 1 räume d U rc h Lohnverzichts leis tu  ng e n e n t s te- 
hen, mu13 deren Umsetzung in Arbeitsplätze sichergestellt 
werden. Dieser Vorschlag sprengt also das bisherige Tabu, 
den Unternehmen allein die Entscheidung über den Perso- 
naleinsatz zu  überlassen. Allerdings g ib t  es auch verbands- 
politische Risiken. Der Arbeitgeberverband Gesamtmetall 
kann nicht aus eigener Macht in den einzelnen Unternehmen 
u m z LI s e t z e n d e Be s c h ä f t  i g u n g s z us a g e n gar  an t i e re n . Da ti e r 
müssen betriebliche Interessenvettretungen unter der Regie 
des koordinierenden Flächentarifvertrags einbezogen werden. 
Dies spricht auch für eine Regionalisierung des ‘Bündnisses 
für Arbeit’. 
- Insgesamt wäre es fatal, wenn mit  diesem Vorschlag der 

Tarifpolitik die volle Last der Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit zugeschoben werden sollte. Der Druck, die Tarifparteien 
allein in die Verantwortung zu zwingen, ist hoch. Die I G  
Metall versucht, dieser Gefahr durch den Appell an eine un- 
terstützende Finanz- und Geldpolitik vorzubeugen. Schließ- 
1 i c h könnt e d i e Deuts  c he B U n d e s ban k ex pan s i v e Impulse 
durch eine restriktive Geldpolitik zunichte machen. Zweifel 
an einer konstruktiven Unterstützung durch die Geldpolitik 
können angesichts der Hartwährungspolitik der Deutschen 
Bundesbank nicht zerstreut werden. 
- Durchaus irn Sinne der Entlastung der hier debattierten 
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Tarifpolitik muß  unbedingt die Politik der Arbeitszeitver- 
kiirzung fortgesetzt werden. Wie der Hinweis auf die Ent- 
wicklung der Metallindustrie in diesem Jahr zeigt, kann mit 
dem IG-Metall-Vorschlag lediglich eine Verlangsamung beim 
Abbau der Arbeitsplätze bewirkt werden. Positive Beschäfti- 
gungseffekte großen Ausmal3es sind nur durch Arbeitszeitvet- 
kürzungen ZLLerwarten. Ein wichtiger Schritt ist der Freizeit- 
ausgleich von Uberstunden mi t  dem Ziel, die tarifliche Ar- 
beitszeit überhaupt erst einmal wieder herzustellen. Die über 
das normale Maß hinausgehenden Uberstunden bei gleichzei- 
tig hoher Arbeitslosigkeit sind ein Argernis. Sie zeigen, daß 
die Unternehmen ihre Belegschaften auf Minimalgröße redu- 
zierr haben, während Menschen dringend Arbeit suchen. 

Die bisherigen Erfahrungen mi t  dem ‘Bündnis für Arbeit’ 
auf Bundesebene sind deprimierend. Die Konsensbereirschaft 
erwies sich in der ‘Kanzlerrunde’ Ende Januar schon als fra- 
gil. Die Bundesregierung setzt mit  ihrem ‘Aktionsprogramm’ 
die Politik des Sozialabbaus uneingeschränkt fort. Die soge- 
nannten ‘Reformen’ der Arbeitslosen- und Sozialhilfe sind 
umgesetzt worden - und zwar ohne wesentliche Anderung 
der ursprünglichen Pläne. Und auch die jetzt offiziell be- 
kanntgegebenen Pläne zur ‘Reform’ des Arbeitsförderungs- 
gesetzes lassen keinerlei Bündniszugeständnisse erkennen. Die 
Gewerkschaften laufen deshalb Gefahr, den Abbau sozialstaat- 
lichen Schutzes fiir diejenigen, die von Arbeitsplätzen ab- 
hängig sind, nicht verhindern z ~ i  können, sondern nur dessen 
’Tempo beeinflussen zu dürfen. Die Arbeitgeberverbände zei- 
gen kaum Bereitschaft, ihren Beitrag zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit zu leisten. In der Kanzlerrunde zum ‘Bünd- 
nis für Arbeit und Standortsicherung’ wurde lediglich die 
Lehrstellenzusage vom Frühjahr 1995 wiederholt. Das aber 
ist nichts anderes als das mi t  Zahlen belegbare Eingeständ- 
nis, daß das propagierte Lehrstellenziel nicht eingehalten 
worden ist. Eine Bereitschaft, die viel zu hohe Uberstunden- 
zahl drastisch zu reduzieren, ist bei den Arbeitgebern nicht 
zu erkennen. Ein echtes ‘Bündnis für Arbeit’ droht an den 
altbekannten Interessengegensätzen zu scheitern. 
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5 .  Zum x-ten Mal falsche Rezepte gegen Massen- 
arbeitslosigkei t 

Erst unter dem Druck des Angebots eines ‘Bündnisses für 
Arbeit’ durch die I G  Metall und der Uberschreitung der Vier- 
Millionen-Grenze registrierter Arbeitslosigkeit sah sich die 
Bundesregierung veranlaßt, Aktivitäten zu entfalten. Die 
‘Kanzlerrunde’, an der die Spitzenrepräsentanten der Wir t -  
schaftsverbände und Gewerkschaften Ende Januar teilnahmen, 
legte das Konzept ‘Bündnis für Arbeit und  Standortsiche- 
rung’ vor. Dapach ist es das Ziel, mit  einem Bündel von Maß- 
nahmen die registrierte Arbeitslosigkeit bis zum Ende des 
Jahrtausends zu halbieren. Im Prinzip halt die Bundesregie- 
rung allerdings an ihrem alten Konzept unbelehrbar fest: 
Sozialabbau, Steuersenkungen für Unternehmen, Flexibili- 
sierung der Wirtschaft sowie vor allem der Arbeitsmärkte 
und damit auch des Tarifvertragssystems. Mi t  Blick auf die 
Gewerkschaften werden diese Forderungen moderater formu- 
liert, die Abbaumaßnahmen zeitlich gestreckt. Im  wenige 
Tage später vorgelegten ,,Aktionsprogramm für Investitio- 
nen und Arbeitsplätze“ des Jahreswirtschaftsberichts ‘96“ 
ist von dieser Zurückhaltung nichts mehr zu spüren. Bei Lich- 
te besehen wiederholt dieses Aktionsprogramm lediglich alte 
Rezepte, die sich in der Vergangenheit bereits als untauglich 
irn Kampf gegen Arbeitslosigkeit erwiesen haben. Die In- 
strumente zur Halbierung der Arbeitslosigkeit konzentrie- 
ren sich nahezu ausschließlich auf die Hoffnung, ein neues 
Wirtschaftswunder - vergleichbar den fünfziger Jahren - 
entfalten zu können. Dieses Wirtschaftswachsrum wäre - so 
die Logik dieser Politik - prinzipiell machbar, wenn denn 
endlich die vielfältigen Hindernisse aus dem Weg geräumt 
würden. Ein an sich vor Kraft- strotzendes Marktsystem wer- 
de durch politische Arrangements gegen die Wettbewerbs- 
kräfte in seiner Beschäftigungsdynamik stranguliert. Die 
Folgen dieses marktoptimistischen Credos sind klar: Politi- 
sche Regulierungen, die f inter ökonomischen, sozialen und 
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ökologischen Zielen die privatwirtschaftliche Unternehmens- 
autonomie eingrenzen, sollen zurückgenommen werden. Die 
Gewinnwirtschaft wird von der Schuld an Arbeitslosigkeit 
freigesprochen. Arbeitslosigkeit ist danach nicht unfreiwil- 
lig, also nicht Resid tat unternehmerischer Entscheidungen 
im gewinnwirtschaftlichen Zusarnnienspiel. Sie ist entweder 
durch den Arbeitslosen ‘freiwillig’ gewählt oder aber durch 
marktinkonforme Tarif-, Sozial- und Beschäftigungspolitik 
ausgelöst. Dieses Konzept der Entfesselung von Marktkräf- 
ten durch Deregulierung Lind Flexibilisierung läuft letztlich 
auf eine gigantische Umverteilung der Einkommen und Rech- 
te zugunsten der Unternehmenswirtschaft hinaus. Was die 
Unternehmenswirtschaft gewinnt, geht in diesem Nullsum- 
menspiel den von Arbeitsplätzen Abhängigen an Einkom- 
mensansprüchen und Rechten verloren. Instrumente dieser 
Politik, wie im ‘Aktionsprogramm’ nachzulesen, sind: 
- Die Staatsquote soll bis zum Jahr 2000 von derzeit 50 vH 

auf 46 v H  zurückgeführt werden. Diese dem Staat verordnete 
Verschlankungskur wird dazu fiihren, daß zentrale öffentliche 
Funktionen für die Gesamtwirtschaft, die soziale Koliäsion und 
den ökologischen Umbau reduziert werden. Gesamtwirtschaft- 
lich wird ein sich vervielfachender Nachfrageausfall produ- 
ziert, mit  dem Arbeitsplätze verloren gehen. 
- Die Sozialversicherungsbeiträge auf das Arbeitseinkom- 

men sollen von derzeit 41 VH auf unter 40 v H  reduziert wer- 
den. Dies kann durchaus vernünftig sein, wenn damit  Bela- 
stungen der Sozialversicherungssysteme - wie der  Aufbau der 
sozialen Systeme in Ostdeutschland und Maßnahmen der 
Arbeitsmarktpoiitik - zurückgeführt werden. Die Aufgaben 
selber dürfen jedoch nicht gestrichen werden. Seriosität er- 
langt der Vorschlag erst mit  dem Nachweis einer alternati- 
ven Finanzierung über das Steuersystem. Da aber Aussagen 
zur Gegenfinanzierung nicht gemacht werden, kann mit der 
Reduzierung des Gesamtsozialversicherurigsbeitrags nur ein 
gigantischer Abbau bisheriger Sozialleistungen gemeint sein. 
- Im Rahmen des ‘Sozialumbaus’ werden viele Maßnah- 

men vorgeschlagen, die bei Lichte besehen dem Sozialabbau 
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dienen. Hierzu zählen auch die geplanten Veränderungen des 
Arbeitsförderungsgesetzes ab 1997. Erneut soll der Rotstift 
bei den Arbeitslosen angesetzt werden. Dabei hat das Arbeits- 
losenhilfe-Reformgesetz, nach dem U.  a. das Bemessungsent- 
gelt der Arbeitslosenhilfe jährlich u m  3 v H  abgesenkt wird, 
den Bundestag bereits passiert. Die VerschärfLing der Krite- 
rien zumutbarer Arbeit für Arbeitslose findet sich in allen 
Dokumenten der Bundesregierung. 
- Ein Drei-Stufenplan zur Steuerreform zielt im ersten 

Schritt auf eine erneute Runde zur Senkung der Unterneh- 
mensteuern, obwohl sich die Gewinnsteuerquote bereits auf 
einem Rekordtief befindet. Da dennoch die Arbeitslosigkeit 
gestiegen ist, können auch künftig positive Beschäftigungs- 
irnpulse aus der Unternehmensteuersenkung nicht erwartet 
werden. 
- Der Katalog 'neuer Beschäftigungschancen' offenbart die 

Stoßrichtung dieser Politik des Sozialabbaus: Befristete Ar- 
beitsverhältnisse sollen auf 24 Monate ausgeweitet und Mehr- 
fachbefristungen ermöglicht werden. Schließlich sollen mi t  
,,haushalts- und pflegebezogenen Dienstleistungen" neue 
Beschäftigungsfelder mit  überwiegend niedrigen Löhnen er- 
schlossen werden. Betroffen davon sind vor allem Frauen, die 
statt arbeitslos zu werden ihren Arbeitgebern lieber als Dienst- 
mädchen dienstbar sein sollen. 
- Die vielen Maßnahmen zur Schaffung einer neuen ,,Kul- 

tur  der Selbständigkeit" enthalten einige positive Ansätze. 
Die diskutierten steuerpolitischen Erleichterungen für Exi- 
stenzgründungen stehen jedoch in keinem Verhältnis zum 
vergleichsweise niedrigen Beschäftigungseffekt. 

Hinzu kommen die immer wieder unternommenen Vor- 
stöße, den durch Flächentarifverttäge gewährleisteten Min- 
destschutz fiir abhängig Beschäftigte zu reduzieren. Jenseits 
der allgemeinen Bekenntniwe zur Tarifautonomie - wie etwa 
im Konsenspapier der Kanzlerrunde Ende Januar - werden 
nach wie vor Forderungen nach Flexibilisierung und Betriebs- 
bezogenheit in Richtung Auflösung von Flächenrarifverträ- 
gen gehandelt. 
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Da13 diese Politik der gigantischen Umverteilung der Ein- 
kommen und Rechte der Unternehmenswirtschaft dient, wird 
auch von deren Protagonisten nicht bestritten. Die Frage ist, 
ob  damit wenigstens das vorgebliche Ziel, d i e  Arbeitslosig- 
keit abzubauen, erreicht werden kann. 

Die wirtschaftliche Entwicklung lehrt, daß die Verbesserung 
der Verteilungsposition für die Unternehmenswirtschaft nicht 
mit  der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen einher- 
geht. Während sich durch eine Vielzahl von Maßnahmen die 
Verteilungsposition im Durchschnitt der Unternehmen über 
lange Zeit verbessert hatte, ist die Arbeitslosigkeit gestiegen: 
- Die strukturbereinigte Lohnquote liegt heute wieder auf 

dem Niveau von Anfang der sechziger Jahre. Der Anteil der 
Gewinne am Volkseinkommen ist seit Beginn des Aufschwungs 
1982 ständig gestiegen. Frühere Phasen hoher Beschäftigung 
waren mit höheren Lohnquoten als heute durchaus kompatibel. 
Nicht hohe Lohnquoten erklären die Arbeitslosigkeit, sondern 
unter dem Regime der Arbeitsplatzlücke lassen sich Verteilungs- 
Verluste der Arbeit durchsetzen. Es sind die sich zuspitzenden 
Verteilungsdisparitäten zwischen Kapital und Arbeit, die in 
wachsendem Maße ökonomisch dysfunktional wirken. 
- Die Gewinnposition der Unternehmen wurde i n  den letz- 

ten Jahren durch vielfaltige Maßnahmen zur Steuersenkung 
zusätzlich verbessert. Der Anteil der Gewinnsteuern (veran- 
lagte Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer 
und  Vermögensteuer, nicht veranlagte Steuern vom Ertrag) 
am Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver- 
mögen ist von 37 v H  zu Beginn der achtziger Jahre auf nur 
noch 25  v H  in 1975 zurückgefallen. Dies ist das Resultat der 
Senkung von Steuersätzen sowie der Steuerbemessung (bei- 
spielsweise durch verbesserte Abschreibungsmöglichkeiten). 
Trotz verschiedener Reformen wird sich die durchschnittli- 
che Belastung der Löhne und Gehälter mi t  direkten Steuern 
mi t  über 17 vH auf einem Spirzenniveau bewegen. Gerade in 
den letzten Jahren ist diese staatlich organisierte Umvertei- 
lung  ausgeweitet worden. Während das Aufkommen der 
Lohnsteuer seit 1990 um 5 6 , l  VH und das der Umsatzsteuer 
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um 5 I ,8 vH stiegen, sanken das Aufkommen der veranlag- 
ten Einkommensteuer um 61 ,6 vH und das der Körperschaft- 
Steuer um 39,7 vH.  Diese Steuersenkungspolitik für Unter- 
nehmen hat sich auf dem Arbeitsmarkt nicht ausgezahlt. Von 
erneuten Steuersenkungen ist nach dem bisherigen Trend eine 
Reduzierung der Arbeitslosigkeit folglich nicht zu erwarten. 
- Die Angebotsbedingungen der Unternehmen waren in 

den letzten Jahren gu t .  Das zeigt auch die Entwicklung der 
Kapitalrendite. Nach der Berechnung des ‘Sachverständigen- 
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung’ erreicht diese nach dem kon junkturbedingten Rück- 
schlag 1992 wieder das Niveau der siebziger Jahre. Die Ent- 
wicklung der Kapitalrendite ist also kein Hindernis für Sach- 
investitionen. 
- Auch im internationalen Wettbewerb kann eine Ver- 

schlechterung des bundesrepublikanischen Standorts i m  
Durchschnitt der Unternehmenswirtschaft empirisch nicht 
nachgewiesen werden. Im internationalen Vergleich liegt die 
Entwicklung der Lohnstückkosten - Arbeitskosten je Stun- 
de gegenüber der Arbeitsstundenproduktivität, auf der Basis 
inländischer Währung gerechnet - der deutschen Wirtschaft 
im mittleren Feld. Die Einflüsse der DM-Aufwertung müs- 
Sen bei diesen Vergleichen isoliert werden. Soweit die Auf- 
wertung der D M  gegenüber den Währungen der  wichtig- 
sten Handelspartner ein Resultat inländischer Kostensenkun- 
gen ist, sollten sich im Ausland ergebende Preisnachteile nicht 
nochmals den Beschäftigten aufgebürdet werden. Auch an- 
dere Indikatoren, wie die wachsenden Kapitalexporte i m  
Ausland und der Innovationsgehalt der Warenexporte, ver- 
weisen nicht auf eine grundsätzliche Verschlechterung der 
internationalen Wettbewerbsposition. 

Die über Jahre durchgesetzte gigantische Umverteilung 
zu Lasten der Arbeits- und Sozialeinkommensbezieher hat 
die soziale Spaltung vertieft. Das obere Drittel der westdeut- 
schen Privathaushalte verfügt derzeit über 56 vH der verfüg- 
baren Einkommen, während das untere Drittel nur 17 v H  
auf sich vereinigt. Die Formel von der leistungsgerechten 
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Entlohnung vermag diese Einkommensdifferenzen nun wirk- 
lich nicht zu erklären. Im Gegenteil dient sie letztlich nur  
der Rechtfertigung der krassen Einkommensunterschiede und 
der ungleichen Verteilung der Vermögen: Wer hohes Ein- 
kommen bezieht, der leistet auch viel, und damit er noch 
mehr leistet, braucht er ein noch höheres Einkommen. 

Positive Arbeitsmarkteffekte sind aus der  verbesserten 
Gewinnposition nicht entsprungen. Vielmehr hat der orga- 
nisierte Verlust an Massenkaufkraft die wirtschaftliche Ent- 
wicklung belastet. Die  unternehmerische Finanzierungs- und 
Vermögensrechnung der Deutschen Bundesbank zeigt, daß 
mi t  einem Mangel an eigenen Finanzierungsmitteln die In- 
ves t i t io n s zu r üc k ha 1 t un  g der Unternehmen n i c h t er k 1 är t wer- 
den kann. In den letzten Jahren nutzten die Unternehmen 
von 100 D M  eigener Finanzierungsmittel aus Jahresüber- 
Schüssen nach Steuern, Abschreibungen sowie Investitions- 
zulagen lediglich Ca. 60 D M  für Sachinvestitionen. Die wach- 
sende Beschäftigungskrise geht mit- der Teilnahme vieler deut- 
scher Unternehmen am weltweiten Kasino-Kapitalismus ein- 
her. Die Steuerpolitik m u ß  endlich den Mut  aufbringen, die 
Finanzierungsmittel der Unternehmen, die nicht für Sachin- 
vestitionen und Innovationen, sondern für Finanzanlagen 
genutzt werden, höher zu besteuern. Aus diesen Steuerein- 
nahmen ließe sich dagegen Beschäftigungspolitik finanzie- 
ren, denn im marktwirtschaftlichen Selbstlauf werden Ge- 
winne nicht in die Finanzierung arbeitsplatzschaffender In-  
vestitionen gelenkt. 

Gesamtwirtschaftlich ist es dringend geboten, den Sozial- 
staat zu stärken. Einerseits haben die Risiken für abhängig 
Beschäftigte in der lohnzentrierten Wirtschaft nicht ab-, son- 
dern zugenommen. Andererseits ist ein funktionierendes Sy- 
stem sozialer Sicherung eine wichtige Produktivkraft zur 
Bewältigung des Strukturwandels. 

Schließlich wird das Politikfeld ‘Verbesserung der Umwelt’ 
in den Regierungsdokumenten nicht einmal mehr genannt. 
Damit ist die Aufgabe, Beschäftigungs- mit  Umweltpolitik 
zu verzahnen, gestrichen worden. 
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6. Alternative Wege zur Bekämpfung der Massen- 
arbeitslosig kei t 

Die Krise der Beschäftigung ist auch eine Krise der bestim- 
menden Wirtschaftswissenschaft und der praktizierten Wirt- 
schaftspolitik. Z u  den Ursachen der Arbeitslosigkeit wird 
heute zwar ein breites Spektrum an Erklärungen angeboten. 
Ein eindeutiges, erfolgreiches Paradigma ist nicht in Sicht. 
Der 'Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung' weist in seinem Jahresgutachten 
1994/95 darauf hin: „Es gibt  kein allgemein akzeptiertes, in 
sich geschlossenes Erklärungsmodell" die Ursachen der Ar- 
beitslosigkeit betreffend. Dieser theoretischen Unsicherheit 
folgt nichtsdestotrotz die altbekannte Sicherheit bei den The- 
rapievorschlägen. Im Zentrum steht die Strategie, neue Ar- 
beitsplätze durch Wirtschaftswachstum zu erzeugen. Hinzu- 
gefügt werden noch Maßnahmen zur Qualifizierung der Ar- 
beitskräfte, um Diskrepanzen zwischen Arbeitskräfteangebot 
und -nachfrage im schnellen Strukturwandel der Wirtschaft 
abzubauen (Mismatch-Arbeitslosigkeit). Auch die bereits be- 
schriebene Wirtschaftspolitik setzt unerbittlich auf die Ent- 
fesselung einer Wachstumsdynamik durch Deregulierung und 
Flexibilisierung vor allem der Arbeitsmärkte. Diese Redukti- 
on des Beschäftigungsproblems auf institutionell verhindertes 
Wirtschaftswachstum fiihrt jedoch ökonomisch und arbeits- 
marktpolitisch ins Abseits. Das zeigt folgender Zusammen- 
hang: Erst bei einem im Jahresdurchschnitt realisierten Zu- 
wachs der gesamtwirtschaftlichen Produktion von 2,5 v H  setzt 
allmählich eine positive ßeschäftigungswirkung ein. Der Grund 
liegt in der vergleichsweise hohen Zunahme der Arbeitspro- 
duktivität, die bei einem heute realistischen Wirtschaftswachs- 
t um Beschäftigungseffekte verhindert. Die Strategie „Beschäf- 
tigung durch Wirtschaftswachstum" ist aber auch ökologisch 
aus einem doppelten Grund fatal: Einerseits nehmen die Um- 
weltbelastungen standortbedrohend zu. Andererseits wird die 
Chance verpaßt, die Wirtschaft ökologisch umzubauen. Durch 
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einen solchen Umbau lassen sich - wie die meisten Untersu- 
chungen zeigen - netto mehr Arbeitsplätze gewinnen. Vor al- 
lem aber entscheidet sich künftig die Innovationsdynamik der 
Wirtschaft weltweit an der Fähigkeit, umweltentlastende Pro- 
dukte und Produktionsverfahren zu entwickeln. 

Richtig ist: Es gibt  kein Allheilmirtel zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit. Allerdings lassen sich machbare Optio- 
nen gegenüber der beschäftigungspoli tisch erfolglosen Poli- 
tik der Marktentfesselung nennen. 

Konjunkturelle Stützung 

Die konjunkturell bedingte Arbeitslosigkeit muß  mit  einer 
Stärkung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage bekämpft 
werden. Deshalb fordern wir, daß  der Staat die konjunktur- 
bedingten Haushaltsdefizite hinnehmen muß.  Prozyklisches 
Verhalten, also die Kürzung von Ausgaben zum Abbau kon- 
junkturbedingter Staatsschulden, könnte die Gesamtwirt- 
Schaft schnell in eine tiefe Rezession führen. Die Bundesre- 
gierung ist wieder einmal dabei, durch protyklisches Verhal- 
ten eine sich kumulierende Abwärtsbewegung zu erzeugen. 
Auch die Steuerpolitik darf nicht die Nachfrageentwicklung 
belasten. Eine Erhöhung der Mehrwertsteuer wäre Gift für 
die Konjunktur. W i r  fordern die Auflage eines rnittelfristi- 
gen ßeschäftigungsprogramms, das kurzfristig konjunktur- 
stärkend wirken könnte. 

Die Deutsche Bundesbank darf nicht, wie öfters gesche- 
hen, fiskalische Impulse durch restriktive Geldpolitik kon- 
terkarieren. Die Geldpolitik hat durchaus noch Spielraum, 
durch eine weitere monetäre Lockerung die Konjunktur zu 
stärken. Nach unserer Vorstellung sollte die Geldmenge (M 
3) anstatt u m  die vorgesehenen 5 , 5  vH in diesem Jahr um 9 
v H  wachsen, und die Refinanzierungskosten der Deutschen 
Bundesbank sollten auf 2 v H ,  also einen Realzins von Null 
Prozent, zurückgefiihrt werden. Durch die weitere Senkung 
der Geldmarkttinsen lassen sich Umschichtungen in lang- 



fristige Anlagen bewirken und dadurch die Bereitschaft zu 
Sachinvestitionen stärken. Die Notenbanken in den Nach- 
barländern der EU könnten dieser Zinssenkungspolitik fol- 
gen. Die europaweite konjunkturelle Entspannung hätte po- 
sitive Rückwirkungen auf Deutschland. Durch eine expansi- 
ve Geldpolitik könnte auch der Druck in Richtung Aufwer- 
tung der D-Mark vermindert werden. Allerdings resultiert 
die Stärke der D-Mark auch aus der Tatsache, daß diese eine 
wichtige Anlagewährung darstellt. Schließlich gilt als stati- 
stisch belegbar, daß nur 3-5 v H  der Devisenmarktgeschäfte 
der Finanzierung des internationalen Handels dienen. Spe- 
kulationsgeschäfte bestimmen heute nachhaltig die kaum 
noch kalkulierbare Eritwicklurig der Devisenkurse. Deshalb 
fordern wir die Schaffung einer Europäischen Währungsuni- 
on, allerdings zu einem späteren Zei tpunkt ,  sowie einen brei- 
teren Integrationsprozeß, als derzeit im Maastrichter Vertrag 
vorgesehen. Die Stabilisierung der  Devisenkurse und Finanz- 
märkte ist darüber hinaus auch eine Aufgabe international 
koordinierter Politik. 

ÖRolo~ieoriendiertes M odernisierungs- und Bescba~i~un~sprogran~~i~ 

Die traditionelle Wachstumspolitik leidet unter einem Di- 
lemma: Mobilisiert werden sollen ausschließlich privatwirt- 
schaftlich rentable Produktionsfelder, während der kollekti- 
ve Bedarf an öffentlichen Infrastrukturprojekten mangels 
gewinnwirtschaftlicher Rentabilität verdrängt wird. Dabei 
ist unbestreitbar, daß eine hochwertige Infrastrukturausstat- 
tung eine zentrale Produktivkraft darstellt. Deshalb muß  diese 
gesamtwirtschaftlich relevante Produkt ion sichergestellt 
werden. Dies geht  jedoch nur über den öffentlichen Sektor. 
Zentraler Schwerpunkt ist ein Bündel von Maßnahmen zur 
Stärkung des ökologischen Umbaus. Mit  dem Ziel, die Um- 
weltbelastungen nachhaltig zu reduzieren, verbindet sich die 
Chance, neue Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen. 
Durch die ökologische Ausrichtung der Wirtschaft wird ein 
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Strukturwandel mit positiven Beschäftigungseffekten ausge- 
löst. Mit entsprechenden Produkt- und Prozeßinnovationen 
lassen sich auch international Wettbewerbsvorteile nutzen. 

Wir  fordern daher ein mittelfristiges Modernisierungs- und 
Beschäftigungsprograrnrn mit einem jährlichen Volumen von 
100 Mrd.  D M  und den Schwerpunkten: infrastrukturelle 
Begleitung des ökologischen Umbaus im Bereich der Ver- 
kehrs- und Energiesysteme, Förderung moderner sozialver- 
träglicher Technologien und Innovationen, Abbau ökologi- 
scher Altlasten, ein Programm für sozialen Wohnungsbau. 
Zur  'Finanzierung schlagen wir vor: Abbau von Steuersub- 
ventionen, kontrollierte Besteuerung der Zinserträge irn Rah- 
men der Einkommensteuer, konsequente Bekämpfung von 
Steuerhinterziehungen und Wirtschaftskriminalität sowie 
Besteuerung der Vermögen ab einer Freigrenze. 

Programm hrentlich gejjrderter Bescba$igung 

Unter  dem Stichwort Verschlankung des Staates konzentriert 
sich die vorherrschende Debatte auf einen massiven Abbau 
von Arbeitsplätzen im öffentlichen Sektor. Die hektischen 
Aktivitäten im Namen der Reform des öffentlichen Sektors 
werden derzeit nicht durch eine ernsthafte Analyse staatli- 
cher Funktionen begründet. Vielmehr entsteht der Eindruck, 
unter  fiskalischen Zwängen könnten bis auf wenige hoheitli- 
che Aufgaben alle Funktionen des Staates beliebig reduziert 
werden. Wir verweisen mit Nachdruck darauf, daß die Nach- 
frage nach Arbeit in wichtigen Sektoren der Wirtschaft durch 
die  Nu tzung  hoher Produktivitätspotentiale zurückgeht, 
während gleichzeitig der Bedarf an öffentlich sichergestell- 
ter Arbeit zunimmt.  Die Notwendigkeit öffentlicher Pro- 
duktion und damit Beschäftigung sehen wir auf folgenden 
drei Ebenen: 
- Der öffentliche Dienst m u ß  für die Zukunftsaufgaben 

der Gesellschaft gestärkt werden. Bis auf wenige Beispiele 
nehmen die tjffentlichen Aufgaben zu. Heute  zeigt sich be- 
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reits, da13 wichtige öffentliche Aufgaben nicht mehr oder nur 
mangelhaft erledigt werden können. Die Dienstleistungen 
müssen unter den Kriterien Wirtschaftlichkeit und Kunden- 
beziig verbessert werden. Die Verwaltungsreform, die das 
Angebot öffentlicher Dienstleistungen ausschließlich an op- 
timalen Abläufen der industriellen Produktion ausrichtet, die 
also ‘McKinseyisierung’ will, lehnen wir ab. Offentliche 
Dienstleistungen im sozialen, medizinischen und kulturel- 
len Bereich entstehen nicht als Mensch-Maschine-, sondern 
als Mensch-Mensch-Beziehung. Humandienstleistungen las- 
sen sich weder nach preußischem Bürokratismus noch nach 
den Regeln eines Industriebetriebs organisieren. Vorsorge für 
einen starken öffentlichen Sektor verbessert angesichts wach- 
sender Risiken die Möglichkeiten zur Lösung der Zukunfts- 
aufgaben. 
- Zwischen dem öffentlichen und dem privatwirtschaftli- 

chen Sektor kommt der Arbeitsmarktpolitik nach dem AFG 
auch künftig grol3e Bedeutung tu .  Statt Arbeitslosigkeit wird 
den Betroffenen über Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung eine 
für die Gesellschaft sinnvolle Beschäftigung ermöglicht. Die 
AB-MaJ3nahmen sollten dabei erweitert und flexibler gestal- 
tet werden. Dazu gehört die Erweiterung der Zugangsvor- 
aussetzungen und die Verbesserung der Kombinierbarkeit der 
vorgesehenen Maßnahmen. Der Umbau in einen Niedriglohn- 
bereich, wie in der Vergangenheit eingeleitet, m u ß  gestoppt 
und rückgängig gemacht werden. Ebenso ist dem Versuch, 
durch Betonung des individuellen Versicherungsprinzips die 
kollektive Verantwortlichkeit der Solidargemeinschaft zu 
unterlaufen, eine entschiedene Absage zu erteilen. 
- W i r  fordern einen Offentlichen Beschäftigungssektor 

(013s). Dieser Offentliche Beschäftigungssektor unterschei- 
det sich vom ‘zweiten Arbeitsmarkt’ durch die Tatsache, daß 
es sich bei ihm nicht u m  zeitlich befristete Beschäftigungs- 
verhältnisse handelt. Vielmehr sollen neue Dauerarbeitsplät- 
ze unter gesamtgesellschaftlicher Verantwortung geschaffen 
werden. Diese Arbeitsplätze können analog zu den bisheri- 
gen Strukturen des Offentlichen Dienstes, aber auch außer- 

halb traditionell-staatlicher Strukturen irn Rahmen von ge- 
meinniitzigen Organisationsformen angesiedelt werden. Vom 
traditionellen öffentlichen Dienst unterscheidet sich der OBS 
dadurch, daß hier vor allem bestimmte Zielgruppen Beschäf- 
tigung finden sollen. Zu denken wäre insbesondere an Ar- 
beitnehmerrnnen, die trotz erfolgreicher Qualifizierungs- und 
Umschulungsmaßnahmen keinen Arbeitsplatz im ‘ersten 
Arbeitsmarkt’ finden. Auch hinsichtlich der Tätigkeitsfel- 
der  unterscheidet sich der ÖBS vom traditionellen öffentli- 
chen Dienst, da neuartige, bisher nicht sichergestellte Tätig- 
keitsfelder erschlossen werden. Hier sei insbesondere auf neue 
Formen lokaler Sozial- und Gesundheitsdienste (Altenarbei t 
und -betreuung, Pflege) verwiesen, auf Tätigkeiten im Rah- 
men der Stadterneuerung und des Umweltschutzes (Recyc- 
ling, Renaturierung, Bodensanierung) sowie auf das notwen- 
dige öffentliche, insbesondere kommunale Engagement in 
Bildung und Kultur (Beratungsstellen). Der ÖBS ließe sich 
durchaus als Experimentierfeld für einen ökologischen und 
gemeinnützigen Umbau von Wirtschaft und Gesellschaft 
nutzen. Finanzielle Spielräume fiir die Gewährleistung die- 
ser wichtigen Aufgaben sind im Zuge einer Steuerpolitik zu 
finden, die die Bezieher von hohen Einkünften - auch aus 
Vermögen - stärker einbezieht. 

Ohne Aiheil.rzeZtuerkiir.zulzy kein Ahhau der Massenai~eitslosiRkeit 

Raten des wirtschaftlichen Wachstums, mit  denen selbst nur 
die Halbierung der Arbeitslosigkeit erreicht werden könnte, 
sind mangels eines ausreichenden Zuwachses der gesamtwirt- 
schaftlichen Nachfrage nicht realistisch. Ohne  einen massi- 
ven ökologischen t imbau  wären sie auch nicht akzeptabel. 
Unbestreitbar ist, im längerfristigen Trend nimmt das Ar- 
beitsvolumen, also die Zahl der gearbeiteten Stunden in der 
Gesamtwirtschaft, ab, Dies ist die Folge einer gegenüber dem 
Wirtschaftswachstum vergleichsweise hohen Produktivitäts- 
e n t w i c k 1 u n g (P rod LI k t i v i t ii t s - P rod U k t i o n s -Sc he re) . In den 
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letzten Jahren lag nur auf dem Höhepunkt des Vereinigungs- 
booms 1990/9 1 in Westdeutschland das reale Wachst:im des 
Bruttoinlandsprodukts nennenswert höher als die reale Ent- 
wicklung der Produktivität je Erwerbstätigenstuncie. In der 
Phase des langanhaltenden Aufschwungs seit 1982 wäre der 
Zuwachs der Erwerbstätigkeit ohne eine Vielzahl von Maß- 
nahmen der Arbeitszeitverkürzung nicht zu erreichen gewe- 
sen. Die Beschäftigungsschwelle des Wirtschaftswachstums 
liegt, wie erwähnt, i m  volkswirtschaftlichen Durchschnitt 
bei 2 , j  vH.  Dabei sind die Produktivitätsentwicklung und 
das itn Trend bisher wirksame Ausmal3 der Arbeitszeitver- 
kürzung berücksichtigt. Wer unter dieser Entwicklungskon- 
stellatiori ernsthaft zumindest die Halbierung der Arbeitslo- 
sigkeit bis zur Jahrtausendwende anstrebt, kommt nicht daran 
vorbei, auf das schrumpfende Arbeitsvoiumen mit weiterer 
Arbeitszeitverkürzung pro Beschäftigten zu reagieren. 

Alle Formen der Arbeitszeitgestaltung, die zu einer Ver- 
ringerung des angebotenen Arbeitsvolumens führen, sind 
dabei hilfreich. Das können zum Beispiel die Einführung ei- 
nes Sabbat-Jahres oder persönliche Arbeitszeitkonten sein. 
Allerdings zeigen die Daten der letzten 2 0  Jahre, daß das 
notwendige Ausmaß einer Reduzierung der Arbeitszeit vor- 
rangig nur mi t  einer Verkürzung der Wochenarbeirszeit zu 
erreichen isr. Denn Flexibilisierungen, die sich ausschließ- 
lich an den Erfordernissen der Produktion orientieren (‘at- 
mende Fabrik’), konterkarieren wegen der Produktivitätsef- 
fekte das beschäftigungspolitische Ziel. Auch eine Herauf- 
setzung des Rentenalters vergrößert das Angebot an Arbeits- 
kräften und schafft damit  zusätzliche Arbeitslosigkeit. So 
birgt die Neuregelung der Frühverrentung und ihr Ersatz 
durch Altersteilzeitarbeit die große Gefahr einer Erhöhung 
der Arbeitslosigkeit . 

Der Lohnausgleich bei Arbeitszeitverkürzung sollte soweit 
wie möglich eingehalten werden. Wenn allerdings Massen- 
entlassungen drohen, sehen bereits die ‘beschäftigungssichern- 
den Tarifverträge’ in der Metall- und Elektroindustrie vor, 
die Wochenarbeitszeit bis auf 30 Stunden ohne Lohnausgleich 
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zu verkürzen, allerdings zeitlich befristet und verbunden mit 
dem Verzicht auf betriebsbedingte Kündigungen. Diese Po- 
litik, die zu schweren Einschnitten bei den Löhnen und Ge- 
hältern führt, kann nur auf Ausnahmesituationen beschränkt 
bleiben. Die betroffenen Unternehmen werden verpflichtet, 
in dieser Zeit die Voraussetzungen für Produktion und Be- 
schäftigung zu verbessern. 

U m  nachhaltige Beschäftigungseffekte zu erzielen, sehen 
wir zur Fortsetzung der Verkürzung der Wochenarbeitszeit 
mi t  möglichst vollem Lohnausgleich keine Alternative. Z u  
dieser Strategie gehören die folgenden Elemente: 
- Die Uberstunden müssen drastisch abgebaut werden. 

Durch den kompletten Abbau von derzeit über zwei Miiliar- 
den Uberstunden könnten rein rechnerisch 1,3 Millionen 
Arbeitsverhältnisse geschaffen werden. 
- Die Arbeitszeit in Ostdeutschland ist an das westdeut- 

sche Niveau anzugleichen. Allein in der Metall- und Elektro- 
industrie ließen sich durch die Reduktion der Wochenarbeits- 
Zeit auf die 35-Stunden-Woche 33.000 neue Jobs schaffen. 
- Bei drohenden Massenentlassungen sollte das Instrument 

der beschäftigungssichernden Tarifpolitik genutzt werden, 
d .h .  zeitlich befristete Arbeitszeitverkürzung mit  gestaffel- 
tem bzw. ohne Lohnausgleich. 
- Das Wochenende darf nicht zur Regelarbeitszeit wer- 

den. Dagegen sprechen nicht nur  individuelle und soziale 
Gründe. Auch ökonomisch ist es ausgesprochen unsicher, ob 
die Mehrproduktion bei unbegrenzter Laufzeit der Produk- 
tionskapazitäten ausreichenden Absatz findet. 
- Mit der  Arbeitszeitverkürzung sollte eine Vielzahl von 

Modellen zur Erweiterung der Zeitsouveränität der Arbeitneh- 
merInnen verknüpft werden. Damit könnte der Trend, den Be- 
schäftigten den Zeitrhythmus zu diktieren, gebremst werden. 
- Voraussetzung einer spürbaren Absenkung der Wochen- 

arbeitszeit ist die Verbreitung und Festigung der 35-Stun- 
den-Woche in allen Tarifbereichen. Auf dieser Basis sollte 
eine neue Etappe der Verkürzung der  Wochenarbeitszeit in 
Richtung 30-Stunden-Woche gestartet werden. 
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7. Oko-Steuer im Rahmen von ökologischem 
Umbau und Regionalisierung 

I n  ihrem MEMORANDUM ‘95 hat die Arheitsgrzppe Alter- 
izative W’zrtschaftspolitik die Orientierungskriterien für eine 
ökologisch verträgliche und damit nachhaltige Entwicklung 
vorgelegt. N u r  mi t  grundlegenden Veränderungen der Pro- 
duktions- und Konsumstrukturen, vor allem auch in Rich- 
tung Abbau weiträumiger Transportketten, lassen sich künf- 
tig Wirtschaft und Umwelt vereinbaren. Darauf müssen die 
einzelnen Instrumente der Umweltpolitik ausgerichtet wer- 
den. Es gibt viele Anzeichen dafür, daß  unter dem Druck der 
Massenarbeitslosigkeit deren Bekämpfung zum Anlaß genom- 
men wird, den ökologischen Umbau erst einmal auszuset- 
zen. Arbeitsplätze ohne Verbesserung der  Umwelt sichern 
und schaffen zu wollen, bedeutet schlichtweg Rückschritt hin- 
ter ökonomische Möglichkeiten und ökologische Notwendig- 
keiten. Wer ”moderne Wirtschaftspolitik” ernstnimmt, der 
mu13 diese mit einer aktiven Umweltpolitik verknüpfen. Der 
Wirtschaftsstandort Deutschland kann sich selbst einen befri- 
steten Ausstieg aus einer aktiven Umweltpolitik nicht leisten. 
Z u m  einen würden die eigenen Grundlagen der Produktions- 
und Lebensverhältnisse in wachsendem Ausmaß zerstört. Z u m  
anderen würden tukunftsförderliche Möglichkeiten der Pro- 
duktion und Beschäftigung im Rahmen des ökologischen 
Umbaus der Wirtschaft nicht ausgeschöpft. W i r  plädieren 
für einen unverzüglichen und  spürbaren Einstieg in die öko- 
logische Steuerreform. W i r  weisen aber auch darauf hin, daß 
mittelfristig durch die stärkere Regionalisierung der Produk- 
tionsstrukturen die Transportketten und  die heutige Abhän- 
gigkeit von Mobilität nachhaltig reduziert werden müssen. 

Die Arheitsgmppe Alierna~ive IVirtschaftspolitik fordert den 
sofortigen Einstieg in die ökologische Steuerreform. Okolo- 
gische Abgaben müssen dabei das Ziel verfolgen, daß über 
die privatwirtschaftlichen Kosten hinaus die gesellschaftli- 
chen Kosten bei einzelwirtschaftlichen Entscheidungen an- 
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gerechnet werden. Wir  greifen die Ergebnisse der  Studie auf, 
die das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung im Auf- 
trag von Greenpeace e.V. erstellt hat, und fordern den unver- 
züglichen Einstieg in die ökologische Steuerreform mit einer 
nachhaltigen Energiebesteuerung. Wir  fordern, die Preise der 
Primärenergie aus fossilen Brennstoffen innerhalb der näch- 
sten zehn Jahre über diese Oko-Steuer schrittweise zu verdop- 
peln. Da die regenerativen Energiequellen - wie Wind-, Was- 
ser- und Solarkraft sowie Biomasse - nicht besteuert werden, 
wird diesen ein Wettbewerbsvorteil gegenüber fossilen Ener- 
gieträgern eingeräumt. Die Einführung der Energiesteuer 
schafft insgesamt mehr Arbeitsplätze, als verlorengehen. Al- 
lerdings ist mit  einem intensiven Strukturwandel in den bis- 
her energieintensiven Produktionssektoren zu rechnen. Die- 
ser Strukturwandel muß unbedingt durch eine aktive Struk- 
turpolitik in den betroffenen Regionen begleitet werden. 

W i r  fordern ebenfalls endlich den Einstieg in eine ökolo- 
gisch begründete Erhöhung der Mineralölsteuer, u m  den er- 
forderlichen Strukturwandel z u  beschleunigen. W i r  bleiben 
bei unserem Vorschlag, in den nächsten Jahren Schrittweise 
spürbar den Benzinpreis pro Liter bis auf 5 D M  zu erhöhen. 
Dami t  würden annäherungsweise die sozial-ökologischen 
Kosten, die durch die Nutzung von Kraftfahrzeugen eritste- 
hen und bisher individuell nicht berücksichtigt wurden, an- 
gerechnet. Voraussetzung ist allerdings, daß das öffentliche 
Nah-  und  Fernverkehrssysrem ausgebaut und effektiviert 
wird. Im Prozeß des dadurch ausgelösten Strukturwandels 
würde sich ein insgesamt positiver Arbeitsplatzeffekt erge- 
ben. I m  Rahmen der Mineralölsteuerreform ist eine drasti- 
sche Verteuerung im Luftverkehr anzustreben. 

U m  es nochmals zu wiederholen: Wi r  sehen in Oko-Steu- 
ern kein Allheilmittel, jedoch ein wichtiges Instrument. Oko- 
Steuern setzen auf ökonomisch induzierte Verhalterisveräri- 
derungen. Die Anpassung braucht jedoch Zeit. Dort, wo öko- 
1 og i s c he Te i I s v s t e m e umzukippen drohen , also ke i n e An pas - 
sungszeit mehr  gegeben ist, muß  mi t  Geboten gearbeitet 
werden. So müssen i n  einem Verkehrskonzept neben der Oko- 
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Steuer auf Benzin auch Geschwindigkeitsbegrenzungen aus- 
gesprochen werden. N u r  so kann vermieden werden, daß die 
Belastung der Natur  mi t  Schadstoffen von Einkommensstar- 
ken als ‘Luxusgut’ genutzt wird. Entscheidend ist auch die 
Frage der Verwendung der Einnahmen aus Okoabgaben. Wir 
plädieren für eine vorrangige Nutzung des Aufkommens zur 
Finanzierung von Maßnahmen zur Unterstützung der ökolo- 
gischen Lenkungszwecke. So sind zur energie- und verkehrs- 
politischen Wende umfassende Infrastrukturprogramme zu 
realisieren. Die Umbauinvestirionen vor allem in kleinen und 
mittleren Betrieben sind finanziell zu fördern. Für Einkom- 
mensschwache, die den Preisschock nicht verkraften können, 
sollten soziale Anpassungshilfen eingeräumt werden. Wir  
sehen es als notwendig an, etwa ein Drittel des Aufkommens 
aus Energiesteuern für soziale Kompensationsmaßnahmen 
aufzuwenden. Der Vorschlag, einen Großteil der Einnahmen 
aus Oko-Steuern zur Senkung der Lohnnebenkosten zu nut- 
zen, ist problematisch. Die Aufkommensneutralität kann 
nicht das Hauptziel der Oko-Steuer sein, denn ihr Aufkom- 
men ist darauf angelegt, zurückzugehen, weil die Bemessungs- 
grundlage ‘Umweltverschmutzung’ ja auch reduziert werden 
soll. Das aber würde auf Dauer zu Problemen einer stabilen 
Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme führen. Schließ- 
lich ist der Hinweis, mit  Öko-Steuern ließen sich im Sinne 
eines Doppelschlags die Umweltkrise und  durch die darüber 
finanzierte Senkung der Lohnnebenkosten die Arbeitslosig- 
keit bekämpfen, nicht schlüssig. Andersherum wird ein Schuh 
daraus. Mit  einem aus Öko-Steuern finanzierten Programm 
zur Durchsetzung der umweltpolitischen Wende in der En- 
ergie- und Verkehrspolitik lassen sich direkt und  indirekt 
mehr rieue Arbeitsplätze schaffen, als verlorengehen. 

Bei Energie- und Mineralölsteuern sehen wir die Gefahr, 
daR die Lenkungswirkungen durch Preissenkungsstrategien 
der Rohstoffländer eingeschränkt werden könnten. Eine ge- 
gebenenfalls jährlich vorzunehmende Korrektur der Steuer- 
Sätze ist  daher erforderlich, u m  den politisch festgelegten 
Preiserhöhungspfad einzuhalten. Daraus resultierende Zusatz- 
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einnahmen sollten ebenso wie ein Teil des Gesamtaufkonimens 
zur Förderung der ökologischen und sozialen Entwicklung in 
den Ländern der sog. ‘Dri t ten Welt’  verwendet werden. 

Die Oko-Steuer ist ein wichtiges Instrument .  U m  jedoch 
ein Gesamtkonzept des ökologischen Umbaus wirksam wer- 
den zu lassen, müssen weitere Instrumente wie Ge- und Ver- 
bote zur Begrenzung der Umweltverschmutzung hinzuge- 
fügt werden. Eine ökologische Wende ist allerdings Iänger- 
fristig nur  zu erreichen, wenn die bisherigen Produktions- 
Strukturen, die zu einem dramatischen Transportaufwand 
u n d  d a m i t  Mobil i tä tszwang führen,  abgebaut  werden. 
Schwerpunkte einer Regionalisierung der Wirtschaftskreis- 
läufe sind: 
- Die Nutzung und Erschließung von anfallenden Produk- 

t i o n sa b fa I 1 p rod u k t e n i n an d e re n Unternehmen der R eg i o n . 
- Die Dezentralisierung der Produktionskapazitäten für 

Erzeugnisse und Technologien, die die wirtschaftliche Ferti- 
g u n g  eines breiten Sortiments von Bedarfsgütern und die 
umweltverträgliche Rückführung der Altprodukte in der 
Region ermöglichen. 
- Flankiert werden m u ß  dieses Programm durch eine Re- 

duzierung des Energie- und Materialverbrauchs in der Pro- 
duktion und Konsumtion. 

8. Europäische Währungsunion: Ausstieg aus dem 
Zeitdiktat und Einstieg in eine umfassende Inte- 
gration 

Der Maastricliter Vertrag enthält zur Einführung der WGh- 
rungsunion eine strenge Zeitautomatik. Bis zum 1.1.1999 
müssen die Wechselkurse zwischen den beteiligten Mitglieds- 
Iändern ,,unwiderruflich“ fixiert werden. Danach bleiben die 
einzelnen Währungen zwar noch nominell erhalten, jedoch 
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sind sie nur noch Ausdruck einer einheitlichen Euro-Wäh- 
rung .  U m  Mitgl ied dieser Währungsunion  zu werden, 
schreibt dagegen der Vertrag die Erfüllung sog. Konver- 
geiizkriterien vor. Bis zum Sommer 1998 sollen die Mi t -  
gliedsländer, die auf der Grundlage eines Konvergenzbe- 
richtes zum Wirtscliaftsjalir 1997 die Teilnahme attestiert 
bekommen, ausgewählt werden. Bis dahin müssen auch die 
i t i  s t i t u t i o n e I le n S t r u k t u r e n  sowie d ie  g e  Id po 1 i t i s c h e n 
Grundlagen des Europäischen Systems der Zentralbanken 
geschaffen sein. Dieser Zeitplan ist nur einzuhalten, wenn 
entweder auf der  Grundlage der Konvergenzkriterien nur 
sehr wenige Länder teilnehmen können oder aber die Kon- 
vergenzkriterien aufgeweicht werden, um mehr Länder auf- 
zunehmen. Würde  nur eine kleine Gruppe dabeisein, dann 
drohten mi t  der Spaltung zwischen einigen wenigen Kern- 
Iändern und einer großen Randgruppe der künftigen Inte- 
gration große Gefahren. 

Daher fordern wir eine Verschiebung des Beginns der 
Währungsunion. Diese Forderung stellen wir nicht nur, weil 
z u  wenige Länder die vorgegebenen Konvergenzkriterien in- 
nerhalb des Zeitplans erreichen werden. Vielmehr kritisieren 
wir die Konvergenzkriterien selbst. Sie sind zum Teil ökono- 
misch unsinnig und beziehen sich ausschliel3lich auf die mo- 
netäre Integration, d .h .  die Schaffung eines stabilen Werts 
der Euro-Währung. So zwingt die Beschränkung der öffent- 
lichen Neuverschuldung auf 3 v H  und der Gesamtverschul- 
dung auf 60 vH des Rruttoinlandsprodukts zu einer Ein- 
sparpolitik, die die ohnehin schwache Konjunktur  in vie- 
len Mitgliedsländern belastet. Dies gi l t  auch fiir die Bun- 
desrepublik, die derzeit die Neuverschuldungsqiiote mi t  ca. 
3,6 vH überzielit und dami t  u.a. den Einsparkurs vor allem 
in den Sozialhaushalten rechtfertigt. Die Angleichung an 
einen hohen Beschäftigungsstand sowie soziale und ökolo- 
gische Ziele werden ausgeblendet. Eine Währungsunion ohne 
Beschäftigungs-, Sozial- und Umweltuniori bleibt jedoch ein 
lbrso. 
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Weil wir einerseits die Vorteile der Währungsunion sehen, 
andererseits aber eine voranschreitende Integration für erfor- 
derlich halten, sehen wir gegenüber dem Maastricht-Vertrag 
Korrektiirbedarf. Die Vorteile einer Währungsunion sind 
unmittelbar einsichtig. Mit  dem YVegfali von Wechselkurs- 
Schwankungen werden für die Unternehmen ihre grenzüber- 
schreitenden Aktivitäten kalkulierbarer. Da wechselkursbe- 
dingte Einnahmeausfälle nicht mehr möglich sind, können 
Kurssicherungsgeschäfte unterbleiben und die Vorsichtskas- 
senhaltung kann reduziert werden. Kostensenkungen entste- 
hen auch dadurch, daß der Aufwand für Umrechnung und 
U m tausch z w i s c h e n ve rs c h i e d e n e n Währungen e n t faI 1 t . Aus 
gesamtwirtschaftlicher Sicht werden Währungskonkiirrenz 
und Abwertung swe t tläufe unmöglich, bei denen einzelne 
Länder versuchen, durch Abwertung ihren Leistungsbilanz- 
überschul3 ZLI erhöhen und auf diese Weise Arbeitslosigkeit 
in andere Länder zu exportieren. Für die Währungsunion 
spricht vor allem, daß den Devisenspekulanten ein Betäti- 
gungsfeld zu Lasten der realwirtschaftlichen Produktion und 
Beschäftigung entrissen wird. 

Als entscheidender Vorteil einer Währungsunion ist jedoch 
die Erweiterung wirtschaftspolitischer Spielräume anzusehen, 
die in der gegenwärtigen Situation unregulierter Währungs- 
konkurrenz nicht gegeben sind. 

Mit  der Dhl als europäischer Leit- und Reservewährung 
besteht immer die Gefahr der Kapitalflucht aus Schwach- 
währtingsländern in wertstabile DM-Anlagen. Dem Abwer- 
tungsdruck, der  damit verbunden ist, kann nur durch eine 
E r h ö h u n g d er Le i s t U n g s b i lan zii be rs c h üs se der S c hwac liw ä h - 
rungsländer begegnet werden. Hierfür bedarf es aber inlän- 
discher Kostensenkiingen, die den Spielraum der nationalen 
Wirtschaftspolitik und Lohnbildung einschränken. Die äu- 
Bere Währungskonkurrenz erzwingt daher im Innern einen 
Koste n se n k U iig s w e t t be w e r b . So ko m m t es z u I n s t a b i 1 i t ä t e n 
der Außenwirtschaftsbeziehurigen und sinkender Binnennach- 
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frage. Beschäftigungsniveau und soziale Lage in den Ländern, 
die der Wähtungskonkurrenz unterworfen sind, werden da- 
durch nicht gerade gefördert. Im Streit um die Frage "Auf- 
bau eines Weltwährungssysrems oder europäische Währungs- 
union?" legen wir angesichts der Schwierigkeiten bei einer 
globalen Lösung den Schwerpunkt auf die Stärkung der inner- 
europäischen Wirtschaftsbeziehungen, was für eine europäi- 
sche Währungsunion spricht, solange der Weg zu einem neu- 
eri Weltwährungssystem blockiert ist. 

Für eine Politik des regionalen und sozialen Ausgleichs - ein ande- 
rer W e g  zzir Wäbrungjzmion 

Auch mit  einer Europäischen Währungsunion stellt sich das 
Problem der Entwicklung der Devisenkurse gegenüber den 
Ländern außerhaib der EU. Die Weltwirtschaft weist neben 
verschiedenen Vorteilen auch den Nachteil globaler Finanz- 
Spekulationen auf, die destabilisierend auf Produktion und 
Beschäftigung in einzelnen Ländern wirken können. Mit  ei- 
ner Devisenumsatzsteuer - der sogenannten Tobin-Steuer - 
könnten kurzfristige Spekulationsgeschäfte so verteuert wer- 
den, daß sie unrentabel werden und daher unterbleiben. Die 
Wirkung einer solchen Steuer auf die Finanzierung langfri- 
stiger Handels- und  Investitionsbeziehungen wäre dagegen 
vernachlässigbar niedrig. Außerdem kann solch eine Steuer 
- wenn internationale Lösungen nicht zustande kommen - 
versuchsweise auf EU-Ebene eingeführt werden. Hiervon 
könnte sogar ein Anreiz auf andere Wirtschaftsregionen aus- 
gehen, ebenfalls Steuern zur Eindämmung spekulativer Ka- 
pitalbewegungen zu erheben. 

Der Zwang zu restriktiver Wirtschaftspolitik geht  aus- 
schließlich von der gegenwärtigen Ausgestaltung der Wäh-  
rungsunion aus. An die Stelle des Maastrichter Weges eines 
rigiden Zeitplans und ausschließlich monetärer Konvergenz- 
kri terien sollte daher eine europaweite Wirtschaftspolitik tre- 
ten, die auf sozialen, ökologischen und regionalen Ausgleich 

abzielt. Solch eine Politik erfordert einerseits die Aufgabe 
des derzeit (noch) gültigen Zeitplans und andererseits eine 
Erweiterung des politischen Zielkataloges. Neben monetäre 
müssen realwirtschaftliche Kriterien treten, die die Anglei- 
chung der Wirtschaftskraft sowie des Produktivitäts-, Be- 
schäftigungs- und Einkommensniveaus erfassen. Die Errei- 
chung solch eines erweiterten Zielkataloges darf nicht in die 
Verantwortung nationaler Regierungen gestellt werden, son- 
dern mul3 von der E U  vorangetrieben werden. Kurz: Die na- 
tionale Austeritätspoiitik, die von der Maastricht-Konzepti- 
on einer Währungsunion angestrebt wird, m u ß  durch einen 
europäischen s t ruk turorien t ierten und m i t tel fr is r igen Key- 
nesianismus, also eine beschäftigungsorientierte Wirtschafts- 
politik, abgelöst werden. 

Ein strukturell und mittelfristig ausgerichteter Euro-Key- 
nesianismus kann bestehende regionale und soziale Urigleich- 
heiten abbauen und damit  die realwirtschaftlichen Voraus- 
setzungen einer europäischen Währungsunion schaffen. Un- 
ter dem Zwang, die monetären Konvergenzkriterien im der- 
zeitigen Maastrichter Fahrplan ZU erreichen, wird die Wäh-  
rungsunion entweder ganz scheitern, weil die Zielvorgaben 
nicht erreicht werden, oder es wird ZU weiterer regionaler 
und sozialer Polarisierung kommen. 

Eine Alternative zur Maastricht-Konzeption einer Wäh-  
rungsunion sollte fünf Punkte  umfassen: 

Erstens bedarf es einer Einschränkung spekulativer Kapi- 
talströme, u m  Spielraum für eine beschäftigungsorientierte 
Wirtschaftspolitik zu gewinnen. Mit einer Devisenumsatzsteu- 
er, die gegebenenfalls im europäischen Alleingang eingeführt 
werden könnte, ist ein geeignetes Instrument zur Begrenzung 
von Devisen- und Wechselkursspekulationen gegeben. 

Zweitens kann eine beschäftigungsorientierte Wirtschafts- 
politik die sozialen Gegensätze in den Staaten der EU abbau- 
en.  Diesem Ziel dienen die traditionellen Instrumente der 
Beschäftigungspolitik, insbesondere öffentliche Investitionen, 
sowie der Ausbau des öffentlich verantworteten und finan- 
zierten Non-Profit-Sektors. Während die Beschäftigungspo- 
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litik Arbeitspliitze schafft, die ansonsten infolge privateii 
Nachfragemangels fehlen würden, bedarf es zugleich der Ar- 
beitszeitverkürzungen, um eine Zunahme der produktivitäts- 
bedingten Arbeitslosigkeit zu vermeiden. 

Drittens müssen gemessen an ökologischen Zielen Min- 
deststandards in den Mitgliedsländern einer Wirtschafts- und 
Währungsunion erfüllt werden. Durch den ökologischen 
Umbau werden auf breiter Basis neue Produktions- und Be- 
schäftigungsfelder geschaffen. 

Viertens ist eine Politik des regionalen Ausgleichs erfor- 
derlich. Diese kann über arbeits- und sozialrechtliche Min- 
deststandards erfolgen. Außerdem sollte der EU-Haushalt 
gegenüber den nationalen Haushalten der Mitgliedsstaaten 
erweitert werden, um in größerem Maßstab Regionalpolitik 
betreiben zu können. Der Schwerpunkt sollte dabei nicht auf 
Einkommenstransfers liegen, sondern auf der Förderung der 
regionalen Wertschöpfung, um die Einkommensbasis in den 
unterdurchschnittlich entwickelten Regionen zu stärken und 
die Abhängigkeit von Transferzahlungen zu verringern. 

Fünftens ist die Einführung einer Devisenumsatzsteuer zwar 
nur mit geringem administrativem Aufwand verbunden, ihre 
politische Durchsetzung dürfte aber einige Zeit in Anspruch 
nehmen. Gleiches gilt für die Beschäftigungs-, Umwelt- und 
Regionalpolitik, bei deren Realisierung zusätzliche Zeit ver- 
geht, bis ihre Maßnahmen Wirkung zeigen. Die Währungs- 
union sollte erst dann vollendet werden, wenn mindestens die 
Hälfte plus ein Mitgliedsland der EU diese Kriterien erfüllen. 
Bis diese Voraussetzungen einer Währungsunion gegeben sind, 
wird daher erheblich mehr Zeit vergehen, als der Maastrichter 
Fahrplan vorsieht. Bis zur Einführung einer europäischen Ein- 
heitswährung sollte daher das Europäische Währungssystem 
(EWS) reformiert und genutzt werden, u m  innereuropäische 
Währungsturbulenzen ZU vermeiden. Dieses EWS I1 sollte 
zu den engen Bandbreiten der Wechselkursbewegung, die 
bis 1993 gegolten haben, zurückkehren. Um diese Marge von 
+/- 2,25 v H  einhalten zu können, ist eine strenge Interventi- 
onspflicht der Zentralbanken erforderlich. 
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1. Schwache Wachstumskräfteaclistumskräfte - Vor dem 
Abschwung ? 

Die konjunkturelle Lage hat sich in Deutschland innerhalb 
der letzten Monate deutlich verschlechtert. Die ursprürigli- 
chen Ergebnisse bzw. Prognosen für das reale Wirtschafts- 
wachstum der Jahre 1995 und 1996 wurden am Ende des 
Jahres 1995 nach unten revidiert. LVährend die Institute noch 
im vergangenen Herbst für das Jahr 1995 ein Wachstum des 
Bruttoinlandsproduktes von 2,25 vH und für 1996 2,5 vH 
prognosrizierten, hat das D I W  die Prognosewerte i m  Januar 
1996 auf 2 v H  für 1995 und 1 v€-I für 1996 revidiert. 

Das Dilemma dieser Konjunkturentwicklung wird einer- 
seits dadurch verursacht, daß der (oft genug vorgeschützte) 
Wettbewerbsdruck zu niedrigen Kosten zwingt, was bei nied- 
rigen Lohnkosten, Sozialabgaben und Gewinnsteuern die 
Konsumgütern ac h frage aus Masse ne i n ko m m e n s c h m ä 1 er t . 
Andererseits aber wird durch den Wettbewerb dieser Nach- 
frageentgang nicht ausgeglichen durch vermehrte Ausgaben 
der Gewinnbezieher für Investitionen oder ersatzweise für den 
Konsum . G 1 e ich w o 1i 1 d o m i nie r t das Wettbewerb sde n ke n 
zunehmend die Hal tung der Parteien, aber auch der Beleg- 
schaftsvertretungen in den Unternehmen. Die Art der Teil- 
nahme an der inszenierten Standortdebattc belegt dies ein- 
dringlich. Mehr noch: Ein intensiverer Wettbewerb (so durch 
mehr Freihandel) soll den [Jmschwung zu mehr Investitio- 
nen bringen. Eine Lösung allerdings kann so nicht gefunden 
werden. Die Weltwirtschaftskrise der 3Oer Jahre hat vielmehr 
i n  allen entwickelten Industrieländern gezeigt: Die Senkung 
der Löhne, Gewinnsteuern und Sozialabgaben steigert die 
privaten Investitionen nicht. Statt dessen sinkt die Produk- 
tion bei verringerten privaten und öffentlichen Ausgaben. 

Das Wachstum geht hierdurch erneut zurück. Die Staatsaus- 
gaben und Löhne werden um ein weiteres gekürzt usf. Die 
westlichen Industrieländer befinden sich damit in einem für 
die Stabilität der Weltwirtschaft gefährlichen Austeritätswett- 
lauf. Statt in einen Ausweg weist dieser Weg,  das hat die 
Wirtschaftskrise der 30er Jahre deutlich gemacht, in eine 
Sackgasse. 

In der gegenwärtigen konjunkturellen Lage ist konkret 
folgendes Problem zu lösen: Im  Jahr 1995 stieg das Brutto- 
inlandsprodukt (BIP) je Erwerbstätigenstunde u m  3 vH.  Bei 
konstantem Arbeitsvolumen in den Jahren 1994 und 1995 
hätte dies eine reale Zunahme des BIP zu 94er Preisen von 
99 ,6  Mrd. D M  zur Folge gehabt; in Preisen von 1995 (Preis- 
Steigerungen von 2 v H )  hätte die Zunahme des BIP 166 Mrd. 
D M  betragen müssen. Dies konnte jedoch aus Gründen feh- 
lender Nachfrage nicht realisiert werden. Die Ursache Rir diese 
fehlende Nachfrage ist systematischer Natur: Steigt bei wach- 
sender Arbeitsproduktivität der private Verbrauch der Be- 
zieher von Masseneinkommen nicht, weil die verfügbaren 
Nettolöhne und -gehälter und die Sozialeinkommen nicht 
zunehmen bzw. die Sparquote nicht sinkt, so kann die erfor- 
derliche Nachfrage, um das zusätzliche Produkt aus gestie- 
gener Arbeitsproduktivität abzusetzen (1995 ist es eine zu- 
sätzliche Produktion von 166 Mrd.DM), sich nur ergeben 
aus: 

- vermehrten privaten Investitionsausgaben, 
- höheren Konsumausgaben aus Gewinneinkommen, 
- vergrößerten Exportüberschüssen (Außenbeitrag), 
- vermehrten Staatsausgaben, finanziert durch Gewinnsteu- 

ern oder Kreditaufnahme. 
Mi t  Ausnahme von vermehrten Staatsausgaben - finanziert 

durch eine höhere Besteuerung der Gewinneinkommeri -sind 
d i ese Korn pensa t i o n s m ög 1 ich ke i te n woh 1 fa h r t s t heore t i sc h 
nicht sinnvoll; im Sinne ökonomischer Theorie argumentiert, 
ist es mehr als fragwürdig, ob  der gedrosselte Massenkonsum 
im Rahmen irgendeiries Automatismus durch Investitionen, 
Luxuckonsum Lind Exporte ausgeglichen wird. 
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PrivatePriuale 1nue.rtitionen und nzafluollc. Lohnahschliiire 

Die Erfahrung der letzten 35 Jahre zeigt: Was auch immer 
die Investitionsquote bestimmt, die Investitionen steigen 
nicht, wenn sich das Wachstum der realen Bruttostunden- 
Verdienste in der Industrie (als Indikator für die Lohnentwick- 
lurig insgesamt) verlangsamt. Denn in der Periode 1960-74 
beträgt die Investitionsquote 20 vH;  die durchschnittliche 
Steigerungsrate der Bruttostundenverdienste in der Industrie 
beläuft sich auf jährlich 5,7 v H .  In  der Periode 1975-94 
dagegen beträgt die Investitionsquote 1 8  v H  und die Stei- 
gerungsrate der  Löhne 1 ,8  vH.  (Investitionsquote: Brutto- 
anlageinvestitionen der Unternehmen einschließlich Wohn- 
bauten, kumulier t ,  in vH der kumulierten Bruttoinlands- 
Produkte je Periode). Offensichtlich sind die Investitions- 
quote und  die Reallohnsteigerung in der Periode 1960-74 
höher als in der  Periode 1975-94; die Arbeitslosigkeit ist in 
der Periode 1960-74 dagegen signifikant niedriger als im 
Zeitraum ab 1975. 

Ein ähnliches Bild zeigt die Investitionsentwicklung wäh- 
rend des gesamten zurückliegenden Konjunkturzyklus (vgl. 
Tabelle 1). Mi t  Ausnahme weniger Jahre (1980, 1986, 1987 
und 1992) liegt das Wachstum der realen Bruttostundenver- 
dienste unter dem Wachstum der Arbeitsproduktivität. Die 
realen Lohnkosten je Stück sind demnach gesunken. Die In- 
vestitionsquote steigt jedoch nicht an. 

Folglich ist es sinnlos, für die Zukunft  steigende Investiti- 
onsausgaben bei maßvollen Lohnabschlüssen zu erwarten. 
Wachstum Iäßt sich nur dann erreichen, wenn wenigstens in 
einem Sektor der Volkswirtschaft die Ausgaben steigen, so 
da13 dies Ausgabensteigerungen in anderen Sektoren hervor- 
ruft. Da sich keine wesentliche Steigerung der privaten Inve- 
stitionen abzeichnet, kann n u r  eine Kombination der folgen- 
den Nachfragesteigerungen zu höherem Wachstum führen: 
a) ein kräftiges Wachstum des privaten Verbrauchs, ausge- 
löst durch ebenso kräftige Lohnsteigerungen, b) eine Zunah- 
me der Staatsausgaben. Um die Größenordnung der erfor- 
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hat. Das Dilemma besteht offenbar darin, daß  der Zusam- 
menhang von Lohn und Arbeitsmarktsituation einerseits da- 
mit  erklärt wird, daß  die Unternehmen aus Kosten-Ertrags- 
überlegungen u m  so mehr Arbeit nachfragen, je niedriger 
der Real-Lohn ist (Grenzproduktivitätstheorie), während an- 
dererseits die Arbeitsmarktsituation als abhängig von der 
Nachfrage (und damit  auch von der lohnfinanzierten Nach- 
frage) im Sinne eines Kreislaufmodells aufgefaßt wird. Ob- 
wohl über die Wirkungen eines steigenden Arbeitseinkom- 
mens offenbar erhebliche Unklarheit herrscht, wird erwar- 
tet, daß der private Verbrauch zur “Hauptstütze der Kon- 
junktur” wird. 

Aus partialanalytischer Sicht wird die Kosteneigenschaft 
der Löhne als sehr bedeutend eingeschätzt. Ein niedriger Lohn 
ist nach diesem Verständnis der Schlüssel für den Wohlstand 
der Lohnempfänger, so wird dementsprechend darauf gesetzt, 
daß die Lohnsumme und damit  der private Verbrauch durch 
zunehmende Beschäftigung selbst steigen. Einer solchen Vor- 
stellung allerdings fehlt es an Kreislauflogik. Denn eine Zu- 
nahme der Beschäftigung setzt eine Nachfrage- und damit 
Produktionssteigerung voraus, die überdies das Wachstum der 
Arbeitsproduktivität übertreffen muß. Die Lohnsumme ist in 
diesem Fall nicht die verursachende, sondern die vom Wachs- 
t um abhängige Variable. Also muß  der Wachstumsimpuls von 
einem anderen Nachfrageaggregat (Reallohnsätze, Sparquote, 
Investitionen, Staatsausgaben, Außenbeitrag) ausgelöst wer- 
den. Sicherlich ist dann mi t  Multiplikator- und Beschäfti- 
gungseffekten zu rechnen, was die Lohnsumme steigert. 

clerliciien Ausgabensteigerung zu illustrieren: Soll das ßru t -  
toiriiaridsprodukt 1.996 um 138 Mrd. nominal zunehmen (2 
vH reales Wachstum, 2 vH Preissteigerungen) - und nimmt 
der Außenbeitrag um nominal 3 Mrd. D M  ab und nehmen 
die privaten Investitionen um nominal 11  Mrd. DM zu -, so 
rniissen der Staatsverbrauch und die staatlichen Bruttoitive- 
stitionen um 43 Mrd. Dh4 lind muß  der private Verbrauch 
um 87 Mrd. D M  steigen (jeweils nominale Größen), damit 
die Produktionssteigerung von 138 Mrd. D M  abgesetzt wer- 
den kann. Zwei Prozentpunkte Wachstum bedeuten rund 40 
Mrd. D M  Steuereinnahmen mehr. Folglich ist für das ge- 
samte Jahr keine zusätzliche Verschuldung erforderlich, wenn 
das Wachstumsziel erreicht wird. Daher kommt alles darauf 
an, daß der private Verbrauch um nominal 87 Mrd. D M  zu- 
nimmt.  Steigt der private Verbrauch aus Gewinneinkommen 
nur mäßig, so m u ß  die Bruttolohn- und -gehaltssumme un- 
ter Beachtung der Spar- und Importquote in einer Größen- 
ordnung um etwa 100 Mrd. DM zunehmen. Dies entspricht 
einer Zunahme von nominal 6 - 7 v H .  

Bei der Beurteilung der konjunkturellen Wirkungen des pri- 
vaten Verbrauches stößt die mehrheitlich betriebene Wirt- 
schaftsforschung sehr rasch an Barrieren. Zwar gehen in die 
Abschätzungen der  Entwicklung des privaten Verbrauches 
stets die realen Masseneinkommen ein (maßgeblich für die 
Schwäche des privaten Verbrauches war die ungünstige Ent- 
wicklung der  real verfügbaren Arbeitnehmereinkommen), 
doch wird andererseits betont, daß ein schwaches Wachstum, 
“gepaart mi t  Lohnsteigerungen von durchschnittlich 3,5 vH 
(Anstieg der Bruttolohn- und -gehaltssumme je ßeschäftig- 
ten) ... eine weitere Verschlechterung der Arbeitsmarktsitua- 
tion zur Folge” (hatte) (IFO Wirtschaftskonjunktur 12/95). 

Ungelöst bleibt bei dieser Analyse, welchen Effekt per 
Saldo das Arbeitseinkonlmen auf das Wirtschaftswachstum 

Dev Azßenhandeel 

Der steigende Außenhandelsüberschuß war die wesentliche 
Stütze der Konjunktur in den 80erJahren. Es ist fraglich, ob 
dies erneut möglich ist. Das IFO rechnet allerdings mit 105 
Mrd.  DM Außenhandelsüberschuß. Entscheidend hierfür ist 
-ebenso wie in den 80er Jahren --, daß das Wirtschaftswachs- 
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tum der bedeutenden, Handelspartner wesentlich höher aus- 
fallt als das deutsche Wachstum. Für 1994 war dies nicht der 
Fall. Hier betrug das deutsche Wachstum 2,9 vH, während 
sich das durchschnittliche Wachstum der westlichen Indu- 
strieiänder insgesamt ohne Deutschland (gewogener Durch- 
schnitt gemäß den Anteilen der deutschen Warenausfuhr) auf 
2,8 v H  belief. Entsprechend nahm der Ausfuhrüberschuß im 
Warenhandel im Jahr 1994 lediglich um 11 Mrd. DM zu 
(zum Vergleich: 1993 betrug die Zunahme rd. 2 8  Mrd. DM). 
1995 wird das Wachstumider deutschen Wirtschaft 2 v H  be- 
tragen, das der Handelspartner 2,6 vH, so daß die Steige- 
rung des Außenhandelsüberschusses im Jahr 1995 um 17 
Mrd. DM (von 73 auf 90 Mrd. DM) in dieser höheren Wachs- 
tumsdifferenz ihre Begründung findet. Wenn wegen mäßi- 
ger Investitionen und niedrigem privatem Verbrauch die deut- 
schen Importe 1996 sehr begrenzt sind und das Wachstum 
der Handelspartner sich trotz Abschwächung noch auf 1,9 vH 
beläuft (DIW 1-2/96, S.3), dann können in der Tat die Aus- 
fuhrüberschüsse 1996 auf 105 Mrd. DM ansteigen, d.h.  eine 
Differenz zu 1995 von 15 Mrd. DM. 

Die ausgeprägte Abhängigkeit der deutschen Exportüber- 
Schüsse vom Auslandswachstum ermöglicht im Grundsatz, 
daß das deutsche Wachstum mit einem Abstand von knapp 
einem Prozentpunkt dem Auslandswachstum folgen kann. 
Überschlägig läßt sich dies aus den Erfahrungen der 80er 
Jahre herleiten. Unter diesen Bedingungen ist die deutsche 
Konjunkturentwicklung eine Angelegenheit der Wachstums- 
Politik der Handelspartner. Die Frage ist, ob der soziale Druck 
aus hoher Arbeitslosigkeit besonders in den EU-Staaten die- 
se zu einer expansiven Politik veranlaßt oder ob die angeziel- 
te Währungsunion eine weitere Austeritätspolitik legitimie- 
ren kann. 

Ein steigender Außenhandelsüberschuß könnte also im 
Grundsatz das Nachfrageproblem lösen - vorausgesetzt al- 
lerdings, das Wachstum bei den Handelspartnern fallt hoch 
genug aus. Deren Wachstum jedoch kann keine - auch noch 
so raffiniert geführte - deutsche Standortdebatte erhöhen. 

Stnntsnusgnhen 

Angesichts der schlechten Konjunktur wäre es kontraproduk- 
tiv, die konjunkturbedingte Neuverschuldung zu mindern. 
Folglich muß sich die Haushaltspolitik zunächst darauf kon- 
zentrieren, mit allen verfügbaren Mitteln die gesamtwirtschaft- 
liclie Nachfrage z u  stabilisieren. Diese kurzfristigen konjunk- 
turellen Erfordernisse stehen dem Ziel der Minderung der 
Neuverschuldung in der langen Frist nicht entgegen. Encschei- 
dend bei der Konsolidierung der Staatsfinanzen ist jedoch das 
Wie. Richtungweisend für eine entsprechende Strategie muß 
der Grund fur  die Entstehung des hohen Defizits sein. 

Die wesentliche Ursache für die hohe Staatsverschuldung 
ist neben der Finanzierung der deutschen Einigung die Steu- 
erpolitik. Die schlechte Konjunktur ist weniger bedeutend. 
Da jeder Prozentpunkt Wirtschaftswachstum 20 Mrd. DM. 
Steuereinnahmen bedeutet, verursacht die konjunkturelle 
Abschwächung im Jahr 1995 unvorhergesehene Minderein- 
nahmen von 5 Mrd. DM (das Wachstum beträgt 2 vEI und 
nicht - wie erwartet - 2,25 vH). Die verminderten Wachs- 
turnsaussichten für 1996 (statt 2,5 vH nur 1 vH) führen zu 
einer Minderung der Steuereinnahmen von 30 Mrd. DM. 
Hiermit aber lassen sich die Haushaltsdefizite der Jahre 1995 
und 1996 mit jeweils rund 120 Mrd. DM nicht erklären. 

Zu Buche schlägt bei den Staatseinnahmen vielmehr die 
steigende Befreiung des Einkommens aus Unternehmertä- 
tigkeit und Vermögen von Abgaben und Steuern im Kon- 
text der sogenannten Standortsicherung. So stiegen die Steu- 
ern und Abgaben auf das Bruttoeinkommen aus unselbstän- 
diger Arbeit von 4 1  v H  (1980) auf 47 v H  (1994) an, wäh- 
rend die Abgaben auf Einkommen aus Unternehmertätig- 
keit und Vermögen von 22 v H  (1 980) auf 13 vH (1 994) ge- 
fallen sind. Sicherlich muß bei der politischen Forderung nach 
höheren Abgaben fiir Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen beachtet werden, daß die Abgaben für soziale 
Sicherheit bei diesen Einkommen privat abgeführt werden - 
dies kann eine bestimmte Differenz der Abgabenlast recht- 
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fertigen; nicht zu begründen ist jedoch, daß sich der Abstand 
von 19 auf 34 Prozentpunkte erhöht hat. Würden die Abga- 
ben auf Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermö- 
gen gegenwärtig 22 v H  betragen, so wären dies 1995 staatli- 
che Mehreinnahmen von etwas über 60 Mrd. DM, also bereits 
die Hälfte der Neuverschuldung des Jahres 1995 oder 1996. 
Wäre die Abgabenquote seit 1980 unverändert 22 VH gewe- 
sen, so hätten sich staatliche Mehreinnahmen in dieser Periode 
von kumuliert 380 Mrd. D M  ergeben, was etwa 23 v H  der 
Ende 1994 ausstehenden Staatsschuld (1.662 Mrd. DM) ent- 
spricht. Oder, um eine andere ßezugszahl zu nennen: Die 
Verschuldung der öffentlichen Haushalte stieg von 469 Mrd. 
D M  (1980) auf 1 .662 Mrd. D M  (1994) um 1.193 Mrd. DM. 
Bei kumulierten Mehreinnahmen von 380 Mrd. D M  fiele die 
Verschuldung gegenwärtig u m  32 vH niedriger aus. 

Weiterhin sinken die öffentlichen Einnahmen, weil das mit 
Abgaben niedriger belastete Gewinneinkommen rascher steigt 
als das Lohneinkommen. Die Summe beider Einkommen (brut- 
to) ist von 1.140 Mrd. (1?8O)auf2.209 Mrd. DM(1994)ange- 
stiegen, d.h. u m  94 vH.  Waren beide Einkommensarten mit 
derselben Rate gewachsen, so betrüge das Bruttolohneinkom- 
men 1994 1.674 Mrd. D M  und das Bruttogewinneinkommen 
5 3 5  Mrd. DM. Bei einer Belastung mit  47 vH (Bruttolohnein- 
kommen) und 22 vH (Bruttogewinneinkommen) hätten sich 
1994 staatliche Mehreinnahmen von rd. 87  Mrd. DM ergeben. 
Kumulierte Größen können auch hier die Frage nach der Ursa- 
che der Staatsverschuldung weiter illustrieren. 1980 betrug der 
Anteil des Bruttoeinkommens aus unselbständiger Arbeit (zu- 
züglich der Sozialbeiträge der Arbeitgeber) rd. 76 VH des Volks- 
einkommens. Wäre dieser Anteil konstant geblieben und nicht 
(1994) auf 70  vH gesunken und wären diese Bruttolohnein- 
kommen mit jährlichen Abgaben so belastet worden, wie dies 
jeweils der Fall war, und wären weiter die Gewinneinkommen 
während der gesamten Periode durchgängig mit  22 v H  bela- 
stet worden, so hätten sich kumuliert staatliche Mehreinnah- 
men (Steuern und Sozialabgaben) von 615 Mrd. .DM in der 
Periode 1980-94 ergeben. Dies sind 52 VH der Schuldenzu- 

nahme der öffentlichen Haushalte von 1980 bis 1994. Aber 
damit ist der gesamte Effekt, der sich aus einer anderen Abga- 
benpolitik und Verteilung ergeben hätte, noch nicht vollstän- 
dig beschrieben. Denn steigt der Anteil des Bruttolohneinkom- 
mens am Volkseinkommen, so steigen die Konsumausgaben. 
Dies ist wegen der unterschiedlichen Sparquoten dann beson- 
ders ausgeprägt, wenn zu Lasten hoher Einkommen aus Unter- 
nehmertätigkeit und Vermögen und zugunsten niedriger Lohn- 
bzw. Sozialeinkommen umverteilt wird. Mit zusätzlichen Kon- 
sumausgaben von 10 Mrd. DM auf der Basis der ?4er Werte 
kann gerechnet werden, wenn sich die Verteilung um einen Pro- 
zentpunkt zugunsten der Lohneinkommen verschiebt und die 
Differenz i n  der Sparquote zwischen den begünstigten und den 
benachteiligten Einkommen rd. 27 Prozentpunkte beträgt. Zu  
betonen ist, daß diese zusätzlichen Konsumausgaben Multi- 
plikatoreffekte auslösen, so daß hierdurch ein Wachstum des 
ßIP von 15 bis 20 Mrd. D M  hervorgerufen wird. 

Mit  anderen Worten: Die hohen Staatsdefizite sind zu ei- 
nem sehr großen Teil eine Frage der  Verteilungspolitik - 
einmal im Rahmen der Abgabensätze und zum anderen durch 
die unzureichenden realen Lohnsteigerungen, die - wie die 
Tabelle zeigt - im Durchschnitt der Jahre 1980-94 deutlich 
unter der Steigerungsrate der Arbeitsproduktivität liegen. Das 
Spiegelbild dieser Entwicklung ist die hohe Geldvermögens- 
bildung eines Teils der privaten Haushalte: Der Fiskus ver- 
zichtet auf Einnahmen, es entstehen Defizite, die durch das 
vermehrte verfügbare Einkommen bestimmter Haushalts- 
gruppen in Form von Geldvermögensbildung finanziert wer- 
den. Die Verzinsung der  Staatsschuld wird - wie der gesamte 
Haushalt - zunehmend durch eine steigende Belastung der 
Einkommen aus unselbständiger Arbeit finanziert. 

Wenn von unzureichenden Steuereinnahmen und hohen 
Defiziten die Rede ist, sollte die Steuerhinterziehung nicht 
unerwähnt bleiben. Im DIW-Wochenbericht 26/27-93 heißt 
es: “Offensichtlich werden in erheblichem Umfang Einkünf- 
te gegenüber dem Finanzamt unterschlagen, insbesondere im 
gewerblichen Bereich. Während im Jahre 1986 (für das die 
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letzte Steuerstatistik vorliegt) dem Fiskus die Bruttolohn- 
und -gehaltssumme zu über 90 v H  gemeldet wurde, betrug 
der Anteil der deklarierten Einkünfte aus Gewerbebetrieb, 
Land- und Forstwirtschaft sowie selbständiger Arbeit an den 
B r u t t oe i n k ü n ft e n aus U n t e r n eh m er t ä t i g ke i t u n d Ver m ög e n 
lediglich 5 5  vH. Dieser Wert lag Anfang der achtziger Jahre 
noch bei weit über 60 vH.  Bei einer marginalen Ertragsteu- 
erbelastung der Unternehmensgewinne von 40 v H  brächte 
eine Verbesserung der Erfassungsquote u m  nur einen Pro- 
zentpunkt zusätzliche Einnahmen in Höhe von 2,5 Mrd. DM." 

Würden die Finanzämter wie bei der Lohn- und Gehalts- 
summe ebenfalls 90 v I i  der Einkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen erfassen, so lägen die fiskalischen 
Mehreinnahmen zu Beginn der 90er Jahre jährlich - unter- 
stellt einen Grenzsteuersatz von 40 v H  - bei 87,5 Mrd. DM.  
(Dieser Betrag ist jedoch nicht den oben dargestellten fiskali- 
schen Mehreinnahmen hinzuzurechnen: Die Minderbelastung 
der Gewinneinkommen erklärt sich zu einem Teil aus dieser 
Steuerhinterziehung.) Deutlich daran wird zweierlei: Erstens 
wird die Mißbrauchsdebatte am falschen Or t  geführt (wie hoch 
ist der maximal unterstellbare Sozialmißbrauch?), und zwei- 
tens wirft es ein Licht auf das politische Selbstverständnis der 
Gewaltenteilung, wenn die Legislative Steuergesetze be- 
schließt, die die Exekutive (die Finanzverwaltung) nicht aus- 
führt. Wie ernst n immt  sich der  Deutsche Bundestag? 

Die dargestellten Gründe für die steigende Staatsverschul- 
dung informieren zugleich darüber, wie die öffentlichen Haus- 
halte konsolidiert werden können: Maßnahmen gegen die 
Steuerhinterziehung, keine legale steuerliche Entlastung der 
Gewinneinkommen, Einkommenspolitik zugunsten der Lohn- 
einkommen. Eine solche Politik dämpft die Realinvestitionen 
nicht, wie auch umgekehrt die anhaltende steuerliche Entla- 
stung der Gewinne die Investitionen nicht erhöht hat. Der 
Effekt dieser Steuerentlastung hat vielmehr darin bestanden, 
via Geldvermögensbildung die öffentlichen Defizite zu finan- 
zieren. Die Geldvermögensbildung hat dagegen nicht einer 
Kreditfinanzierung zusätzlicher Investitionen gedient. 

2. Anhaltende Massenarbeitslosigkeit - der 
Sozialstaat in der Zerreißprobe 

Auf die steigende und sich verfestigende Massenarbeitslosig- 
keit sowie die damit einhergehende Zunahme sozialer Risi- 
ken und sozialstaatlichen Interventionsbedarfs reagiert die 
Bundesregierung mit  verstärktem Sozialabbau. Auf der „Ta- 
gesordnung sozialer Demontage" stehen weitere Einschnitte 
bei der Sozialhilfe, gravierende Kürzungen bei der Arbeits- 
losenhilfe (Alhi), die Abschaffung des heutigen Arbeitsio- 
sen-Altersruhegeldes, eine „General-Reform" des Arbeitsför- 
derungcgesetzes sowie der  Gesundheits-"Reform" x-ter Teil. 
Die  Ergebnisse der Kanzlerrunde vom Januar 1996 und das 
wenig später zusammen mit dem Jahreswirtschaftsbericht 
verkündete ,,Aktionsprogramm für Investitionen und Ar- 
beitsplätze" setzen den Sozialstaat - unter Einbindung der 
Gewerkschaften - einem zusätzlichen massiven Druck aus. 
Das Vorhaben, die Staatsquote und die gesamtwirtschaftli- 
che Abgabenquote bis zum Jahre 2000 deutlich zu senken, 
ist gleichbedeutend m i t  einem riesigen Demontagepro- 
gramm.  Allein die Rückführung des Gesamtsozialversiche- 
rungsbeitragssatzes in den kommenden Jahren auf unter 
40 v H  würde nach heutigem Stand jährliche Einsparungen 
i m  Sozialbereich von über 30 Mrd. D M  erforderlich machen. 
Hier  liefert auch die immer wieder thematisierte Steuerfi- 
nanzierung gesamtgesellschaftlicher Ausgaben der Sozialver- 
sicherung keinen Ausweg mehr, da diese Option u.a. einer 
Senkung der Abgabenquote zuwider liefe. 

Auch wenn es den Bonner Paketen und Absichten vorder- 
gründig u m  ein gemeinsames Ziel geht ,  nämlich ,,Sparen" 
oder ,,Konsolidieren" in den je einzelnen öffentlichen und 
Sozialversicherungs-Haushalten, so kann doch die Politik des 
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Sozialabbaus längst nicht mehr auf diesen Aspekt reduziert 
werden. Erst recht geht  es in den arbeitsmarktrelevanten 
Politikbereichen nicht e twa darum,  daß  Arbeitslosigkeit 
sinkt, sondern darum, daß Massenarbeitslosigkeit wirkt. Die 
Stichworte lauten: untertarifliche Entlohnung in öffentlich 
geförderter Beschäftigung, Billiglöhne auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt und Arbeitspflicht. Die kontinuierliche Kürzung 
der finanziellen Unterstützung bei Arbeitslosigkeit sowie die 
drastische Ausweitung und Verschärfung disziplinarischer In- 
strumente - wie Sperrzeittatbestände und Zumutbarkeitskri- 
terien - dienen der Forcierung dieser Entwicklung. 

Deshalb betrifft die Politik des Sozialabbaus eben nicht 
ausschließlich die Arbeitslosen, sondern auch und gerade die 
beschäftigten ArbeitnehmerInnen. Die Angriffe seitens der 
Arbeitgeberverbände und der  marktradikalen Politik auf die 
tarifierten Lohn- und Gehaltsstrukturen sowie auf das Ent- 
geltniveau werden auf diese Weise staatlicherseits flankiert. 
Damit  aber wird die ,,Meßlatte" für die von Bonn anvisier- 
ten weiteren Einkommensdifferenzierungen bei Sozial- und 
Arbeitslosenhilfe - nämlich tarifierte Normalarbeit - selbst 
zur Dispositionsmasse; zunächst im unteren Bereich, mjttel- 
fristig aber grundsätzlich. 

Laufende Leistungell zum Lebensunterhalt werden u.a. nach 
Regelsätzen gewährt. Von Mitte 1993 bis Mitte 1996 ist deren 
jährliche Anpassung ohnehin sufgrund der vorausgegange- 
nen Spargesetzgebung auf Werte unterhalb der Preicsteige- 
rungsrate gedeckelt. Von 1996 bis 1999 sollen weitere Dek- 
kelungen Platz greifen: Die Regelsätze dürfen dann maximal 
irn Umfang der Nettolohnentwicklung in den alten Bundes- 
ländern erhöht werden; 1995 wären dies 0,27 v H  gewesen. 
A b  1999 soll eine neue Regelsatzformel das erst 1970 neu 
eingeführte - und 1993 wieder ausgesetzte - Statistikmodell 
zur Regelsatzermittlung ersetzen. Vor dem Hintergrund einer 
weiteren Ausdifferenzierung der Einkommen - vor alleni M -  

gesichts der Verbreiterung des Bereiches von nach unten flexi- 
blen Niedriglöhnen - führt die geplante Regelsatzformel mit 
ihren drei Elementen (Anpassung an die Entwicklung der Le- 
benshaltungskosten sowie an den Stand und die Entwicklung 
der Nettoeinkommen und des Verbraucherverhalteris) nicht 
zur Bindung des Existenzminimums an den Lebensstandard 
der Gesellschaft, sondern nur an den (fallenden) Lebensstan- 
dard ihres unter(st)en Teils. Die endgültige Abkehr vom Be- 
darfsdeckungsprinzip der Sozialhilfe wäre damit besiegelt. 

2 .1  Die ,,Reform" der Sozialhilfe 

Ziel der  geplanten Bonner Sozialhilfe-"Reform" ist nicht 
etwa die merkliche Reduzierung des seit Jahren explosions- 
artig zunehmenden Verarmungsrisikos, sondern die Senkung 
des bislang anerkannten gesellschaftlichen Existenzmini- 
mums.  Das schafft Raum für weiteren Sozialabbau in den 
vorgelagerten Sicherungsbereichen - vor allem in der Arbeits- 
losenversicherung -, aber auch für eine Senkung der Arbeits- 
entgelte (zunächst) im unteren Lohnbereich bzw. für die Eta- 
blierung von (nicht tarifierten) Niedriglöhnen. 

( 

Seit Inkrafttreten des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) 1963 
kennt die Sozialhilfe ein sog. Lohnabstandsgebot; mit ihm 
soll bei der Regelsatzfestsetzung verhindert werden, da13 der 
Regelbedarf der Sozialhilfe zu einem höheren verfügbaren 
Einkommen führt als der Einsatz der eigenen Arbeitskraft. 
Das Lohnabstandsgebot ist Ausdruck des Widerspruchs zwi-  
schen Bedarfssorientierung einerseits und den über den Markt 
b es t i m tn t e n ,, Le J s t U ng s e i n k o m me n " ande rers e i t s . We r a be r 
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die Bedarfsorientierung als Prinzip des untersten sozialen 
Netzes ernst nimmt,  der kann nicht gleichzeitig für ein Lohn- 
abstandsgebot plädieren; beides paßt nicht zusammen. Vor 
dem Hintergrund einer abstrusen Debatte u m  den fehlenden 
Arbeitsanreiz infolge eines vermeintlich zu geringen Abstan- 
des zwischen unteren Nettoeinkommen einerseits und öffent- 
lichen Sozialtransfers andererseits wurde das Lohnabstands- 
gebot in jüngster Vergangenheit mehrfach geändert und re- 
striktiver gefaßt. Für die Festsetzung der Regelsätze waren 
diese Anderungen allerdings bislang ohne praktische Rele- 
vanz, weil deren Anpassung ohnehin von Mitte 1993 bis Mitte 
1996 gesetzlich gedeckelt ist. 

Die abermalige Anderung soll erstmals im Jahre 1999 zum 
Zuge kommen. Als für die Einhaltung des Lohnabsrandsge- 
bots maßgebliche Referenz-Haushalte auf Seiten der Lohn- 
bzw. Sozialhilfeempfanger werden solche von Ehepaaren mi t  
drei Kindern und  - im Falle des Lohnempfängers - einem 
alleinverdienenden Vollzeitbeschäftigten festgelegt. Zwischen 
den so berechneten Modell-Einkommen der Referenz-Haus- 
halte mu13 ab  1999 ein Abstand von mindestens 15  v H  bei 
den Regelsatzfestsetzungen gewährleistet sein. 

Die Neuregelung des Lohnabstandsgebots führt unter dem 
Strich zu einer (relativen, evtl. aber auch absoluten) Absen- 
kung der Regelsatzssumme für ein Ehepaar mi t  drei Kin- 
dern. Da der Eck-Regelsatz, von dem aus sich alle Regelsätze 
von Hilfeempfängern bemessen, nur so hoch festgesetzt wer- 
den darf, daß  das Absrandsgebot gewährleistet bleibt, wird 
das disponible Einkommen aller Bedarfsgemeinschaften, ohne 
Rücksicht auf die Zahl ihrer Mitglieder, eingeschränkt. Der 
Lohnabstand bei Ein- bis Vier-Personen-Haushalten von So- 
zialhilfebedürftigen würde somit auch aus diesem Grunde 
weit mehr als 15 vH betragen. 

Damit  aber liegt das sehr viel grundsätzlichere Problem 
des Lohnabstandsgebots bei den für den Vergleich heranzu- 
ziehenden Referenz-Haushalten: Das Ehepaar mi t  drei Kin- 
dern und einem alleinverdienenden Vollzeitbeschäftigten in 
unteren Lohn- bzw. Gehaltsgruppen ist ein statistischer Exot, 

dem für die soziale Wirklichkeit keinerlei repräsentative Be- 
deutung zukommt.  Und  auch auf Seiten der Sozialhilfeemp- 
fanger stellen Ehepaare mit drei oder mehr Kindern nicht 
einmal 4 v H  aller Empfänger laufender Hilfe zum Lebens- 
unterhalt. Der  Einkommensvergleich von ,,Randgruppen" 
unter den Erwerbstätigen wie auch unter den Sozialhilfeemp- 
fangern wird damit zum Maßstab der Regelsatzbestimmung 
aller Hilfebedürftigen. Hier ist nicht die vorgebliche Arbeits- 
anreizstärkung, sondern die (relative) Senkung des Existenz- 
minimums Leitmotiv Bonner Sozialhilfepolitik. 

,~ Hi& z w  Arbeit" - Arheitspflicbt, Billiglöhne, l'flichtarheit 

Als das BSWG Anfang der 6Oer Jahre - bei einer hrbeitsio- 
senquote von 0,7 v H  (1962) - in Kraft trat, war die „Hilfe 
zur Arbeit" (Paragraphen 18 bis 20 BSHG) als Einzelfallhil- 
fe für diejenigen angelegt, die auch bei Vollbeschäftigung 
nicht,ohne weiteres ins Erwerbsleben integrierbar sein wür- 
den. Im  Vordergrund der Hilfe zur Arbeit stand daher das 
personenbezogene, rehabilitative und auch sozialpädagogi- 
sche Verständnis dieser Hilfemaßnahmen. Wegen des Nach- 
rangs der Sozialhilfe hat der Hilfesuchende zur Bestreitung 
des Lebensunrerhalts zunächst seine Arbeitskraft einzuset- 
zen; im Weigerungsfalle - bei Ablehnung sog. zumutbarer 
Arbeit bzw. Arbeitsgelegenheit (Gemeinschaftsarbeiten) - 
treffen ihn Sanktionen in Form von Leistungskürzungen. 
Bestehen trotz Arbeitsbereitschaft Vermittlungsschwierigkei- 
ten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, so sollen vom Sozial- 
hilfeträger ErsatzarbeitsplätzeiArbeitsgelegenheiten geschaf- 
fen werden, die für eine bessere Eingliederung des Hilfesu- 
chenden in den Arbeitsmarkt geeignet sind. 

Die Bundesregierung sieht die gesetzliche Festschreibung 
bzw. den Ausbau mehrerer Instrumente zur Förderung der 
Arbeitsaufnahme von Sozialhilfeempfängern auf dem allge- 
meinen Arbeitsmarkt vor. So etwa Lohnkosten- und Einar- 
b e i t u ng s z u s c hüs s e an Arbe i t g e b e r , Maß nahmen zur be r u fl i - 
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cheii Qualifikation, befristete Lohnzuschüsse bei Aufnahme 
e i n e r Bi 1 I i g loh n tä t i g ke i t sowie eine sog . Arbeit n e h merh i 1 fe 
in Fällen befristeter Saisonarbeit. So sinnvoll und notwendig 
eine stärkere Verzahnung zwischen Sozialhilfe und Arbeits- 
marktpolitik ist, so prekär ist und bleibt deren Finanzierungs- 
grundlage. In1 Jahre 1993 unterhielten Städte und Gemein- 
den für rund 120.000 arbeitslose SozialhilfeempfängerInnen 
Beschäftigungsmöglicilkeiten nach BSHG. Hier aber stoßen 
viele Sozialhilfeträger inzwischen an logistische, infrastruk- 
turelle und finanzielle Grenzen; sie können keine Arbeits- 
amtsfunktionen übernehmen. Und auch die Kosten für die 
Arbeitsmarktpolitik müssen von der Bundesanstalt für Ar- 
beit (BA) bzw. vom Bund getragen werden, denn die Sozial- 
hilfe ist finanziell völlig überfordert, zumal Städte und Ge- 
rn e i  n d e n al le i ne schon au fg rii n d der Kost enve rs c h i e bu nge n 
der Massenarbeitslosigkeit durch den Bund in Milliardenhö- 
he belastet werden. Die Einbeziehung arbeitsloser Sozialhil- 
feempfängerInnen in arbeitsfördernde Maßnahmen ist zwei- 
fellos überfällig; seit langem sind viele der  arbeitsloser1 I i i l -  
febedürftigeri aus dem Leistungsbezug der  Arbeitslosenver- 
sicherung völlig ausgegrenzt und erfüllen damit in der Re- 
gel nicht mehr die Fördervoraussetzungen etwa für ABM oder 
FuT_J-bfaßnahmen nach dem AFG. Die Bonner Sozialhilfepo- 
litik wird diesen arbeitsmarktpolitischen Erfordernissen al- 
lerdings in keiner Weise gerecht, sie bestätigt vielmehr die 
Befiirchturig, daß die ,,Hilfe zur Arbeit" zu einem je nach 
Arbeitsmarktlage flexiblen Druckinstrument in Richtung 
Billiglöhne bzw. zur Leistungskürzung instrumeritalisiert 
werden soll. 
- So ist beispielsweise - mit  dem Ziel einer finanziellen 

Arbeitsanreizscärkung - ein monatlicher Zuschuß des Sozial- 
hilfeträgers an den arbeitslosen Hilfeempfänger vorgesehen, 
wenn dieser eine Tätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
aufnimmt. Der Zuschuß kann bis zur Dauer von sechs Mona- 
ten und bei Aufnahme einer Vollzeiterwerbstätigkeit im er- 
sten Monat bis zur Höhe des Eck-Regelsatzes festgesetzt wer- 
deii; er soll monatlich gemindert werden. Dieser Zuschuß 

zielt unzweifelhaft auf die Akzeptanzerhöhung gerade auch 
n i ed r i g e n t 1 o h n t e r B esc hä ft  i g ung (B i I1 i g 1ö h ne) . Bei Au fnah - 
me einer Vollzeiterwerbstätigkeit und maximalem - aller- 
dings degressivem - Zuschuß über sechs Monate bewirkt die 
neue Regelung eine Erhöhung des verfügbaren Einkommens 
u m  maximal knapp 1.900 D M  für die gesamte Zusciiußdau- 
er. Eine merkliche Verbesserung der finanziellen Situation 
ist folglich auf die erste Zeit der Arbeitsaufnahme beschränkt. 
Damit  werden Billiglöhne zumindest vorübergehend akzep- 
tabel. 
- Bei Aufnahme einer vorübergehenden Beschäftigung, die 

nach ihrer Eigenart auf längstens drei Monate befristet ist 
(Saisonbeschäftigung), kann vom Sozialhilfeträger eine sog. 
Arbeitnehmerhilfe von bis zu 25  DM (arbeits-)täglich ge- 
währt werden. Voraussetzung ist, daß  sich die Arbeitszeit auf 
mindestens 36 StundeniWoche bzw. 6 StundeniTag beläuft. 
Diesem Instrument geht es allerdings keineswegs um eine 
(Wieder-)Eingliederung von Hilfeempfangern in den allge- 
meinen Arbeitsmarkt; hierfür ist die Arbeitnehmerhilfe von 
ihrer Anlage her („Ernteeinsätze") gar nicht geeignet. Im 
Gegenteil: Gesetzlich Vorschub geleistet wird damit der 

wie es der Begründungstext formulierte, .,Anreize für jede 
Art von Beschäftigung zu schaffen". Ziel ist eindeutig die 
Verschärfung des formal - rec h t 1 i c hen Drucks z u  r An nah ni e 
von Billiglohntätigkeiten mi t  auch ansonsten erheblich be- 
lastenden Arbeitsbedingungen. Von „Hilfe zur Arbeit" kann 
in diesem Zusammenhang keine Rede sein. 

Lehnt der Hilfeempfänger es ab, diesen Maßnahmen nach- 
zukommen, wird sein Regelsatz in einer ersten Stufe um 25 vH 
gekürzt. Läßt er sich andererseits z.B. auf eine zunächst bezu- 
Schuhe  Billiglohntätigkeir ein, kann er diese auch nach sechs 
Monaten nicht ohne negative Sanktionen wieder aufgeben. 
Denn löst er dieses Beschäftigungsverhältnis später ohne wich- 
tigen Grund - niedrige Entlohnung alleine ist kein wichtiger 
Grund -, wird ihm die Sozialhilfe für bis zu zwölf Wochen auf 
das zum Lebensunterhalt Unerläßliche gekürzt. 

I (Wieder-)Einfiihrung der Tagelöhnerei. Im  Vordergrund steht, 

I 

( 

i 
I 

I 

'6 77 



Insgesamt läuft die Sozialhiifepolitik des Bundes darauf 
hinaus, das bei Arbeitslosigkeit bislang im Rahmen des BSHG 
garantierte Existenzminimum möglichst soweit nach unten 
Z U  drücken, bis die sozialhilfebedürftigen Arbeitslosen aus 
materiellen Gründen - des schlichten Uberlebens Willen - 
gezwungen sind, jedwede Arbeit auf dem allgemeinen Ar- 
beitsmarkt anzunehmen. 

2.2 Die ,,Reform" der Arbeitslosenhilfe 

„Ein Ingenieur, der vor zehn Jahren einen Spitzenlohn emp- 
fangen hat, dann arbeitslos geworden ist, der kann ja nicht 
noch in 20 Jahren Arbeitslosenhilfegeld bekommen, das an 
seinem ehemaligen Spitzenlohn gemessen wird.'' (Norbert 
Blüm It. Frankfurter Rundschau vom 13.7.1995) 

Unerheblich, daß die Statistik der BA keinen einzigen 
Fall kennt ,  in dem ein Spitzenverdiener seit 30 Jahren irn 
Alhi-Bezug steht. Denn wieder einmal soll der Zweck, näm- 
lich die generelle Kürzung der Arbeitslosenhilfe, das dem- 
agogische Mittel heiligen. Verharmlost werden die Einkom- 
mensverluste bei Arbeitslosigkeit, ignoriert werden die schon 
heute nach längerer Arbeitslosigkeit rigiden Zumutbarkeits- 
kriterien des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) und vertuscht 
wird, daß das Bonner Vorhaben nicht so sehr auf die populi- 
stisch in den Vordergrund gestellten Spitzenverdiener als viel- 
mehr auf die Masse der Durclischnitts- und Niedrigverdie- 
ner zielt, die auf die ohnehin nur karge Alhi angewiesen sind. 

Abscbaffimg der originären ArbeitsLosenbiFe und Absenkung des 
B eiizessungsentgeLt.t.r 

Das AFG kennt zwei Formen der bedürftigkeitsabhängigen 
Arbeitsloserihilfe: die sogenannte Anschluß-Alhi, die i m  

7 5  

Anschluß an den Bezug von Arbeitslosengeld (Alg) gewährt 
wird, und  die sogenannte originäre Alhi. Letztere kommt u.a. 
für jenen Personenkreis in Betracht, der die Anwartschafts- 
voraussetzungen (Beitragszeiten) für den Bezug von Alg nicht 
erfüllt, wohl aber mindestens 150 Tage in einer beitragspflich- 
tigen Beschäftigung gestanden hat. Die originäre Alhi wur- 
de  erst Anfang 1994 von der Bezugsdauer her auf maximal 
ein Jahr reduziert und soll jetzt völlig entfallen. 

Die Höhe der Anschluß-Alhi richtet sich künftig nicht 
mehr nach dem vormals bezogenen Arbeitsentgelt, sondern 
danach, welches Entgelt der Alhi-Bezieher unter aktuellen 
Bedingungen noch erzielen könnte (,,Marktwert"). Dieses 
sogenannte Bemessungsentgelt, also das der Alhi-Berechnung 
zugrundegelegte frühere Bruttoarbeitsentgelt, wird in Zu- 
kunft jährlich pauschal u m  3 VH gekürzt. 

Sch?zellstnzögliche Verrentimg älterer Langzeiturbeitsloser 

Altere Arbeitnehmer, die innerhalb der letzten eineinhalb 
Jahre mindestens 52 Wochen arbeitslos waren, können bis- 
lang in  der  Regel mit  vollendetem 60. Lebensjahr Altersren- 
te beziehen, sie müssen sich aber nicht verrenten lassen. Dies 
soll sich jetzt ändern: Wer als Alhi-Empfänger die Voraus- 
setzungen für den Bezug einer Altersrente erfüllt, soll sei- 
tens der  Arbeitsämter verpflichtet werden, diese auch in An- 
spruch zu nehmen. Wer als Arbeitsloser dieser Verpflichtung 
nicht nachkommt, der erhält keine Leistungen mehr, für den 
ruht der  Alhi-Anspruch. Zeiten des Bezugs von Alhi sind 
sog. rentenrechtliche Zeiten; wer also aus der Alhi heraus 
vorzeitig in Rente gezwungen wird, dem gehen auch renten- 
rechtliche Zeiten verloren, dessen Rente fallt niedriger aus. 
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I Ernteeinsätze .für Ahi-Empfänger 

Schon im Rahmen der Auseinandersetzungen um das soge- 
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nanr te Beschäftigungsförderungsgesetz 1994 (BeschfG 1994) 
iiatten die Bonner Regierungsfraktionen die Einführung ei- 
ner sogenannten Saisonarbeitnehmerhilfe ins AFG vorgese- 
hen. Sie sollte bei einer Saisonbeschäftigung von Alhi-Emp- 
fingern („Ernteeinsätze") für jeden mindestens 6-sündigen  
Arbeitstag 25 D M  betragen. Die Realisierung des Vorhabens 
scliei terte Mitte 1994 allerdings im Vermittiungsausschu~3 
von ßundestag und Bundesrat. 

Im Duet t  mit  seinem Christenbruder Seehofer greift Blüm 
dieses Vorhaben jetzt wieder auf. Uber einen steuerfreien 
Lohnzuschuß (aus Mitteln des Bundeshaushalts) sollen vor 
allem fiir jüngere Arbeitslose „Anreize zur Ubernahme auch 
geringer bezahlrer und befristeter Arbeiten" geschaffen wer- 
den, so hieß es in einer Pressemitteilung des BMA vom Juli 
1795. Was dort so eingängig formuliert wurde, ist bei ge- 
nauerem Hinsehen nichts anderes als eine zusätzliche Disti- 
piiniercing von Alhi-Empfängern und ein weiterer Schritt zur 
Installierung eines staatlich geförderten Niedriglohnsektors. 
Bislang war Alhi-Beziehern nämlich eine Beschäftigung, de- 
ren gesamtes Nettoarbeitsentgelt den Aihi-Betrag unter- 
schritt, nicht zumutbar; wer eine solche Beschäftigung ab- 
lehnte, dem konnte auch keine Sperrzeit aufs Auge gedrückt 
werden. Die Aufstockung durch die Arbeitnehmerhilfe aber 
macht Billiglöhne im Saisongewerbe jetzt „zumutbarkeits- 
gerecht" und „sperrzeitfahig". Und  wer zweimal eine zumut-  
bare Beschäftigung ablehnt, der hat keinen Anspruch mehr 
auf Allii. Befristete Saisonbeschäftigungen sind alles andere 
als ein geeignetes Instrument zur Reintegration von Arbeits- 
losen in den allgemeinen Arbeitsmarkt, und das ist entgegen 
anders lautenden Beteuerungen auch gar nicht ihr Ziel. 

A I3 hi zind /I  roduk t ive A rheitsflrderung 

In allgemeine Maf3nahmen zur Arbeitsbeschaffung (ABM) 
können künftig grundsiitzlich nur noch Langzeitarbeitslose 
zugewiesen werden. Ein auf den ersten Blick sozial- und ar- 

beitsmarktpolitisch sinnvoller Schritt. Denn Zahl und An- 
teil der Langzeitarbeitslosen (gut ein Drittel aller Arbeitslo- 
sen) haben inzwischen ein besorgniserregendes Ausmaß an- 
genommen.  Zudem sehen sich Langzeitarbeitslose i n  der 
Regel mit überdurchschnittlicher1 Vermittiungsschwierigkei- 
ten konfrontiert, so da13 sie arbeitsmarktpolitisch einer be- 
sonders intensiven Förderung bedürfen. 

Allerdings: \Vas hier als sinnvolle, arbeitsmarktpoliticch 
motivierte Neuregelung erscheint, erweist sich bei näherem 
Hinsehen nur als weitere sozialpolitisch verklärte Sparmali- 
nahme zugunsten des Bundeshaushalts. ABM werden aus dem 
Beitragsaufkommen der BA finanziert. Langzeitarbeitslose 
erhalten, sofern sie nicht zum Personenkreis der älteren Ar- 
beitnehmer zählen, in der Regel kein Arbeitslosengeld mehr, 
sondern Arbeitslosenhilfe. Wenn also künftig - von wenigen 
Ausnahmen abgesehen - nur noch Langzeitarbeitslose in ABM 
zugewiesen werden dürfen, dann spart der Bundeshaushalt 
i m  entsprechenden Umfang Alhi-Zahlungen ein. 

Bezogen auf das Instrumentarium der produktiven Arbeits- 
förderung (Paragraphen 242s, 249h AFG) sieht Blüm für die 
Zukunft eine feste Mindest-Quote fLir Alhi-Empfänger vor: 
Ihr Anteil an den von den Arbeitsämtern in diese Maßnah- 
men insgesamt zugewiesenen Arbeitslosen m u ß  mindestens 
dem Antei l  der  Alhi-Empfänger an allen Lohnercatzlei- 
stungsempfängern der BA (Arbeitslosengeld plus Arbeits- 
losenhilfe) entsprechen. Da der  Finanzierungsanteil des 
Bundes an diesen Maßnahmen pro Kopf geringer ist als sei- 
ne durchschnittlichen pro-Kopf-Aufwendungen fiir Alhi, 
wird auch hier wieder ein Sparreservoir für den Bundeshaus- 
halt aufgetan. Solche Politik hat insgesamt viel mi t  Verschie- 
bebahnhof und wenig mit  stringenter Arbeitsmarktpolitik 
zu tun .  
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2.3 Die Abschaffung des Arbeitslosen-Altersruhe- 
geldes 

Der Bundesarbeitsminister hat errechnet, daß die sogenann- 
te Vorruhestandspraxis der Betriebe je 100.000 Betroffene 
gegenwärtig 23,7 Mrd. D M  koste; davon entfielen auf die 

Arbeitslosenversicherung 9,2 Mrd. DM,  
Rentenversicherung 12,7 Mrd. DM,  
Unternehmen 1,s hlrd. DM.  
Bei dieser Modellrechnung ist unterstellt, daß die Betroffe- 

nen ansonsten erst mi t  Vollendung des 63.  Lebensjahres Al- 
tersruhegeld bezögen, also gut  fünf Jahre länger erwerbstätig 
blieben als bei Inanspruchnahme der heutigen ,,5 7-411 2"-Re- 
gelung. 

Unberücksichtigt lassen derartige Rechnungen allerdings 
u.a., daß bei Abschaffung des Arbeitslosen-Altersruhegeldes 
an Stelle der Aiteren in den meisten Fällen Jüngere in Ar- 
beitslosigkeit gedrängt oder belassen würden. Gesamtfiska- 
lische Kostenrechnungen der betrieblichen Vorruhestands- 
Praxis liegen aber bislang nicht vor, - wie im übrigen auch 
nicht statistisch ausgewiesen wird, wieviele der  älteren Ar- 
beitslosen tatsächlich über derartige betriebliche Regelun- 
gen jährlich in Arbeitslosigkeit zugehen bzw. derzeit im Ar- 
beitslosenbestand sind. 

Steigende I;rü~verreiitzlngszab~en sind einbeitsbedingt 

Die ,,politische Botschaft" der BMA-Rechnung hebt vor al- 
lem auf den vergleichsweise geringen originären Beitrag ab, 
den hiernach die Unternehmen an den Gesamtkosten der 
Vorruhestands-Regelung zu tragen haben. Dieser Aspekt ist 
nicht unerheblich; eine stärkere kosrenmäßige Haftung der 
Unternehmen für all die Fälle, in denen sie sich „überzähli- 
gen" Personals auf Kosten der Sozialversicherung entledigen, 
ist überfällig. Die teilweise massive polirische Kritik am 

Verhalten der Betriebe in Sachen Vorruhestand seitens der 
Bundesregierung wirkt allerdings deshalb so unglaubwür- 
dig,  weil umgekehrt in all den Fällen keine Klagen über die 
Kosten für den Sozialstaat zu hören sind, in denen sich Un-  
ternehmen mittels Entlassung jüngerer Arbeitnehmer zu 
Lasten der  Arbeitslosenversicherung sanieren. Gerade die 
Entwicklung beim Arbeitslosen-Altersruhegeld ist ein Para- 
debeispiel dafür, wie die Politik der Bundesregierung zunächst 
ihrerseits „Sachzwänge" schafft, u m  darauf dann mit Sozial- 
abbau zu reagieren. 

Die Bedeutung der Altersruhegelder wegen Atbeitslosig- 
keit hat seit den 70er Jahren stetig zugenommen. Berück- 
sichtigt man allerdings die diesem Trend vorgelagerte Ent- 
wicklung auf dem Arbeitsmarkt, so weisen die Anteilswerte 
eine vergleichsweise hohe Stabilität aus. Dies galt bis zum 
Jahre 1992; seither hat sich die Entwicklung in der Tat dra- 
stisch verschärft. Der rapide Anstieg der Arbeitslosigkeit im 
Gefolge des Transformationsprozesses in den neuen Ländern, 
die Ubertragung des westdeutschen Rentenrechts (Sozialge- 
setzbuch, Sechstes Buch - SGB VI) auf die neuen Bundeslän- 
der und rechtliche Anderungen im Rahmen des Arbeitsför- 
derungsgesetzes (AFG) kommen hier zusammen. Alle drei 
Faktoren führen dazu, daß das Rentenzugangsgeschehen in 
den neuen Ländern inzwischen von der Altersrente wegen 
Arbeitslosigkeit bestimmt wird. Ihr Anteil an allen Versi- 
chettenrenten-Zugängen ist nach rund 10 VH in den Jahren 
1932193 und gu t  27 vI3 in 1994 auf etwa 42 vH irn vergan- 
genen Kalenderjahr gestiegen. Vor diesem Hintergrund aber 
erscheint der  mißbrauchsverdächtige „Trend zum Vorruhe- 
stand" in einem etwas anderen Licht. 

Zunächst ist der Zugang an Altersrenten wegen Arbeitslo- 
sigkeit um weibliche Versicherte zu bereinigen; auf Frauen 
entfielen 1994 rund 14.400 der insgesamt knapp 704.000 
Zugänge. Die Anspruchsvoraussetzungen für Altersrenten 
wegen Arbeitslosigkeit und Altersrenten für Frauen mit 60 
Jahren unterscheiden sich nämlich nur marginal. 

Vergleichbares gilt bei einer seriösen Beurteilung auch hin- 
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sichtlich des Rentetizugangs männlicher Versicherter in den 
neuen Bundesländern; auf sie entfielen 1994 rund 90.600 
der knapp 204.000 Zugänge an Arbeitslosen-Altersruhegeld. 
Dieser Zugang ist zum weit überwiegenden Teil Folge des 
bis Ende 1992 mijglichen Zugangs in den Bezug von Alters- 
übergangsgeld (Alüg). Politisches Ziel dieser auf den Eini- 
g ii n g sve r t rag zurückgehend en Lohne rsa t z le is t ii n g für Alte re 
war es, über deren einigermaßen soziale Absicherung bis zum 
vorzeitigen Rentenbezug den Arbeitsmarkt zu entlasten. 
Denn entgegen allen spiiteren Beteuerungen war den politi- 
schen Akteuren bereits vor Inkrafttreten der Wirtschafts-, 
YVährungs- und Sozialunion zum 1. Juli 1990 klar, „daß mi t  
Einfiihrung der Westwährung die DDR-Betriebe schlagar- 
tig nicht mehr konkurrenzfähig sein würden. W i r  konnten 
uns auch ausmalen, in welch dramatischer Weise dieser Ein- 
griff sichtbar würde" (W. Schäuble, Der Vertrag, 1991, s. 
99). Diese Politik schlägt sich jetzt zeitverzögert in entspre- 
chend deutlich steigenden Rentenzugängen nieder. Eine Ent- 
wicklung, die von Anfang an absehbar und politisch auch so 
gewollt war; die hierfür anfallenden Mehraufwendungen sind 
demnach eindeutig notwendige Kosten der deutschen Ein- 
heit. 

Zwischen Ende 1993 und Mitte 1994 lief die maximale 
Alüg- Anspruchsdauer für jene Personen (hauptsächlich Märi- 
ncr) aus, die bis Mit te  1991 in den seinerzeit noch auf drei 
Jahre begrenzten Aiüg-Bezug zugegangen waren; sie konn- 
tenimußten bis spätesrens Mitte 1994 Arbeitslosen-Alters- 
ruhegeld beziehen. Dies erklärt den Großteil des betreffen- 
den Rentenzugangs im Jahre 1994. Schon nach dem Eini- 
gungsvertrag sollte das Alüg den anspruchsberechtigten Per- 
sonenkreis lediglich bis zum frühestmöglichen Rentenbezug 
absichern. Dieser Zwang zur Rente wurde allerdings wegen 
Arbeitsiiberlastung der Rentenversicherungsträger bis Ende 
1994 ausgesetzt. Seither sind nun die Arbeitsämter verpflich- 
te t ,  Alüg-Bezieher aufzufordern, Altersrente zu beantragen. 
Wer als Arbeitsloser dieser Aufforderung nicht nachkommt, 
dessen Alüg-Anspruch ruht .  Als Folge dieser Regelung gin- 

gen allerdings 1995 nicht nur die Alüg-Bezieher des Jalir- 
gangs 193 5 i n  Arbeitslosen-Altersruhegeld, sondern auch 
nahezu alle diejenigen Alüg-Empfänger, die bereits vor 1995 
ihr 60. Lebensjahr vollendet hatten. Entsprechend hoch wa- 
ren damit auch die betreffenden Rentenzugangszahlen im 
abgelaufenen Kalenderjahr. 

Insgesamt reduziert sich somit das Zz~uwhsfirahlen~ bei den 
Neuzugängen in Arbeitslosen-Altersruhegeld im Jahre 1994 
von 92.1 18 auf nur noch 19.00? Fälle; so hoch war der Zu- 
gangs-Zuwachs bei den ?ni+mfichen Versicherten in  den nheii 

Ländern gegenüber 1993. Die restlichen 73.109 Fälle sind, 
von dem geringen Anteil der weiblichen Versicherten abge- 
sehen, eindeutig Folge vorangegangener politischer Entschei- 
dungen im Zusammenhang mit  der Deutschen Einheit; sie 
liefern deshalb keine haltbare Begründung für die Abschaf- 
fung des Arbeitslosen-Alcersruhegeldes und die gleichzeiti- 
ge Durchsetzung massiver Renterikürzungen. Dies gilt erst 
recht fbr den erwarteten Zugangs-Zuwachs 1995 in Höhe 
von etwa plus 86.000 Personen; lediglich rund 9.000 Fälle 
hiervon entfallen auf die alten, rund 77.000 Fälle hingegen 
auf die neuen Bundesländer. - Die öffentlich analysierten 
U r s ac 11 e n steige n d e r F r ü hve r r e n t u n g s za h I e n ( ,, A 1 t e r sv e r- 
schrottung" über Sozialpläne) gehen also mal wieder am Pro- 
blem vorbei und liefern populistische Argumente zum wei- 
teren Abbau des Sozialstaats. 

Anhebung det'ei. Alters<yvenzen bedeutet Az~finu der Arbeit ilorzgkezt 

Mit dem Rentenreformgesetz (RRG 9 2 )  wurde die stufen- 
weise Anhebung der Altersgrenzen beschlossen. Beginnend 
mit  dem Jahr 2001 wird damit u.a. auch die Altersgrenze 60 
fiir Arbeitslose schrittweise auf das vollendete 65. Lebens- 
jahr heraufgeserzt. Ende des Jahres 2012 wird demnach das 
Arbeitslosen-Altetsruhegeld und damit auch die Möglich- 
keit des vorzeitigen Rentenbezugs nach heutigem Recht end- 
gültig abgeschafft sein, Geburtsjahrgänge ab November 1952 
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werden bis zum vollendeten 65.  Lebensjahr auf einen Alters- 
rentenbezug warten müssen. Zwar wird auch in Zukunft ein 
uni bis zu maximal drei Jahre vorgezogener Rentenzugang 
möglich bleiben, der allerdings wäre verbunden mit  versi- 
cherungstechnischen Rentenabschlägen in Höhe von 0,3 v H  
pro Monat der vorzeitigen Inanspruchnahme; im Extremfall 
beliefe sich die Rentenkürzung damit auf 10,8 vH.  

Was nach dem R R G  92  abschließenderst mit Ende des Jah- 
res 2012 vorgesehen ist, soll im Rahmen des „Bündnisses für 
Arbeit" schon ab  kommendem Jahr Platz greifen. In  Verbin- 
dung mit der ebenfalls angekündigten Reduzierung der ma- 
ximalen Alg-Bezugsdauer fiir Altere und einer generellen 
Anrechnung von Abfindungen bzw. Sozialplanleistungen auf 
die Arbeitslosenunterstiitzung drohen damit weitere gravie- 
rende Leistungseinschnitte für die Betroffenen. 

Kern der  Sozialabbau-Pläne in der Rentenversicherung ist 
die möglichst rasche Durchsetzung von Rentenkür-zungen für 
all diejenigen, die heute noch mi t  60 Jahren Altersrente we- 
gen Arbeitslosigkeit in Anspruch nehmen können. Altere 
Arbeitslose hätten damit künftig mit  60 Jahren nur noch 
einen um 10,8 vH gekürzten Rentenanspruch. U m  diesen 
Rentenverl~ist zu kompensieren, wie es das Blüm-Modell als 
großzügige Option anbietet, müßte für den Durchschnitts- 
verdiener (West) nach heutigen Werten ein Rentenbeitrags- 
Volumen (Arbeitnehmer- plus Arbeitgeberanteil) von insge- 
samt rund 45.000 D M  aufgebracht werden - vom Arbeitge- 
ber undioder vom Versicherten selbst. Da aber die älteren 
Arbeitslosen kaum in der Lage sein dürften, auch nur annä- 
hernd einen solchen Betrag einzuzahlen, und damit statt des- 
sen die Pro-Kopf-Kosten von Sozialplänen/Abfindungen stei- 
gen müßten,  ist die vorgesehene Möglichkeit der Beitrags- 
aufstockung zwecks Kompensation der Rentenkürzung rei- 
ne Augenwischerei. 

Die als Alternative vorgesehene (Wieder-)Einführung ei- 
ner i i I t e l - r t e i l z e i t - R e ~ e l ~ ~ z ~  fiir 55jährige und ältere Arbeitneh- 
mer kann kein sozial- oder arbeitsmarktpolitisch akzeptabler 
Ersatz für die Streichung des Arbeitsloseri-Altersruhegeldes 

sein. Die Erfahrungen der Jahre 1989 bis 1992, als es schon 
einmal - damals als Ersatz für das abgelaufene Vorruhesrands- 
gesetz von 1984 - eine vergleichbare Altersteilzeit-Regelung 
gab, belegen: Die Arbeitgeber sind selbst bei Erstattung der 
Mehrkosten durch die BA nicht bereit, eine entsprechende Zahl 
von Teilzeitarbeitsplätzen für ältere Arbeitnehmer zur Verfü- 
gung zu stellen und im Gegenzug Arbeitslose anzuheuern. Die 
Gesamtzahl der Erstattungen im Zeitraum 1989 bis 1992 
belief sich nach Angaben der BA auf gerade 650 Fälle. 

Die befristet für fünf Jahre  vorgesehenen Zuschüsse der 
BA an die Arbeitgeber sollen bei diesen die folgenden Mehr- 
kosten abdecken: 
- die Aufstockung des Halbtags-Entgelts bei Altersteil- 

Zeit u m  20  v H  in Form eines Steuer- und beitragsfreien Lohn- 

- die Entrichtung aufstockender Rentenversicherungsbei- 
träge für die in Altersteilzeit Beschäftigten auf der Basis von 
mindestens 90 v H  des früheren vollen Bruttoentgelts. 

Dieser BA-Zuschuß soll in jenen Fällen gewährt werden, 
in denen die freiwerdenden Arbeitsplätze mi t  Arbeitslosen - 
insbesondere mit  Lohnersatzleistungsbeziehern - besetzt oder 
Auszubildende übernommen werden. Über  den Preis, den 
die Arbeitnehmer und  ihre Gewerkschaften zahlen müßten, 
u m  Arbeitgebern mittels Tarifvertrag oder evtl. Betriebsver- 
einbarurig in quantitativ nennenswertem Umfang Teilzeitar- 
beitsplätze für Altere - und zwar für eine Dauer von im Ein- 
zelfall mindestens fünf bis acht Jahren, nämlich bis zum voll- 
endeten 60. bzw. 63. Lebensjahr - abzuringen, kann zur Zeit 
nur spekuliert werden. 

Die vorgesehenen Kürzungen der Rente träfen vor allem 
jene älteren Langzeitarbeitslosen mit  voller Wucht ,  die ohne 
finanzielle Rückendeckung durch Abfindungen oder aufstok- 
kende Sozialplanleistungen arbeitslos werden, - und das wa- 
ren vom letztjährigen Arbeitslosen-Rentenzugang rund drei 
Viertel. Wenn sie keine Rentenabschläge in Kauf nehmen 
wollen, müssen sie weiter arbeitslos bleiben, und geraten 
damit -- ebenso wie die kiinftig statt  der weiterbeschäftigten 
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Alteren nicht (mehr) beschäftigten jüngeren Arbeitnehmer 
- unter die Knute der „reformierten" Arbeitslosenhilfe und 
des in absehbarer Zeit rundumerneuerten AFG. 

Statt jene Unternehmen, die hauptsächlich in den alten 
Liindern extensiv von der  Vorruhestandspraxis Gebrauch 
niaclieri, kostenmäßig stärker in die Pflicht zu nehmen, wird 
der Kampf gegen den ,,Vorruhestands-Mißbrauch" mal wie- 
der alleine von den Arbeitnehmern bezahlt. Heraufsetzung 
der Altersgrenzen bedeutet Aufbau der Arbeitslosigkeit. Dies 
war seinerzeit von Gewerkschaftsseite der wesentliche Kri- 
tikpunkt am RRG 92.  Trefflicher als durch eine erzwungene 
Lebensarbeitszej tvetlängerung lassen sich nämlich die Wir- 
kungen der Wochenarbeitszei tverkürzung beschäftigungspo- 
litisch kaum konterkarieren. Zu  einem anderen Ergebnis 
kommt nur, wer den „Blüm-Trick" anwendet und die Ar- 
bei t s ios i g ke i t aus k 1 am m ert . 

In de r  ßundesrepublik leben derzeit etwa 1,65 Millionen 
Pflegebedürftige, die zum überwiegenden Teil häuslich ver- 
sorgt werden, zum Teil aber auch in stationären Einrichtun- 
gen untergebracht sind. Rund 660.000 von ihnen (266.681 
bei häuslicher und 394.0 12  bei stationärer Versorgung) be- 
zogen im Verlauf des Jahres 1993 im Gesamtumfang von 
über 16 Mrd. D M  Leistungen als Hilfe zur Pflege nach dem 
Bundessozialhilfegesetz (BSHG). Dieser Umstand und  die 
dein ograph isch bedingte Zunahme von Pflegebedürftigen 
ließen es schon seit langem geboten erscheinen, das Pflegeri- 
siko eigenständig abzusichern. Wenngleich sich bereits z u  
Beginn der 80er Jahre eine sozialversicherungsrechtliche Lö- 
sung abzeichnete, wurden erst mi t  dem Gesundheitsreform- 
gesetz von 1989 auch tatsächlich entsprechende Regelungen 
kodifiziert. Eine konsequente Weiterentwicklung des bis 
rlali i n Er re i ch t e n unterblieb jedoch zunächst , n i cli t z LI i e t z t 

wegen der ideologisch geführten Sozialstaatsdebatte. Die Pfle- 
geversicherung wurde zum symbolischen Or t  der Auseinan- 
dersetzung um die zukünftige Gesellschaftsentwicklung. Die 
hieraus resultierenden Kontroversen spiegeln sich überdeut- 
lich in der „Janusköpfigkeit" des schließlich verabschiede- 
ten und zum 1 .  I .  1995 in Kraft getretenen Pflegeversiche- 
rungsgesetzes (PflVG) wider. Einerseits kam es prinzipiell 
zur Etablierung einer neuen Sozialversicherung, die die viel- 
fältigen Erfordernisse der Pflegesituation und die Lebensla- 
gen von Pflegebedürftigen durch einen differenzierten Lei- 
stungskatalog berücksichtigt, andererseits entsprechen die 
Leistungsniveaus aufgrund ihrer bedarfswidrigen Deckelung 

sen der Pflege. Letzteres gilt insbesondere hinsichtlich der 
häuslichen Pflege von Schwer- und Schwerstpflegebedürfti- 
gen sowie bei stationärer Versorgung (hier vor allem dann, 
wenn der Pflegebedürftige einen erheblichen Pflegebedarf 
aufweist undioder die sog. Hotelkosten für Unterkunft und 
Verpflegung nicht selbst tragen kann). Die hier besonders 
sichtbar werdende Konzeption der Hilfen nach dem PflVG, 
die lediglich Zuschüsse gewähren wollen, führt schließlicli 
dazu, da13 sich an cien materiellen Lebensbedingungen von 
Pflegefällen mit  niedrigem Einkommen nichts ändert, wäh- 
rend die Bezieher lioher und mittlerer Einkommen diese nun 
nur noch in geringem Umfang für die Pflege einsetzen müs- 
sen; manche Kritiker bezeichnen das neue Gesetz daher als 
,.Erbschaftssicherungsgecetz". Darüber hinaus ist auch kri- 
tisch anzumerken, daß  die Anforderungen, die zum Bezug 
von Leistungen nach dem PflVG berechtigen, im Vergleich 
zu denen des BSHG erheblich erhöht wurden. 

le Pflegebedürftige auf Hilfe zur Pflege nach dem BSHG 
angewiesen sein werden. Durch den fortdauernden RSHG- 
Bezug ergeben sich schwerwiegende Folgeprobleme, da die 
Einsparungen im Bereich des BSHG deutlich geringer aus- 
fallen als erwartet. So geht beispielsweise der Deutsche Städ- 
tetag davon aus, claß sie nur 4 Mrd. DM und nicht, wie von 

i 

L und Kontingentierung oft nicht den faktischen Erfordernis- 
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der Bundesregierung behauptet, 6 bis 10 Mrd. D M  betragen 
werden. Freiwerdende BSHG-Mittel sollten aber zum Aus- 
bau der in Deutschland im Vergleich zu europäischen Nach- 
barländern ohnehin unterentwickelten Pflegeinfrastrukmr, 
hier vor allem Einrichtungen der Kurzzeit- und Tagespflege, 
verwendet werden, so daß  Mindereinsparungen voraussicht- 
lich dazu führen, daß die notwendigen Investitionen (parti- 
ell) unterbleiben. Kommt  es in Ermangelung entsprechen- 
der Tagespflegeeinrichtungen zu häufigeren Heimunterbrin- 
gungen,  vermindert sich der Investitionsrahmen weiter, wäh- 
rend die Kosten der Pflegesicherung insgesamt ansteigen. 

Neben der bisher vorgetragenen Kritik sind weitere Defi- 
zite des PflVG hervorzuheben. Wie in weiten Bereichen der 
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) erachtete es der 
Gesetzgeber auch in der Pflegeversicherung als notwendig, 
der unterstellten Uberinanspruchnahme von Leistungen (als 
Folge der sogenannten ,,Nullkostenmentalität" der Versicher- 
ten) mi t  der Einführung von Selbstbeteiligungen bei der  
Versorgung mit technischen Hilfen zu begegnen; empirische 
Belege für die zugrundegelegte Annahme fehlen allerdings 
bis heute. Die Gewährung erhöhter Leistungen bei Vorlie- 
gen eines außergewöhnlichen Pflegebedarfs in Pflegestufe 111 
(F-lärtefallregelung) ist kontingentiert, wodurch medizinisch- 
pflegerisch induzierte Bedarfe willkürlich mit der Folge au- 
ßer Kraft gesetzt werden, daß gleiche Lebenslagen im glei- 
chen Sicherungssystem ungleich behandelt werden. 

Bei der Finanzierung der Pflegeversicherung erfolgt die 
Beitragsaufbringung formal wie in der GKV, d.h. paritäti- 
sche Finanzierung durch Arbeitnehmer und Arbeitgeber bis 
zur Versicherungspflichtgrenze. Zur  Kompensation der Ar- 
beitgeberbeiträge wurde allerdings in allen Bundesländern 
(außer Sachsen) der Buß-  und Bettag abgeschafft. Die Pfle- 
geversicherung ist insofern „auf der Finanzierungsseite schon 
ganz ein Kind der Umbau-Debatte: Die paritätische Mittel- 
aufbringung ist nur noch Fassade, die Versicherten haben die 
Belastungen der fünften Säule der  deutschen Sozialversiche- 
rung alleine zu tragen" (MEMORANDUM ' 9 5 ,  S. 116). In 

Sachsen besteht auch die Fassade nicht mehr, da dort kein 
Feiertag abgeschafft wurde, sondern die Arbeitnehmer die 
vollständigen Beiträge schon selbst tragen, allerdings ohne 
daß dies dazu geführt hätte, daß  die Arbeitgeber nun auch in 
den Selbstverwaltungsgremien nicht mehr über die Mittel- 
Verwendung mitentscheiden. Dami t  scheint zugleich das 
Modell geschaffen zu sein, das vor allem der Sachverständi- 
genrat (SVR) und der Bundesverband der Deutschen Arbeit- 
geberverbände (BDA) als zukunftsweisend fiir die Pflegever- 
sicherung, darüber hinaus aber vermutlich auch für alle an- 
deren Sozialversicherungszweige, ansehen. 

Zudem hat sich mittlerweile gezeigt, daß die Feiertagsre- 
gelung zu einer deutlichen Uberkompensation der Arbeitge- 
berbeiträge geführt hat. Bezogen auf die zuvite Stufe ermit- 
telte der SVR, daß die Arbeitgeberbeiträge bereits in der 
heutigen Situation Z U  etwa drei Vierteln refinanziert sind. 
Da der SVR zudem bestimmte Maßnahmen, die in unmit- 
telbarern Zusammenhang mi t  der Einfiihrung der Pflegever- 
sicherurig stehen, z.B. verringerte Lohnersatzleistungen, Ab- 
bau fehlbelegter Krankenhausbetten und Einsparungen in der 
Sozialhilfe, in seinen Berechnungen nicht berücksichtigte, 
ist davon auszugehen, daß auch die Anstaltspflege bereits voll 
durch die Arbeitnehmer finanziert ist. Wird  nun aber weite- 
rer Kompensationsbedarf geltend gemacht, so wird die reale 
Umverteilung von den Arbeitnehmern zu den Arbeitgebern, 
die vom 1.1.1995 bis zum 30.6.1996 (erste Stufe) stattge- 
funden hat, festgeschrieben und  ausgeweitet. Daß dennoch 
fast ausschließlich über die Refinanzierung vermeintlicher 
Arbeitgeberlasten diskutiert wird, notwendiger Reformbe- 
darf innerhalb der neuen Sozialversicherung aber unthemati- 
siert bleibt, kann nur als Suche nach Legitimationsgrundla- 
Ren fiir einen weiteren und nachhaltigen Sozialabbau inter-  
pretiert werden. 

Vorrangiges Ziel einer bedarfsgerechten Novellierung des 
PflVG ist, die Pflegebedürftigen vom Sozialhilfebezug un- 
abhängig zu machen. Dazu ist es notwendig, eine ,,Pflege- 
stufe 0" einzuführen, damit auch diejenigen, die zwar pfle- 
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gebedürftig sind und heute Anspruch auf Leistungen nach 
dem BSHG haben, die hohen Anspruchsvoraussetzungen des 
PflVG jedoch nicht erfüllen, in die Pflegeversicherung inte- 
griert werden. Weiterhin ist in diesem Kontext auf die An- 
passung der Leistungsriiveaus (vor allem in den Pflegestufen 
11 und 111) an die real existierenden Bedarfe hinzuweisen. 
Schließlich darf die Anwendung der  Härtefallregelungen 
zukünftig nur von niedizinisch-pflegerischen Kriterien ab- 
hängen, nicht jedoch von willkürlichen Höchstgrenzen, die 
ein eindimensionales Kostendenken reflektieren. Hinsicht- 
lich der stationären Versorgung ist die Integration einer steu- 
er fi nan z i e r t e n , bed ar fso r i e n t ie rt en hl i n des t s i c he r ung i n d i e 
fünfte Säule des Sozialversiciierungssystems angezeigt, da- 
mi t  Menschen mit erhnhtem Pflegebedarf, aber fehlenden Ei- 
genniitteln zur Deckung der Unterkunfts- und Verpflegungs- 
kosten sich nicht mit  zwei Leistungsträgern auseinaricterset- 
Zen und neben Leistungen nach dem SGB XI auch aufstok- 
kende Sozialhilfe beziehen miissen. Die genannten Maßnah- 
men machen auch die Sozialhilfemittel frei, die zum Ausbau 
teiistatioiiärer Pflegeeinriclitiingen und  solcher der Kurzzeit- 
pflege benötigt werden. 

Des weiteren sind die Selbstbeteiligungsregelung bei den 
technischen Hilfen und die Kostenübernahmegrenze bei den 
zum Verbrauch bestimmten Hilfsmitteln aufzugeben sowie 
verstärkte Qualitätssicherungsmaßnahmen im Bereich der 
häii s 1 i c he n P fleg e fest zus c h re i be n . H ins i cli t I i c h der F i n an - 
zierung der Pflegeversicherung ist zur .,echten" paritätischen 
Finanzierung zurückzukehren, wobei zudem die sogenannte 
,,Friedensgrenze" - also die Beitragsbemessungsgrenze, die 
die Pflichtversicherten vom Klientel der Privatversicherung 
scheidet - ebenso wie in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung abzuschaffen ist. Auf diesem Wege würde die Pflege- 
versicherung ihre ,,Janusköpfigkeit", die sie als „Kind der 
Umbau-Debatte" kennzeichnet, verlieren und zu einer deut- 
lichen Verbesserung der Lebenslagen der Pflegebedürftigen 
auf der Basis eines recht verstandenen Solidarprinzips fiih- 
ren. 

2.4 Dritte Stufe der Gesundheitsreform: Flickschu- 
sterei und Not-.bremsmaßnahmen 

Während in der Arifangsphase das Gesundheitsstrukturge- 
setz (GSG) von Ende 1792 durchweg als Kehrtwende in der 
Gesundhejtspolitik bezeichnet wurde, da erstmals auch die 
Leistungsanbieter spiirbar an der Kostendämpfung beteiligt 
worden waren, zeichnet sich seit 1995 ab, daß das Gesetz 
wichtige Ziele nicht mehr erreicht und ein erheblicher Re- 
formbedarf besteht (vgi. MEMORANDUM ' 95 ) .  

1 
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1995 überstiege11 die Zuwächse in allen Ausgabenbereichen 
den äul3erst knappen Einkommenszuwachs (sog. Grundiohn- 
summe) der abhängig Beschäftigen von 0,6 v H  im Westen 
und 1 ,O im Osten. Hier zeigt sich, daß die befristete Budge- 
tierung einzelner Ausgabenbereiche nur punktuell gegriffen 
hat. Ursachen sind unzureichende Regreßregelungen gegen- 
über den Leistuiigsanbieterii, fehlender Durchsetzungswil- 
len bei den Kassen, zahlreiche „Löcher" in den Budgetrege- 
lungen vor allem fiir den stationären Bereich, ZU kurzfristige 
Zeiträume der Budgetierung sowie das Ausbleiben wirksa- 
mer Begleitmaßnahmen zur Kostensteuerung vor allem bei 
Arzneimittelherstellern, Krankenhäusern und i m  Heil- und 
Hilfsmittelsektor. Überlagert wird diese Entwicklung durch 
die seit langem bekannten Trends wie etwa der steigenden 
Primärinanspruchnahme von teureren Fachärzten oder der 
Einführung neuer und teurerer Diagnose- und Therapiever- 
fahren zrisätzlich zu den bereits zuvor verwendeten. 

Itn Arzneimittelsektor haben die anfänglich drastischen 
Einsparungen nach Einführung der Budgetierung erhebliche 
Wirtschaftlichkeitsspielräume aufgedeckt, so daß die Vorga- 
ben zunächst sogar noch unterschritten wurden. Mittlerwei- 
le sind allerdings die therapeutisch gleichwertigen und preis- 

9 2 1 71 



werteren Nachahmerpräparate durch die „Markenarzneimit- 
tel" wieder deutlich zurückgedrängt worden. Während die 
Arzneimittelausgaben das Budget mehr und mehr ausschöp- 
fen und den vorgegebenen Rahmen in den neuen Ländern 
1975 bereits überschritten haben, fehlen für die vom Gesetz 
vorgesehene Anrechnung dieser Uberschreirung auf das Ho- 
norarvolumen der Arzte immer noch die detaillierten ver- 
traglichen Grundlagen. 

Neben dem Versagen der staatlichen Regulierung wirken 
sich Kostenverschiebungen zwischen den Sozialversicherungs- 
Zweigen negativ auf die Finanzen der gesetzlichen Kranken- 
versicherung (GKV) aus. So wurden die Beitragszahlungen 
der Bundesanstalt für Arbeit (BA) fiir Arbeitslose an die G K V  
gekürzt und gleichzeitig die Beiträge der G K V  für Krariken- 
geldbezieher an die Renten- und Arbeitslosenversicherung 
erhöht, um den Bund von seiner Zuschußpflicht für den Haus- 
halt der BA zu entlasten. Diese Verlagerungen belasten die 
Haushalte der Krankenkassen mi t  5 bis 6 Mrd. DM, was ei- 
ner Anhebung des Beitragssatzes um ca. 0,5 v H  entspricht. 

Und schließlich sind zunehmende makroökonomische Ver- 
teilungsdisparitäten für kontinuierlich steigende Beitragssätze 
der G K V  verantwortlich: Einer nur schwer zu kontrollieren- 
den Ausgabendynamik steht eine Einkommensentwicklung 
zu Lasten der  Arbeitnehmer gegenüber. Während der Anteil 
der GKV-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt seit Mit te  der 
70er Jahre erstaunlich konstant blieb, ist die Lohnquote deut- 
lich gesunken. Wenn aber bei relativer Ausgabenkonstanz 
der G K V  der Anteil der Löhne am Volkseinkommen sinkt, 
hat dies zwangsläufig einen Anstieg der lohnbezogenen Bei- 
tragssätze zur Folge. 

1; f  aguwrdz<qe Ansatze zu ezner cirztten Stufe der Gesundheztsreforni 

Obwohl die Budgets des GSG in erster Linie als temporäre 
Uberbrückungsmaßnahmen gedacht waren, lag bei ihrem 
Auslaufen Ende 1775 immer noch keine gesetzlich verab- 

schiedete „dritte Stufe" der Gesundheitsreform vor. Stattdes- 
sen wurde ein auBerhalb der Fachwelt kaum noch durchschau- 
bares Bündel von ad-hoc-Maßnahmen, Gesetzentwürfen mit 
Vorschlägen für strukturelle Veränderungen und weiteren 
Kostenverlagerungen zu Lasten der  Patienten auf den Weg 
gebracht; eine Flickschusterei, die die G K V  weiter vom Ziel 
eines umfassenden, einheitlichen, schlüssigen und soziaiver- 
träglichen Gesamrkonzeptes entfernt. 

Die Reform des Krankenbauswesens war im GSG nur sehr 
vorsichtig angepackt und auf einen sehr langen Umsetzungs- 
prozeß ausgelegt worden. Daran werden auch die zum Jah- 
reswechsel 1996 vorgelegten Gesetzentwürfe zur Stabilisie- 
rung der Krankenhausausgaben nur  wenig ändern. 
- Vorgesehen ist eine Ablösung der Krankenhausbudgets 

durch landesweite Haushaltspläne, die zwischen Kassen und 
Krankenhausgesellschaften ausgehandelt werden. Die Haus- 
haltspläne dürfen dabei die Beitragssatzstabilität nicht ge- 
fährden. Als Zwischenlösung soll für 1996 der Ausgabenzu- 
wachs im Krankenhaussektor auf die Lohnentwicklung im 
öffentlichen Dienst begrenzt werden. 
- Zwar wurde das Selbstkostendeckungsprinzip abgeschafft, 

der Anspruch auf eine ausreichende Vergütung aber blieb be- 
stehen. Auch sollen Fallpauschalen und  Sonderenrgelte fiir 
weitere therapeutische Bereiche vereinbart werden; eine flä- 
chendeckende Umsetzung dieser tendenziell wirtschaftliche- 
ren Vergütungsform ist jedoch nicht in Sicht. Bis Ende 1997 
gilt also das Selbstkostendeckungsprinzip praktisch weiter. 
- Die für ein wirtschaftliches Verhalten erforderliche mo- 

nistische Finanzierung der Krankenhäuser liegt nur in Ab- 
sichtserkiärungen vor. Innerhalb von drei Jahren soll erreicht 
werden, daß auch die bisher von den Ländern getragene Fi- 
nanzierung der investiven Ausgaben auf die Vergütung von 
Einzelleistungen bzw. auf die Pflegesätze umgelegt wird. Die 
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Länder sollen die daraus fiir die G K V  entstehenden Mehrko- 
sten kompensieren. 
- Erste, im Prinzip positive Schritte sind auch hinsicht- 

lich einer besseren Abstimmung von stationärer und ambu- 
lanter Versorgung vorgesehen, indem den Krankenhäusern 
vor- und nachstationäre Diagnostik und Behandlung im Zu- 
sammenhang mit  Operationen gestattet werden soll. Dieses 
Vorhaben wird allerdings durch eine Reihe administrativer 
Barrieren erschwert, etwa bei der Zulassung der beteiligten 
Arzte zur kassenärztlichen Versorgung. 

Bei allen Versäumnissen der Gesundheitspolitik im Bereich 
der stationären Versorgung ist selbsrverständlich zu beden- 
ken, daß  die Kostensteigerungen auch durch eine verstärkte 
Inanspruchnahme der Kranken hausversorgung bedingt sind. 
Dahinter verbirgt sich nicht nur eine angebotsinduzierte 
Mehrinanspruchnahme, sondern teilweise auch ein demogra- 
p h i s c h be d i ng  t e r Mo r b i d i t ät s an s t i eg . S c h I i e 13 1 ich hat auch die 
Umsetzung der Pflegepersonalverordnung Kostensteigerun- 
gen bewirkt, weil dringend benötigte Pflegekräfte eingestellt 
worden sind. Vor allem in hochspezialisierten Bereichen wie 
der Herzchirurgie herrschte ein eklatanter Personalmangel. 

Finmzierzing der Krankenknssen 

Die Beitragssätze der Krankenkassen sollen den Koalitions- 
beschlüssen vom vergangenen Dezember zufolge faktisch fest- 
geschrieben werden. Ihre Erhöhung wird von prohibitiven 
Voraussetzungen abhängig gemacht: einer Dreiviertelrnehr- 
heit in den paritätisch besetzten Verwaltungsräten und  der 
vorherigen Ausschöpfung aller anderen Möglichkeiten der 
Einnahmen- und Ausgabenstabilisierung. Bei den Ersatzkas- 
sen, wo keine paritätische Beteiligung der Arbeitgeber in den 
Gremien besteht, darf der  Arbeitgeberanteil den halben 
durchschnittlichen Beitragssatz der Ortskrankenkassen nicht 
übersteigen. 

Die Festschreibung der Beitragssätze erhöht zwar einer- 

seits den Druck auf die Kassen, Wirtschaftiichkeitsspielräu- 
me auszuschöpfen, andrerseits wird aber die Finanzierung 
innovativer und t eue re r  therapeutischer Verfahren sowie die 
angemessene Reaktion auf Veränderungen im Krankeitsspek- 
t rum erschwert. Dies m u ß  letztlich zu weiteren Leistungs- 
ausschlüssen oder zur Erhöhung von Selbstbeteiligungen, also 
zur stärkeren Belastung von Patienten führen. 

Satzungsmäßig sollen den Kassen beim Beitragssatz be- 
grenzte Gestaltungsmöglichkeiten eingeräumt werden; dar- 
unter beispielsweise Beitragsrückgewährung oder Wahltari- 
fe in Bezug auf den Selbstbehalt. Auch wenn damit keine 
individuellen Tarif- bzw. Wahlmöglichkeiten für Versicher- 
te  innerhalb einer Kasse verbunden sind, ist hierin ein Ein- 
stieg in die Mehrklassenmedizin und in eine Entsolidarisie- 
rung der gesetzlichen Krankenversicherung angelegt. 

\Vetthe.roerh der Krarikenknssrn 

Seit 1996 können die Versicherten innerhalb bestimmter 
Grenzen zwischen verschiedenen Kassen und  Kassenarten 
wählen, wobei Unterschiede im Beitragsaufkommen bekannt- 
lich nur teilweise im Rahmen des Risikostrukturausgleichs 
ausgeglichen werden. Daher bestehen für alle Kassen Anrei- 
ze zur Beitragssatzsenkung, die aber nicht durch Leistungs- 
ausschlüsse erreicht werden können, weil der Leistungskata- 
log der gesetzlichen Krankenversicherung einheitlich fiir alle 
Kassen festgeschrieben wird. Statt dessen werden die Kassen 
vom Gesetzgeber darauf orientiert, im Wettbewerb gegen- 
einander möglichst günstige Verträge mit  den Leistungser- 
bri ngern auszuhandeln, zusätzliche Leistungen in Mode Ilver- 
suchen zu erproben, den Service zu verbessern und neue Ver- 
sorgungskonzepte einzuführen - wie 2.B. vernetzte Praxen, 
vergleichbar mit  den Polikliniken der ehemaligen DDR, oder 
Hausarzr-Abos mit  Beitragssatzermäßigung für Versicherte, 
die sich vorrangig vom Hausarzt behandeln lassen und somit 
nicht den direkten Weg zu Fachärzten gehen Obwohl die 
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Einzelheiten dieser stärkeren Wettbewerbsorientierung der 
Kassen noch nicht feststehen, zeichnet sich schon jetzt ab, 
daß dieses Wettbewerbskonzept kontraproduktiv sein wird. 
Zur  Senkung von Verwaltungskosten wird es kaum beitra- 
gen. Diese sind bei der privaten Krankenversicherung (PKV), 
die Kosten für die Mitgliederwerbung eingeschlossen, mehr 
als doppelt so hoch. 

Der politisch angestrebte Kassenwettbewerb bewirkt zu- 
dem eine Entsolidarisierung, da künftig nicht mehr die mor- 
biden und kostenträchtigen Patienten, sondern die gesun- 
den, beitragszahlenden Versicherten im Mittelpunkt des In- 
teresses der Kassen stehen werden. Diese nämlich gilt es un- 
ter Wettbewerbsdruck verstärkt an die Krankenkasse zu bin- 
den,  sei es durch entsprechende Werbung,  durch fragwürdi- 
ge  Gesundheitsförderungskonzepte mit hohem Freizeitwert 
oder durch beitragswirksame Leistungsreduktionen innerhalb 
des rechtlich Möglichen. Eine aufwendige Spezialversorgung 
für Schwerbrandverletzte läßt sich gegenüber der Kundschaft 
nun einmal schwerer als Wettbewerbsvorteil vermarkten als 
e in  fröhlicher ,,Wellness-Club". Wie  letztlich Kassen mi t  
sogenannten ,,ungünstigen Risiken" bei entsprechender Bei- 
tragssatzdifferenzierung die für einen solidarischen Risiko- 
ausgleich nötigen „guten Risiken" an sich binden oder ein- 
werben sollen, bleibt das Geheimnis der Marktradikalen. 

Und  schließlich bedeutet auch die Abkehr vom gemeinsa- 
men und einheitlichen Auftreten der Kassen gegenüber den 
weiterhin hochgradig organisierten Leistungsanbietern eine 
Schwächung ihrer Verhandlungsposition -dies um so mehr, je 
stärker der Wettbewerb auf der Beitragsebene ausgeprägt ist. 

Il Reform" der ambulanten Versorgung 

Schon im Vorfeld der Dezemberbeschlüsse wurde auf die im 
GSG beschlossene Positivliste für Arzneimittel aufgrund 
massiven Drucks seitens der Pharmahersteller völlig verzich- 
tet - mir den Stimmen der SPD-geführten Länder im Bun- 

desrat. Die vom Gesundheitsministerium angeführten Grün- 
de, bei einer Posicivliste könnten sich nur noch vermögende 
Patienten die ausgegrenzten Medikamente leisten, Ärzte 
würden in ihrer Therapiefreiheit eingeengt und die auf aus- 
gegrenzte Arzneimittel spezialisierten Hersteller müßten ihre 
Betriebe schließen, sind absurd. Mit der Positivliste sollten 
bedenkliche, unwirksame und unwirtschaftliche Medikamen- 
te aus der Verordnung zu Lasten der Kassen ausgeschlossen 
werden. Es kann nicht Aufgabe der GKV sein, das Überle- 
ben jener Unternehmen zu finanzieren, die in ihrer Wirkung 
zweifelhafte Medikamente produzieren und absetzen wollen. 

Die zunächst geplante, dann aber vor allem auf Druck der 
Kassen zunächst zurückgestellte Neuregelung beim Zahner- 
satz will alte Forderungen der FDP und der Zahnärztever- 
bände umsetzen, mit  denen auf mehrfache Weise die Kosten- 
belastung der Patienten erhöht würde. Der ins Auge gefaßte, 
von der tatsächlichen Ausgabenhöhe für Zahnersatz unab- 
hängige Festzuschuß der Kassen birgt gegenüber der heuti- 
gen prozentualen Zuzahlung die große Gefahr, daß künftig 
sämtliche Kostensteigerungen allein zu Lasten der Patienten 
gehen. Da die Kassenleistungen in Form der Kostenerstat- 
tungen erfolgten, müßten die Patienten selbst mit  dem Zahn- 
arzt aushandeln, wie aufwendig der Zahnersatz sein soll. Die 
Zahnärzte könnten auf Basis der teureren privatärzclichen 
Gebührenordnung abrechnen und dabei ihre Vergütung je 
nach Zahlungsfähigkeit der Patienten taxieren. Der Patient 
kann jedoch als Laie aller Erfahrung nach mit  dem Experten 
Zahnarzt weder über die Anwendung der Gebührenordnung 
noch über den Sinn aufwendigen Zahnersatzes feilschen. Denn 
mit  der Einführung des Kostenerstattungsverfahrens entfie- 
len auch die Vorab-Plausibilitätsprüfung für geplante zahn- 
ärztliche Maßnahmen durch die Kassen sowie die Möglich- 
keit einer Wirtschaftlichkeitsprüfung im nachhinein. Gera- 
de  diese Wirtschaftlichkeitsprüfung bei Zahnersatz war in 
der Vergangenheit effizient und  hat zu erheblichen Regreß- 
forderungen gegenüber Zahnärzten bei medizinisch und öko- 
n o m i s c h u n ve r t re t baren Be h a n d 1 u ng e n g e fü h r t . 
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Von den geplanten Kostenverlagerungen auf die Patien- 
ten, sei es durch Anrechnung von Urlaubstagen bei Kuren, 
durch Selbstbeteiligungen oder durch Leistungsausschlüsse, 
sind keine Steuerungsimpulse zugunsten einer wirtschaftli- 
cheren Inanspruchnahme von Gesundheitsleistungen zu er- 
warten. Selbstbeteiligungen führen nur dann zu einem Nach- 
fragerückgang, wenn sie in sozial unvertretbare Höhen ge- 
schraubt werden. Eine rein ökonomisch und nicht medizi- 
nisch begründete Sparsamkeit führt zur Verschleppung und 
damit Verschlimmerung von Krankheiten. Und schließlich 
neigen Patienten mangels medizinischer Kenntnisse dazu, 
dort, wo sie selbst zahlen müssen, jeweils die teureren Ver- 
sorgungen auszuwählen. 

Gegenüber dem GSG sind die Koalitiorisbeschlüsse von 
Dezember 1995 und der daraus hervorgegangene Gesetzent- 
wurf zur ambulanten Versorgung ein gewaltiger Rückschritt. 
Auf die von den Leistungsanbietern verursachte Kostendy- 
namik wird nicht reagiert. Statt dessen steht über den Bon- 
ner Plänen das Motto „Gesundheit für diejenigen, die sie sich 
leisten können". Die immer wieder zitierte ,,Kostenexplosi- 
on" im Gesundheitswesen ist eine Fiktion. Der Anteil der 
Gesundheitsausgaben am Bruttoinlandsprodukt ist in den 
letzten zwanzig Jahren nicht wesentlich gestiegen. Der Bei- 
tragssatzanstieg ist ursächlich auf die schrumpfende Beitrags- 
erhebungsbasis, das Einkommen aus unselbständiger Arbeit, 
zurückzuführen. Es sind also auch hier die zunehmenden 
Verteilungsdisparitäten zwischen Kapital Lind Arbeit, die die 
sogenannten Lohnnebenkosten in die Höhe treiben. 

Trotz ungünstiger Rahmenbedingungen sind die Fortfüh- 
rung der solidarischen Krankenversicherung für alle abhän- 
gig Beschäftigten und die Beibehaltung eines hohen Versor- 
gungsstandards möglich und notwendig. Im  MEMORAN- 
D U M  '95 wurde dargelegt, daß durch das Ausschöpfen von 
Rationalisierungspotentialen und durch eine rigidere Quali- 
tätssicherung in allen Bereichen der  Versorgung ein qualita- 
tiv hohes Niveau sichergestellt werden kann, ohne daß Ge- 
s U n d h e i t s lei s t u ng e n rat i o ni er t werde n n~ üß t en . 
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3. Langfristige Zusammenhänge von Stand- 
ortdebatte, Verteilung und Arbeitslosigkeit 

Seit mehr  als 200 Jahren werden in der orthodox-marktwirt- 
schaftstheoretischen Beratung der Politik drei Lehrsätze ge- 
feiert. Einer davon wurde ursprünglich in der Landwirtschaft 
"entdeckt", als man die Uberlegung anstellte, daß die Ernte 
zwar zunimmt,  wenn man den Boden bearbeitet, aber mit 
jeder zusätzlichen Arbeitskraft der Erntezuwachs geringer 
werden müsse. Folglich wurde ein weiterer Landarbeiter nur 
eingestellt, wenn sein Lohn geringer war als die Erntesteige- 
rung, die man auf seine Arbeit zurückführte. Auf die Industrie 
übertragen und i n  anderen Begriffen ausgedrückt hieß dies, 
da13 steigende Beschäftigung mit sinkender Arbeitsprodukti- 
vität verbunden ist und ein neuer Arbeitsplatz nur dann ent- 
steht, wenn der Lohn geringer ist als die der Arbeit zugerech- 
nete Wertschöpfung. Aus diesem Kerntheorem der neoklassi- 
schen Lohn- und Arbeitsmarkttheorie folgt notwendigetweise 
die Uberzeugung, da13 Arbeitslosigkeit nur durch Lohnsenkun- 
gen zu bekämpfen ist. Die Frage, wie tiefder Lohn sinken muß, 
kann diese Wissenschaft allerdings nicht beantworten, d.h. ei- 
nen Vollbeschäftigungslohn kann sie nicht bestimmen. 

1,ohrzverzicbt si-baft Arbeitsplätze - oder nicht? 

Der amerikanische Nobelpreisträger Wassily Leontief hat im 
Hinbl ick auf die oben skizzierte sogenannte Grenzprodukti- 
vitätstheorie einmal gefragt: Auf wieviel Futter hätten die 
Pferde verzichten müssen, um nicht arbeitslos zu werden? 
Man ist geneigt, anzunehmen, daß den Pferden auch der völ- 
lige Verzicht nichts genutzt hätte. Der kritische Mensch wird 
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Genaueres wissen wollen und bei näherer Betrachtung fest- 
stellen, daß sinkende Löhne zu mehr Arbeitslosigkeit führen 
können. Diese Aussage wird der einzelne Unternehmer in 
seinem betriebswirtschaftlichen Entscheidungskalkül ableh- 
nen. Wenn die Löhne “seiner” Arbeitnehmer sinken, dann 
steigt sein Gewinn, und, so wird zumindest behauptet, er 
wird investieren, möglicherweise in Form von arbeitsplatz- 
vernichtenden Rationalisierungsinvesti tionen, möglicherweise 
aber auch in Form arbeitsplatzschaffender Erweiterungsinve- 
stitionen. Wer aber garantiert, daß mit  steigenden Gewinnen 
nicht mehr Arbeitsplätze qua Rationalisierung vernichtet wer- 
den, als neue hinzukommen? Wer garantiert, daß steigende 
Gewinne nicht irgendwo in der \Velt real investiert werden, 
wo Arbeit fast schon ein freies Gu t  ist. Wer garantiert, daß 
steigende Gewinne nicht einfach in Firianzarilagen flieljen? Wer 
kann ausschlieflen, daß höhere Gewinne nicht nur höheren 
Luxuskonsum bewirken? Lohnverzicht ist eben eine Vorlei- 
stung, die der einzelne Unternehmer beliebig nutzen kann. 

Die Vorstellung, auf eine Beteiligung am Produktivitäts- 
fortschritt zu verzichten und damit einen Beschäftigungs- 
pakt abschließen zu können, stößt zwar auf das Wohlgefallen 
des Kanzlers und kommt der Lohnproblematisierung in Po- 
litik und  Arbeitgeberverbänden entgegen, aber es gibt  eben 
niemanden, der im Gegenzug eine Garantie auf Sicherung 
oder gar Schaffung von Arbeitsplätzen leisten könnte. Die 
Arbeitgeberverbände sind keine Zentralbehörden mi t  Wei- 
sungsbefugnis, sondern nur Verbände, die sich auf Absichts- 
bekundungen ihrer Mitglieder verlassen oder aber mit  ein- 
zelnen Mitgliedern “Garantieverträge zur Arbeitsplatzschaf- 
fung” schliel3en müßten.  Letzteres wäre ein kaum zu erwar- 
tendes Novum.  In Zwickels Bündnisvorschlag vom Novem- 
ber 1995 wurde der Lohnverzicht als Rückkehr zur Vernunft 
begrüßt, aber der Forderung, im Gegenzug Arbeitsplätze zu 
schaffen, stand man arbeitgeberseitig wesentlich reservierter 
gegenüber. Es scheint also, daß selbst die Arbeitgeberverbän- 
de die wissenschaftlich umstrittene These von der lohnabhän- 
gigen Beschäftigung nicht in gröl3erem Ausmaß auf die Probe 

1 0 2  

gesteilt wissen wollen. Keinesfalls kann die häufig gehörte 
Verkürzung gelten, die Gewerkschaften hätten nun endlich den 
Zusammenhang von Lohnreduktion und Beschäftigungserhö- 
hung anerkannt. Die Gewerkschaften haben mit Zwickels Vor- 
schlag nicht hehaaptet, daß der Lohnverzicht zu mehr Beschäf- 
tigung führt, sondern sie haben es gefordert. Das Experiment 
scheint den Arbeitgebern nicht zu behagen, da  sie offensicht- 
lich nicht in die Pflicht genommen werden wollen. 

Auch die Vorstellung, bei V W  sei durch Lohnverzicht und 
Arbeitszeitverkiirzung eine Beschäftigungssicherung erreicht 
worden, beschönigt die Sachlage. Bei V W  ist weiterhin im 
Rahmen der sogenannten natürlichen Fluktuation Arbeitsplatz- 
abbau betrieben worden. Es ist eben ein Unterschied, ob in 
einem Betrieb die Beschäftigung gesichert wird, das heißt, daß 
“normale Abgänge” neu besetzt werden, oder ob “nur” betriebs- 
bedingte Kündigungen befristet ausgeschlossen werden. Von 
Beschäftigungssicherung kann nur im ersten Fall gesprochen 
werden, im zweiten ist Arbeitsplatzabbau möglich. 

Aus einzelwirtschaftlicher Sicht gibt es bereits genügend 
Zweifel daran, daß Lohnverzicht langfristig zu mehr Beschäf- 
t igung oder auch nur  Sicherung der  Beschäftigung führt. 
Noch zweifelhafter wird dieses Theorem, sobald man den 
Blick auf gesamtw irtschaftliche Zusammenhänge richtet. Die 
Nachfrage nach Arbeit ist abgeleitete Nachfrage, das heißt, 
sie hängt  von der (erwarteten) Güternachfrage ab. Wenn der 
Bedarf an Brot gedeckt ist, wird es bei konstanter Arbeits- 
zeit keine Nachfrage nach zusätzlichen Bäckern geben, auch 
wenn ihr Lohn noch so gering wird. 

Die Geschichte von den .wendLichen Bedürfnissen 

Das zweite, weniger diskutierte Dogma lautet, daß rnensch- 
liche Bedürfnisse unbegrenzt sind, also die Nachfrage unab- 
hängig von dem erreichten Niveau der Bedürfnisbefriedigung 
ist und somit nicht zum Wachstumshemmnis werden kann. 
Die Vorstellung, da13 mi t  jedem befriedigten Bedürfnis ein 
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neues, ebenso wachstumsträchtiges entsteht, die Wachstums- 
lioffiiuiig sich also auf einen unendlichen Bedürfniskosmos 
des Menschen verlassen kann, scheitert schon an der Tatsa- 
che, daß es infinite Bedürfnisse gibt, die nicht notwendig 
wachstumswirksam sind. Z u  den letzteren zählt etwa das 
Bediirfnis, Vorsorge für die Zukunft zu treffen. Dieses Be- 
dürfnis äußert sich bei steigenden Einkommen in zunehmen- 
der Spartätigkeit und damit gebremster inländischer Kon- 
sumdynamik (siehe Schaubild 1). 

Kritische Okonomen sehen diesen Zusammenhang, wer- 
den aber dadurch irritiert, da0 die derzeitige Sparquote der 
privaten Haushalte mit  11,5 v H  angeblich auf einem “histo- 
rischen ’Tiefstand” stünde und man also nicht mehr versu- 
chen solle, die Arbeitslosigkeit mit einem sparbedingten Nach- 
frageausfall zu erklären. Die langfristige Perspektive zeigt aber, 
da13 Tiefstände der Sparquote in den Zeiten des Wirtschafts- 
wunders zwischen 1950 und 1960 mit  3 bis 9 v H  zu finden 
sind. Zudem zeigt die Graphik, da0 im Vorfeld bzw. während 
der Rezessionen 57158,66167, 74175, 81182183 und 92/93/94 
jeweils hohe bzw. ansteigende Sparquoten zu verzeichnen sind. 
In der neoklassischen Theorie wird dies prinzipiell positiv ge- 
sehen, da hohes Sparkapitalangebot über sinkenden Zins auch 
zunehmende Investitionstätigkeit ermöglicht, d.h. mit  stei- 
gender Ersparnis auch entsprechend mehr investiert werden 
könnte. Der Ausfall an Konsumnachfrage wird, soweit man die- 
ser Argumentation folgt, durch steigende Investitionsnachfra- 
ge ausgeglichen. So gesehen hätten die Rezessionen gar nicht 
stattfinden können, hätten doch aufgrund des hohen Sparka- 
pitalangebotes auch hohe Investitionen getätigt werden müs- 
sen. Warum aber - so wäre kritisch zu fragen - sollten die 
IJnternehmen investieren, wenn die hohe Spartätigkeit gleich- 
zeitig mangelnde Absatzaussichten signalisiert? Die Ersparnis 
ist dann nicht mehr wie in Mangelgesellschaften Investiti- 
ons- und Wachstumsmotor, sondern wird zur Wachstums- 
bremse. Dies aber wird, sobald man es Nachfrage- oder Kauf- 
krafttheorie nennt, als “Münciihausentheorie” (L. Späth) bzw. 
“bloßer Unfug” (N. Piper, Die Zeit) abgetan. 

Ersparnis i n  hlrd. DM 

- - \  r 
i -  
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Angebot braucht Nacbj-age 

Nun ist die eingehendere Beschäftigung mit der Ersparnis 
für einige Gesellschaftsgruppen möglicherweise unangenehm, 
weil sie in engem Bezug zur Verteilungsfrage steht. Es ist eben 
nicht unerheblich, ob es private Haushalte mit einer Sparquo- 
te von rd 27  vH gibt (Selbständigenhaushalte) und auf der 
anderen Seite Haushalte mit einer Sparquote von etwas mehr 
als 7 vH (Arbeiterhaushalte). Ebensowenig ist es vor dem Hin- 
tergrund der Nachfragetheorie bedeutungslos, daß die oberen 
33 vH der privaten Haushalte einen Anteil von rd. 56 v H  am 
privat verfugbaren Einkommen haben, die unteren 33 v H  aber 
nur einen Anteil von rd. 17 v H  (1992). Bei den ersteren Iäßt 
die Konsumdrznglzchkerz nach, bei letzteren ist verteilungs- 
respektive systembedingt die Konsumfähigkert geschmälert. 

Wenn man ein halbes Jahrhundert lang die Produktionc- 
fahigkeit einer Volkswirtschaft steigert, dann wird es frag- 
lich, ob man sich noch der Hoffnung hingeben sollte, daß 
das Produzierte "von selbst" unter das Volk gerät. Dieses dritte 
Dogma der neoklassischen Theorie, daß ein Einkommen sich 
5elbst die Nachfrage verschaffe, mag für Mangelgesellschaf- 
ten mit hohem ungestilltem Bedarf plausibel sein, in Uber- 
flußgesellschaften verliert es zunehmend an Erklärungskraft. 
Allerdings war es schon immer ein Problem der herrschen- 
den Theorie, historisch langläufige Veränderungen adäquat 
in die Modellargumentation aufzunehmen. 

Neoklassische Okonomen neigen in jüngerer Zeit dazu, 
die Auslandsnachfrage in den Vordergrund zu rücken. Hohe 
Exportüberschüsse werden positiv gewertet, mit  dem Hin- 
weis, daß ein Drittel der Beschäftigung davon abhinge, was 
natürlich im Umkehrschluß bedeutet, daß immer noch zwei 
Drittel von der Binnennachfrage abhängen. In der langen 
Retrospektive zeigt sich, daß  anspringende Außenbeiträge 
nicht Erfolgs-, sondern Krisensymptome darstellten. In den 
Rezessionen 66/67, 74175 und 81182183 kam es zu einem 
sprunghaften Ansteigen der Außenbeiträge, während die Zeit 
des Wirtschaftswunders von einem nahezu ausgeglichenen 
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Außenhandel geprägt war. Stellt man sich der urivernieidli- 
chen Tatsache, da13 ein Exportüberschuß nur entstehen kann, 
wenn die inländisch zur Verfügung stehende Produktion im 
Inland nicht vollständig abgefordert wird, so ergibt sich für 
diese Entwicklung ein Erklärungsmuster. Exportüberschüs- 
se entstehen während oder im Gefolge von binnenwirtschaft- 
lichen Einbrüchen. Die entstehende Arbeitslosigkeit wird 
allerdings, wie Schaubild 2 zeigt, durch diese “aushelfende 
Auslandsnachfrage” nicht kompensiert. Vielmehr kann es bei 
hohen und sogar bei steigenden Außenbeirrägen zu hoher 
(steigender) Arbeitslosigkeit kommen, wie die Entwicklung 
seit 1980 beweist. 

Allerdings ist die Interpretation seit der deutsch-deutschen 
Vereinigung problematisch, da  der westdeutsche Exportüber- 
schuß, wie vom Statistischen Bundesamt ausgewiesen, seit- 
her zum Großteil (zwischen 1991 und 1994 zu 98 v H  ge- 
genüber 1986 bis 1989 zu knapp 1 vH) aus dem westdeut- 
schen Handelsüberschuß gegenüber den neuen Bundeslän- 
dern resultiert. Dieser “unechte”, staatlich finanzierte Au- 
Ijenbeitrag stellte einen starken Nachfragestoß dar und  be- 
wirkte eine Abnahme der registrierten Arbeitslosigkeit in 
Westdeutschland von rd. 2,2 Millionen Personen (1988) auf 
rd. 1 ,7  Millionen (1991). Dies kann allerdings nur schlecht 
als Beschäftigungswirksamkeit des Außenhandels interpre- 
tiert werden, sondern zeigt, daß  die Kaufkrafttheorie nicht 
so falsch sein kann und daß die sogenannte Exportwirtschaft 
nahe Märkte bevorzugt bedient, wenn diese aufnahmefähig 
sind. 

Standnrdehntte und Vertezlzlngkonflikt 

Jm Zuge der 1992 einsetzenden Rezession entbrannte, wie 
im Gefolge der vorangegangenen Rezessionen und des leich- 
teren Einbruchs 86/87,  eine Standortdiskussion mi t  dem 
Schwerpunkt Lohnniveau. Dies ist nun aus vielerlei Gründen 
paradox. Zum einen verweist selbst der Sachverständigenrat 

darauf, da13 Konjunktur- und Standortproblematik ZLI tren- 
nen seien, zum zweiten harte die “Exportwirtschaft” zu die- 
sem Zeitpunkt den Exklusivmarkt “Ost”, d .h .  sah sich, wenn 
überhaupt, nur in geringerem Maße der Weltmarktkonkur- 
renz ausgesetzt, und zum dritten Iäßt sich an  Hand der Enr- 
w i c k 1 ung der wes t deu t s c he n Lohnst üc k kos t e n ke i ne 10 h n be - 
zogene Standortproblematik nachweisen, eher im Gegenteil. 
Die in Landeswährung bewerteten Lohnstückkosten der wich- 
tigsten Handelspartner stiegen zwischen 1970 und 1994 auf 
das 4,8-fache an,  während sie in Westdeutschland nur um 
den Faktor 2 ,5  wuchsen. Die lohnbezogene Standortproble- 
matisierung an Hand einer Bewertung der  Lohnstückkosten 
in Einheitswährung, etwa in US-$, ist unzulässig, denn 40 
D M  Lohn bedeuten 20  $ bei einem Wechselkurs von 2 DM/ 
$ und 40 $ bei einem Kurs von 1 DM/$. In  Dollar bewertete 
Lohnstückkosten sind dann nicht mehr Lohnstückkosten, 
sondern “Lohnstück-Wechselkursstückkosten”. Bewertet man 
die Löhne in Dollar, u m  einen internationalen “Lohnstück- 
kostenvergleich” zu unternehmen, so ergibt sich, daß allein 
der  wechselkursbedingte Anstieg seit Anfang der 70er Jahre 
bis in die jüngste Zeit gu t  240 v H  ausmacht, und zwar auf- 
grund der geradezu stetigen DM-Aufwertung von rd. 3,50 
D M  Anfang der 70er Jahre auf zur Zeit (Anfang 1996) etwa 
1,45 D M  je Dollar. Aufwertungen sind nun  aber gerade eine 
Folge von Außenhandelsüberschüssen und  der  entsprechen- 
den DM-Nachfrage, und  es ist geradezu paradox, sie als Lohn- 
kostenbestandteile zu verstehen, u m  einen entsprechenden 
Standortnachteil behaupten zu können. 

Woher aber kommen lohnbezogene Srandortdebatten, wenn 
ihnen das nachweisbare Problem fehlt? Die Lösung dieser 
Frage kam jüngst von relativ unverdächtiger Seite, nämlich 
dem ehemaligen Vorsitzenden der Monopolkommission und 
jerzigen Präsidenten des Hamburger Welrwirtschaftsarchivs 
( H W W A )  Erhard Kantzenbach, einem wissenschaftlich aus- 
gewiesenen Kenner der marktwirtschaftlichen Wettbewerbs- 
theorie. AnläJ31 ich eines Symposiums über “Deutschland im 
europäischen Standortwettbewerb” hat er, für einige Teilneh- 
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mer wohl überraschend, die beiden folgenden wichtigen Hin-  
weise gegeben: “Unsere gravierenden wirtschaftspolitischen 
Probleme, insbesondere die hartnäckig hohe Arbeitslosigkeit, 
beruhen jedenfalls nicht auf einer t u  geringen internationa- 
len Wettbewerbsfahigkeit. Sie sind hausgemacht und müs- 
sen wirtschaftspolitisch intern bekämpft werden.. . Politischer 
Motor der Standortdebatte sind Verteilungskonflikte.” (i t .  
Frankfurter Rundschau vom 22.1 1.1995). 

Ein zufriedenstellender Verteilungskonsens ist in einer stark 
wachsenden Wirtschaft leicht herstellbar. Solange sich das 
Pro-Kopf-Einkommen für jeden spürbar erhöht, bildet die 
zugrundeliegende Verteilungsstruktur kein relevantes The- 
ma oder wird nicht als anstößig empfmden,  weil es eben 
allen immer “besser” geht. Die neoklassische Definition des 
“Verteilungsspielraums” in Form des Volkseinkommenszu- 
wuchse.r wird dann problematisch, wenn sich dieser Zuwachs 
schwächer gestaltet. Die Verteilungsfrage wird dann grund- 
sätzlicher: Es geht  nicht mehr nur darum, wie Zuwächse ver- 
teilt werden, sondern wie das Volkseinkommen als Ganzes 
von Jahr zu Jahr verteilt wird bzw. verteilt werden soll. I m  
übrigen ist die Drohung, man müsse jetzt den Gürtel  enger 
schnallen, an Hand der wirtschaftlichen Leistung nicht be- 
gründbar. Es g ib t  zwar eine langfristige Wachstumsabschwä- 
chung, aber das westdeutsche Bruttosozialprodukt je Kopf 
der Bevölkerung, also vom Baby bis zum Greis, stieg von 
1780 bis 1770 immer noch real um rd. 22 v H  von 32.900 
DM auf 40 .200  D M  (siehe Tabelle 2). 

N i m m t  man Ostdeutschland hinzu, lag die laufende reale 
Güterversorgung je Kopf 1972 immer noch 9 v H  über der 
westdeutschen von 1780. Die Gürtelthese kann allenfalls für 
4 der letzten 45 Jahre und jeweils nur im Vergleich zum je- 
weiligen Vorjahr empirische Plausibilität beanspruchen, näm- 
lich für 1974175, 1782 und 1993,  in denen ein sinkendes 
Pro-Kopf-Einkommen zu registrieren war. 

Auch werden mi t  der zunehmenden statistischen Erfassung 
von Ve r t e i 1 u n g s g r ö ße n andere Ve r t e i 1 u n g s s p i e 1 räume ab  - 
schätzbar, etwa die zwischen sozialen Haushaltsgruppen und 

Tuhelie 2: Westdeutsche Wirtschujsieistung j e  Einwohner ( I  95 0-94) 

Jahre BSP je Einwohner 
(in D M ,  Preise von 1771) 

1750 
1760 
1970 
1780 
1990 
1994 

7.300 
18.000 
25.500 
32.900 
40 .200  
40.700 

Wachstum des BSP 
je Einwohner (in vH) 

9 3 s  
41,7 
27,O 
22,2 

1 2  

Quelle: Statistisches Bundesamt,  eigene Berechnungen 

die zwischen Staat, privaten Haushalten und Unternehmen. 
Es ist eine möglicherweise vergessene Trivialität, daß die Aus- 
gaben eines Wirtschaftssubjektes die Einkommen eines ande- 
ren darstellen. Sparen bedeutet also nur dann keine Einkom- 
mensausfalle, wenn ein entsprechendes Entsparen stattfindet. 
Wenn also Haushalte und Unternehmen Sparüberschüsse bil- 
den (=Forderungsüberschüsse), so stehen dem zwei mögliche 
Entsparer (Schuldner) gegenüber: der Staat und das Ausland. 
Sobald der Sektor Staat ebenfalls spart oder nur sein Entsparen 
senkt, muß  der Druck, das Ausland zum Entsparer zu machen, 
steigen: Der Exportüberschuß wird zu einem zunehmend rele- 
vanten Faktor in der inländischen Einkommensreproduktion. 
Dies läßt sich dann auch als Standortproblem deuten; aller- 
dings nicht als lohn-, sondern als verteilungsbezogenes. 

Erspurnrs und lnuestztton zn der Langen Frzst 

Keynes hat 1943 die langfristige Entwicklung von Markt- 
wirtschaften in drei Phasen skizziert: eine erste Phase, in der 
das gesamtwirtschaftliche Produkt aufgrund hohen inländi- 
schen Bedarfs vollständig von Inländern abgefordert wird; 
eine zweite Phase, in der sich die zunehmende Ersparnis mit  
sinnvoller Investition wieder entsparen Iäßt; und eine dritte 
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Phase, in der ein zunehmender Sparüberhang einer abneh- 
menden Investitionsdynamik gegenübersteht. Es kommt zu 
einem (zunehmenden) inländischen Konsum- und Investiti- 
onsverzicht (“Uberspareri”). Ein empirischer Indikator hier- 
fur läßt sich mi t  Hilfe der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnungen formulieren: Ubersparen = Verfügbares Einkom- 
men der inländischen Sektoren abzüglich Staatskonsum ab- 
zuglich privater Konsum abzüglich Investition. Dabei ist das 
Verfügbare Einkommen, so wie es vom Statistischen Bun- 
desamt ausgewiesen wird, u m  Schenkungen an das Ausland 
geschmälert, entsprechend also auch das hier definierte Uber- 
sparen. Dieses so definierte Ubersparen stellt also denjenigen 
Teil des Verfügbaren Einkommens einer Volkswirtschaft dar, 
der im Inland weder konsumtiv noch investiv verwendet wird. 
Damit ist auch ein Indikator für diejenige Einkommensent- 
stehung gegeben, die nicht auf inländischen Konsum- und 
Investitionsausgaben beruht, sondern sich aus ausländischen 
Ausgaben für inländische Güter, genauer: aus dem Export- 
überschuß (ohne Schenkungen) reproduzieren muß.  

Die folgende Abbildung zeigt die Entwicklung dieser Grö- 
l3e, deren Ansteigen bei insgesamt nachlassendem Wachs- 
t u m  als Verlust an inländischer Nachfragedynamik gedeutet 
werden nzzdß. 

Allerdings kann, welchen Ubersparbegriff auch immer man 
zugrunde legt, kein quantitativer Nachfrage- bzw. Einkom- 
mensausfall nachgewiesen werden, da dieser saldenmechanisch 
notwendigerweise als Export- bzw. Leistungsbilanzüberschuß 
auftritt. Schaubild 3 zeigt aber, daß die mit den entsprechen- 
den Anpassungsprozessen verbundene Arbeitslosigkeit nicht 
durch den Außenhandel kompensiert wird. In  historischer 
Retrospektive ist damit  der Schluß zulässig, daß eine nähe- 
rungsweise auf einem zniandiscben Gleichgewicht zwischen 
Einnahmen und Ausgaben beruhende Ein kommensentste- 
hung (Phase 1) Vollbeschäftigungsrendenzen anzeigt, wäh- 
rend eine zunehmend aus ausländischen Einkommen gespei- 
ste Einkommensreproduktion (Phase 3) mit hoher und dau- 
erhafter Arbeitslosigkeit einhergehen kann. Einfacher gesagt. 
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Das Wirtschaftswunder der 50er Jahre und die Vollbeschäf- 
tigung der 60er Jahre kamen mit  einem annähernden binnen- 
.ic~i r t s chn ft Lichen I n v e s t i t i o n s g 1 e i c h g e w i c h t (Sparen = I n - 
vestieren), also ohne inländisches Ubersparen und Export- 
Überschüsse zustande, während das hohe (zunehmende) Uber- 
sparen der 80er Jahre mit hoher (oder gar wachsender) Ar- 
beitslosigkeit verbunden war. Wer hier nur saldenmechanisch 
dahingehend argumentiert, daß eben Übersparen schon durch 
ausländisches Entsparen kompensiert werde, Übersieht, daß 
Exports tärke im Hi nbiick auf Arbei tsplatzsc haffung kein 
gleichwertiger Ersatz für Investitionsdynamik ist. 

Der Strategie, den inländischen Konsum- und Investiti- 
onsverzichr (“das Ubersparen”) im Ausland abzusetzen (“zu 
entsparen”), laufen zwei Entwicklungen zuwider: zum einen 
solche Lohnsenkungen, die einen erhöhten inländischen Kon- 
sumverzicht bedeuten, also die Dringlichkeit des Auslands- 
absaczes erhöhen und damit die Standortdebatte anheizen; 
zum anderen erhöhte Importe aufgrund von exportüberschuß- 
bedingten Währungsaufwertungen. Selbst wenn mittels ei- 
nes dauerhaft positiven Außenbeitrags das Ausland den in- 
ländischen Verzicht und damit die relative Uberproduktion 
auffangt, so bedeutet dies Arbeitszeit, die im Ausland nicht 
geleistet wird und  im Inland wegen “fehlender” Importgüter 
nicht real vergütet werden kann. 

Das Argument, die westdeutsche Massenarbeirslosigkeit 
der letzten 20  Jahre sei ein vorrangig demographisches Pro- 
blem, also mi t  der Erhöhung des Arbeitsangebotes zu be- 
gründen, übersieht, daß gerade in den 50er und 60er Jahren 
eine starke Zuwanderung ohne entsprechende Arbeitslosig- 
keit verkraftet wurde. Die Zahl der Erwerbspersonen nahm 
von 1950 bis 1970  u m  rd. 5,2 Millionen Personen zu, von 
1970 bis 1989 dagegen nur um 2,9 Millionen. Verglichen 
mit den 50er und 60er Jahren stellt sich also das “Zuwande- 
rungsproblem” in den 70er und 80er Jahren als entschärft 
dar bzw. kann in der weiten Retrospektive nicht zur Erklä- 
rung der Massenarbeitslosigkeit herangezogen werden. Es 
muß  etwas anderes geben, was die Jahrzehnte unterscheidet. 

Sparen. Ent cpa I-en m d  Vertez Lung 

Das Einkommens- und Konsumniveau hat in marktwirtschaft- 
lich organisierten Industriegesellschaften ein historisch beispiel- 
loses Niveau erreicht, das auch ein Sparen aus den Massenein- 

Theoretikern des 19. Jahrhunderts (incl. Marx) realistischer- 
weise nicht beriicksichrigt wurde, aber von den Vertretern neo- 
klassischer Theorie dieses Jahrhunderts immer noch nicht als 
relevant erachtet wird. Diese als wirtschaftlicher Erfolg zu 
wertende Entwicklung erhält allerdings in den Marktwirtschaf- 
ten am Ende des 20. Jahrhunderts eine neue Dimension: Rei- 
che Gesellschaften leiden unter dauerhafter Arbeitslosigkeit, 
weil sie keine ausreichenden Strukturen zum Umgang mit jzu- 
nehmender) Ersparnis bzw. zum Entsparen haben. 

Daß Gespartes wieder ausgegeben, also “irgendwie” ent- 
spart werden muß,  wenn das gesamtwirtschaftliche Einkom- 
men nicht schrumpfen soll, stellt eine der zentralen Aussa- 
gen dar, die keynessche und neoklassische Theorie trorz aller 
Streitigkeiten teilen und  die sogar aus der marxistischen 
Gleichgewichtstheorie ableitbar ist. Allerdings beschränken 
sich neoklassische Okonomen zumindest in der wirtschafts- 
politischen Beratung auf zwei Arten des Entsparens: Entspa- 
ren des Auslands (Exportüberschuß) und Entsparen durch 
Investitionsausgaben. Die verteilungspolitische Maßgabe ist 
dann ebenso eingeschränkt: nämlich Lohnverzicht und Ge- 
winnerhöhung. Der neoklassische Entsparkatalog läßt sich 
sinnvoll ergänzen, was allerdings die genannte verteilungs- 
politische Anregung relativiert: 

1. Entsparen durch Erhöhung des durchschnittlichen In- 
dividualkonsums: Da mi t  steigendem Einkommen überpro- 
portional gespart wird, ergibt sich die bekannte verteilungs- 
po 1 i t i s c h e i m  p 1 i ka t i o n . Der du  rc hsc h n i t t 1 i c he In d ivi d ua 1 kon - 
sum, somit die gesamtwirtschaftliche Konsumquote, wird 
überproportional gehoben, wenn unterdurchschnittlich ver- 
dienende Revölkerungsgruppen zusätzliches Einkommen er- 
halten. 

Q kommen ermöglicht; ein Phänomen, das von den klassischen 
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2 Entsparen durch Erhöhung des Gesellscliaftskonsums: 
Soziale Dienste, Kultur und Freizeit, Wohnungsbau. 

3. Entsparen zur Beschleunigung des technischen Fort- 
schritts: Forschungs- und Entwicklungsausgaben, Bildung, 
Umschulung. 
4. Entsparen durch Schenkungen: Entwicklungshilfe. 
5 .  Entsparen durch Arbeitszeitverzicht bzw. Arbeitsteilung: 

Eine normierte Arbeitszeit bedeutet, daß individuelle Ein- 
kommens-, Konsum- und Freizeitpräferenzeti niclit befrie- 
digt  werden. Schon bei mittleren, insbesondere aber bei ho- 
hen Einkommen können Teile der  Arbeitszeit z u  einem Ein- 
kommen führen, das gegenüber einer entsprechenden Frei- 
zeit als weniger nützlich empfunden wird. Ein Teil der  Ar- 
beitszeit kann also bei hoher Freizeitpräferenz und normier- 
ter bzw. inflexibler Arbeitszeit zu einem Zwangssparen füh- 
ren. 

Akzeptiert man Sparen und Entsparen als die zentralen 
Gleichgewichtskategorien, dann wird der Gegensatz zwischen 
Angebots- und  Nachfragepolitik brüchig. Eine angebotspo- 
litisch motivierte Steuersenkung hat, soweit sie zu Entspar- 
Vorgängen führt, Nachfragewirkungen, soweit sie nicht zu 
Entsparvorgängen führt, bedeutet sie nur Geldvermögens- 
bildung. Es gibt  also in diesem Sinne keinen Widerspruch 
zwischen Angebots- und Nachfragetheorie, sondern allenfalls 
einen zwischen Spar- und Entsparpolitik. Aus dieser Sicht 
lassen sich die Differenzen der neoklassischen und der  key- 
nesschen Theorie auf die Frage konzentrieren, was als effiti- 
enteste (beschäftigungswirksamste) Form des Entsparens an- 
zusehen ist. 

Die wirksame Gestaltung einer Wirtschaftspolitik des (in- 
ländischen) Entsparens ist abhängig von der Kenntnis der 
Verteilungsstrukturen, die genauer und kontinuierlicher ge- 
wonnen werden muß,  als dies bislang durch die amtliche Sta- 
tistik geschieht. Wil l  man steuerliche und sozialstaatliche 
Verteilungsspielräume erkennen, so erfordert dies eine de- 
tailliertere Analyse der Verteilung des verfügbaren Einkom- 
mens, etwa zwischen sozialen Haushaltsgruppen. Es ist schon 

erstaunlich, daß die bundesdeutsche Steuer- und Sozialpoli- 
t ik ,  sofern sie überhaupt empirische Untersuchungen zu ih- 
rer Grundlage n immt ,  im Hinblick auf die verfügbaren Ein- 
kommen verschiedener sozialer Schichten nur auf einer amt-  
lichen und zudem nur alle fünf Jahre erhobenen Stichprobe 
basieren kann. Verlautbarungen dahingehend, daß sozialein- 
kommensabhängigen Schichten zuviel und “Leistungsträgern” 
zu wenig Einkommen zuflösse, werden jedenfalls häufig in 
schiefem Umgang mi t  den Daten getätigt oder mi t  Einzel- 
fallbeispielen “untermauert”. Anfang der 90er Jahre wurde 
etwa in der Offentlichkeit die Tatsache, daß die Sozialhilfe 
für einen mehrköpfigen Sozialhilfehaushalt auf über 2.400 
UM ansieigen kann, zur Sozialstaatsproblematisierung her- 
angezogen, ohne zu erwähnen, daß derartige Fälle nur auf 
knapp 1 vH aller Sozialhilfehaushalte zutrafen, was eine er- 
hebliche Relativierung des “Problems” bedeutet hätte. 

Das sogenannte Lohnabstandsgebot wird eben nicht da- 
durch relevant, da13 man seine Verletzung theoretisch konzi- 
pieren kann, sondern allenfalls, indem man nachweist, daß es 
nach Grad und Ausmal3 ein real wichtiges Phänomen ist. Die 
Argumentation, daß hohe Arbeitslosenversicherungsleiscun- 
gen ieistungshemniend sind (moral hazard), m ü h e  sich mit 
dem Faktum auseinandersetzen, da13 Arbeitslosigkeit das ver- 
fügbare Einkommen eines Haushaltes fast auf die von Ver- 
teilungsforschern definierte Armutsl inie  von 50 v H  des 
durchschnittlich verfügbaren Einkommens sinken läßt. 1991 
etwa verfiigten westdeutsche Arbeitslosenhaushalte im Durch- 
schnitt über ein Monatseinkommen von 2.500 DM, also et- 
was mehr als 5 3  vH des durchschnittlich verfügbaren Mo- 
natseinkommens in Höhe von 4.674 DM. 

Zwischen 1980 und 199 1 hat die dezidierte Angebotspo- 
litik deutliche Spuren in den Verteilungsctrukturen hinter- 
lassen, ohne daß sich die behauptete Wirkung,  nämlich ein 
Abbau der Arbeitslosigkeit, gezeigt hätte. Das verfügbare 
Einkommen westdeutscher Selbständigenhaushalte (ohne 
Landwirtschaft) stieg von 7 .288  auf 13.777 DM um rd. 
89 vH. Das verfiigbare Einkommen von Arbeiterhaushalten 
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stieg von 3.004 D M  auf 4 .231,  also um rd. 41 vH.  Selbst 
wenn man berücksichtigt, daB Selbständigenhaushalte ihre 
Vorsorgeaufwendungeil aus ihrem verfügbaren Einkommen 
bestreiten und hier einen großzügigen Abschlag in Höhe der 
Hälfte eines Arbeitereinkommens veranschlagt, bleibt dem 
westdeutschen Selbständigenhaushalt im Durchschnitt im- 
mer noch das 2,s-fache Einkommen (1991). 

In  Ostdeutschland zeigen sich die Verteilungsrelationen 
wesentlich angeglichener. Ein ostdeutscher Selbstständigen- 
haushalt hat “nur” das 1 ,J-fache des verfügbaren Einkom- 
mens eines Arbeiterhaushaltes: 3 .670 D M  gegenüber 2.732 
D M  (1993). 

Angebotspolitische Umverteilung von unten nach oben 
wird damit begründet, daß ein höheres Einkommen die Lei- 
stungsträger bzw. Unternehmer zu höheren Investitionen 
bewege und damit zu höherem Wachstum führe. Der Ost- 
West-Vergleich und die langfristige Wachstumsentwicklung 
Westdeutschlands zeigen allerdings, da13 überdurchschnitt- 
liche Wachstumsraten im Verein mi t  historischen Sonder- 
faktoren entstehen und nicht einfach durch starke Verteilungs- 
disparitäten unter den privaten Haushalten hervorgerufen 
werden können. Die neoklassische Standardformel “Mehr 
Verteilungsungleichheit = mehr Beschäftigung und mehr 
Verteilungsgleichheit = mehr Arbeitslosigkeit” kann also in 
dieser Form nicht bestätigt werden. Tatsächlich wird bei der 
angebotspolitisch motivierten Umverteilung von unten nach 
oben nicht mehr primär auf die Argumentation “Steuerver- 
güngstigung = hohe Investition = Wachstum” gesetzt, son- 
dern es wird auf angebliche steuerliche Standortnachteile 
abgestellt. Es g ib t  Schätzungen, nach denen die Steuerrechts- 
änderungen zwischen 198 1 und 1992 zu Mindereinnahmen 
des Staates in Höhe von rd. 240 Mrd. D M  geführt haben, 
von denen rd. 70  v H  direkt dem Unternehmenssektor und 
nur 30 v H  direkt dem Sektor private Haushalte zugute ka- 
men (D. Teichmann, V. Meinhardt, 1993). Die Einkommen 
aus Unternehrnertätigkeit und Vermögen, in denen sich eine 
solche Verteilungspolitik letztlich niederschlagen muß,  ha- 

ben dagegen “nur” einen Anteil von knapp 30 vH am Volks- 
einkommen gegeniiber etwa 7 0  v H  Volkseinkommen aus 
unselbständiger Arbeit. Es hat also eine gezielte staatliche 
Umverteilung zum Unternehmenssektor und zu höheren Ein- 
kommensgruppen stattgefunden. 

So wie der keynesianischen Politik in den 70er Jahren ein 
Versagen vorgeworfen wurde, so läßt sich dies auch für die 
Angebotspolitik der 80er Jahre konstatieren. N u r  hat letzte- 
re eine noch höhere Arbeitslosigkeit hinterlassen und ist mit  
der Bevorteilung der oberen Einkommensgruppen verbun- 
den. Wie es Wissenschaftlern gelingt, dies argumentativ zu 
unterstützen und  sich gleichzeitig als unpolitisch zu verste- 
hen, ist eine Frage, die kaum noch gestellt wird, weil es eine 
vermeintlich unwissenschaftliche ist. 

Zzuzehiizerzde Uizgletchheit: Von der Einkonzmenr- zur Vel-m$gen.r- 
vert ez h n g  

Als wissenschaftlich sauber gilt dagegen die Aussage, daß 
Einkommensunterschiede auf Leistungsunterschieden beruh- 
ten und insofern höchstens so ungerecht sein könnten, wie 
die Natur  es schon vorgesehen habe, es sei denn,  die staatli- 
che Umverteilung überschreite ein “erträgliches” Maß und 
die Sozialeinkommen nähmen überhand. Wie aber mißt man 
Leistung? Was etwa leisten Alleinerziehende, Verkaufsper- 
sonal in Schnellimbissen, in Sozialberufen Tätige oder auch 
Politiker und Wissenschaftler? Wird  das Einkommen an der 
Leistung gemessen, oder ist es nicht auch umgekehrt, 1Jnd 
selbst wenn es als leistungsgerecht verstanden wird, daß west- 
deutsche Selbständigenhaushalte mehr  als das Dreifache des 
durchschni t t l ich verfügbaren Monatseinkommens haben 
(1994: 16.477 DM/Monat gegenüber dem Durchschnitt al- 
ler Haushalte in Höhe von 5.061 DM/Monat), stellt sich die 
Frage, wie sich die These von der Leistungsgerechtigkeit mit  
der im Vergleich zu den Einkommen erheblich stärker kon- 
zentrierten Verteilung der Geldvermögen verträgt. 
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Schaubild 4: Brz/ttg~eldvern2ilKen der. p~zvalen Haushalte i Wert, 
1993) 
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Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen. 

In  der obigen Abbildung sind die prozentualen Anteile 
der Haushalte den entsprechenden Anteilen am Bruttogeld- 
vermögen zugeordnet. Es Iäßt sich beispielsweise ersehen, daß 
die oberen rd. 5 v H  der privaten Haushalte 1993 über einen 
Anteil von rd. 30 v H  am gesamten privaten Geldvermögens- 
bestand verfügten, während die unteren 50 v H  nur  rd. 11 v H  
auf sich vereinigen konnten. Aus den zugrundeliegenden 
St ichprobenerhebungen des Statistischen Bundesamtes läßt 
sich auch entnehmen, daß die oberen (“geldvermögensstar- 
ken”) 27,2 v H  der westdeutschen Privathaushalte 70 v H  des 
gesamten privaten Geldvermögens auf sich vereinigten, wäh- 
rend auf die unteren (“geldvermögensschwachen”) 27,8 VH 
ein Anteil von nur 2 ,6  v H  entfiel. In einer groben Durch- 
schnittsrechnung besagt dies, daß im oberen Einkomniens- 
bereich rd. 8 Millionen Haushalte über das knapp 28-fache 
des Geldkapitals der unteren 8 Millionen verfügen. Vergleicht 
man dies mit  der Einkommenshierarchie, in der  das obere 
gegenüber dem unteren Drittel mehr als das Dreifache des 
verfügbaren Einkommens auf sich vereinigt, so dürfte die 
Fauctforniel, daß sich die Einkommensungleichverteilung 
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multipliziert mi t  einen1 Faktor zwischen 8 und 9 in der Un- 
gleichverteilung des Geldvermögens wiederfindet, nicht ohne 
weiteres von der Hand zii weisen sein. I m  übrigen gibt es 
plausible Gründe  dafür, daß  die Einkommens- und Ver- 
brauchsstichprobe des Statistischen Bundesamtes als wesent- 
liche Quelle derartiger Analysen die Ungleichverteilung eher 
unterschätzt. So werden etwa monatliche Haushaltsnettoein- 
kommen von mehr als 35.000 DM je Monat nicht etfaßt, da 
“sich Haushalte mi t  sehr hohem Einkommen nicht oder nur 
unzureichend zur Teilnahme bereit finden”, wie es in einer 
Veröffentlichung des Statistischen Bundesamtes heil3t. Der 
Statistiker spricht hier wissenschaftlich “neutral” von der zu 
dünnen Besetzung einer Klasse, und der Verteilungsforscher 
Ernst-Ulrich Huster  meint, daß  sich Reichtum verstecke wie 
ein scheues Wild.  

Letztlich stehen einer exakten Erfassung der Geldvermö- 
gen das Bankengeheimnis entgegen sowie die Tatsache, daß 
die Genauigkeit der Steuerstatistik bei den Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen erheblich von derjeni- 
gen im Lohn- und Gehaltsbereich abweicht. Größenordnungs- 
mäßig sind nicht erfaßte Beträge im dreistelligen Milliar- 
denbereich möglich. 1989 wurden vom Statistischen Bun- 
desamt im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesarntrech- 
nung Bruttoerwerbs- und Vermögenseinkommen der priva- 
ten Haushalte in Höhe von 1.342,7 Mrd. D M  ausgewiesen, 
während sich in der Steuerstatistik deklarierte Einkünfte der 
natürlichen Personen von nur rd. 977,5 Mrd.  D M  finden las- 
sen. 1989 sind also mindestens (ohne Berücksichtigung steu- 
erpflichtiger Transferleistungen) 365 Mrd.  D M  an privaten 
Einkünften hinterzogen worden, und es ist kaum plausibel, 
da13 dies im Rahmen des Lohn- und Gehaltsteuereinzugs ge- 
schehen kann. Legt man nach der Einkommensteuerstatistik 
für das Jahr 1989 einen durchschnittlichen steuerlichen Ab- 
setzungsbetrag von rd. 20 v H  und einen Durchschnittssteu- 
ersatz von rd. 2 5 , 5  v H  zugrunde, so ergibt sich aus den 365 
Mrd. D M  an nicht deklarierten Einkünften eine steuerliche 
Mindereinnahme von rd. 74 Mrd. D M ,  also C a .  36 vH der fiir 
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1989 festgesetzcen Einkommensteuer in Höhe von 204 Mrd. 
DM. Zum einen zeigt dies, daß die Behauptung sogenannter 
steuerlicher Standortnachteile an Hand von Steuer.riitzverglei- 
ciien nicht greift, sondern allenfalls reale Steuerla.rtverglei- 
che beweiskräftig wären. Z u m  anderen werden mit  dem obi- 
gen Vergleich die Größenordnungen deutlich, die ein zum 
Teil steuerfinanzierter Sozialstaat sich bei korrektem Steuer- 
einzug erschließen könnte. 

Wie bereits erwähnt, potenzieren sich Einkommensdispa- 
ritzten in der Geldvermögensverteilung. Noch stärker kommt 
die Einkommenshierarchie in der Verteilung des Immobili- 
enbesitzes (unbebaute Grundstücke, Wohneigentum) zur 
Geltung. Etwa 15,5 VH aller westdeutschen Privathaushalte 
vereinigen fast 60 v H  des zu (vollig unrealistisch niedrigen) 
Einheitswerten bewerteten Grundvermögens auf sich, wäh- 
rend rd. 50 v H  der Haushalte über gar keinen Immobilien- 
besitz verfügen. Dagegen sind 7 1 ,2  VH aller Selbständigen- 
haushalte mi t  Grundvermögen ausgestattet (1993). Dem 
Standardargument, daß die Verteilung des verfügbaren Ein- 
kommens u m  die Vorsorgekosten der oberen Einkommens- 
gruppen bereinigt werden müsse, kann also mi t  einiger Be- 
rechtigung entgegengehalten werden, daß man dann bei den 
unteren Einkommensgruppen auch die Mietzahlungen nicht 
zum verfügbaren Einkommen rechnen dürfte. 

Wie auch immer man zu der These von der gerechten, weil 
grenzproduktivitätsadäquaten Entlohnung der Faktoren Ar- 
beit und Kapital stehen mag, eine isolierte Betrachtung der 
Einkommensdisparitäten gibt nur einen Teil vom “Lohn der 
Leistung” wieder. A m  Einkommen gemessene Leistungsun- 
terschiede münden in eine u m  das Mehrfache potenzierte 
Ungleichverteilung des ökonomischen Wohlstandes. Die neo- 
klassische Apologie dieses Prozesses behauptet entweder, daß 
man über die “tiefer” liegenden Verteilungsstrukturen nichts 
wisse, oder sie beruft sich darauf, daß es sich u m  eine system- 
isch gewollte, “richtige” und gerade i m  Zuge der Globalisie- 
rurig notwendige Entwicklung handele. Daneben gibt  es so- 
gar Stimmen, die davon ausgehen, daß es doch in der Nach- 

kriegszeit zu einer gleichmäßigen Verteilung des Wohlstan- 
des gekommen sei. Unter den reinen Neoklassikern wird lei- 
stungsloser \Wohlstand abgelehnt, was dann auch z.T. zur 
Ablehnung leistungsloser Erbschaftsmöglichkeiten führt. 
Man kann die Frage jedoch differenzierter fassen: Wenn der 
Leistungswille und der existenzielle Leistungsdruck bei zu-  
nehmendem Einkommens- und Wohlstandsniveau nachlas- 
sen, läuft die Verteilungspolitik zugunsten höherer Einkorn- 
mensgruppen in eine Sackgasse. Bei insgesamt nachlassen- 
dem Wachstum müssen, dieser Logik folgend, die Zuschläge 
fiir die angeblichen Leistungsträger immer höher werden, um 
noch motivierend zu wirken. Die angebotstheoretisch inspi- 
rierte Verteilungspolitik des letzten Jahrzehnts leider dann 
aber immer noch unter einem psychologischen Paradoxon: 
Warum m u ß  man dem Einkommenstarken geben und dem 
Einkommenschwachen nehmen, wenn man beide zur Leistung 
stimulieren will ? 

Die Vorstellung, jeder, der ernsthaft Arbeit suche, werde 
sie auch finden, und man könne dem “Problem der Arbeits- 
losen” begegnen, indem man Sozialleistungen kürzt und da- 
mi t  die Suchakrivitäten forciert, ist seit 1975 nicht mehr als 
eine biedere Einbildung. In den Jahren 1960 bis 1974 lag 
die reg i s t r i e r c e Arbeits los ig  ke i t Westdeutsch lands unter 
3 v H ,  und bis auf die Rezessionen 1967 und 1974  stand rein 
rechnerisch immer fiir jeden registrierten Arbeitslosen auch 
eine gemeldete offene Stelle zur Verfügung. Diese Situation 
ist seither nicht mehr erreicht worden. Mi t  der Kürzung von 
Sozial(versicherungs)leistungen kann man zwar erhöhten 
Arbeitsdruck hervorrufen, aber man kann nicht 2,56 Millio- 
nen Arbeitslose auf 234.000 offene Stellen verteilen (West, 
1994). In den neuen Bundesländern incl. Berlin Ost ist die 
Relation noch ungünstiger. Hier standen einer registrierten 
Arbeitslosigkeit von 1,14 Millionen Personen nur  rd. 5 1.000 
gemeldete Stellen gegenüber. 

Das Kernproblem stagnierender Wachstumsgesellschaften 
besteht darin, einen neuen Konsens hinsichtlich der Vertei- 
lung von Arbeitszeit, Einkommen und Vermögen zu finden, 
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der iiber fiktive Grenzproduktivitäten hinausgeht und vor- 
handene Verteilurigsspielräume anders definiert. Wie schlecht 
herrschende Politik und Theorie darauf vorbereitet sind, zeigt 
neben der unzureichenden amtlichen Statistik die Tätigkeit 
des Sachverständigenrats, der den gesetzlichen Auftrag, “die 
Bildung und Verteilung von Einkommen und Vermögen” 
(Sachverständigenratsgesetz vom 14. August 1963) in seine 
Untersuchung einzubeziehen, auf die Definition einer Arbeits- 
einkommensquote beschränkt, deren mathematischer Chic 
allenfalls geeignet ist, den entsprechend Disponierten von 
ihrer steuer- Lind sozialpolitischen Irrelevanz abzulenken. 
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4. ‘ ‘ 0 ffe n t 1 i c 11 er B es c h ä ft i g u ng s s e k t o r ” zum 
Abbau der Massenarbei tslosigkei t 

Die Umsetzung des von der Bundesregierung erklärten Ziels, 
die registrierte Arbeitslosigkeit bis zum Ende des Jahrtausends 
ZLI halbieren, bedeutet konkret, daß innerhalb der nächsten 
fünf Jahre iiber zwei Millionen neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden müssen. Völlig utopisch ist die Annahme, dieses hoch- 
gesteckte Ziel könne mit dem vorgeschlagenen Maßnahmen- 
bündel auch nur annähernd erreicht werden. Die Schaffung von 
zwei Millionen Arbeitsplätzen innerhalb eines äußerst knappen 
Zeitraumes kann nur gelingen, wenn der Staat bereit ist, eine 
verstärkte Initiative bei der Schaffung von Arbeitsplätzen zu 
ergreifen. Neben den ihm hierbei zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten im Bereich des sogenannten “Zweiten Arbeits- 
marktes’’ und des öffentlichen Dienstes schlagen wir als neues 
Instrument die Schaffung eines “Öffentlichen Beschäftigungs- 
Sektors” vor. Dieser stellt eine sinnvolle, die entstandenen wirt- 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse widerspiegelnde Ergän- 
zung staatlicher Steuerungsmöglichkeiten des Arbei tsplatzan- 
gebotes dar, was sich mit  Biick auf die Entstehung und den 
Wandel des “Zweiten Arbeitsmarktes” zeigen Iäßt. 

Entstehung und Konzeplicln des “Zweiten Arbeitsmarktes” 

Der “Zweite Arbeitsmarkt” verdankt seine Entstehung dem 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG) aus dem Jahr 1969. Voran- 
gegangen war die erste größere Rezession der B R D  im Jahr 
1767,  die mit einem plötzlichen Anstieg der Arbeitslosig- 
keit von 161.000 im Jahre 1966 auf 459.000 registrierte 
Arbeitslose im Jahre 1967 verbunden war. Mit  dem AFG 
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wurden dem Staat Instrumente zur wirtschaftspolitischen Steue- 
rung des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsplatzangebots an die 
I-land gegeben. Dem Gesetzeswerk liegt das f ü r  die ersten 
Nachkricgsjahrzehnte charakteristische Verständnis zugrunde, 
daß sich die wirtschaftliche Entwicklung im Rahmen eines 
kontinuierlichen Wachstumsprozesses vollzieht, der allerdings 
durch zyklische Phasen schwächeren und stärkeren Wachstums 
gekennzeichnet ist. Die spezifische Gestaltung der Instrumente 
des AFG ist vor diesem Hintergrund zu sehen. Hierzu gehört 
vor allem der Umstand, daß die einzelnen Maßnahmen im 
Rahmen des AFG grundsätzlich zeitlich befristet sind. Die 
Förderungsdauer soll für Arbeitslose unter 5 5  in der Regel ein 
Jahr nicht überschreiten. N u r  in besonderen Fällen kann sie 
bis auf maximal drei Jahre verlängert werden. Nach dieser Zeit 
soll (bei einer dreijährigen Förderung: muß) der einzelne wie- 
der - im Idealfall mit zusätzlich erworbenen Qualifikationen 
- in den Ersten Arbeitsmarkt zurückkehren können. 

Der durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen begründe- 
te “Zweite Arbeitsmarkt” ist somit nicht unabhängig vom 
“Ersten Arbeitsmarkt” zu sehen, sondern steht zu diesem in 
einem komplementären Verhältnis. Während der  Phasen 
schwächeren Wachstums und des damit verbundenen sinken- 
den Arbeitsplatzangebotes soll der “Zweite Arbeitsmarkt” 
kurzfristig als “Auffangbecken” fungieren und gleichzeitig 
die Qualifikation der  Arbeitskräfte, das “Humankapi ta l” ,  
mindestens erhalten, damit  diese mit  Beginn der folgenden 
Aufschwungperiode wieder dem “Ersten Arbeitsmarkt” zur 
Verfügung stehen und integriert werden können. Dement- 
sprechend wurden im AFG Tätigkeiten als förderungsfahig 
beschrieben, die Voraussetzungen für die Beschäftigung von 
Arbeitslosen in Dauerarbeit und Arbeitsgelegenheiten für 
Langzeitarbeitslose schaffen und die gleichzeitig im öffentli- 
chen Interesse liegen. Hinsichtlich der Entlohnung der Tä- 
tigkeiten schrieb das Gesetz in seiner ursprünglichen Fas- 
sung vor, daß nur solche Arbeitsverhältnisse gefördert wer- 
den, in denen die tariflichen oder - bei Fehlen eines Tarifver- 
trages - ortsüblichen Arbeitsentgelte gezahlt werden, von 

denen die Bundesanstalt für Arbeit (BA) in der Regel 50 bis 
7 5  v H  bezuschußte, in besonderen Fällen sogar bis zu 100 vH.  

Der “Zweite A rheitsmdrkt” iin Kontext der wachsenden Langzeit- 
arheit.rlosigkeit 

Grundlegende Veränderungen in der wirtschaftlichen Entwick- 
lung der BRD ab Mitte der siebziger Jahre führten zu einer 
zunehmenden Uberforderung des “Zweiten Arbeitsmarktes”. 
Kräftige Aufschwungperioden blieben aus, die jährlichen 
Wachstumsraten des Sozialprodukts wurden kleiner. Insofern 
schwand die der Konzeption des “Zweiten Arbeitsmarktes” 
zugrundeliegende Annahme, daß zur Aufrechterhaltung eines 
hohen Beschäftigtenstandes der “Erste Arbeitsmarkt” ledig- 
lich durch einen antizyklisch “atmenden” “Zweiten Arbeits- 
markt” zeitweise zu ergänzen sei. Z u m  einen konnte der als 
“Durchlauferhitzer” konzipierte “Zweite Arbeitsmarkt” seine 
Funktion, nämlich die Integration von Arbeitsuchenden im 
Anschluß an befristete Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM), 
immer weniger erfüllen. Z u m  anderen wurde der Arbeitsplatz- 
abbau im “Ersten Arbeitsmarkt” zu einem zyklusübergreifen- 
den, permanenten Phänomen. Als Folge dieser Entwicklung 
stieg trotz einer zeitweisen Ausweitung von ABM die Arbeits- 
losigkeit drastisch an. Die Tatsache, daß die Schere zwischen 
offenen Stellen und registrierten Arbeitslosen sich immer wei- 
ter öffnete, es also zunehmend unwahrscheinlicher wurde, vom 
“Zweiten” in den “Ersten Arbeitsmarkt” zurückwechseln zu 
können, gleichzeitig aber an der zeitlichen Befristung von ABM 
festgehalten wurde, hatte für immer mehr Arbeitslose zur Fol- 
ge, daß ABM nur noch eine zeitweise Unterbrechung ihrer 
Arbeitslosigkeit bedeuteten. Die wachsenden Probleme auf dem 
“Ersten Arbeitsmarkt” und die Tatsache, daß die schwächer 
und kürzer werdenden Aufschwungperioden allenfalls noch 
einen weiteren Anstieg der Arbeitslosenziffern verhindern, 
einen Abbau bestehender Arbeitslosigkeit jedoch nicht mehr 
bewirken konnten, veränderten das Gesicht des “Zweiten Ar- 
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beitsmarktes”. Entgegen seiner ursprünglichen Konzeption über- 
nahm er gesamtwirtscliaftlich gesehen de facto immer mehr die 
Funktion eines dauerhaften Auffangbeckens für einen ständig 
wechselnden Teil von Langzeitarbeitslosen, für die sich Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten zunehmend nur noch in zeitlich befriste- 
ten ABM finden ließen. Während sich die zeitliche Befristung 
für die Träger von ABM als großes Problem erwies, da zuneh- 
mend auch erfolgreich Qualifizierte wieder in die Arbeitslosig- 
keit entlassen werden mußten und erst nach mindestens sechs 
Monaten weiterer Arbeitslosigkeit wieder legal beschäftigt wer- 
den durften, wurde fur den Staat die Sicherstellung der Finan- 
zierung des insbesondere in den achtziger Jahren gewachsenen 
“Zweiten Arbeitsmarktes” zum Problem. Erste Schritte, den 
“Zweiten Arbeitsmarkt” billiger zu machen, wurden im Rah- 
men der mit der deutschen Einheit verbundenen “Produktiven 
Arbeitsförderung Ost” 1993 eingeleitet. 

Der 1993 neu in das AFG aufgenommene 8 249h sieht 
vor, daß im Gegensatz zu den vorangegangenen ABM ein 
Zuschuß des Arbeitsamtes grundsätzlich nur dann gewährt 
wird, wenn die Arbeitsentgelte für betriebsübliche wöchentli- 
che Arbeitszeiten niedriger sind als die Arbeitsentgelte ver- 
gleichbarer nicht zugewiesener ArbeitnehmerInnen oder wenn 
die Arbeitszeiten unter 80 v H  der betriebsüblichen liegen. Die 
zu Recht u.a. von den Gewerkschaften gehegte Befürchtung 
war, daß dieser Einstieg in eine untertarifliche Bezahlung nicht 
auf die neuen Bundesländer beschränkt bleiben und es somit 
über kurz oder lang zu einem allgemeinen Umbau des bislang 
tariflichen Standards entsprechenden “Zweiten Arbeitsmark- 
tes” in einen Niedriglohnbereich kommen werde. Auch wur- 
den letzten Endes negative Rückwirkungen auf den “Ersten 
Arbeitsmarkt” über kurz oder lang erwartet, da auch dort der 
Druck auf das Lohnniveau zwangsläufig steigen werde. Ande- 
rungen des AFG im Jahre 1994 bestätigten denn auch recht 
bald diese Befürchtungen. Im  neu aufgenommenen 8 242s 
wurde die Gültigkeit des 8 249h auf die alten Bundesländer 
ausgedehnt und wurden die Möglichkeiten zur Befristung von 
Arbeitsverträgen im Rahmen des 8 249h bis zum Ende des 

Jahres 2000 verlängert. A L I C ~  bei der Zuschußregelung für die 
klassischen ABM setzte sich diese Entwicklung durch. Die 
Fördersätze beziehen sich nicht mehr auf das volle tarifliche 
oder ortsübliche Entgelt für vergleichbare Beschäftigungen, 
sondern nur noch auf das “berücksichtigungsfahige Arbeits- 
entgelt”, das mit 90 v H  der Entgelte für gleiche oder vergleich- 
bare ungeförderte Tätigkeiten festgesetzt wurde. Ab  dem 
1.1.1996 ist den Maßnahmeträgern jegliche Möglichkeit ge- 
nommen, freiwillig tariflich zu entlohnen. Die Bereitschaft des 
Trägers, die fehlenden 10 v H  selbst aufzubringen, führt auto- 
matisch zu einer Kürzung des Zuschusses seitens des Arbeits- 
amtes um diesen Betrag. Im Ergebnis handelt es sich hierbei 
um einen eklatanten Eingriff des Gesetzgebers in die gesetz- 
lich garantierte Tarifautonomie der Tarifvertragsparteien. 

Mit  diesem Umbau des AFG wurde der  “Zweite Arbeits- 
markt” bereits faktisch zum “Niedriglohnmarkt”. Der z.Zt. 
diskutierte Vorentwurf des Gesetzes zur Reform der Arbeits- 
förderung (AFRG) des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung schreibt die “Untertarif-Regelung” fort und 
sieht weitere Einschnitte bei der Arbeitsförderung vor. 

Der iiZweite A rhrttsniadi ” gerät in dze Di.rkussinn 

Die seit Anfang 1993 zu verzeichnende und bis heute nicht 
abgebrochene Diskussion über die Notwendigkeit und Bedeu- 
tung eines “Zweiten Arbeitsmarktes” ist nicht von der soge- 
nannten “Standortdebatte” zu trennen. Die Diskussion dreht 
sich um die Frage, inwieweit auf die bedrohlich ansteigende 
Massenarbeitslosigkeit und die angeblich bedrohte Wettbe- 
werbsfahigkeit Deutschlands m i t  der Einführung eines als 
Niedriglohnbereich umgebauten “Zweiten Arbeitsmarktes” 
reagiert werden muB. Angestoßen hatte diese Diskussion der 
damalige SPD-Vorsitzende Engholm, der im April 1993 “un- 
gewöhnliche Mittel zur Vermeidung einer Katastrophe” auf 
dem Arbeitsmarkt forderte. In diesem Zusammenhang schlug 
er vor, einen Sektor öffentlich organisierter Gemeinschaftsar- 
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beit und damit  einen “Zweiten Arbeitsmarkt” zu schaffen, 
wobei die Bezahlung zwar oberhalb der Arbeitslosenunter- 
stützung, aber unterhalb der üblichen Tarife liegen sollte. 

In  der Folgezeit wurde der Begriff “Zweiter Arbeitsmarkt” 
zunehmend zum Synonym für “Niedriglohnsektor”, so daß  
er - derart definiert - zu einem Kampfbegriff in der Ausein- 
andersetzung u m  die Aushebelung der Tarifautonomie und 
die Legitimation untertariflicher Bezahlung, also ein fester 
Bestandteil der  Deregulierungsdebatte wurde. Vor diesem 
Hintergrund fordern wir, daß der Umbau des “Zweiten Ar- 
beitsmarktes” in einen Niedriglohnbereich, wie in der Ver- 
gangenheit durch Veränderungen des AFG bereits geschehen, 
gestoppt und rückgängig gemacht wird. Der Arbeitsmarkt- 
politik im Rahmen des AFG ist weiterhin eine hohe Priorität 
einzuräumen. Die im AFG vorgesehenen aktiven Möglich- 
keiten zur Arbeitsbeschaffung sind allerdings weiterzuent- 
wickeln und flexibler zu gestalten. Dazu gehört auch die Er- 
weiterung der Zugangsvoraussetzungen und die Verbesserung 
der Kombinierbarkeit der vorgesehenen Maßnahmen. 

Diese Forderungen erscheinen um so wichtiger, als bei der 
anstehenden Neuregelung der Arbeitsförderung im Rahmen des 
AFRG das Bestreben des Staates besteht, sich weitestgehend 
aus der direkten Verantwortung für die Beschäftigungssituati- 
on zurückzuziehen und zukünftig nur noch “Rahmenbedingun- 
gen” zu gestalten. Jeglicher Leistungsverschlechterung muß 
entschiedener Widerstand entgegengebracht werden. Ebenso ist 
dem Versuch, durch Betonung des individuellen Versicherungs- 
Prinzips die kollektive Verantwortlichkeit der Solidargemein- 
schafr zu unterlaufen, eine entschiedene Absage zu erteilen. 

Die Tatsache, daß in  der Bundesrepublik wie in allen entwik- 
ke 1 t e n In d U s t r i eg ese I 1 s c ha ft e n abnehmende Wachstums raten 
zu verzeichnen sind, wird üblicherweise als Manko und Defi- 
z i t  empfunden. Neue  angebotsseitige Impulse sollen wieder 

auf den alten Wachstumspfad zurückführen. Diesem wirt- 
schaftspolitischen Programm liegt die unhistorische Auffas- 
sung zugrunde, da13 die Ursachen der Probleme von heute im 
Kern die gleichen sind wie in der Vergangenheit und daß 
daher auch die gleichen angebotstheoretischen Rezepte grei- 
fen m ü h e n .  Hier wird deutlich, daß Vorstellungen über die 
langfristige Entwicklung reifer Marktwirtschaften fehlen, 
obwohl gerade solche Kenntnisse entscheidende Einsichten 
fördern könnten. Es liegt in der Logik wirtschaftlicher Ent- 
wicklung, daß der Wachstumsprozeß aus sich selbst heraus 
seine Grenze erzeugt, die u m  so schneller erreicht wird, je 
stärker und störungsfreier die Expansion verläuft. Sinkende 
jährliche Wachstumsziffern nach erfolgtem Wiederaufbau und 
bei stagnierender Bevölkerung sind demzufolge nicht als 
Mangel, sondern als Erfolg zu werten. Hieraus leitet sich die 
Uberlegung ab, daß Mangel- und  Uberflußgesellschaften je 
spezifischer institutioneller Strukturen bedürfen, die in der 
Lage sind, den Wirtschafrsprozeß befriedigend zu koordinie- 
ren. Wegen abnehmender Konsumdynamik infolge von Sät- 
tigungstendenzen auf wichtigen Konsumgütermärkten und 
wachsender Bediirfnisdifferenzierung werden “Nachfragesi- 
gnale” in Uberflußgesellschaften immer undeutlicher, unein- 
heitlicher und schwerer zu kalkulieren. Für den einzelnen 
Unternehmer steigt daher die Unsicherheit über Möglich- 
keiten und  Richtungen zukünftigen Absatzes. Das Vertrau- 
en in nahezu unbegrenzte Absatzmöglichkeiten, das dem In- 
vestitionsverhalten in der  deutschen Nachkriegsmangelge- 
sellschaft zugrunde lag, schwindet. Neu- und Erweiterungs- 
investirionen nehmen in der  Folge an Bedeutung ab, Ratio- 
nalisierungsinvestitionen an Bedeutung ZU. Gleichzeitig steigt 
die Attraktivität von Finanzanlagen als Alternative zur rea- 
len Investitionstätigkeit. Im  Zuge dieser Entwicklung gerät 
die Akkumulatinnsdynamik ins Stocken, Kostensenkung wird 
zum erstrangigen Mittel, Gewinnspannen zu halten. Diese 
Entwicklung muß sich notwendigerweise sowohl in einem 
gesamtwirtschaftlichen Anstieg der  Arbeitslosigkeit als auch 
in einer Senkung der Lohn- und einer Steigerung der Ge- 
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winnquote niederschlagen, wenn nicht wirtschaftspolitisch 
gegengesteuert wird. Die Polarisierung der Gesellschaft nach 
Einkommen und Vermögen verstärkt sich. 

Dieses Verständnis der ökonomischen Entwicklung, das 
durch die wirtschaftliche und soziale Realität in Deutsch- 
land bestätigt wird, erfordert grundsätzlich neue Antworten 
auf die Beschäftigungsfrage. Z u  fragen ist in erster Linie, wie 
mit dem in der Vergangenheit geleisteten Arbeitsvolumen, 
das wegen nachlassender binnenwirtschaftlicher Nachfrage- 
dynamik und gestiegener Produktivität nicht mehr in ge- 
wohntem Umfang abgerufen wird, umgegangen werden soll. 
Forderungen nach kontinuierlicher Arbeitszeitverkürzung 
speisen sich ebenso aus diesen Uberlegungen wie Ansätze, 
die Masseneinkommen und damit  den Massenkonsum zu er- 
höhen und über unterschiedliche Formen öffentlich geför- 
derter Beschäftigung die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. 

Die Finnnzierung aktiver Beschujligungspolitik 

Die finanziellen Spielräume für eine aktive und innovative Be- 
schäftigungspolitik sind vorhanden. Wie bereits an anderer Stel- 
le hervorgehoben wurde, ist der immer wieder bemühten These 
von den enger werdenden Verteilungs- und Finanzierungsspiei- 
räumen entgegenzuhalten, daß das von allen Bundesbürgern er- 
wirtschaftete jährliche Sozialprodukt 1994 trotz deutscher Ver- 
einigung pro Kopf real um 10 vH höher liegt als noch 1980 (ohne 
die neuen Bundesländer gerechnet sogar um 24 vH). Wenn nun 
der Sozialstaat und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen als nicht 
mehr finanzierbar erscheinen, obwohl sich die Sozialstaatsquote 
trotz deutscher Einheit auf dem Niveau der siebziger Jahre be- 
wegt, kann die Ursache nur in der entstandenen Ungleichvertei- 
lung des Sozialprodukts liegen. Die u.a. von Ernst-Ulrich Hu- 
Ster für Deutschland unternommenen Detailanalysen bestätigen 
diese aus makroökonomischen Uberlegungen abgeleitete These. 
Seine und andere Untersuchungen unterstreichen die wachsende 
Tendenz zur  Konzentration von Einkommen und Vermögen. 

Vor diesem Hintergrund scheitert staatliche Beschäfti- 
gungspolitik nicht an der Tatsache, daß Finanzierungsmög- 
lichkeiten grundsätzlich fehlten, sondern daran, daß sich der 
“Reichtum der Nation” in privater Hand konzentriert und 
daher zunehmend nicht für die öffentliche Finanzierung sinn- 
voller und notwendiger Arbeit zur Verfügung steht. Insofern 
müssen zur Finanzierung arbeitsmarktpolitischer Maßnah- 
men vorhandene Umverteilungsspielräume genutzt werden. 

Zur Stt,ziktur der neuen Bescha$igunyspolitik 

Der Widerspruch ist offensichtlich: Zurückgehender privat- 
wirtschaftlicher Nachfrage nach Erwerbsarbeit steht ein wach- 
sender Bedarf an gesellschaftlich notwendiger Arbeit gegen- 
über. Daher geht der Gesellschaft auch nicht die Arbeit aus, 
sondern Arbeiten, die für die Gesellschaft in hohem Maße 
nützlich sind, werden durch das gewinnorientierte Wirt- 
schaftssystem immer weniger berücksichtigt. Offentliche 
Becchäftigungspolitik erhält daher in entwickelten industri- 
ellen Gesellschaften eine wachsende Bedeutung hinsichtlich 
der  Koordination von Arbeitsangebot, Arbeitsnachfrage und 
kollektivem Bedarf. Als Mittel derartiger Koordination steht 
neben der bereits erwähnten Arbeitsmarktpolitik im Rah- 
men des “Zweiten Arbeitsmarktes” der öffentliche Dienst und 
- als grundsätzlich neues Instrument - die Einrichtung eines 
öffentlichen Beschäftigungssektors (OBS) zur Verfügung. 

Der Ojcfentliche Dienst 

Der Bedarf an sozialen und  ökologischen Dienstleistungen 
wächst. Damit haben sich auch die Aufgaben und die Anfor- 
derungen an die gestaltende und moderierende Funktion des 
Staates kontinuierlich erweitert. Z u  denken ist u.a. an den 
Forschungs- und Entwicklungsbereich, an den Umweltschutz, 
an die Sozial- und Gesundheitspolitik, an das Bildungswesen 
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und an den Bereich der Ver- und Entsorgung. Ein moderner 
Staat muß heute auch im Rahmen des öffentlichen Dienstes 
z.B. die kulturelle Betätigung seiner Bürger im weitesten 
Sinne ermöglichen und die Wiederherstellung und Uberwa- 
chung von Umweltstandards gewährleisten. 

Trotz der wachsenden Bedeutung dieser Bereiche werden 
Stellen im öffentlichen Dienst kontinuierlich abgebaut, über 
165.000 Arbeitsplätze allein 1993 in West- und vor allem in 
Ostdeutschland. Die Folge ist, daß gesellschaftlich wichtige 
Aufgaben nicht mehr oder nur noch mangelhaft erledigt wer- 
den. Im  Falle etwa von fehlenden Finanzbeamten, fehlenden 
Lehrern, fehlenden Angestellten und Beamten i n  Umweltbe- 
hörden wird die Widersinnigkeit staatlicher Leistungsein- 
schränkungen besonders deutlich. Im  ersten Fall verzichtet der 
Staat auf Einnahmen in Milliardenhöhe infolge mangelnder 
Einkommens- und Gewinnkontrollmöglichkeiten der Finanz- 
behörden, im zweiten Fall reduziert sich langfristig das “Hu- 
mankapital”, das eigentliche Wohlstandsreservoir einer Gesell- 
schaft, und im letzteren Fall werden lasche Umweltkontrollen 
nachfolgende teure Reparaturmaßnahmen nach sich ziehen. 
Gleichzeitig trägt der Staat mit  seiner restriktiven Beschäfti- 
gungspolitik im öffentlichen Dienst zu einer Verschärfung der 
Arbeitslosigkeit bei mit  der Folge, da13 die sozialen Sicherungs- 
Systeme und damit der Staatshaushalt weiter belastet werden. 

Aus diesem Grunde ist zu fordern, daß der Srellenabbau im 
öffentlichen Dienst sofort gestoppt und umgekehrt wird. Mit 
einem Anteil von 14,7 v H  an allen Berufstätigen liegt der öf- 
fentliche Dienst in Deutschland hinter Schweden, Frankreich, 
Kanada, England und sogar den USA zurück. Gerade das Bei- 
spiel USA zeigt, daß eine Ausweitung der Beschäftigung im 
Staatssektor einen effektiven Beitrag zum Abbau der Arbeits- 
losigkeit leisten kann. Hier wurden zwischen 1772 und 1775 
mehr Arbeitsplätze im Staatssektor als im güterproduzieren- 
den Gewerbe geschaffen. Eine solche Entwicklung steht einer 
Intensivierung, Effektivitätssteigerung und Reorganisation des 
öffentlichen Dienstes nicht ini Wege. Sie sind mit  Blick auf 
die wachsenden Aufgaben des Staates ausdrücklich zu  fordern. 

Eine Verwaltungsreform allerdings, die das Angebot öffentli- 
cher Dienstleistungen ausschließlich an durchrationalisierba- 
ren Abläufen der industriellen Produktion ausrichtet, also die 
“McKinseyisierung” will, lehnen wir ab. Offentliche Dienst- 
leistungen im sozialen, medizinischen und kulturellen Bereich 
entstehen nicht als Mensch-Maschine-, sondern als Mensch- 
Mensch-Beziehung. Humandienstleistungen lassen sich weder 
nach preußischem Bürokratismus noch nach den Regeln eines 
Industriebetriebs organisieren. Vorsorge für einen starken öf- 
fentlichen Sektor verbessert angesichts wachsender Risiken die 
Möglichkeiten zur Lösung wichtiger Zukunftsaufgaben. 

Der iflent liche B escha$ igunpektor (6 B S )  

Der ursprünglichen Konzeption gemäß besteht die Haupt- 
aufgabe des “Zweiten Arbeitsmarktes” darin, Arbeitslosen 
Hilfestellung bei der Reintegration in den “Ersten Arbeits- 
markt” zu leisten. Wegen der zunehmenden Scherenöffnung 
zwischen den gemeldeten offenen Stellen und den registrier- 
ten Arbeitslosen sinken allerdings die Chancen für den ein- 
zelnen Arbeitslosen, wieder in den “Ersten Arbeitsmarkt” 
zurückkehren zu können. Angesichts dieser Realität bedarf 
es eines OBS, der sich vom “Zweiten Arbeitsmarkt” im we- 
sentlichen dadurch unterscheiden würde, daß es sich hier nicht 
um zeitlich befristete Beschäftigungsverhältnisse handelt, 
sondern daß Dauerarbeitsplätze unter gesamtgesellschaftli- 
cher Verantwortung geschaffen würden. Diese Arbeitsplätze 
könnten analog zu den bisherigen Strukturen des öffentli- 
chen Dienstes, aber auch außerhalb traditionell-staatlicher 
Strukturen im Rahmen von gemeinnützigen Organisations- 
formen angesiedelt werden. Darüber hinaus könnten im Rah- 
men eines OBS neue Kooperationsformen zwischen privaten 
und öffentlichen Arbeitgebern erprobt werden, was zu einer 
willkommenen Entlastung der öffentlichen Kassen beitragen 
würde. Bei solchen Formen von “public-private-partnership” 
müßte allerdings gewährleistet werden, daß die Durchset- 
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zung des gemeinwohlorien tierten öffentlichen Auftrags er- 
halten bliebe. Die positiven Erfahrungen, die mit  “Sozialen 
Betrieben” in Niedersachsen bereits gemacht worden sind, 
könnten bei der Ausgestaltung eines ÖBS genutzt werden. 

Vom traditionellen öffentlichen Dienst würde sich der OBS 
d ad ur c h unterscheid e n , d aß nur bes t i m m t e Personen g r u p - 
pen hier Beschäftigung fanden. Zu  denken wäre insbesonde- 
re an ArbeitnehmerInnen, die trotz erfolgreicher Qualifizie- 
rungsmaßnahmen, Umschulungsmaßnahmen und nach ABM 
keinen Arbeitsplatz im “Ersten Arbeitsmarkt” finden konn- 
ten. Auch hinsichtlich der Tätigkeitsfelder würde sich der 
OBS vom traditionellen öffentlichen Dienst unterscheiden, 
da neuartige Tätigkeitsfelder erschlossen werden sollen. Hier 
sei insbesondere auf neue Formen lokaler, etwa stadtteilorien- 
tierter Sozial- und Gesundhei tsdienste (Altenarbeit und -be- 
treuung, Pflege, Familienarbeit, Konfliktvorbeugung) verwie- 
sen, auf Tätigkeiten im Rahmen der Stadterneuerung und 
des Umweltschutzes (Renaturierung, Flächenreaktivierung, 
Bodensanierung, sozialer Wohnungsbau,  Waldsanierung, 
Pflege ungenutzter Flächen, Denkmalpflege), auf die gesamt- 
gesellschaftlich wünschenswerte Erhöhung des Recyclingan- 
teils (stärkere Zerlegungstiefe, Experimente, Erschließung von 
Nachfragebereichen) sowie auf das notwendige staatliche bzw. 
kommunale Engagement in Bildung und Kultur  (Beratungs- 
stellen etc.). Diese Bereiche werden gerade mi t  Blick auf die 
gesamtgesellschaftliche Entwicklung weiter an Bedeutung 
zunehmen. Für viele dieser genannten Felder stellt eine rein 
ideologisch begründete Privatisierung keine sinnvolle Alter- 
native dar, da auf eine demokratische und  soziale Einfluß- 
nahme nicht verzichtet werden kann. Eine Kommerzialisie- 
rung dieser Bereiche würde die Qualität öffentlicher Leistun- 
gen insbesondere im sozialen Bereich und damit  das System 
der sozialen Gerechtigkeit weiter aushöhlen. 

Die grundsätzliche Bereitschaft des Staates, Mittel für ei- 
nen solchen OBS zur Verfügung zu stellen, wäre durch eine 
Beteiligungsinöglichkeit der Bevölkerung an der Ausgestal- 
tung der konkreten Beschäftigungsinhalte zu ergänzen, so 

daß sich der gesellschaftliche Bedarf unmittelbar artikulieren 
könnte. Aufgrund der vorhandenen gesellschaftlichen Steue- 
rungsmöglichkeit liel3e sich mit  Hilfe eines auch als Experi- 
mentierfeld verstandenen OBS ein ökologischer und gemein- 
nütziger Umbau von Wirtschaft und Gesellschaft unter Be- 
rücksichtigung von Kriterien der Nachhaltigkeit forcieren. 

Insgesamt lassen sich die Vorteile einer derartigen dreistu- 
figen Beschäftigungspolitik im Rahmen von AFG, öffentli- 
chem Dienst und OBS folgendermaßen zusammenfassen: 

- Arbeitslosen könnte sofort eine sinnvolle und dauerhafte 
Beschäftigung vermittelt werden; 

- Arbeitslosigkeit könnte dort gezielt beseitigt werden, wo 
ihre individuellen Auswirkungen am schlimmsten sind (Frau- 
en, Langzeitarbeitslose, ältere ArbeitnehmerInnen, Unquali- 
fizierte, Menschen mit  Behinderungen etc.); 

- regionale und sektorale Beschäftigungsprobleme könn- 
ten gemildert werden; 

- der Sockel von Langzeitarbeitslosen könnte abgebaut werden; 
- Qualifikation und Motivation der Arbeitskräfte blieben 

erhalten; 
- gesellschaftlich notwendige, sinnvolle und gewünschte Ta- 

tigkeiten, die den Rentabilitätsanforderungen der Privatwirt- 
schaft nicht genügen und deshalb im privatwirtschaftlichen 
Bereich nicht berücksichtigt werden, könnten verrichtet wer- 
den; 

- die dauerhafte Förderung und der langfristig kalkulier- 
bare Mittelzufluß würden zu einer Professionalisierung der 
Trägerstrukturen führen und  damit  zu einer effizienteren 
Verwendung der Mittel beitragen; 

- wachsender Armut  durch anhaltende Arbeitslosigkeit 
würde wirksam entgegengesteuert; 

- den Ausgaben für die Schaffung von Arbeit ständen Min- 
derausgaben bei der Finanzierung von Arbeitslosigkeit ge- 
genüber. In bestimmten Fällen könnte eine Selbstfinanzie- 
rungsquote von 80 vH und höher erreicht werden; 

- letztlich würde der gesellschaftliche Wohlstand zur Finan- 
zierung sinnvoller Arbeit statt sinnloser Arbeitslosigkeit genutzt. 
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5 .  Arbei tszeitverkürzung zum Abbau der 
Massenarbei tslosigkei t 

Seit langem ist die wirtschaftliche Entwicklung von sehr 
moderaten, im langfristigen Trend sogar sinkenden Wachs- 
tumsraten geprägt. Gleichzeitig gibt  es einen über diesen 
Wachstumsraten liegenden Produktivitätsfortschritt. Durch 
diese Produktions-Produktivitäts-Schere verringert sich das 
notwendige Arbeitsvolumen beständig. In den letzten Jah- 
ren lag nur auf dem Höhepunkt des Vereinigungsbooms 19901 
9 1  i n  Westdeutschland das reale Wachstum des Bruttoin- 
landsprodukts nennenswert höher als die reale Entwicklung 
der Produktivität je Erwerbstätigenstunde. Das geleistete 
Arbeitsvolumen betrug im früheren Bundesgebiet 1994 nur 
noch ca. 45 Mrd. Stunden, während es 1990 bei 46 Mrd., 
1980 bei 47 Mrd. und  1970 noch bei über 5 1 Mrd.  Stunden 
gelegen hatte. Die Entwicklung des Arbeitsvolumens wurde 
von Konjunkturzykius zu Konjunkturzyklus im Aufschwung 
immer weiter abgeschwächt. Da das schrumpfende Arbeits- 
volumen auf dem Arbeitsmarkt auch noch auf ein - durch 
die zunehmende Erwerbsneigung von Frauen und durch Zu-  
wanderungen - wachsendes Arbeitsangebot trifft, ist eine 
Zunahme der Arbeitslosigkeit bei unveränderter Arbeitszeit 
unvermeidlich. 

Auch ein Wirtschaftsaufschwung, der mi t  deutlich grölje- 
ren Wachstumsraten aufwartet als in den letzten 15 Jahren, 
könnte die Arbeitslosigkeit kaum verringern. Eine Wachs- 
tumsrate von deutlich über 2 vH ist notwendig, damit  es 
überhaupt zu einem Abbau der Arbeitslosigkeit kommt.  Auch 
ein von der Arbeitsgrzpe Alternative Wirtscbafsplitik wieder- 
holt gefordertes Beschäftigungsprogramm allein kann die 
Arbeitslosigkeit nicht beseitigen. 

Wer ernsthaft so ehrgeizige Ziele anstrebt wie die Halbie- 
rung der Arbeitslosigkeit bis zum Jahre 2000, was ja bedeutet, 
die bis dahin normalerweise wachsende Arbeitslosigkeit aufzu- 
fangen und den bestehenden Sockel abzubauen, der kommt bei 
bereits heute über sieben Millionen fehlenden Arbeitsplätzen 
nicht darum herum, die Arbeitszeit dem schrumpfender1 Ar- 
beitsvolumen anzupassen. Die Halbierung der Arbeitslosigkeit 
ist ohne drastische Verkürzung der Arbeitszeit undenkbar. 

Doch die kollektiv und damit  flächendeckend vereinbarte 
Arbeitszeitverkürzung trägt nicht nur zum Abbau der Ar- 
beitslosigkeit bei, sondern hat insgesamt drei Effekte: 
- Sie kann, wie oben dargestellt und empirisch vor allem 

für die vergangenen Jahre belegt, durch Umverteilung des 
vorhandenen Arbeitsvolumens neue Arbeitsplätze schaffen 
bzw. alte erhalten. 
- Arbeitszeitverkürzung bietet die Chance, durch eine er- 

höhte Erwerbsbeteiligung von Frauen und  durch die Umver- 
teilung der Reproduktionsarbeit an der traditionellen Arbeits- 
teilung zwischen Männern und Frauen zu rütteln. 
- Sie schafft Möglichkeiten zur Humanisierung der Ar- 

beit, verbunden mit  einem deutlichen Plus an Freizeit/Muße. 
Alle drei Aspekte spielten bei der Auseinandersetzung um 

die 35-Stunden-Woche eine wesentliche Rolle. Unumstrit- 
ten ist die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze durch Arbeits- 
zeitverkürzung. Sie wurde vielfach dokumentiert. Sehr viel 
geringer sind hingegen die Erfahrungswerte hinsichtlich 
weiterer, über die Beschäftigungswirkung hinausgehender 
Effekte der Arbeitszeitverkürzung. Geseilschaftliche Refor- 
men aufgrurid verringerter (bezahlter) Arbeitsstunden sind 
sicherlich erst dann klar erkennbar, wenn größere als die bis- 
herigen Schritte bei der Arbeitszeitreduktion erfolgen. In ei- 
ner Verkürzung der Arbeitszeit auf 30 Stunden in der Woche 
läge eine Chance, zur Entwicklung einer neuen (ökonomischen 
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und ökologischen) Zeitordnung und/oder zu einer egalitären 
Arbeitsteilung zwischen Frauen und Männern beizutragen. 

Arheitszeitl?eg.yrij”I.*vzd Fovnzen der Arbeiiszeitver~iirzi~nc: 

Wenn von Arbeitszeit und Arbeitszeitverkürzung die Rede ist, 
dann handelt es sich in der Regel um bezahlte Erwerh.rdrbeit. 
Diese stellt die ani Markt nachgefragte Arbeit dar. Daneben 
lassen sich aber auch noch andere Formen der Arbeit definieren. 

Eine etwas größere Aufmerksamkeit findet seit einigen 
Jahren die Reprodi~krionsarbeit hztu. Hausarbeit . Tei 1 weise wird 
dafür sogar ein kleines finanzielles Aquivalent in der Form 
von Erziehungsgeld oder Anerkennung von Erziehungszei- 
ten in der Altersversorgung gewährt. Allerdings dienen die- 
se Maßnahmen vor allem vor dem Hintergrund der aktuellen 
Arbeitsmarktsituation eher dazu, die geschlechtsspezifische 
Arbeitsteilung zu zementieren und Frauen von der Erwerbs- 
t ä t i g ke i t aus zu sc h li e Be n , als tat säc h I i c h deren öko no m i sc he 
Unabhängigkeit ZU forcieren. 

Noch kaum in die Arbeitszeitbetrachtung einbezogen sind 
die Zeiten der Konsimarheit, wie 2.B. Arbeitsleistungen der 
VerbraucherInnen im Supermarkt, und die Mobilit2tszeiten für 
den Atbeirsweg. Dabei haben diese Zeiten in den letzten Jah- 
ren an Bedeutung gewonnen und werderi wahrscheinlich auch 
zukünftig zu größeren zeitlichen Belastungen führen. 

Darüber hinaus erfolgt die berufliche Qualifizierung zu- 
nehmend außerhalb der bezahlten Arbeitszeit, und insbeson- 
dere bei prekären Arbeitsverhältnissen ist ein beträchtlicher 
Teil der ‘Freizeit’ durch berufliche Weiterbildung gebunden. 

Bis heute wird im Rahmen der Arbeitszeitdebatte dieLohn- 
arheit zugrundegelegt, die unbezahlte Arbeit ausschließt. 
Durch die fortschreitende Ausdehnung des Dienstleistungs- 
bereichs wird die exakte Erfassung von Arbeitszeiten zuneh- 
mend schwieriger. Immer mehr Arbeit wird in den sogenann- 
ten Freizeitbereich abgedrängt. AuDerdem wird die jeweili- 
ge Arbeitszeit aus unterschiedlicher Perspektive wahrgenom- 

men, was generelle Aussagen über die ‘wünschenswerte’ Ar- 
beitszeit erschwert. So wird beispielsweise die Samstagsar- 
beit aus der Sicht der Käuferin eher positiv wahrgenommen, 
wohingegen die Verkäuferin von der Wochenendarbeit mit 
allen ihren negativen sozialen Folgen betroffen ist. 

Vor diesem Hintergrund müssen die wesentlichen Aspek- 
te der Arbeitszeitverkürzung diskutiert werden. Soll zunächst 
einmal eine Typisierung der unt-erschiedlichen Modelle zur 
Arbeitszeitverkürzung vorgenommen werden, so ist zwischen 
der individuellen und der kollektiven Arbeitszeitverkürzung 
zu unterscheiden. Individuell wird eine kürzere als die betriebs- 
übliche Arbeitszeit überwiegend in der Form des Teilzeitbe- 
schäftigungsverhältnisces, des job-sharing oder auch in der 
Form der ‘geringfugigen’ Beschäftigung erzielt. (Dieses The- 
ma wurde bereits im MEMORANDUM ‘95 aufgegriffen.) 

Im  folgenden soll die kollektive Arbeitszeitverkürzung im 
Vordergrund stehen. N u r  mit einet allgemeinen Arbeitszeitver- 
kürzung fiir alle Beschäftigten sind umfangreiche positive Be- 
schäftigungseffekte zu erzielen. Es geht um tarifliche Regelun- 
gen zur Arbeitszeitverkürzung fiir alle Beschäftigten ganzer 
Branchen mit dem Ziel, zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen 
und die Verkürzung der Arbeitszeit bei vollem oder zumindest 
teilweisem Lohnausgleich umzusetzen. Als wesentlichen Schritt 
sehen wir in diesem Zusammenhang die drastische Reduzie- 
rung der Arbeitszeit in den ostdeutschen Bundesländern an. Nur 
so kann dem Auseinanderklaffen der Arbeitszeiten in Ost- und 
Westdeutschland entgegengewirkt werden. 

Eine neue Variante der Arbeitszeitverkürzung sorgt seit 
Ende des Jahres 1993 für erhebliche Aufmerksamkeit: die 
temporäre Arbeitszeitverkürzung auf betrieblicher Ebene. Mit 
der tariflichen Vereinbarung der 28,s-Stunden-Woche bei 
V W  setzte eine Renaissance der Diskussion über die Arbeits- 
zeitverkürzung ein, nachdem die monotone Forderung der 
Arbeitgeberverbände und  des Wirtschaftsministers nach Iän- 
geren Arbeitszeiten zur ‘Rettung des (Wirtschafts-)Standortes 
Deutschland’ mehr und  mehr die Debatte zu bestimmen 
schien. Mit  der Einführung der 28,8-Stunden-Woche bei 
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Teillohnausgleich auf der einen Seite und dem tariflichen 
A ~ i ~ ~ ~ h l u l 3  von betriebsbedingten Kündigungen für die Dauer 
der Arbeitszeitverkürzung auf der anderen Seite sollten bei 
VW (vorübergehend) Massenentlassungen von etwa 20.000 
ArbeitnehmerInnen verhindert werden. Gleichwohl gab es 
keine Garantie für alle zum Zeitpunkt des Tarifabschlusses 
vorhandenen Arbeitsplätze: In den nachfolgenden zwei Jah- 
ren wurden in sechs westdeutschen VW-Standorten etwa 
6.000 Arbeitsplätze - durch Einsatz von Vorruhestandsrege- 
lungen oder Aufhebungsverträgen - vernichtet. 

Darüber hinaus beinhaltet die VW-Vereinbarung eine um- 
fangreiche Flexibilisierung der Arbeitszeit. In der Folge kam 
es bei einer Belebung der Nachfrage nach Automobilen nicht 
zu entsprechenden Neueinstellungen, sondern die Arbeitszeit 
der Beschäftigten wurde der gestiegenen Produktion angepaßt. 

Die gegenwärtigen temporären Arbeitszeitverkürzungen sind 
eher als Notlösungen - etwa vergleichbar mit der Kurzarbeit - 
anzusehen. Ein Grund hierfür ist sicherlich der Lohnverzicht, 
mit dem das neue Arbeitszeitmodell erkauft wird. Darüber hin- 
aus ist die Anzahl der tatsächlich verhinderten Entlassungen 
nicht nachprufbar. So birgt schon die Anzahl der bei unverän- 
derten Arbeitszeiten und Einkommen anstehenden Entlassun- 
gen erhebliche Unsicherheiten. Ferner zeigt das Beispiel VW, 
daß der Verzicht auf betriebsbedingte Kündigungen keinesfalls 
mit einer generellen Beschäftigungsgarantie gleichzusetzen ist. 
Die Flexibilisierung der Arbeitszeit trägt dazu bei, Neueinstel- 
lungen bei konjunktureller Belebung zu blockieren. 

Dennoch sollte die Gelegenheit ergriffen werden, Elemente 
des VW-Modells fix die zukünftige Arbeitszeitdebatte zu nut- 
zen. Immerhin wurde hiermit auch von unternehmerischer Sei- 
te anerkannt, da13 Arbeitszeitverkürzung generell Beschäftigung 
schaffen kann. Offensichtlich wurde auch, daß mit  deutlichen 
Schritten bei der Verkürzung der Arbeitszeit größere Beschäfti- 
gungswirkungen zu erzielen sind. Dies sind wichtige Argumente 
dafiir, die Perspektive einer allgemeinen Reduktion der Wochen- 
arbeitszeit auf 30 Stunden nicht aus den Augen zu verlieren. 

Derzeit sind allerdings vorrangig andere Modelle der Ar- 

beitszeitverkiirzung in der  Diskussion. Gedacht wird an 
Modelle wie Jahresarbeitszeitkonten oder sogar Lebensarbeits- 
zeitkonten, die Möglichkeit der Unterbrechung der Erwerbs- 
tätigkeit durch Sabbat-Jahre oder erweiterten Elternurlaub und 
den grundsätzlichen Freizeitausgleich bei der Leistung von 
Uberstunden. Grundsätzlich sind alle Maßnahmen, die die 
Lebensarbeitszeit verkürzen, geeignet, das angebotene Arbeits- 
Volumen zu verringern. Insofern gibt es kein Gegeneinander 
verschiedener Formen der Arbeitszeitverkürzung, sondern sie 
ergänzen sich. Allerdings ist zu beachten, daß mit einer gene- 
re 1 le n Verringerung der t ar i fl i c he n Woche nar be i t s ze i t das 
gröl3te Volumen an Arbeitszeitreduktion zu erzielen ist. 

Entwicklung der Arbeitszeit 

Die wöchentliche Arbeitszeit wird weitgehend durch Tarif- 
vertrag geregelt und konnte in den letzten 35 Jahren konti- 
nuierlich verkürzt werden. 1956 arbeiteten noch 96 vH aller 
ArbeiterInnen und Angestellten 48 Stunden in der Woche. 
Bis 1977 konnte für 92,2 v H  die 40-Stunden-Woche bei vol- 
lem Lohnausgleich erreicht werden; 7 ,8  v H  aller ArbeiterIn- 
nen arbeiteten zwischen 41 und 45 Stunden. 1984 galt die 
40-Stunden-Woche für 98,9 v H  aller von Tarifverträgen er- 
faßten ArbeitnehmerInnen, schon 1986 wurde in der Mehr- 
zahl der Wirtschaftsbereiche unter 40 Stunden gearbeitet. 

Seit Ende der  siebziger Jahre verfestigte sich aber die Ar- 
beitgeberfront gegen Arbeitszeitverkürzung (1 979  fand dies 
Ausdruck im sogenannten Tabukatalog des BDA). Weitere 
Arbeitszeitverkürzungen konnten die I G  Metall und der  
Druckbereich nur  mittels Streik durchsetzen. Die IG Metall 
vereinbarte für 1987 37,5 Stunden und für 1788 die 37-Stun- 
den-Woche. Seit 1995 gilt in beiden Tarifbereichen die 35- 
Stunden-Woche. Ein Sonderfall ist die Absenkung der regu- 
lären Arbeitszeit auf bis zu 32 Stunden mit  Teillohnausgleich 
im öffentlichen Dienst der Neuen Länder. 

Im Jahr 1994 betrug die durchschnittliche tarifliche Wochen- 
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arbeitszeit für Vollzeitbescliäftigte 37,7 Stunden, wobei 22,5 vH 
aller Beschäftigten eine tarifliche Arbeitszeit von 35 Stunden in 
der Woche haben, 34,3 v H  noch 36 bis 38 Stunden in der Wo- 
che arbeiten, 37,3 v H  zwischen 38,5 und 37,5 Normalarbeits- 
Zeit haben und 3,6 v H  mit 40 Stunden das Schlußlicht bilden. 

Gemessen am gesamten geleisteten Arbeitsvolumen wur- 
den 1774 in Westdeutschland 80.8 vH in einer Arbeitszeit 
zwischen 36 und 40 Stunden erbracht. Aber immerhin noch 
10,l VH des Arbeitsvolumens wurde in Arbeitszeiten von 41 
und mehr Wochenstunden geleistet. Dagegen spielen Teil- 
zeitbeschäftigungen und Tätigkeiten in geringfügigen Be- 
schäftigungsverhältnissen mit  einem Anteil von insgesamt 
9,2 vE3 gesamtwirtschaftlich keine sehr große Rolle. 

Die tatsächlichen Beschäftigungseffekte der Arbeitszeitver- 
kürzung sind sehr schwer zu quantifizieren, da nicht nur neu 
geschaffene, sondern auch dadurch erhaltene Arbeitsplätze be- 
rücksichtigt werden müssen. Außerdem gilt es, die Effekte der 
Arbeitszeitverkürzung von anderen, z.B. konjunkturellen, zu 
isolieren. In zahlreichen Untersuchungen von Gewerkschaf- 
ten, Arbeitgeberverbänden und Forschungsinstituten ist der 
Versuch gemacht worden, dieses Problem zu lösen. 

Aufgrund der objektiven meßtechnischen Schwierigkeiten, 
unterschiedlicher Methodiken, verschiedener Interessenlagen 
der die Untersuchung Durchführenden und abweichender 
Untersuchungsgegenstände (Wittschaftsbereiche, Berufs- 
gruppen, Zeiträume) reichen die Ergebnisse von 3 5  v H  bis 
80 v H  des maximalen, rein rechnerischen Beschäftigungsef- 
fektes. Positive Beschäftigungswirkungen lassen sich also in 
jeder Untersuchung konstatieren. 

Das IAB schätzt, daß  für den Zeitraum von 1970 bis 1986 
980.000 Erwerbstätige ihren Arbeitsplatz der Arbeitszeit- 
Verkürzung zu verdanken haben. Aus gewerkschaftlicher Sicht 
sorgte die Verkürzung der  tariflichen Wochenarbeitszeit irn 

Zeitraum von 1785 bis 1990 für die Schaffung oder Siche- 
rung von 385.000 bis 514.000 Arbeitsplätzen. Das WSI 
n immt  von der  Mit te  der achtziger Jahre bis 1993 einen Be- 
schäftigungseffekt von rund 700.000 Arbeitsplätzen an. 

Das D I W  hat zur Feststellung der Beschäftigungseffekte 
mittels ökonometrischer Simulationsrechnungen für den Zeit- 
raum von 1985 bis 1991 eine Erhöhung der Beschäftigten 
um eine Million Personen konstatiert; dies bei einem Rück- 
gang der durchschnittlichen Wochenarbeitszeit u m  7, l  v H  
(knapp drei Stunden) und induzierter Produktivitätssteige- 
rung von 50 v H  des Ausfalls der tariflichen Arbeitszeit. 

Avheitszeitverkürzung und Lohnausgleich 

Einen brisanten Punkt in der Debatte um weitere Arbeitszeit- 
Verkürzungen stellt die Frage des Lohnausgleichs dar. Dabei steht 
als Spielraum für Lohnerhöhungen und Arbeitszeitverkürzun- 
gen insgesamt die Höhe der Inflationsrate (die Preissteigerun- 
gen bedeuten ja höhere Einnahmen der Unternehmen), die Pro- 
duktivitätssteigerung (diese schlägt sich in geringeren Lohn- 
stückkosten nieder) und eine Verteiiungskomponente (die Höhe 
der Lohnquote ist schließlich keine fixe Größe) zur Verfiigung. 

G e w e r k s c h a f t l i c h e  F o r d e r u n g  au f  d e m  W e g  zu r  
35-Stunden-Woche war stets, Nominallohnerhöhungen bei 
kürzeren Arbeitszeiten durchzusetzen. Das Gesamtpaket der 
gewerkschaftlichen Forderungen war eher verteilungs- und 
kostenneutral angelegt, was bedeutet, die Beschäftigten soll- 
ten lediglich einen Ausgleich für die Preissteigerungsrate und 
die gewachsene Produktivität erhalten. 

Doch immer mehr Gründe sprechen gegen verteilungsneu- 
trale Tarifabschlüsse. Schon in den letzten Memoranden wurde 
darauf hingewiesen, daß die bestehende Nachfragelücke nur 
geschlossen werden kann, wenn es wieder zu einer höheren 
Lohnquote kommt.  Bei einer rein statischen Schätzung, die 
die Produktivitätseffekte der Arbeitszeitverkürzung und die 
Auswirkungen auf das Sparverhalten ausblendet, lassen sich 
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durch den völligen Verzicht auf einen Lohnausgleich gegen- 
über der Situation eines vollen Lohnausgleichs potentielle 
Nachfrageausfälle von Ca. 150 Mrd. DM im Jahr errechnen. 

Zum Abbau der Arbeitslosigkeit sind eine weitere Verkür- 
zung der Arbeitszeit auf 35 Wochenstunden in der Gesamt- 
Wirtschaft und weitere Schritte auf dem Weg zur 30-Stun- 
den-Woche unbedingt notwendig. Wenn dies nicht wie bei 
der Einführung der 35-Stunden-Woche über einen Stufen- 
plan in kleinen Schritten über zehn Jahre erfolgt, sondern, 
was beschäftigungspolitisch wesentlich effektiver wäre, in 
möglichst einem großen Schritt, ist dies nur mit einem weit- 
gehenden Lohnausgleich möglich. Für viele Arbeitnehme- 
rInnen ist, nach Jahren der Stagnation und des Rückgangs 
der realen Nettoeinkommen, eine kräftige Einbuße bei ih- 
rem Einkommen nicht hinnehmbar. 

Darüber hinaus ist der Verzicht auf vollen Lohnausgleich 
für die ohnehin nach wie vor von Lohndiskriminierung be- 
troffenen erwerbstätigen Frauen äußerst brisant. Gegenwär- 
tig befinden sich vor allem Frauen bzw. Mütter  häufig in 
abhängigen Beschäftigungsverhältnissen, die nicht existenz- 
sichernd sind. Ein genereller Lohnverzicht würde insbeson- 
dere hier zu einer erhöhten Abhängigkeit von (ergänzenden) 
Transferzahlungen führen. 

Erfolgt eine Arbeitszeitverkürzung nicht über eine Reduk- 
tion der tariflichen Wochenarbeitszeit, sondern über andere 
Formen, wie Jahresarbeitszeitkonten oder die Einführung von 
Sabbat-Jahren, so müssen zur Sicherstellung des Lohnaus- 
gleichs überbetriebliche Fonds eingerichtet werden. N u r  so 
kann garantiert werden, daß der Lohnausgleich auch bei ei- 
nem Wechsel oder Verlust des Arbeitsplatzes (2.B. bei einem 
Konkurs) erfolgen kann. 

Wenn kein voller Lohnausgleich erzielt werden kann, dann 
gi l t  es, die unteren Einkommensgruppen zu schützen, d a  bei 
ihnen die durch die Arbeitszeitverkürzung bedingten Lohn- 
einbußen kaum zu verkraften wären. Damit  würde, neben 
der besseren sozialen Verträglichkeit, auch die seit Jahrzehn- 
ten sich vollziehende Lohndifferenzierung gestoppt werden. 

A vheitszeztjlexihzli rierung 

Bei den aktuellen Verlautbarungen zum Thema Arbeitszeit- 
flexibilisierung wird der Paradigmenwechsel, der sich im Zu- 
sammenhang mit dem Thema Arbeitszeit vollzogen hat, of- 
fenkundig. Als habe es bereirs eine Einigung beim Tauzie- 
hen um die von Unternehmerinteressen geprägten Flexibili- 
sierungsbestrebungen einerseits und den Wunsch nach mehr 
Zeitsouveränität auf der Seite der Beschäftigten andererseits 
gegeben, scheint die Kopplung von kürzeren Arbeitszeiten 
mi t  gleichzeitiger Arbeicszeitflexibilisierung beschlossene 
Sache zu sein. 

Gegenwärtig wird das korrespondierende Interesse der Ar- 
bei tnehmerInnen (Zeitsouveräni tät) und der Unternehrnensver- 
trerer (Entkopplung von Betriebs- und Arbeitszeiten) in den 
Vordergrund gerückt, wenn es darum geht, Druck auf die Ar- 
beitszeitstrukturen auszuüben. Weniger Beachtung findet hin- 
gegen die Tatsache, daß der Wunsch nach mehr Zeitsouverätii- 
tät eng verknüpft ist mit der ‘WerteWandel’-Diskussion und 
somit aktuelle gesellschaftliche Entwicklungen - bis hin zu ein- 
zelnen zaghaften Schritten in Richtung einer egalitären Arbeits- 
teilung - reflektiert. Das heißt, daß bei den zahlreichen in den 
Betrieben praktizierten Flexibilisierungsregelungen durchaus 
Widersprüche zwischen den betrieblichen Gewinninteressen und 
den Arbeitszeitwünschen der Beschäftigten auftreten können. 

Die Gefahr ist groß, da13 die Betonung der  selbscbestirnrn- 
ten Arbeitszeit nicht mehr als ein Köder bei der Durchset- 
zung von in der Regel ökonomischen Zwängen unterstellten 
Arbeitszeitvorgaben ist. Dennoch hat die Flexibilisierung der 
Arbeitszeiten in den Betrieben bereits in so hohem Maße Ein- 
gang gefunden, daß die Forderung nach einer völligen Um- 
kehr abwegig erscheint. Darüber hinaus g ib t  es einzelne Be- 
reiche, in denen die flexible Arbeitszeitgestaltung durchaus 
von den Interessen der Beschäftigten geprägt ist. Gleichwohl 
gilt es, folgenden Aspekten bzw. Problemen der Arbeitszeit- 
flexibilisierung im Rahmen der Gestaltung neuer, kürzerer 
Arbeitszeiten besondere Bedeutung beizumessen: 
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- Da die Flexibilisierung der Arbeitszeiten sowohl bei 
Unternehmen als auch bei Beschäftigten auf Zust immung 
stößt, Motivation und Intention der Betroffenen jedoch un-  
ter Umständen sehr unterschiedlich sind, werden vermehrt 
asymmetrische Arbeitszeitmodelie von ArbeitnehmerInnen 
bzw. Unternehmen präferiert werden. Hier gilt es, durch flä- 
chentarifvertragliche Regelungen dafür zu sorgen, daß den 
individuellen Bedürfnissen der Beschäftigten nach mehr Zeit- 
Souveränität Rechnung getragen wird. 
- Werden die (verkürzten) Arbeitszeiten in hohem Maße ka- 

pazitätsorientiert abgeleistet, führen Leistungsverdichtung und 
flexibler Einsatz der Beschäftigten dazu, daß keinerlei Beschäf- 
tigungswirkung von der Arbei tszeirverkiirzung ausgeht und an 
die Stelle von mehr Zeitsouveränität und der Humanisierung 
der Arbeit eine geringere Arbeitszufriedenheit t r i t t .  
- Arbeitszeitflexibilisierung hat soziale Folgen. Ein Aus- 

einanderklaffen von Arbeits- und Lebensrhythmus fiihrt dazu, 
daß ’gemeinsame Zeit’ immer rarer wird. Die weitgehende 
Individualisierung der Arbeitszeiten führt letztlich dazu, daß 
Beschäftigte aus ihren sozialen Zusammenhängen herausge- 
rissen werden. Eine Ausdehnung des ‘Schichtarbeitsyndroms’ 
kann die Folge sein. 
- Die Vereinbarung flexibler Arbeitszeiten ist gegebenen- 

falls mi t  einer Regulierung der über die durchs8hnittliche 
Arbeitszeit hinausgehenden Arbeitszeit zu koppeln. Diese 
‘überdurchschnittliche’ Arbeitszeit kann innerhalb von fest- 
gelegten Zeitkorridoren geleistet werden. Sie kann auf Ar- 
beitszeitkonten registriert werden und ist innerhalb verein- 
barter Fristen ausschließlich in Freizeit auszugleichen. 

Ein weiterer Aspekt der gegenwärtigen Diskussion über Ar- 
beitszeiten und deren Flexi bilisierung verdient besondere Be- 
achtung. Es handelt sich hierbei um die Verteidigung des ar- 
beitsfreien Samstags. Dabei geht es nicht nur um den Samstag 
allein: Wer den arbeitsfreien Samstag zur Produktion freigibt, 
muß am Sonntag Wartungs- und Reparaturarbeiten ausführen 
lassen. Wenn Samstags allgemein gearbeitet wird, muß  dafür 
Sorge getragen werden, da8 am Sonntag eingekauft, Hausarbeit 

erledigt und Sport getrieben werden kann. Mit dem arbeitsfrei- 
en Samstag steht das ganze Wochenende zur Disposition. 

Die Forderung, daß der Samstag nicht zum Regelarbeits- 
tag werden darf, ist auch vor folgendem Hintergrund zu se- 
hen: Nach den jüngsten Mikrozensusdaten von 1993 arbei- 
ten bereits heute über zehn Millionen Erwerbstätige an Wo- 
chenenden - vor allem im Handel und  im Dieristleistungs- 
Sektor, z.B. im Hotel- und Gaststättengewerbe. 64 vH aller 
in diesen Bereichen Beschäftigten gaben an, a m  Samstag ‘nor- 
malerweise’ zu arbeiten (vgl. IAR-Betriebspanel). Hierbei 
handelt es sich im wesentlichen um die Beschäftigungsfelder 
von Frauen. Hinzu  kommt die sogenannte geringfügige Re- 
scliäftigung, die ebenfalls in diesen Tätigkeitsbereichen - und 
an Wochenenden -- in weiten Teilen von Frauen erbracht wird. 
Es ist anzustreben, daß der (Erwerbs-)Arbeitszeit von Frauen 
am Wochenende und auch der Debatte über Wochenendzu- 
Schläge ebensoviel Aufmerksamkeit geschenkt wird, wie es 
sich in anderen Branchen zur Zeit abzeichnet. 

Z w  Durchrelzharkezt von ArbeitszeilverkürzuizKen 

Kernproblem bei der Erkämpfung weiterer Arbeitszeitver- 
kürzungen ist das veränderte Kräfteverhältnis. Bei einer Ar- 
beitsplatzlücke von über sieben Millionen Stellen ist die 
Durchsetzungskraft der  Arbeitnehmerseite sehr begrenzt. 
Insofern kann die Arbeitslosigkeit ihre Funktion als Diszi- 
plinierungsinstrurnent für die Beschäftigten voll erfüllen. 

AuBerdem gibt  es auf der Arbeitnehmerseire Mobilisierungs- 
hindernisse für die Erkämpfung weiterer Arbei tszeitverkürzun- 
gen. Der Weg zur 35-Stunden-Woche war und ist mir relativen 
Einkornmensverlusten verbunden. Die Erfahrungen zu gerin- 
ger Lohnsteigerungen lassen es verständlich erscheinen, daß die 
ArbeitnehmerInnen auf der materiellen Seite einen Nachholbe- 
darf haben und die Schwerpunkte der gewerkschaftlichen For- 
derungen eher dort sehen möchten. Zudem ist die Arbeitszeit- 
Verkürzung mit der Erfahrung einer weiteren Arbeitsverdicii- 
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tung verbunden, was den angestrebten Humanisierungszielen 
zuwider läuft. Auch darf nicht unterschätzt werden, daß die in 
den Medien heftig propagierte Standortdebatte im Bewußtsein 
der abhängig Beschäftigten ihren Niederschlag gefunden hat. 

Perspektivisch darf eine weitere deutliche Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit mi t  möglichst vollem Lohnausgleich nicht 
aus den Augen verloren werden. Für das Erreichen dieser Per- 
spektive gilt es aktuell, alle Schritte umzusetzen, die poli- 
tisch machbar sind und in diese Richtung weisen. 

K w z  frist ige Perspektive 

Als nächste Schritte, die einen kleinen Beitrag dazu leisten 
können, zumindest den weiteren Anstieg der Arbeitslosig- 
keit zu verhindern, fordern wir deshalb: 
- dsustischer Abbau der Ubersrunden 
Nach Angaben der Bundesanstalt für Arbeit wurden 1994 

knapp zwei Milliarden Uberstunden geleistet. Auch wenn 
sich die sich rein rechnerisch daraus ergebenden 1,3 Millio- 
nen Arbeitsplätze nicht realisieren lassen, kann durch den 
Abbau der Uberstunden doch kurzfristig ein erhebliches Be- 
schäftigungswachstum erzielt werden. 
- Angleichung der Arbeitszeit Ost an das Westniveau 
In den immer noch längeren Ostarbeitszeiten liegt ein ge- 

höriges Potential zur Verkleinerung des angebotenen Arbeits- 
Volumens. 
- temporäre Arbeitszeitverkiil-zun~ bei Unternehmenskrisen 
Drohende Massenentlassungen bei Unternehmenskrisen 

können durch temporäre Arbei tsverkürzung ohne oder mit  
geringem Lohnausgleich (VW-Modell) aufgefangen werden. 
- Aufhalien produktionsorientierter Flexihilisierzingen 
Dazu gehört auch die Forderung nach dem freien Wochen- 

ende, wofiir neben dem beschäftigungspolitischen Aspekt 
auch soziale und gesellschaftliche Gründe sprechen. 
- Fni.-derung der Zeitsuuveräniiät fiir A rbeitnehnierlnnen 
Alle Modelle der Flexibilisierung, die die Zeitsouveränität 

der ArbeitnehmerInnen erhöhen und die Lebensarbeitszeit 
verkürzen, sind zu fördern. 
- Weitere U n~setzung der 3 5 -Stunden- Woche 
Bisher ist die 35-Stunden-Woche nur im Bereich der IG- 

Metall und  der IG-Medien verwirklicht worden. Die ande- 
ren Branchen müssen nun folgen. 
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6. Die soziale Lage in Ostdeutschland fiinf 
Jahre nach der Wirtschafts- und Währungs- 
union 

Sznd die Ostdeutsrhen nun endlich “nngekoniinen” in Dentschland? 

Im vergangenen Jahr wurde diese Frage teils mit  Verwunde- 
rung, teils mi t  kritischem Unterton gestellt. Existiert in 
Deutschland noch eine “Mauer”? 

Zweifellos gibt es handfeste Belege dafür, daß Ende 1995 der 
Transformationsprozeß in Ostdeutschland weitgehend abge- 
sclilossen ist: Die Treuhandanstalt hat ihre Arbeit eingestellt, 
der DDR-Staat ist “abgewickelt“, das Bildungssystem und die 
Kulturlandschaft sind weitgehend angepal3t bzw. “modernisiert“, 
verbliebene oder neu gegründete kommunale, industrielle, land- 
wirtschaftliche Einrichtungen arbeiten nach westdeutschem 
Muster, Frauenhäuser, Frauenselbsthilfegruppen, Frauenprojekte 
entstanden und kämpfen ums Uberleben. Das gesamte öffentli- 
che Leben wurde “auf die im Westen eingespielten Modelle von 
Markt und Subvention“ (Habermas) umgestellt. Auch die in- 
nerdeutschen Wanderungen bestätigen es. Während im Dezem- 
ber 1989 und in den ersten beiden Monaten 1990 auf 50 “go- 
to-west-Ubersiedler“ eine Person kam, die in die DDR gezogen 
ist, ist der Wanderungssaldo zwischen alten und neuen Bundes- 
ländern seit 1994 auf Bruchteile von Prozenten geschrumpft. 

Das ist die eine Seite der Medaille. Auf der anderen Seite 
stehen das Denken, die Wünsche und  Hoffnungen, die Ur- 
teile und Wertorientierungen der Oscdeucschen. Und hier 
gibt es ein erhebliches und in mancher Hinsicht zunehmen- 
des Auseinanderklaffen zwischen Ost  und  West. Die Unter- 
schiede zu artikulieren, geschieht nicht, um eine “neue Mau- 
er“ zu installieren oder die Gemeinsamkeiten geringzuschät- 

Zen. Vielmehr wird  damit auf Chancen aufmerksam gemacht, 
die im scheinbar unmodernen Osten stecken und die dem 
neuen größeren Deutschland durchaus nützlich sein könn- 
ten. So wird in der aktuellen sozialwissenschaftlichen Litera- 
t u r  auf die im Osten offensichtlich stabil vorhandenen “ge- 
meinschaftsbezogenen Einstellungen“, auf das “Wir-Gefühl“, 
auf die “Chaosqualifikationen“, die dem engen “abgehackten 
Ressortdenken“ widersprechen, auf die “weibliche Erwerbs- 
neigung“ (gemeint ist das weibliche Bedürfnis nach berufli- 
cher Arbeit) und anderes verwiesen, auf Einstellungen und 
Verhaltensweisen, die nicht nur ostdeutsche “Altlasten“, son- 
dern auch deutsche Zukunftspotentiale seien (u.a. Hradil). 

Unbestritten ist ,  daß die Ostdeutschen mit den gegenwärti- 
gen gesellschaftlichen Bedingungen weniger zufrieden sind als 
die Westdeutschen. Nach anfänglicher Euphorie (1990), in der 
etwa 80 vH der ehemaligen DDR-Bürger die gesellschaftlichen 
Veränderungen insgesamt guthießen, sank die generelle Akzep- 
tanz in den darauffolgenden Jahren drastisch (ISDA-Daten). 

Vergleichbare Ergebnisse lieferte jüngst eine Studie von 
Infratest Butke. Danach sind 1995 nur noch 33 v H  der Ost- 
deutschen mit dem politischen System der Bundesrepublik 
Deutschland zufrieden, 1990 waren es noch 5 1 vH.  

Uber die Häfte aller Bürger der neuen Bundesländer hal- 
ten weder das bundesdeutsche noch das DDR-System für 
überzeugend ( 3 4  vH) oder sehen rückblickend die DDR als 
Vorbild an (22 vH).  Im Westen bejahen dagegen nach dieser 
Untersuchung 86 vI-I grundsätzlich die gegenwärtigen poli- 
tischen und rechtlichen Grundlagen der Bundesrepublik. 

Nach repräsentativen Umfragen von 1995 ist es vor allem 
die Einstellung zur sozialen Sicherheit, die Unterschiede 
zwischen West und Ost  begründet (IPOS-Daten). 

Während sich Ost- und Westdeutsche in ihrer Zufrieden- 
heit vor allem bezüglich der sozialen Sicherheit (Differenz 
3 5 Prozentpunkte) unterscheiden, sind sie in ihrer Haltung 
zur wirtschaftlichen Lage (Differenz nur 22) schon am ehe- 
sten “zusammengewachsen“. Die Zufriedenheit mit  der wirt- 
schaftlichen Lage ist in Ostdeutschland nach diesen Umfra- 
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geergebnissen die einzige Kategorie, die im Vergleich z u  1990 
(damals 14 vH)  gewachsen ist. Demgegenüber ist sie im 
Westen (damals 87 vH) seither deutlich gesunken. 
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Zur Situation am ostdeutschen Arbeitsmarkt 

Der Arbeitsmarkt in den neuen Bundesländern ist von gra- 
vierenden Defiziten geprägt, die in der deutschen Wirtschafts- 
geschichte einmalig sind. Sie übertreffen die Ausmaße zu 
Zeiten der Weltwirtschaftskrise Ende der  zwanziger bzw. 
Anfang der dreißiger Jahre. 

Während die statistisch ausgewiesene Arbeitslosigkeit mit  
15,2 vH (Januar 1996) auf einem Niveau liegt, wie es teil- 
weise auch westdeutsche Krisenregionen erreichen, ist der 
Umfang des realen Arbeitsplatzdefizits in den neuen Bun- 
desländern weitaus höher. 

Mi t  mehr als acht Millionen Erwerbspersonen verfügt Ost- 
deutschland über eine Defizitquote an "normaler" Beschäfti- 
gung  in Höhe von 2 1  vH.  Berücksichtigt man darüber hin- 
aus - wie das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg in seinen Analy- 
sen - den Pendlersaldo zwischen Ost- und Westdeutschland, 
so ergibt sich sogar ein regionales Arbeitsplatzdefizit der neu- 
en  Bundesländer von 2 ,3  Millionen Arbeitsplätzen bzw. 
26 v H .  

Der ostdeutsche Arbeitsmarkt paßt sich in seinen Struktu- 
ren (Langzeitarbeitslosigkeit, Benachteiligung bestimmter 
Personengruppen, Abdrängen vom Arbeitsmarkt in die "Stille 
Reserve") den in Westdeutschland seit langem bekannten 
Mustern an. 290.000 Personen (28 vH der ostdeutschen Ar- 
beitslosen) sind langzeitarbeitslos. Die Arbeitslosenquote der 
Frauen ist mit 19,1 v H  nahezu doppelt so hoch wie diejenige 
der Männer, der Frauenanteil an den Langzeitarbeitslosen liegt 
bei 77 vH,  obwohl sie "nur" 63 v H  aller Arbeitslosen stel- 
len. Behinderte werden am Arbeitsmarkt ausgegrenzt, ältere 
Erwerbstätige in den Altersübergang oder die Arbeitslosig- 
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keit abgedrängt, und Jüngeren wird der Zugang i n  das Er- 
werbssysteni oder bereits die berufliche Erstausbildung ver- 
wehrt. 

Geradezu zynisch sind angesichts dieser Situation die An- 
satzpunkte und Strategien der Bundesregierung, mit  denen 
zu "Verbesserungen" arn ostdeutschen wie auch westdeutschen 
Arbeitsmarkt beigetragen werdengoll. 
- Die Reduzierung der Lohnersatzleistungen, welche ini 

übrigen von den Erwerbstätigen mit ihren Beitragszahlun- 
gen selbst finanziert worden sind, soll die "Bereitschaft" zur 
Arbeitsaufnahrne erhöhen. Bei durchschnittlichen Zahlun- 
gen in Höhe von 1.099 D M  (Ost) und 1.427 DM (West) an 
Arbeitslosengeld bzw. 782 D M  (Ost) und 1.008 D M  (West) 
an Arbeitslosenhilfe ist das Abgleiten in den Sozialhilfebe- 
Zug für viele Haushalte bereits Realität. 
- Die Verschärfung der Zumurbarkeitsbedingungen zur 

(zwangsweisen) Annahme auch gering bezahlter und qualifi- 
kationsarmet Tätigkeits"angebote" zielt ebenfalls auf eine 
höhere "Motivation" der Arbeitsuchenden ab, geht aber an- 
gesichts von 6 bis 7 Millionen fehlender Arbeitsplätze in 
Deutschland - wie auch die anderen Vorschläge der Bundes- 
regierung - an den Realitäten vorbei. 
- Eingeplante Mittel für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

(ABM) sowie für Fortbildungs- und Umschulungsmaßnah- 
men (FuU) werden nicht voll in Anspruch genommen, weil 
die Kürzung der Zuschüsse der Bundesanstalt für Arbeit an 
die Träger von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen höhere 
Eigenanteile der Träger erfordert, die sie nicht mehr aufbriri- 
gen können, so daß diese Summen letztlich in die Kassen des 
Bundesfinanzministers zurückfließen. 1995 waren das in 
Ostdeutschland zwischen 600 und 700 Mio. DM.  

Die nominalen monatlichen Nettoarbeitseinkommen je Be- 
schäftigten haben sich in Ostdeutschland rasch erhöht und 

im zurückliegenden Jahr 8 1 VH des westdeutschen Niveaus 
erreicht . A 1 1 e r d i n g s wurden die z w e ist e I 1 i ge n Steigerungs ra- 
ten der Jahre 1991-93 in den beiden letzten Jahren nicht 
mehr erreicht. Ein Teil der relativen Angleichungsschritte 
ergibt sich auch aus den stagnierenden Nettoerwerbseinkom- 
men je Beschäftigten 1994 und 1995 i n  Westdeutschland. 

Die privaten Haushalte in Ostdeutschland verfügten 1994 
nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben im Monatsdurch- 
schni t t  über  knapp 3 .196  DM (DIW) .  Gegenüber dem 
2. Halbjahr 1990 haben sich die Haushaltseinkommen in den 
neuen Bundesländern somit nominal um drei Viertel erhöht. 
Das 1994 erreichte Niveau entspricht 78 VW des durchschnitt- 
lichen Haushaltseinkornmens westdeutscher Haushalte. Nach 
einem zunächst sprunghaften Anstieg der ostdeutschen Haus- 
Iialtseinkommen in den Jahren 1991 und 1992 verläuft die 
Anpassung auch hier inzwischen in deutlich langsameren 
Schritten. Die geringere Quote  der Anpassung an West- 
deutschland bei den Haushaltseinkommen als bei den Ar- 
beitseinkommen ergibt sich in erster Linie aus der geringe- 
ren Erwerbstätigkeit bzw. größeren Arbeitslosigkeit in den 
ostdeutschen I-Iaushalten: 1994 waren im Durchschnitt je 
ostdeutschen Haushalt 1 , l  Personen im regulären Arbeits- 
rn a r k t e rw e r b s tätig , i n westdeutschen Haus h a 1 t en dagegen 
1 ,3  Personen. Auf der anderen Seite wurden je ostdeutschen 
Haushalt 0,35 Unterbeschäftigte gezählt, der Vergleichswert 
für Westdeutschland liegt bei 0,1 Personen. 

Mit  der Ubernahrne des westdeutschen Sozialsystems nah- 
men die Transfereinkomrnen, d .h .  Renten, Lohnersatzleistun- 
gen, Kindergeld, Wohngeld, Sozialhilfe u.ä., innerhalb der 
verfügbaren Haushaltseinkommen in Ostdeutschland sehr 
stark z ~ i .  Hintergrund dieses Anstiegs waren einerseits die 
Erhöhung der Altersrente, des Vorruhestands-, Altersüber- 
gangs- und des Arbeitslosengeldes, andererseits und vor al- 
lem aber die deutliche Zunahme der Zahl der Personen, die 
solche Ubertragungen erhielten bzw. erhalten niußten. 

Aufgrund dieser ungünstigeren Erwerbssituation it i  Ost- 
deutschland weisen die Haushaltseinkommen hier eine sehr 
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hohe Transferabhängigkeit auf. 1994 beruhten 38,l vH der 
verfügbaren Haushaltseinkommen auf Transferleistungen (2. 
Halbjahr 1770: 28,4 vH). In Westdeutschland betrug 1994 
dieser Anteil 22,8  vH.  Damit liegt der Anteil der Transfers 
an den verfügbaren Haushaltseinkommen 1994 in den neu- 
en Bundesländern sehr viel höher als in Westdeurschland. 

Bei der realen Bewertung der Entwicklung der nominel- 
len Haushaltseinkommen in Ostdeutschland, die auf den er- 
sten flüchtigen Blick mit  einer Steigerung von etwa 80 vH 
zwischen 1770 und 1994 sehr günstig ausfällt, ist allerdings 
die Teuerungsrate von mehr als 40 v H  in diesem Zeitabschnitt 
z ~ i  berücksichtigen. Damit  wurde etwa die Hälfte der nomi- 
nellen Haushaltseinkommenszuwächse in Ostdeutschland 
durch Preissteigerungen aufgefressen. Der Anstieg der durch- 
schnittlichen Haushaltseinkommen lag in diesem Zeitraum 
bei real knapp 30 v H .  

Wie groß die Finanzkraftunterschiede zwischen Ost- und 
westdeutschen Haushalten sind, zeigt darüber hinaus ein Blick 
in die Vermögenstatistik der Deutschen Bundesbank. Diese 
Differenzen lassen erahnen, daß die ökonomischen Anglei- 
chungsprozesse zwischen Ost und West über Generationen 
dauern werden. Das durchschnittliche Nettogeldvermögen 
westdeutscher Haushalte betrug 1994 87.000 DM,  das der 
Haushalte in den neuen Bundesländern 33.000 DM,  das sind 
37,9 v H  des westdeutschen Niveaus. 

Wohnen irnd Mieten in den neuen Bundesländern 

Im Bereich der Wohnungsmieten haben in  Ostdeutschland 
besonders deutliche Preiserhöhungen stattgefunden. Wäh- 
rend die durchschnittliche Kaltmiete 1990 bei nur 5 1  D M  
lag, betrug sie 1994 bereits 370 DM. Die entsprechenden 
Werte bei den Warmmieten beliefen sich auf 84 D M  bzw. 
auf 499 DM. Mit  dem Mietüberleitungsgesetz sind zum 1. 
Juli 1995 weitere deutliche Mietsteigerungen in Kraft ge- 
treten. 

1 

Obwohl die Mieten noch nicht das westdeutsche Niveau 
erreicht haben - dort belief sich die durchschnitrlictie Kalt- 
miete 1994 auf 626 D M  -, bedeuten sie für die ostdeutschen 
Haushalte doch eine wachsende ökonomische Bürde. Die 
Belastungsquote des Haushaltseinkommens durch die Kalt- 
miete hat sich trotz der beträchtlichen Einkommenssreige- 
rungen zwischen 1790 und 1994 fast vervierfacht. Inzwischen 
werden in Ostdeutschland 16,3 v H  des gesamten Haushalts- 
einkommens für die Kaltmiete aufgewandt, die entsprechen- 
de  Belastungsquote in Westdeutschland liegt bei 23,2 VH. 
Im Bereich der Warmmiete liegt die Belastungsquote in den 
neuen Bundesländern inzwischen bei 2 1,9 v H  (1990 7,3 vH). 

Die noch vorhandenen Unterschiede in den Belastungs- 
quoten von Ost-  und Westdeutschland werden allerdings 
durch kleinere Wohnungen, die schlechteren Wohnumfel- 
der, den geringeren Wohnkomfort und lückenhafte Infrastruk- 
turen in Ostdeutschland relativiert. So besitzen beispielsweise 
Bäder und Heizungen in Ostdeutschland im Durchschnitt 
einen niedrigeren Standard als in Westdeutschland. 

Westdeutsche Haushalte haben pro Haushaltsmitglied 13  
q m  (Mieterhaushalte) bis 15 q m  (Eigentümerhaushalte) mehr 
Wohnfläche zur Verfügung. Relativ sind damit die Wohnun- 
gen je Haushaltsmitglied zwischen 2 1 v H  (Mieterhaushalte) 
und  17 VH (Eigentümerhaushalte) größer, so daß  sich die 
Mietdifferenzen bzw. Belastungsquoten zwischen Ost und 
West unter Berücksichtigung der unterschiedlichen qm-Ba- 
sis auf die Hälfte reduzieren. 

Der kurze Traum vom Auj5cbuiung Ost 

Die Währungs- und Wirtschaftsunion leitete einen radika- 
len Transformationsprozeß in Ostdeurschland ein. Der kata- 
strophale Schock des “monetären Urknalls” vom 1. Juli 1990 
mit seinen dramatischen Folgen wird noch lange die deut- 
sche Politik und Wirtschaft bewegen. 

Das gesamtwirtschaftliche Produktionsniveau in den neu- 
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en Bundesländern hatte sich innerhalb weniger Monate nach 
der Währungsumstellung von Juli bis Dezember 1990 hal- 
biert. Vom Absturz besonders betroffen waren wichtige Pro- 
duktionsbereiche des industriellen Sektors, die bis zu zwei 
Drittel der Güterherstellung verloren haben. Der 1772 ein- 
setzende Anstieg des Bruttoinlandsprodukts (1792: 7,8 v H ,  
1993: 7,2 vH,  1994: 8,5 vH)  verleitete die Regierungspoli- 
t ik ,  die ostdeutsche Wirtschaftsregion wegen ihrer hohen 
Wachstunis- und Akkumulationsrare als europäische Spit- 
zenklasse Z L ~  rühmen. Prognosen über ein zweites “deutsches 
Wirtschaftswunder” wurden massenhaft feilgeboten. Das 
Faktum bleibt: Der Transformationsprozeß löste bisher kei- 
nen sich selbst tragenden Aufschwung aus. 1774 betrug die 
Wachstumsrate des Brurtoinlandsprodukts nur noch 6,3  v H ,  
für 1776 wird nur noch mit einer Zunahme von 4 vH ge- 
rechnet. 

Die mit der Wirtschafrs- und Währungsunion eingeleite- 
te Zäsur hat nicht nur zu einem quantitativen Rückgang von 
Produktion und  Arbeitsplätzen geführt, zugleich wurden 
diejenigen Strukturen, die einen selbstragenden Aufschwung 
ermöglicht hätten, gründlich zerstört. 

Die von der Treuhandanstalt betriebene Privatisierung half 
nicht, die Ostdeutsche Wirtschaft als eine stabile Region in 
den Wirtschaftskreislauf des früheren Bundesgebietes zu in- 
tegrieren. Im Gegenteil, fünf Jahre genügten, um den Osten 
Deutschlands zu einem transferabhängigen Anhängsel der 
westdeutschen Wirtschaft zu entwickeln, das auch als De- 
pendenzökonomie umschrieben wird. 

Wie vollzog sich dieser Prozelj? 
Das Zusammenspiel von Treuhandanstalt und westdeut- 

schen Konzernen, im Verbund mit der wirtschaftspolitischen 
Enthaltsamkeit der Bundesregierung, ermöglichte es, daß sich 
in wenigen Monaten die vorhandenen ostdeutschen Vertriebs- 
Wege in westdeutscher Hand befanden. Etablierte Großun- 
ternehmen der Industrie und des Handels überzogen Ost-  
deutschland kurzfristig mit ihrem Verteilernetz. Alle Kauf- 
häuser, alle Kaufhallen wechselten innerhalb von wenigen 

Monaten ihre Besitzer. Die bei Industriebetrieben aufwendi- 
gen Verhandlungsrituale beim Verkauf von volkseigenen 
Betrieben iiber Alt lasten, Sanierungsaufwand, mange1 hafte 
Infrastruktur wurden hier nicht praktiziert. So waren alle 
Schleusen geöffnet, um den ostdeutschen Markt zu erobern. 

Im  Ergebnis der Privatisierung vollzog sich ein gewaltiger 
Eigentumstransfer von Ost  nach West: Wertmäßig sind etwa 
85 v H  dei früheren volkseigenen industriellen Sachvermö- 
gens in westdeutsche Hände gefallen. 

Selbst unter den Bedingungen der Rezession 1772193 in 
Westdeutschland und der für westeuropäische Verhältnisse 
hohen Zuwachsraten im östlichen Teilgebiet gelangen nur 
minimale Schritte zur Angleichung an das westdeutsche Ni- 
veau. Im  Zeitraum von fünf Jahren hat sich der ostdeutsche 
Anteil am gesamtdeutschen Brutroinlandsprodukt von 7,2 vH 
im Jahre 1991 nur auf 10,9 v H  im Jahre 1795 erhöht, und 
das bei einem Bevölkerungsanteil von über 19 vH.  Es wird 
immer deutlicher: Alle Träume von der schnellen Aufhol- 
jagd Ostdeutschlands und einem sich selbst tragenden Auf- 
schwung sind bisher an den Realitäten der in Deutschland 
herrschenden Wirtschaftsordnung zerschellt. 

Mit  den zunächst nur für einen kurzen Zeitraum veran- 
schlagten Transferleistungen sollte ein dauernder Aufschwung 
in Ostdeutschland initiiert werden. Von 1991 bis 1975 flos- 
sen inzwischen öffentliche Finanztransfers in Höhe von rund 
8 15 Mrd. D M  nach Ostdeutschland. Die so erzeugte Steige- 
rung der Nachfrage nach westdeutschen Erzeugnissen führte 
dazu, daß die Transfers nach Ostdeutschland de  facto zugleich 
ein starkes Konjunkturprogramm für Westdeutschland wa- 
ren. Im  Jahre 1994 machten die öffentlichen Transferzahlun- 
gen 4 7 , l  vI-I des ostdeutschen Bruttosozialprodukts aus. 

Die Belastungen des Transformationsprozesses waren zwi- 
schen Ost  und West sowie zwischen Einkommensstarken und 
Normalverdienern höchst ungleich verteilt. 

Einerseits haben die westdeutschen Unternehmen der In- 
dustrie, der Bauwirtschaft, Handelsketten, Banken, Versiche- 
rungen und Verlage den ostdeutschen Markt besetzt und dar- 
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Tabelle 3: Nachfrage Produktionslücke in den neuen Bundesländern 1991 -1 995 (Milliarden DM! laufende Preise 1 

Jahr Bruttosozial- Inlands- Inlands- Bruttosozial- Außen- Öffentliche 
nachfrage nachfrage Produkt minus beitrag Finanz- 

j e  Einheit Inlandsnachfrage transfers 
Produkt 

BSP 

1991 2 14,O 358,3 1,67 - 144,3 -1 52,3 141,8 

1992 27 3,4 457,4 

1993 314,8 512,l 

1994 35 1,7 565,2 

$7 - 184,O - 1943 151,O 

$53 - 197,3 -206,7 162,4 

1,61 -213,5 -221,8 165,6 

1995 382,O 609,5 1,60 -227,5 -227,5 195,5 

Tabelle 4: Entwicklung der Zahl der Erwerhtätigen in Ostdeutdland gegenüber dem Vorjahr ( in  Prozent) 

1770 1991 1992 1973 1794 1975 1996 

Erwerbstätige - 9,5 -17,O -12,8 -2,s +1,5 +1,8 +1,5 
Beschäftigte Arbeitnehmer -10,4 -18,9 -14,i -3,7 +1,0 +1,3 

Tabelle 5:  Struktur der Erwerbstätigen in Ostdeutschland 1989 und 1994 (Erwerbstätige insgesamt = 100) 

Jahr Land- U. Forst- Verarbeitendes Baugewerbe Handel/ Dienst- S taat/P r iv. Haus- 
Wirtschaft Gewerbe Verkehr leistungen halte/ 0 r g . o .  Er- 

werbszweck 

- neue Bundesländer - 
1989 10,o 35,O 6,4 15,s 6 3  
1995 3,6 16,7 16,O 17,4 19,7 

23,l 
24,6 

- früheres Bundesgebiet - 
1995 2 98 27,s 7 ,o 19,i 22,l 20,3 



aus Milliardengewinne realisiert. Von Ende 1989 bis Ende 
1992 entstanden vor allem durch diesen Konjunkturschub 
i r n  früheren Bundesgebiet 1,8 Millionen neue Arbeitsplätze, 
vor allem jm produzierenden Gewerbe. Im Jahre 1991 er- 
reichte die Quote der  Ausrüstungsinvestitionen mi t  10 v H  
in Westdeutschland ihren Höchststand seit dem 2. LVeltkrieg. 

Andererseits haben die Lohnabhängigen in West und Ost 
mit  höheren Steuern und Abgaben weitaus stärker fiir eine 
konzeptionslose Gestaltung der Einheit bezahlt. Im  Osten 
müssen darüber hinaus große Teile der Bevölkerung mit  der 
Vernichtung ihrer Arbeitsplätze büßen. Von den 9,7 Millio- 
nen Arbeitsplätzen der D D R  im Jahre 1989 existierten Ende 
1995 nur noch 6,5 Millionen. Das seit 1992 einsetzende 
Wirtschaftswachstum in Ostdeutschland sowie die zunehmen- 
den Investitionen haben saldiert noch ZU keinem nennens- 
werten Aufbau von neuen Arbeitsplätzen geführt. 

Die Stri~ktur.rcbzuächen Ostdeutschlands verf.rtigen sich 

Innerhalb von wenigen Jahren erfolgte ein bedeutender volks- 
wirtschaftlicher Strukturumbruch. Die Bereiche Land- und 
Forstwirtschaft sowie das Verarbeitende Gewerbe haben be- 
trächtliche Anteile verloren. Die bemerkenswerten Anteils- 
gewinne im Dienstleistungsbereich und im Handel und Ver- 
kehr reichten nicht aus, u m  das in Westdeutschland vorhan- 
dene Strukturmuster zu erreichen. 

Dominierender Sektor des produzierenden Gewerbes ist in 
Ostdeutschland das Baugewerbe geworden. Während im frü- 
heren Bundesgebiet lediglich sieben Prozent aller Erwerbs- 
tätigen in diesem Bereich arbeiten, sind es in Ostdeutsch- 
land über 16 vH. 

Die exportorientierten Zweige wie Maschinenbau, Straßen- 
fahrzeugbau, Elektrotechnik sowie chemische Industrie, die 
zugleich über hohe Wertschöpfungcpotentiale verfügen, blei- 
ben in Ostdeutschland Außenseiter der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung. 1994 stammen lediglich 6,0 v H  des Umsatzes des 

Verarbeitenden Gewerbes in Deutschland aus seinem östli- 
chen Teil, beim Straßenfahrzeugbau waren es lediglich 3,5 vH, 
bei der chemischen Industrie 4 , i  v H ,  der FeinmechanikiOp- 
t ik  4,6 v H ,  dem Maschinenbau 4,9 vH und schließlich bei 
der Elektrotechnik 5,0 v H .  Deshalb haben 1995 nur noch 
zwei Prozent aller deutschen Ausfuhren ihren Ursprung in 
Ostdeutschland, während es 1990 noch 5,6 vH waren. 

Diese einseitig geprägte Wirtschaftsstruktur bietet wenig 
Gewähr, daß die stetig wachsenden Negativsalden des Au- 
ßenbeitrages in den kommenden Jahren verringert werden. 

Weitere Defizite ini ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbe 
bestehen nach fünf Jahren deutscher Einheit selbst in denjeni- 
gen Zweigen, die vorwiegend regionale Märkte bedienen. 

Im früheren Bundesgebiet haben sich diese Zweige ihrer 
Funktion entsprechend mehr oder weniger gleichmäßig je 
nach deren Einwohnerzahl auf die Flächenländer verteilt. 
Immerhin arbeitet fast ein Drittel aller Beschäftigten des 
Verarbeitenden Gewerbes in diesen Zweigen, - die Unter- 
nehmen der Energie-, Gas- und  Wasserversorgung wurden 
hier einbezogen. 

In den meisten Fällen bleibt die gesamte ostdeutsche Re- 

Bundeslandes, lediglich im Sonderfall EnergieiGaslWasser 
übertrifft die Ausstattung Ostdeutcchlands die des früheren 
Bundesgebietes. Selbst der Bauboom in den neuen Bundes- 
ländern reichte nicht aus, die Entwicklung der Steine und 
Erden-Industrie in der Region auf ein überdurchschnittli- 

Ein Mehr an 125.000 Industriearbeitsplätzen wäre in Ost- 
deutschland möglich, wenn die gesamte ostdeutsche Region 
- einschließlich Berlin-West - zumindest das Niveau des 
Bundeslandes mit  der geringsten Ausstattung an bodenstän- 
diger Industrie - nämlich Hessens - erreichen könnte. 

Zwiespältig ist die Entwicklung der Bauwirtschaft in Ost- 
deutschland. Ursprünglich wurden hohe Erwartungen in sie 
als die Konjunkturlokomotive für die gesamte ostdeutsche 
Region gesetzt. Der Anteil des Baugewerbes an der gesam- 
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ten Bruttowertschöpfung ist mittlerweile dreimal so hoch 
wie in Westdeutschland. Die Expansion dieses Bereiches 
wurde nachhaltig durch öffentliche Förderprogramme wie den 
Ausbau der Infrastruktur getragen, aber auch Subventionen 
und Sonderabschreibungen für Bürobauten und Geschäfts- 
Zentren verhalfen ihr zu einem konjunkturellen Aufschwung. 
Mir dem Abbau dieser Vergünstigungen und der Sättigung 
des Bedarfs an Gewerbeflächen und  Bürobauten ist ein wei- 
teres schnelles Wachstum der Bauwirtschaft in Ostdeutsch- 
land als Bestandteil eines sich selbst tragenden Aufschwungs 
wenig wahrscheinlich. Signale dafür setzen die bereits sin- 
kenden Auftragseingänge im Verlauf des 2. Halbjahr 1995. 

Chancen und Defizite in der Unternebnzensstru~tur der Industrie 
in Ostdeutscbla nd 

Jm Ergebnis des Anpassungsschocks verminderte sich der 
Industrialisierungsgrad Ostdeutschlands erheblich. Gegen- 
wärtig liegt die ostdeutsche Industriequote, d .h .  die Zahl der 
Beschaftigten in der Industrie je 1.000 Einwohner, mir 43 
(gegenüber 105 in Westdeutschland) nur bei 41 v H  des west- 
deutschen Niveaus. Auch die spezifische Anzahl von Indu- 
striebetrieben ist in den neuen Ländern nur halb so groß wie 
in Westdeutschland. 

Tabelle 6: Industriequote' und lndustriebesatz' (Betriebe des Verar- 
beitenden Geiverbes) 

neue Bundesländer früheres Bundesgebiet 
1991 1992 1993 1994 1991 1992 1993 

Industriequote 91,8 52,3  44 ,s  42.8 119,3 114,3 104,6 
Industriebesatz 5 , 3  5.4 6,i 7,O 14,7 14,4 13,9 

1 ) 1 rid ustrieq uote: Ind tis crie besc häfrig te (Vernr bei cendes Gever be) je 1.000 Ein  wohiter 
2) lndiisrriehesatz. Anzahl der Betriebe (Vernrbeirendes Gewerbe) je 10.000 Einwohner 

Hauptsächlich die Industrie muß  erheblich dazu beitra- 
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gen, den noch immer sehr hohen Transferbedarf zur Deckung 
der großen Lücke zwischen der Produktion und der letzten 
inländischen Verwendung von Gütern in Ostdeutschland Z U  

vermindern. Die beachtlichen Subventionen reichten aber 
nicht aus, die eingetretenen Rückstände aufzuholen. Allein 
für die Investitionsförderung (Zulagen und  Zuschüsse, Son- 
derabschreibungen) wurden zwischen 1991 und 1994 54,26 
Mrd. D M  ausgeschüttet. Grob geschätzt sind in diesem Zeit- 
raum etwa 3 0  v H  der  gesamten privaten Unternehmensin- 
vestitionen in den neuen Ländern aus öffentlichen Mitteln 
finanziert worden. Hinzuzurechnen wären dann noch um-  
fangreiche Zuschüsse und Zinsverbilligungen für die För- 
derung von Innovationen und Unternehmensgründungen, 
für Lohnkostenzuscliüsse ari FuE-ßeschäft igte, für Koopera- 
tionsprojekte mi t  Forschungsinstituten, u m  nur die wich- 
tigsten aus einer Vielzahl von Förderprogrammen zu nen- 
nen. 

Angesichts dieser massiven Privatisierung von öffentlichen 
Mitteln, die mi t  der Begründung erfolgte, Arbeitsplätze, 
Wachstum, Produktivität und Einkommen fördern zu wol- 
len, ist eine kritische Prüfung der Ergebnisse zugleich eine 
Wertung der Wirtschaftspolitik für den “Aufschwung Ost” .  

Im folgenden werden ausgewählte Merkmale der mit  die- 
sem Aufwand an Subventionen entstandenen Unternehmens- 
Struktur in der Industrie Ostdeutschiands skizziert. 

Dgizite in der Grbßenstruktur 

Groljbetriebe fehlen in den neuen Ländern fast völlig, und 
damit auch Standorte, die Stammsitze und Forschungszen- 
tren von international agierenden Firmen und Konzernen 
wären. Aus vielen Untersuchungen ist bekannt, daß dies vor 
allem Nachteile für die Entwicklung einer regionalen FuE- 
Infrastruktur und damit  fiir die globale Wettbewerbsfahig- 
keit der regionalen Industrie mit sich bringt. 

- Im Jahre 1993 existierten in Deutschland 969 Betriebe 

mit  1000 und mehr Beschäftigten. N u r  93 von ihnen hatten 
ihren Sitz in den neuen Ländern. Eine noch größere Diffe- 
renz klaffte bei der  Verteilung der Betriebe der Verbrauchs- 
güterindustrien zwischen Ost und West: Lediglich vier Groß- 
betrieben in Ostdeutschland stehen 83 in Westdeutschland 
gegenüber. Ursache dafür ist die vollständige Abwicklung 
der DDR-Kombinate, die durchweg der westlichen Konkur- 
renz erlagen. Der  größte Unterschied bestand bereits 1993 
in der Nahtungs- und Genußmittelindustrie, wo nur noch 
ein einziger Großbetrieb in den neuen Bundesländern exi- 
stiert, im früheren Bundesgebiet dagegen 40. Dies erklärt 
auch, warum die ostdeutsche Branche im Exportgeschäft so 
bedeutungslos blieb. 

- Im westdeutschen Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe 
zusammen entfielen 1993 über 40 v H  des gesamten Umsat- 
zes auf Betriebe mit  1000 und mehr Beschäftigten, in Ost- 
deutschland war es nur ein knappes Viertel. 

- Auch in allen Hauptgruppen des Verarbeitenden Gewer- 
bes konzentriert sich im früheren Bundesgebiet ein wesent- 
lich höherer Anteil an Umsatz und Beschäftigung als in den 
neuen Ländern auf Großbetriebe. An der  Spitze lagen die 
westdeutschen Großbetriebe der elektronischen Industrie mit 
fast 80 v H  des Umsatzes, gefolgt von denen des Straßenfahr- 
zeugbaus, die mehr  als vier Fünftel des Umsatzes und 72 vH 
der Beschäftigten auf sich vereinten (in den neuen ßundes- 
ländern waren es 35 bzw. 17  vH). 

- In der chemischen Industrie Ostdeutschlands gab es 1991 
immerhin noch 12 Großbetriebe, die 50 vH des Umsatzes 
realisierten. Hier  ist es offenbar gelungen, wettbewerbsfahi- 
g e  Kapazitäten in überregionalen und internationalen Grö- 
ßenordnungen aus d e m  Treuhandpotent ia l  zu erhalten. 
Dagegen ist bei den zehn Großbetrieben im Bereich des ost- 
deutschen Maschinenbaus noch mit weiterem Schrumpfen 
zu rechnen. 

Die gegenwärtige Basis für innovative und FuE-intensive 
Entwicklungen in der ostdeutschen Industrie ist zu schmal. 
Es sind - nach allen internationalen Erfahrungen - gerade 

168 169 



die Großbetriebe in den exportstarken Branchen, in denen 
sich das FuE-Potential sowohl in betriebsinternen Kapazitä- 
ten als auch über FuE-Kooperation und -Verbünde konzen- 
triert und auf einen weiten Kreis von Kunden und Zuliefe- 
rern ausstrahlt. 

Stal;C diferenzierte und noch immer labile Situation der Betriebe 

Insgesamt bietet die gegenwärtige Betriebsstruktur der ost- 
deutschen Industrie ein zwiespältiges Bild: Chancen und Ri- 
siken liegen dicht beieinander, wobei nicht zu erkennen ist, 
in welche Richtung sich die Haupttrends bewegen werden. 

- Das gegenwärtig im Vergleich zu Westdeutschland noch 
hohe Wachstum der Produktion tendiert zur Verlangsamung, 
wenn sich nicht ein wesentlicher Strukturwandel durchsetzt. 
Der bisherige Aufschwung wurde vor allem von Betrieben ge- 
tragen, die lokale, begrenzte, nicht innovationsintensive Märk- 
te beliefern. Nur  knapp 40 vH des Zuwachses an Umsatz in den 
Jahren von 1991 bis 1994 realisierten Betriebe in potentiell FuE- 
intensiven Branchen (Straßenfahrzeugbau allein 28 vH). Dabei 
entfielen auf die Unternehmen in der chemischen Industrie und 
im Maschinenbau beträchtliche Umsatzverluste ( -5  bzw. -1 3 vH 
gegenüber 1991). Uber 30 vH des Zuwachses erbrachten allein 
die Betriebe der Baustoffindustrie (Steine und Erden), eine Ent- 
wicklung, die ihren Höhepunkt überschritten hat. Weitere 
17 vH kamen aus den Betrieben fix Nahrungs- und Genußmit- 
tel, die bis jetzt überwiegend regionale Märkte beliefern, sich 
auch einige Chancen auf dem westdeutschen Markt erschliel3en 
konnten, aber im Export bedeutungslos blieben. 

- Während die Betriebe ab 500 Beschäftigte ihr  FuE-Per- 
sonal weiter abbauen, stieg die FuE-Intensität in den Klein- 
betrieben bis 100 Beschäftigte wieder an. Dies ist einerseits 
ein Indiz für die technologische Kompetenz dieser Betriebe, 
darunter auch der Neugründungen, aber zugleich auch ein 
Hinweis darauf, daß die starken Mittelbetriebe - meist im 
Eigentum westlicher Investoren - im Firmen- bzw. Konzern- 

Verbund über keine eigenen Innovationspotentiale verfügen. 
Das FuE-Personal in den Kleinbetrieben, rund 80 VH des 
gesamten ostdeutschen Potentials, ist jedoch nicht in der Lage, 
originäre Innovationen mit  bedeutenden Umsatz-, Export- 
und  Beschäftigungseffekten hervorzubringen. 

- Die große Gruppe von Betrieben im Ostmanagement 
(etwa 40 v H  aller Industriebetriebe) befindet sich in einer 
komplizierten Situation. Sie sind stark verschuldet, weil das 
Startkapital nur über Kredite zu beschaffen war. Gegenwär- 
t ig  verfügt die Mehrheit dieser Betriebe nicht über ausrei- 
chende Erlöse, u m  den Schuldendienst, FuE-Aufwendungen 
und weitere Investitionen finanzieren zu können. Ihre Markt- 
Positionen sind zudem vielfach unzureichend, unter dem 
Druck der Konkurrenz auch labil. Gelingt es ihnen nicht, 
eine neue Generation innovativer Erzeugnisse zu entwickeln, 
mit  denen sie die gegenwärtig noch absatzfähigen ablösen 
können, so ist ihre weitere Existenz gefährdet. 

Ais Fazit aus der gegenwärtigen Situation ergibt sich, da13 die 
industrielle Entwicklung in Ostdeutschland noch hir eine lange 
Zeit auf öffentliche Unterstützung angewiesen ist. Diese Auf- 
fassung wird von Vertretern der Wissenschaft und Politik weit- 
gehend geteilt. Streit aber gibt es u m  die Auswahl und Verän- 
derung der Förderinstrumente und der erforderlichen finanziel- 
len Mittel. linseres Erachtens sind folgende Maßnahmen not- 
wendig, um den Industrialisierungsprozeß voranzutreiben: 

- Eine selektive Verwendung der  beträchtlichen Mittel für 
die Investitionsförderung. Sie sollten an Bedingungen gebun- 
den werden wie Installierung bedeutender export- und be- 
schäftigungsintensiver Kapazitäten, Aufbau und Ausrüstung 
von FuE-Abteilungen, Erweiterung vorhandener Kapazitä- 
ten in Verbindung mi t  zusätzlicher Beschäftigung. Investi- 
tionen in Ostdeutschland sollten gegenüber solchen im We- 
sten erheblich begünstigt werden. 

- Eine intensive Bestandspflege gegenüber Betrieben mit 
aussichtsreichen Marktchancen. Hier  sind Liquiditätchilfen, 
Uberbrückungskredite aus Mitteln der  Landeshaushalte und 
der zentralen Kreditinstitute notwendig. 
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- Der weitere Gründungsprozeß von Industriebetrieben 
m u ß  großzügig gefördert werden. Es ist kaum zu erwarten, 
daß sich die Ansiedlungen aus dem Westen wesentlich erhöhen 
werden. Aussichtsreich aber sind Gründungen aus innovativen 
Betrieben und FuE-Einrichtungen. Diese verfügen nicht über 
ein ausreichendes Startkapital. Sie mül3ten es z ~ i  weniger re- 
striktiven Bedingungen als bisher aus der reichlichen Liquidi- 
tät der privaten und öffentlichen Banken erhalten. 

- Die bisher für FuE- sowie Innovationsförderung in den 
neuen Ländern jährlich bereitgestellten Mittel sollten unge- 
kürzt auch über 1998 hinaus erhalten bleiben, jedoch konse- 
quenter auf Betriebe mit  originären Produkten und  Techno- 
logien konzentriert werden. 

Ursachen und Bezijertung der ortdeutrchen Enttiwklan~r) 

Die Probleme und Entwickiungsschwierigkeiten der neuen 
Bundesländer ergeben sich nicht ausschließlich aus objekti- 
ven Anpassungs- und Umsteliungsproblemen sowie den be- 
kannten Wettbewerbsschwächen der DDR-Wirtschaft. Auch 
die konjunkturelle Stockung im Westen hat auf die ostdeut- 
sche Wirtschaft zurückgeschlagen. 

Zunehmend wirken auf die wirtschaftlichen Probleme Ost- 
deutschlands auch Konstruktionsfehler des Einigungsvertra- 
ges und der anschließend von der Bundesregierung getroffe- 
nen Regelungen. Dazu gehören insbesondere 

- das Prinzip “Rückgabe vor Entschädigung”, das die In- 
vestitionsbereitscliaft über Jahre hemmte; 

- der dogmatische Verzicht auf eine Industrie-, Struktur- 
und Beschäftigungspolitik in der Anfangsphase der Trans- 
formation, der unbedingte Glaube an die Se1 bstheilungskräfte 
des Marktes; 

- die Vernachlässigung der  Sanierung, Modernisierung und 
Strukturanpassung der Treuhandbetriebe, ihre rigoros durch- 
gepeitschte Privatisierung; 

- das Eintreiben der  sogenannten “Altschulden”, mit  de- 

nen jetzt einseitig die Kommunen,  die Wohnungsbaugesell- 
schaften, die Nachfolgeeinrichtungen der Landwirtschaftli- 
chen Genossenschaften sowie die vorwiegend ostdeutschen 
Teilhaber der MBO-Betriebe belastet werden; 

- der Verzicht auf zeitlich begrenzte Maßnahmen des Markt- 
Schutzes sowie der spezifischen Förderung des Absatzes für 
ostdeutsche Unternehmen unmittelbar nach Einführung der 
DM in Ostdeutschland. 

F OYderin r 1 rzmente: P riorrtät j2r  verarbeitendes Gewerbe 

Notwendig innerhalb einer langfristig auf den Abbau von 
Transferleistungen orientierten Wirtschaftsstrategie für Ost- 
deutschland ist die Stärkung und Neuentwickiung des im- 
portsubstituierenden und des fernabsatzorientierten verarbei- 
tenden Gewerbes. N u r  so werden durch die Verdrängung von 
Warenimporten bzw. den Absatz von Waren außerhalb der 
Region Primäreinkommen realisiert. Diejenigen Industrie- 
zweige, die über die Rückgewinnung heimischer Märkte so- 
wie eine vermehrte Nachfrage des Rests der Welt expandie- 
ren, können über den Einkommensmultiplikatoreffekt und 
die Akzeleratorwirkung die regionale ökonomische Entwick- 
lung anregen, vorausgesetzt, daß auch in ausreichendem Maße 
die Vorleistungslieferanten in der  Region Ostdeutschland 
ansässig sind und regional konzentrierte Wertschöpfungsket- 
ten existieren. Diese Verflechtungsstrukturen sind aber in 
Ostdeutschland in den vergangenen fünf Jahren weitgehend 
zerschnitten und vernichtet worden. Statt dessen ist ein Groß- 
teil der  von westlichen Firmen übernommenen und sanier- 
ten Ostbetriebe jetzt faktisch in die westliche Lieferkette in- 
tegriert und  häufig als verlängerte Werkbank konzipiert, 

U m  einen “sich selbst tragenden Aufschwung“ ZLI errei- 
chen, ist also insbesondere eine Re-Regionalisierung von 
Wirtschafts- und Stoffkreisläufen in den neuen Bundeslän- 
dern notwendig. Die Forderung nach dem Aufbau fernab- 
satzorientierter Industriezweige steht zwar zunächst i n  Wi- 
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dersprucli z u  unserem insbesondere aus ökologischen Grün- 
den vertretenen Konzept der Regionalisierung der Stoffkreis- 
laufe. Dennoch ist es gegenwärtig vorteilhaft, daß der Wie- 
deraufbau sich selbst tragender ökonomischer Strukturen auch 
die Beibehaltung und den Aufbau fernabsatzorientierter Pro- 
duktionszweige mi t  einschließt. Welche Bedeutung (und 
welche geografische Reichweite) der Fernabsatz von Waren 
in Zukunft haben muß,  hängt davon ab, wie schnell und in- 
wieweit die nationalen und internationalen Rahmenbedin- 
gungeri (insbesondere in bezug auf die Transportkosten) im 
Sinne einer Regionalisierung der Stoffkreisläufe verändert 
werden können. Neue Wirtschaftszweige zu entwickeln, be- 
darf langfristiger und ausdauernder Anstrengungen, wie es 
die Erfahrungen in Krisenregiorieri des Westens, so im Ruhr- 
gebiet, zeigen. Endogene Potentiale wie Forschung und Ent- 
wicklung, bestimmte Qualifikationen, speziell geschaffene 
neuc Märkte und  junge innovative Unternehmen müssen 
ausgebaut werden. Aus ihnen entstehen allmählich dynami- 
sche und der Größe nach relevante unternehmen,  in denen 
sebsterwirtschaftete Einkommen geschaffen werden. 

Dabei darf nicht vergessen werden, daß der Aufbau solcher 
neuen innovativen Wirtschaftszweige in Ostdeutschland, die 
dort Basisfunktionen übernehmen könnten, in Konkurrenz zu 
parallelen Bemühungen in Westdeutschland und natürlich zum 
“Rest der Welt“ steht. Vorteilhaft für westdeutsche Regionen 
sind ihre vielfach besseren Startbedingungen, da sie meist über 
eine differenzierte Industriestruktur, eine breite Forschungs- 
landschaft sowie über finanzkräftige Großkonzerne verfügen. 

Foi.derkulisse erhalten und “Feuerwehl;fondJ“ schufen 

Priorität m u ß  zunächst die Sicherung des bisher Erreichten 
haben. Die Verhinderung des Rückgangs der öffentlichen und 
privaten konsumtiven und investiven Gesamtnachfrage ist 
die Grundvoraussetzung für die Bekämpfung der drohenden 
Pleiteweile ostdeutscher IJnternehmen. Länder, Kommunen 

und bundeseigene Unternehmen wie Post, Telekom und Bahn 
müssen ihre Investitionsanstrengungen fortsetzen können. 
Kurzfristig sind zusätzliche Eigenkapitalstärkungsprogram- 
me, Bürgschaften, bessere Kreditbedingungen sowie notfalls 
auch Länderkapitalbeteiligungen zu ermöglichen. 

Das bisherige Fördergefalle für Investitionen zwischen Ost- 
und Westdeutschland m u ß  prinzipiell aufrechterhalten und 
noch für lange Fristen garantiert werden, u m  die Wirtschafts- 
kraft der ostdeutschen Industrieunternehmen zu stärken und 
Ansiedlungen aus dem Westen zu fördern. Hierfür ist der 
erforderliche Finanzrahmen zu schaffen bzw. zu erhalten, ins- 
besondere durch die “Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur”, die EU-Regionalfonds usw. 

Diese Orientierung schließt ein, daß es zu einigen wesent- 
lichen Anderungen in der Förderstrategie kommt.  So ist z.B. 
die undifferenzierte steuerliche Förderung des privaten Miet- 
wohnungsneubaus in Ostdeutschland zugunsten bedarfsori- 
entierter Mietneubaucen und vor allem zusätzlicher Moder- 
nisierungs- und Instandsetzungszuschüsse für die ostdeut- 
schen kommunalen und genossenschaftlichen Wohnungsge- 
sellschafren zurückzufahren. Ein kräftiges Zuschußprogramm 
des Bundes fiir den Abbau des nach wie vor riesigen Moder- 
nisierungs- und Instandsetzungsbedarfs ostdeutscher Miet- 
wohnungen würde das Bau- und  Ausbaugewerbe stabilisie- 
ren, die Wohnungssituation hunderttausender Menschen ver- 
bessern und doch ihre Mietzahlungsfahigkeit nicht überfor- 
dern. Der Erlaß bzw. eine deutliche Senkung der Altschul- 
den, die auf den Mietwohnungen liegen, ist dringend erfor- 
derlich. 

Zielgenazde Tran.tfirleistzmgen sichern 

Mit Hilfe von Transferleistungen können in einer Übergangs- 
zeit Primäreinkommen entstehen, die zunächst die Nachfra- 
ge nach Giirern und Dienstleistungen des regional orientier- 
ten Industriesektors, der Bauwirtschaft und der Diensrlei- 
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stungsunternehmen begründen. Die Verringerung dieser 
Transferleistungen ohne Schaden für die Zielregion ist dabei 
unabdingbar an den erfolgreichen Aufbau von Basissektoren 
gebunden, andernfalls müssen die Transfers permanent flie- 
ßen. Daraus folgt, daß die Transferleistungen aus dem We- 
sten so lange nicht sinken dürfen, bis erfolgreich diese fern- 
absatzorientjerten Industrien und produktionsorientierten 
Dienstleistungen aufgebaut sind. 

Zeitlich hefriJtete Lohnsuhventionen 

Zeitlich befristete und gezielte Arbeitsplatzzuschüsse bzw. Ar- 
beitsplatzsubventionen sollten als Förderinstrumente zur Uber- 
brückung der gegenwärtig schwierigen Phase in Ostdeutsch- 
land weiter genutzt werden. Im Kontext des "Bündnisses für 
Arbeit" sind spezifische Regelungen durchaus zu erörtern. 

U m  einerseits die Kosten zu begrenzen und andererseits 
eine möglichst effiziente Mittelverwendung zu erreichen, 
empfiehlt sich eine Differenzierung nach Betrieben und  Be- 
schäftigtengruppen. 

Bei den Betrieben sollten in erster Linie private bzw. pri- 
vatisierte Betriebe in ostdeutscher Hand,  überwiegend klei- 
ne und mittlere Unternehmen, in den Genuß solcher Förder- 
mittel gelangen, die eine schnelle Anpassung der  Arbeitsko- 
sten an das westdeutsche Niveau nicht problemlos verkraf- 
ten können. Das wäre zugleich ein erfolgversprechender Bei- 
trag zur Mittelstandsförderung . 

Bei den Beschäftigtengruppen sollte ebenfalls differenziert 
werden. Das betrifft die besonders gefährdeten Gruppen Frau- 
en und ältere Arbeitnehmer. 

Die derzeitigen Versuche, z.B. Vorruhestandsregelungen und 
Frühverrentungen abzubauen, werden dagegen allen Krisen- 
regionen, sowohl dem Ruhrgebiet als auch Ostdeutschland, 
massiv schaden und die Arbeitslosenquote weiter erhöhen. 

A hsatzfirderung zierstärken 

Neben den genannten Subventionen muß  als weiteres Stand- 
bein der Regionalpolitik für Ostdeutschland nach wie vor 
die Absatzförderung verstärkt werden. Denn ein Großteil 
der Produktivitätsprobleme in Ostdeutschland ist in der Un- 
terauslastung von Kapitalstock und Arbeitskräften begrün- 
det. 

Denkbar sind verschiedene Formen der Absatzförderung 
wie Hilfen für die Präsenz auf Messen, die Fortsetzung der 
freiwilligen "Einkaufsinitiative Ost" der westdeutschen Un- 
ternehmen, die verstärkte Auftragsvergabe der öffentlichen 
Hände an ostdeutsche Betriebe (local content-Klauseln) so- 
wie eine Mehrwertsteuerpräferenz. Das Grundproblem der 
Absatzfähigkeit ostdeutscher Unternehmen dürfte jedoch ihre 
zu geringe Marktmacht sein, was in Krisenzeiten, die durch 
Käufermärkte best immt sind, um so schwerer wiegt. ALX 
diesem Problem führt kein Königsweg heraus - auch nicht 
die Stärkung der Eigenkapitalbasis -, so daß zu vermuten 
ist, daß die Absatz- und damit die Produktivitätsprobleme 
noch sehr lange andauern werden. Ein Ansatzpunkt könnte 
jedoch die aktive Förderung von solchen Zuliefererverbün- 
den sein, die sich auf noch vorhandene industrielle Kerne (2.B. 
die Werften, die Chemie- und  Elektroindustrie) orientieren. 
Auch die Förderung von Arbeitsgemeinschaften bis hin zu 
Kapitalverflechtungen mittelgrol3er Unternehmen mit zu- 
einander passenden Arbeitsgebieten sollte im Rahmen einer 
dialogorientierten Industriepolitik gefördert werden. 

Ist Innovation.@rderung ein Austueg? 

Heute ist von einem Weltmarkt für Innovationen auszuge- 
hen. Innovationen werden im wesentlichen durch Transfer- 
institutionen räumlich verteilt. Dies setzt voraus, daß es in 
den bereits existierenden Unternehmen "Antennen" für den 
Empfang der 1nnovations"sender" gibt ,  also Forschungs- und 
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Entwicklungsingenieure, die Patente und Lizenzen einkau- 
fen und auf die eigenen Bedingungen übertragen können. 

Eine notwendige Voraussetzung für die Schaffung völlig neu- 
er Produkte und Produktionsverfahren ist jedoch die Existenz 
und Leistungsfähigkeit von Hochschulen und Forschungsein- 
richtungen sowie industriellen Forschungs- und Entwicklungs- 
abteilungen, die nicht nur den von anderen vorgegebenen Stand 
der Forschung in sich aufnehmen, sondern Neues generieren 
und vorantreiben können. Damit diese Spitzenergebnisse auch 
marktfähig werden, bedarf es eines Förderumfeldes, das qualifi- 
ziertes Personal, Risikokapital, Managementkapazitäten und 
schließlich auch ein schlagkräftiges Marketing bereitstellt. 

Es liegt auf der Hand, daß derartige Netzwerke vor allem in 
Großstadten und Ballungsgebieten mit Universitäten bzw. 
Fachhochschulen, die über technische Fachbereiche verfügen, 
entstehen. So rächt es sich heute, daß in Leipzig die techni- 
schen Forschungs- und Entwicklungspotentiale der Hochschu- 
len fast gänzlich abgewickelt worden sind. Derartige regionale 
innovative Kerne können erfahrungsgemäß nicht kurzfristig 
geschaffen werden, wie es das Beispiel des Ruhrgebiets beweist. 

Bund und Länder müssen dabei srändig und in variabler 
Form mi t  öffentlichen Geldern helfen, so mit Lohnkostenzu- 
Schüssen für Forschungs- und Entwicklungspersonal. Zusam- 
men mit  der Region und den Kommunen ist ein innovatives 
Milieu in einem attraktivem Umfeld zu schaffen. Vor allem 
aber ist dafür zu sorgen, die vorhandenen Industrieunterneh- 
men und ihre Beschäftigten Schritt für Schritt in die zu schaf- 
fenden neuen Netzwerke zu integrieren. Es sind also zugleich 
flexible und innovative neue Kooperationsstrukturen zwischen 
den öffentlichen Akteuren, den Unternehmen, Verbänden und 
Wissenschaftseinrichtungen erforderlich. 

Nicht  zuletzt müssen Bund und Länder mit  der Umwelt- 
schutzgesetzgebung neue Nachfragesektoren und  Märkte  
schaffen, die dann von den innovativen Unternehmen auch 
bedient werden. 

Einer derartigen Kombination von angebots- und  nachfra- 
georientierten Instrumenten ist es zu verdanken, daß sich in 

den vergangenen zwanzig Jahren im Ruhrgebiet aus und ne- 
ben dem montanindustriellen Cluster eine leistungsfähige 
Umweltschutzindustrie entwickelt hat. 

N u r  in einem jahrzehntelangen Innovations- und Auhau-  
prozeß, der mit  hohen öffentlichen Geldern subventioniert 
und  zugleich massiv sozialpolitisch abgesichert wird, kann 
es gelingen, die Strukturschwächen der ostdeutschen Region 
zu überwinden. 

Der Transformutioiz.r~ro~e~ in der ostdeutschen Landwirtschaft 

Die Integration der ostdeutschen Landwirtschaft in das Wirt-  
schaftssystem der Bundesrepublik ist durch eine Reihe von 
Besonderheiten charakterisiert. 

Aus dem Privateigentum der Bauern an Grund und Boden 
und dem genossenschaftlichen Eigentum ergab sich bereits in- 
nerhalb der zentralen Planwirtschaft eine relative Selbständig- 
keit der LPG, viele ihrer Leitungen handelten "unternehme- 
risch". Das setzte sich nach dem Anschluß im Jahre 1990 fort. 

Der Transformationsprozeß der Landwirtschaft wurde vor 
allem durch die Währungsunion und  das Landwirtschaftsan- 
passungsgesetz (LAG) bestimmt. 

Die Währungsunion löste einen drastischen Preisverfall und 
die Verdrängung der Ostprodukte vom Markt aus. Es kam 
zu beträchtlichen Eigenkapitalverlusten. Die Tierbestände 
gingen u m  über 50 vH zurück und betragen gegenwärtig je 
Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche weniger als die Hälfte 
des Tierbesatzes westdeutscher Unternehmen.  Die früher 
praktizierte Selbstversorgung Ostdeutschlands mit  Nahrungs- 
mitteln wurde ersetzt durch Lieferungen aus Westdeutsch- 
land und durch zusätzliche Importe aus dem Ausland. 

Das 1990 beschlossene Landwirtschaftsanpassungsgesetz for- 
derte die Umwandlung der landwirtschaftlichen unternehmen 
nach westdeutschem Wirtschaftsrecht und die Privatisierung 
des genossenschaftlichen Vermögens. Dieser Prozeß war von star- 
kem politischem, ökonomischem und ideologischem Druck 
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begleitet, um nach dem westdeutschen Muster vor allem Fami- 
lienbetriebe zu installieren. Die Bauern trafen aber ihre Ent- 
scheidungen auf der Grundlage eigener Erfahrungen in der ge- 
nossenschaftlichen Arbeit und vermittelter Kenntnisse ihrer 
westdeutschen Berufskollegen mit Familienbetrieben. 

Mit großen Vermögens- und Arbeitsplatzverlusten entwik- 
kelte sich in Ostdeutschland eine differenzierte Agrarstruk- 
tur, die im Gegensatz zum früheren Bundesgebiet durch 
Gemeinschaftsunternehmen und hohe Flächenkonzentration 
charakterisiert ist. Insgesamt entstanden 2 5 .U00 neue Un- 
ternehmen (Stand 1994). Davon bewirtschaften 22.600 Ein- 
zelunternehmen 20 v H  der Fläche. In Gemeinschaftsunter- 
nehmen verfügen etwa 2.400 Personengesellschaften über 
20,6 v H  und etwa 2.900 juristische Personen über 59,5 v H  
der Fläche. Die durchschnittliche Betriebsgröße beträgt bei 
den Einzelunternehmen 48 ha, bei den Personengesellschaf- 
ten 468 ha und bei den juristische11 Personen 1.11 3 ha. 

Die Landwirtschaft in Ostdeutschland ist: nach dem Trans- 
formationsprozeß, der in diesem wirtschaftlichen Teilbereich 
allerdings noch nicht abgeschlossen ist, vor allem folgender- 
maßen geprägt: 

- Wirtschaftstätigkeiten nichtlandwirtschaftlicher Art wur- 
den in selbständige Betriebe ausgegliedert, die sozialen Funk- 
tionen wurden ganz eingestellt. Die verbliebene Tierhaltung 
ist in Gemeinschaftsunternehmen konzentriert. Etwa die Hiilfte 
der Familienbetriebe wird im Nebenerwerb bewirtschaftet. 

- Durch den Einsatz moderner Produktionsmittel erreich- 
ten alle Betriebsforrnen fast die gleiche Produktivität wie die 
westdeutschen Betriebe, teilweise übertreffen sie diese. 

- Von 850.000 Beschäftigten der DDR-Landwirtschaft im 
Jahre 1989 sind gegenwärtig 132.000 vollbeschäftigte Ar- 
beitskräfte übriggeblieben. Ihre Zahl wird noch weiter zu- 
rüc kge hen . 

- In  Ostdeutschland arbeiten auf 100  Hektar  landwirt- 
schaftlicher Nutzfläche nur  noch halb so viele Erwerbstäti- 
ge  wie in Westdeutschland. Nachteilig für die Gemein-  
scliaftsunternehmen ist ihr  hoher Anteil an Pachtflächen 

(90 vH) .  In  den westdeutschen Betrieben liegt er bei etwa 
45 vH. 

Die Agrarstrukturen in Ostdeutschland bieten günstige 
Bedingungen, um künftig effektiv, flächendeckend und öko- 
logisch verträglich zu wirtschaften und gesunde Nahrungs- 
güter  zu produzieren. 

Eingeordnet in die Veränderung der nationalen Agrarpolitik 
müssen fur die weitere Entwicklung der ostdeutschen Landwirt- 
schaft ihre Besonderheiten berücksichtigt werden. Eine Reihe 
von Betrieben ist mit Altkrediten belastet und wird gezwun- 
gen, das “nichtbetriebsnotwendige” Vermögen zu verkaufen. U m  
Unternehrneriskonkurse zu verhindern, sind die Altschulden auf 
den Wert des tatsächlich genutzten Vermögens zu korrigieren. 
Der Zwang zum Vermögensverkauf ist aufzuheben. 

Die anstehende Abfindung der ausgeschiedenen LPG-Mit- 
glieder durch die Nachfolgeunternehmen führt zu einem er- 
heblichen Kapitalabfluß. Die negativen Folgen müssen durch 
ein Eigenkapitalhilfeprograrnm und günstige Kreditbedin- 
gungen gemildert werden. 

Die Privatisierung des Bodenreformlandes und ein damit 
verbundener Abgang von Bodenflächen aus den Gemein- 
schaftsunternehmen wird zum Wertvetlust bei durchgeführ- 
ten Investitionen führen. Generell besteht für die Bodenpri- 
vatisierung keine Notwendigkeit. Boden soll an die Länder 
und Kornmiineri übergeben werden. Seine Verpachtung wür- 
de langfristig eine sichere Einnahmequelle bilden und Um- 
welt- und Regionalpolitik erleichtern. 

Der Wiederaufbau der Tierbestände in Ostdeutschland ist 
für das Erwirtschaften höherer Einkommen, das Schaffen neuer 
Arbeitsplätze, die Wiederherstellung einer Kreislaufwirtschaft 
unverzichtbar. Eine neue Standortverteilung der  Tierhaltung, 
die die natürlichen Standortbedingungen berücksichtigt und 
durch Regionalisierung Transportaufwand spart, ist eine wich- 
tige Voraussetzung für flächendeckende Landwirtschaft und 
die Kontrolle der Produktherkunft durch den Verbraucher. 

Auch in der Agrarpolitik strebt die Bundesregierung nach 
einer “Sicherung des (Agrar-) Standorts Deutschlands“. Sie hat 
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die Wende von einer Politik der "landwirtschaftlichen Famili- 
enbetriebe" zu einer "unternehmerischen Landwirtschaft" voll- 
zogen. Sie setzt auf Bio- und Gentechnologie und will die Bau- 
ern vor "überzogenen Umweltauflagen" schützen. In der Praxis 
wird das zu einer Beschleunigung des Verdrängungswettbewerbs 
und zum Verlust von Hunderttausenden von Arbeitsplätzen in 
der Landwirtschaft führen. Es besteht die Gefahr der Verödung 
ganzer Landstriche. Die Sozialkosten einer solchen nur von Pro- 
fitstreben diktierten Politik werden weiter ansteigen. 

Statt die Landwirtschaft dem freien Spiel der Marktkräfte zu 
überlassen, ist eine Politik der Förderung von Vertragsbezie- 
hungen zwischen landwirtschaftlichen Produzenten, Verarbei- 
tungsindustrie und Handel notwendig, durch die Angebot und 
Nachfrage in Ubereinstimmung gebracht wird. Die Regional- 
Politik und die schrittweise Herausbildung einer Vertragsland- 
Wirtschaft erfordern eine Erweiterung vorhandener bzw. die Ein- 
führung neuer Mitwirkungsrechte von Verbrauchern, kommu- 
nalen Vertretungen und Umweltverbänden. Dadurch ließen sich 
gesellschaftlich gewollte Entwicklungen der Standortverteilung 
der Produktion, des Umweltschutzes, der Kulturlandschaft, der 
Arbeitsplätze und der Regionen demokratisch beeinflussen. 

7. Notwendigkeit und Grenzen des Instru- 
me n t s 0 ko -S t euer n 

In den Memoranden der letzten Jahre wurde bereits mehr- 
fach festgestellt, daß ökologisch begründete Steuern und 
Abgaben („Oko-Steuern") als ein wichtiges Instrument des 
ökologischen Umbaus anzusehen sind. Gleichzeitig haben wir 
darauf hingewiesen, daß Abgabentegelungen nicht für jedes 
ökologiscne Problem das adäquate Instrument sind. Auch 
dort ,  wo Oko-Steuern angebracht sind, sind begleitende 
Maßnahmen notwendig, damit dieses Instrument effektiv im 
Sinne des ökologischen Umbaus wirken kann. 

Für den ökologischen Umbau der Produktion ist es von 
entscheidender Bedeutung, daß die Stoffkreisläufe in ihrer 
Größe, ihrer Reichweite und ihrer Geschwindigkeit drastisch 
reduziert werden (vgl. MEMORANDUM '95).  Es ist daher 
folgerichtig, daß  in der Debatte um ökologisch begründete 
Steuern die Abgaben auf Abfall, Verkehr und insbesondere 
den Energieverbrauch im Vordergrund stehen. Irn folgenden 
wird von uns vor allem der Komplex Energiesteuern betrach- 
tet. Die meisten Aussagen gelten aber in gleicher oder ähnli- 
cher Weise auch für andere mögliche Gegenstände ökologi- 
scher Besteuerung. 

In der gegenwärtigen Produktionsweise besteht ein grund- 
legender Widerspruch darin, daß einerseits aus einzelwirtschaft- 
licher Sicht die zwingende Notwendigkeit besteht, Steigerun- 
gen der Arbeitsproduktivität t u  erreichen und dadurch immer 
mehr Waren zii produzieren. N u r  der Absatz dieser Waren si- 
chert Gewinne. Ein immer höherer Ressourcenverbrauch ist 
die Folge. Dagegen steht andererseits die ökologische Not- 
wendigkeit, den Ressourcenverbrauch drastisch t u  reduzieren, 
die Lebensdauer der materiellen Güter zu erhöhen. ihre Pro- 
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duktionsmenge zu senken und aufweniger wichtige Gebrauchs- 
eigenschaften zu verzichten (besonders dann, wenn diese nur 
mit ökologisch bedenklichen Mitteln zu erreichen sind). 

Es ist nicht anzunehmen, da13 dieser grundsätzliche Wi- 
derspruch durch die Einführung von Oko-Steuern aufgeho- 
ben werden könnte. Dennoch gehen wir davon aus, da13 mit 
diesem Instrument erhebliche positive ökologische Wirkun- 
gen zu erreichen sind, und  fordern die Einführung von - 
schrittweise zu erhöhenden - Abgaben insbesondere auf den 
Primärenergieverbrauch und den Verkehr (vor allem Straßen- 
verkehr und Luftfahrt). 

Von verschiedenen Instituten und Parteien, bis hinein in 
die gegenwärtige Regierungskoalition, wurden seit Ende 1993/ 
Anfang 1994 Konzepte für die Erhebung von Energiesteuern 
vorgelegt, deren politische und gesetzgeberische Durchsetzung 
ernsthaft verfolgt zu werden scheint. Kernpunkt dieser Kon- 
zepte ist auf der Einnczh~2en~eite die Besteuerung entweder des 
Priniärenergiegehaltes der verbrauchten fossilen Energieträger 
oder der CO,-Emissionen, wobei Differenzen vor allem in be- 
Zug auf die Besteuerung der Atomenergie und in bezug auf die 
konkrete Abgabenhöhe und den geplanten Erhöhungspfad der 
Abgabensätze bestehen. Bei der Besteuerung des Primärener- 
gieverbrauchs im Gegensatz zu der des Endenergieverbrauchs 
ergibt sich auch ein Anreiz, den Wirkungsgrad des Umwand- 
lungssektors (Stromerzeugung) zu erhöhen. 

Während wir die Besteuerung des Energieverbrauches und/ 
oder der CO,-Emissionen (letzteres bei erhöhter Besteuerung oder 
Verbot der Nutzung von Atomenergie) für notwendig erachten, 
sehen wir zwei Gefahren in der gegenwärtigen Diskussion. 

Erstens: Durch die Fokussierung der Diskussion auf Oko- 
Steuern als das universelle, marktkonforme Instrument geht 
der Blick auf andere, möglicherweise wichtigere Maßnahmen 
verloren. Gleichzeitig läßt sich auf EU-Ebene ein Abbau ord- 
nungsreclitlicher Umweltvorschriften unter dem Motto der 
„Deregulierung" feststellen. 

Zweitens: Die meisten Vorschläge folgen auf der Verzoen- 
cl'un<qsJeite Prämissen, die sozial-, konjutiktur- und  ökologie- 
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politisch sehr problematisch sind, nämlich Azdkonzvzensizezd- 
IralztZt und Senkung der ..Arhezlskosten" aus Unternehmersicht. 

Funktion.riL*eise von Oko-Steuern 

Grundsätzlich kommen Oko-Steuern beim ökologischen 
Umbau drei Funktionen zu: 
- die 1nternnli.rierung bisher externer Kosten: Es ist ein grund-  

sätzliches Problem der Matktökonomie, daß  es irn einzel- 
wirtschaftlichen Interesse liegt, möglichst viele Kostenbe- 
standteile zu externalisieren, d.h. der Allgemeinheit aufzu- 
bürden. Ein Großteil der  Umweltschäden gehört hierzu. 
Durch die Oko-Steuern können diese Kosten den Verursa- 
chern zumindest teilweise angelastet werden; 
- die Lenkun<ysfi*nktion: Werden energieintensive oder aus 

anderen Gründen schädliche Produkte und Produktionspro- 
zesse verteuert, so geht hiervon ein Anreiz aus, auf weniger 
schädliche Produkte und Produktionsprotesse auszuweichen; 
- die I;inai2ziei.?~ng.ri~ktioii: die Einnahmen aus Oko-Steuern 

können zweckgebunden dafiir verwendet werden, ökologisch 
sinnvolle Investitionen (rnitjzufinanzieren und zumindest in ei- 
ner Ubergangsphase Betriebskostendefizite - etwa beim OPNV 
oder bei Solar- und Windenergieanlagen - zu decken. 

Auch wenn vielfach davon die Rede ist, der  „Produktions- 
faktor Natur" solle besteuert werden, so ist diese Steuer doch 
von konkreten Personen bzw. Haushalten zu bezahlen. Dat- 
aus ergeben sich bestimmte Verteilungswirkungen. Diese 
Verteilungswirkungen sind nicht nur sozial- und konjunk- 
turpolitisch relevant, sondern können auch auf die Effektivi- 
tät des Umbauinstrumentes Oko-Steuern zurückwirken. 

Grenzen des 1 nstr2mente.r 0 ko-S teuern 

Hinsichtlich jeder einzelnen dieser Funktionsweisen lassen 
sich die Grenzen dieses Instruments aufzeigen und läßt sich 
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verdeutlichen, daß steuerliche Maßnahmen in ein Gesamt- 
konzept des ökologischen Umbaus eingebettet sein sollten. 

1 ntrrmlisiermg bi.rher externer Ko.r ten: Die Vors t e I1 LI ng , durch 
die Internalisierung aller Umwelt"kosten", quasi als „All- 
heilmittel", ließen sich unsere derzeitigen Ökologischen Pro- 
bleme elegant lösen, ist zwar verführerisch, nian stößt jedoch 
auf zwei grundsätzliche Probleme. Erstens läßt sich ein gro- 
l3er Teil der Umweltschäden nicht monetarisieren. Zwar las- 
sen sich Geldsummen für umweltbeclingte Krankheitsbehand- 
lungskosten, für Abfallbeseitigung, Renaturierungsmaßnah- 
men u.ä. berechnen - und es kann durchaus sinnvoll sein, die- 
se soweit wie möglich zu internalisieren -, aber Beeinträchti- 
gungen der Lebensqualität, Verkürzung der Lebenszeit, Be- 
deutung der Artenvielfalt, die Risiken der Kernenergie u.ä. 
lassen sich nicht in Geldeinheiten bewerten. Es ist immer 
ein politischer Abwägungsprozel3 erforderlich. Zweitens muß 
die Einführung von Oko-Steuern schrittweise erfolgen, damit 
die sozialen Probleme, die mit den notwendigen drastischen 
Strukturumbrüchen einhergehen können, sich bewältigen las- 
sen. Auch das Abwägen zwischen sozial-, Struktur- und ökolo- 
giepolitischen Erfordernissen kann nur in einem politischen 
Prozeß erfolgen, in dem Bemessungsgrundlagen, Höhe und 
Erhöhungspfad der Steuersätze festgesetzt werden. 

I,enkzmg.fimktion von Öko-Steuern: Die Lenkungswirkung 
hängt insbesondere, aber nicht ausschließlich von der Höhe 
des Steuersatzes ab. Ob und wie schnell eine Lenkungswir- 
kung erreicht werden kann, ist ein wesentliches Kriterium 
für die Bestimmung des Steuersatzes. Sofern Oko-Steuern 
nicht ausschlielSlich als Finanzierungsquellen für öffentliche 
Investitionen (s.u.) herangezogen werden, ist das wichtigste 
Kriterium für ihre Höhe, o b  Industrie und/oder Endverbrau- 
cherlnnen durch sie veranlaßt werden, ihr Verbrauchsverhal- 
ten ZLI ändern sowie 2.B. Energiesparinvestitionen vorzuneh- 
men. Der Erhöhungspfad des Steuersatzes sollte im voraus 
verbindlich festgelegt werden, damit für ökologische Um-  
bauinvestitionen eine verläßliche Kalkulationsgrundlage be- 
steht. Durch Oko-Steuern sollen umweltbelastende Produk- 

te und Produktionsprozesse verteuert werden. Dadurch soll 
der Verbrauch dieser Produkte gesenkt werden. Auch in der 
Produktion soll so der Anreiz geschaffen werden, auf weni- 
ger schädliche Produktionsprozesse auszuweichen. Konkret 
auf Energiesteuern bezogen heißt das beispielsweise: Produk- 
te, die energieintensiv hergestellt werden (müssen), werden 
weniger nachgefragt; enetgieintensive Produktionsverfahren 
werden durch andere ersetzt, in geringerem Mal3e angewen- 
det oder ganz aufgegeben. Die beschriebene Lenkungswir- 
kung t r i t t  aber nicht sofort ein. Neue Produkte und Ferti- 
gungsprozesse müssen oft erst noch entwickelt werden. Kon- 
sumgewohnheiten verändern sich nicht sofort. Selbst wenn 
aufgrund von Energiesteuern einzelne Investitionen zeitlich 
vorgezogen werden, so werden neue Fertigungsprozesse in 
größerem Umfang erst dann etabliert werden, wenn ohnehin 
Ersatz- oder Erweiterungsinvestitionen anstehen. 

Daraus folgt, daß Oko-Abgaben nicht für jedes einzelne 
okologische Problem die richtige Maßnahme sind. Insbeson- 
dere dort, wo kurzfristig Handlungsbedarf besteht oder wo 
einzelne Schadstoffe besonders gefährlich sind oder wo der 
Abgabenbetrag i m  Vergleich zum Preis des Endproduktes zu 
gering ist, u m  ausreichende Veränderungen zu bewirken, ist 
das Ordnungsrecht mit  Grenzwerten und Verboten das bes- 
sere Instrument. Auch Mengenkontingentierungen können 
sinnvoll sein. Die Säureverklappung in der Nordsee, Emissi- 
onsgrenzwerte bei Verbrennungsprozessen, Verbote von As- 
best, F C K W  und Dioxinen oder auch das Tempo-Limit im 
PKW-Verkehr sind solche Beispiele. Auch institutionelle 
Veränderungen sind erforderlich. Beispielsweise sollten die 
gewinnorientierten Energieversorgungsunternehmen durch 
gemeinwirtschaftlich orientierte Energiedienstleistungsun- 
ternehnien ersetzt werden, die das Prinzip des ,,least-cost- 
planning" berücksichtigen (vgl. Memo-Faranz Nr. 16 vom Mai 
1990). Dieses Prinzip besagt, daß bei Entscheidungen über 
Ersatz- und Erweiterungsinvestitionen im Bereich der Strom- 
erzeugung zunächst zu prüfen ist, ob es nicht günstiger ist, 
durch die Finanzierung von Energiesparinvestitionen der 
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StromverbraucherInnen die Beibehaltung oder Erweiterung 
der Kraftwerkskapazitäteri überflüssig zu machen. 

Aber auch dort, wo Oko-Steuern ein sinnvolles ökonomi- 
sches Instrument sind, wird ihre Lenkungsfunktion durch 
entgegenstehende ökonomische Strukturen behindert. Zu-  
nächst einige Beispiele dafür aus VerbraucherInnensicht: 
- Grundsätzlich gilt,  daß in weitgehend monopolisierten 

Märkten wie i n  der Bundesrepublik die KonsumentInnen- 
Souveränität begrenzt ist. Wenn umweltschädliche Produkte 
verteuert werden, ist dies zumindest keine Garantie dafür, 
daß bessere Alternativangebote bereitgestellt werden. 
- Die E ne rg i eve r so r g u n g s u n t e r n e h me n richten die S t r u k - 

tu r  ihrer Stromtarife nicht auf ökologische Ziele aus. Gegen- 
wärtig zahlen industrielle Großverbraucher erheblich nied- 
rigere Preise als private EinzeikundInnen und kleine Unter- 
nehmen. Es besteht die Gefahr, daß höhere Preise aufgrund 
von Energiesteuern einseitig an die privaten Haushalte und 
an kleine Unternehmen weitergegeben werden. So werden 
falsche Lenkungssignale gesetzt und ungerechtfertigte Preis- 
belastungen hervorgerufen, Notwendig ist also eine politi- 
sche Kontrolle der Strompreise. 
- In Mietwohnungen sind Energiekosten in der Regel von 

den MieterInnen zu bezahlen; energiesparende Investitionen 
wie 2.B. neue Heizungssysteme oder Wärmedämmung je- 
doch vom Vermieter, ohne daß erstere ein Anrecht darauf 
haben, daß solche Investitionen durchgeführt werden. Da- 
mi t  Energiesteuern tatsächlich im gewünschten Maße len- 
kend wirken können, muß  das Mietrecht geändert und  müs- 
Sen energiesparende Investitionen gezielt gefördert werden. 
- Ein energiebewul3tes Konsumverhalten der privaten Haus- 

halte setzt in einigen Bereichen eine entsprechende Infrastruk- 
tur  voraus. U m  die Möglichkeiten der Kraft-Wärme-Kopp- 
lung zu nutzen, bedarf es entsprechender Kraftwerke und des 
entsprechenden Leitungsnetzes. Das Musterbeispiel für diesen 
Zusammenhang ist jedoch der Verkehr. U m  die Verkehrsmit- 
telwahl ändern zu können, muß u.a. ein entsprechend ausge- 
bautes Netz des öffentlichen Personenverkehrs vorhanden sein. 
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A ~ i c h  bei der Produktionsumscellung kann die allein auf 
Preissignalen beruhende Lenkungswirkung einer Oko-Steu- 
er an ihre Grenzen stoßen: 
- Umstellungen der Produktionsverfahren lassen sich in der 

Regel nur mit gröneren Investitionen vornehmen. Wenn aber 
der zu erwartende Zinssatz für (spekulative) Anlagen auf dem 
Finanzmarkt höher ist als die zu erwartende Verzinsung von 
Investitionen, wird der ökologische Umbau verzögert. 
- I m  Zuge des Umbauprozesses müssen oft langlebige In- 

vestitionsgüter ersetzt, diese Investitionen also ,,entwertet" 
werden, bevor sie abgeschrieben sind bzw. das Ende ihrer 
Nutzungsdauer erreicht haben. Bei Häusern, Kraftwerken und 
Verkehrswegen ist von Nutzungszeiten von mehreren Jahr- 
zehnten auszugehen. Bei den Verkehrswegen kommt noch der 
Netzeffekt hinzu: Teilstücke unterschiedlichen Alters und un- 
terschiedlicher Restnutzungszeit lassen sich nur als Ganzes sinn- 
voll nutzen. Ein Grol3teil dieser Investitionen stellt darüber 
hinaus nicht mehr entscheidungsrelevante Kosten dar, weil 
Verkehrswege ortsgebunden sind und das in ihnen gebundene 
Kapital keinem anderen Zweck mehr zugeführt werden kann * 
(versunkene Kosten). Trotz Energiesteuer ist der  Weiterbe- 
trieb für einen längeren Zeitraum u.U. kostengünstiger, aber 
nicht ökologisch günstiger, als vorgezogene Ersatzinvestitio- 
nen, mit  denen neue Verkehrs- bzw. Verbrauchsstrukturen eta- 
bliert werden könnten. Die Lenkungswirkung der Öko-Steu- 
ern wird hier erst über einen längeren Zeitraum eintreten, der 
aus ökologischer Sicht ebenso wie aus der Sicht von Verbrau- 
cherInnen, die durch die neuen Steuern belastet werden, ohne 
auf Alternativen ausweichen zu können, zu lang ist. 

Als Ergänzung zu Oko-Steuern sind also eine Zinspolitik, die 
spezifisch Investitionen in weniger schädliche Produktionspro- 
zesse begünstigt, lind öffentliche oder vom Staat geförderte In- 
vestitionen in eine alternative Infrastruktur notwendig. 

Damit ist die I;indnzievit*nK~~~nktian von Oko-Steuern an- 
gesprochen. Mit Oko-Steuern können die Ausgaben, die zum 
ökologischen Umbau not wendig sind, zumindest teilweise 
finanziert werden. Z u  nennen sind hier insbesondere: 
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- Forschungs- und Entwicklungskosten für neue Technologi- 
en einschließlich der Subventionen, die vorübergehend notwen- 
dig sind, um z.B. die Solartechnik zur Anwendung zu bringen; 
- Investitionen in eine alternative Energie- und Verkehrs- 

infrastruktur (2.B. Kraft-Wärme-Kopplung, OPNV-Ausbau, 
Ausbau des Schienennetzes auch für flächendeckenden G Ü -  
t e rve r ke h r) ; 
- Aufbau einer Recyclinginfrastruktur, die die stoffliche 

Wiederverwertung von Abfällen ermöglicht; 
- Förderprogramme für die Nachrüstung von Wohn-, ins- 

besondere Mietshäusern mit wärmedämmenden Einrichtun- 
gen und energiesparenden Heizungstechnologien; 
- Anschubfirianzierung für die Oko-Bilanzierung in klei- 

nen und mittleren Unternehmen. 
Es wäre allerdings eine Illusion, z u  glauben, daß der öko- 

logische Umbau allein aus Öko-Steuern zu finanzieren wäre. 
Er bringt Strukturumbrüche mi t  sich, die durch eine öffent- 
liche Struktur- und Beschäftigungspolitik begleitet werden 
müssen. Z u  nennen sind insbesondere die Luftfahrt- und  
Automobilindustrie, der Bergbau und die metallerzeugende 
Industrie, wo - allerdings nicht nur  aus ökologischen Grün-  
den - ein starker Beschäftigungsrückgang zu erwarten ist. 

Andererseits müssen 2.B. Investitionen in eine neue, öko- 
logisch akzeptable Infrastruktur auch nicht allein aus Oko- 
Steuern finanziert werden. Es wäre ein Unding, würde 2.B. 
der Ausbau des Ö P N V  aus Oko-Steuern finanziert, während 
aus den wie bisher verfügbaren allgemeinen Steuereinnah- 
men der Straßenbau im bisherigen Maße fortgesetzt würde. 
Mittel, die sonst für Ersatz- oder Erweiterungsinvestitionen 
im Straßennetz herangezogen würden, können einem ökolo- 
gisch besseren Zweck zugeführt werden Lind die Finanzie- 
rung aus Oko-Steuern ergänzen. 

Trotzdem ist die zumindest teilweise Zweckbindung der 
Öko-Steuern für Umbau-Investitionen sinnvoll, um entspre- 
chende Schritte in Richtung ökologischen Umbau abzusi- 
chern und u m  sicherzustellen, daß solche Steuern keine all- 
gemeine Finanzierungsfunktion in dem Sinne bekommen, da13 

Steuersätze so gewählt werden, daß zwar große Einnahmen, 
aber nur geringe Lenkungceffekte erzielt werden. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß durch die Internali- 
sierung von „Umweltkosten" allein noch keine ausreichende 
Lenkungcwirkung zu erreichen ist. Obwohl es gerechtfertigt 
ist, die NutzerInnen schädlicher Produkte sowohl für die ver- 
ursachten Schäden als auch für die Kosten des ökologischen 
LJmbaus heranzuziehen, m u ß  berücksichtigt werden, daß 
Alternativen durch gezielte - und zu finanzierende - Uni- 
baumaßnahmen für viele erst geschaffen werden müssen. Der 
Markt ist ein Steuerungsinstrument, das für den ökologischen 
Umbau genutzt werden sollte. Marktkonformität des Instru- 
ments Oko-Steuer ist jedoch kein Selbstzweck. Zu  einem Oko- 
Steuer-Konzept gehört vielmehr ein Konzept zur gezielten, 
steuernden Verwendung der Einnahmen, das einerseits die 
Lenkungswirkungen sicherstellt und  andererseits soziale 
Schieflagen vermeidet. Die Forderung nach „Aufkommens- 
neutraiität" bei der Erhebung von Oko-Steuern ist aus unse- 
rer Sicht irrelevant. Hinter  dieser Forderung steckt die Vor- 
stellung, .,wirtschaftshinderliche Abgabenbelastungen" soll- 
ten abgebaut werden; bei einer Erhebung von Oko-Steuern, 
ohne daß andere Abgaben abgeschafft würden, schaffe sich der 
Staat neue, ,,verschwenderisch" genutzte Einnahmequellen. Aus 

heute aber ein erhöhter Bedarf fürstaatliches Handeln, das auch 

,, Verschwendung", die im übrigen ebenso im privaten Sektor 
auftritt, kann nur durch verbesserte demokratische Kontrolle 

schon eine politische Entscheidung, ob eine Ausgabe als „not- 
wendig" oder als .,Verschwendung" bezeichnet wird. Dieses 
Problem kann nicht dadurch gelöst werden, daß der Staat auf 
notwendige finanzielle Ressourcen zugunsten von LJnterneh- 
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sozialen und gerade auch aus ökologischen Gründen besteht 

eine entsprechende finanzielle Handlungsfdhzgkett voraussetzt. 

und Entscheidungsprozesse vermieden werden. Dabei ist es oft 
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men verzichtet und sich so als demokratisch kontrollierte In- 
stitution selbst entmachtet. Kriterium für staatliches Handeln 
im Zusammenhang mit ökologischem Umbau,  und damit 
auch Kriterium für Einsatz und Gestaltung des Instruments 
Oko-Steuer, muß  sein, ob bzw. inwieweit 
- tatsächlich eine drastische Reduzierung des Ressourcen- 

verbrauchs und 
- eine bestmögliche Lebensqualität erreicht werden sowie 
- beschäftigungspolitische und andere soziale Probleme des 

Umbauprozesses gelöst werden können und 
-die finanzielle Situation von Personen mit niedrigem und 

mittlerem Einkommen verbessert, zumindest aber nicht ver- 
schlechtert wird. 

Die privaten Haushalte sind als EndverbraucherInnen von 
Oko-Steuern betroffen. Diese Auswirkungen sollen i m  fol- 
genden am Beispiel der Energiesteuern erläutert werden. Al- 
lein aus dem Direktverbrauch von Energie, dem anteiligen 
Aufwand für die Umwandlung von Primärenergie in Strom 
und Fernwärme und dem Energieverbrauch für  den d e m  
Haushaltssektor zuzurechnenden Personenverkehr ergibt sich 
ein Anteil am gesamten westdeutschen Primärenergiever- 
brauch von 35-40 vH.  Bei einer gleichmäßigen Besteuerung 
und Weitergabe dieser Steuern an die EndverbraucherInnen 
ergäbe sich entsprechend ein Anteil von 3 5 - 4 0 v H  an der 
Steuerbelastung. Eine zusätzliche Belastung dürfte sich durch 
die Uberwälzung der zusätzlichen Energiekosten in der übri- 
gen Warenproduktion auf die Konsumentlnnen ergeben, die 
vorab nicht exakt zu beziffern ist. Aufgrund der Anteile der 
Energiekosten an den Gesamtkosten in den einzelnen Bran- 
chen ist jedoch anzunehmen, daß sich langlebige Konsum- 
güter und Waren des täglichen Bedarfs (ohne direkten Ener- 
gieverbrauch und Verkehrsdienstleistungen) bei einer Ver- 
doppelung der Energiepreise auch im ungünstigsten Fall, 
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nämlich bei einer vollständigen Uberwälzung der höheren 
E nerg i e kos t e n auf die Verb rauch er1 n nen ohne nennenswerte 
Energieeinsparungen in der Produktion, nur um wenige Pro- 
zent erhöhen würden. Würde  für die reale Verdoppelung der 
Energiepreise ein Zeitraum von zehn Jahren angesetzt, so er- 
gäbe sich unter den genannten Bedingungen eine jährliche 
reale Preissteigerungsrate von wenigen Prozentbruchteilen 
für die indirekt belasteten Waren. 

Eine Energiesteuer wirkt wie eine selektive Erhöhung der 
Umsatzsteuer. Genau wie bei einer allgemeinen Erhöhung der 
Umsatzsteuer werden die BezieherInnen niedriger Einkommen 
überproportional belastet, da bei ihnen der Anteil des Konsums 
bei der Einkommensverwendung gezwungenermaßen am größ- 
ten ist. Dieser Effekt wird noch dadurch verstärkt, daß bei die- 
sen Haushalten der Anteil des Energieverbrauchs höher ist als 
im Durchschnitt aller Haushalte. Die Einkommensgrenze, iin- 
ter der der Energiekostenanteil höher ist als im gesellschaftli- 
chen Durchschnitt aller Haushalte, liegt bei einem verfügbaren 
Haushaltseinkommen von etwa 4.000 DM im Monat, wobei 
noch nach Haushaltsgrößen zu differenzieren wäre. Knapp zwei 
Drittel der westdeutschen Haushalte liegen im Bereich der Ein- 
kommen bis 4.000 DM. Ein ähnliches Bild ergibt sich, wenn 
man die Ausgaben für Verkehr miteinbezieht. Kompensations- 
maßnahmen fiir die Haushalte mit mittlerem und niedrigem 
Einkommen sind daher unabdingbar, denn: 

- Eine kurzfristige Ausweichmöglichkeit ist in der Regel 
nichr gegeben. 

- Eine weitere Belastung der BezieherInnen niedriger Ein- 
kommen ist nicht zumutbar und gesellschaftspolitisch nicht 
akzeptabel. 

- Die damit verbundene Einschränkung des Konsums wäre 
i n  konjunktur- und beschäftigungspolitischer Hinsicht schäd- 
lich. 

- Eine zusätzliche Belastung schränkt die ohnehin gerin- 
gen Möglichkeiten, Energiesparinvestitionen zu finanzieren, 
weiter ein. 

Auch wenn die Finanzierung des Umbauprozesses bei der 
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Ve rw e n d u ng der 0 ko -S t eue r- E i n n a h me n i m Vo rde rg rund 
stehen sollte, ist es daher angemessen, etwa ein Drittel des 
tatsächlichen Aufkommens für entsprechende Kompensati- 
onsmaßnahmen zu verwenden. Verschiedene Vorschläge ste- 
hen dabei zur Diskussion: 

a) a//genzeitze Entlastung bei der Einkommenrtez~er: Ein solches 
Modell ist grundsätzlich abzulehnen. BezieherInnen hoher 
Einkommen würden überproportional entlastet, und zwar aus 
Mitteln, die eigentlich zweckbestimmt sind zum Ausgleich 
sozialer Härten bei der Erhebung von Oko-Steuern. Die Ein- 
kommensteuer ist ein unverzichtbares Instrument zur sekun- 
dären Einkommens(um)verteilung und kann als solches durch 
eine Verbrauchssteuer nicht ersetzt werden. 

b) gezielte EntlastMng bei der EinRomnrensteuer: Akzeptabel wäre 
dagegen eine gezielte Entlastung der unteren Einkommens- 
gruppen bei der Einkommensteuer. Jedoch ist der Anteil der 
A r be i t s 1 ose n - und N i c h t er w er bs t ä t i g e n - € 3  au s ha I t e i n den 
unteren Einkommensgruppen besonders hoch: 

verKiügbares Haushalts- 
ei 11 kommen bis 4000 DM 2000 DM 1000 DM 
Anteil der Arbeitslosen 
und Nicht-Erwerbstätigen 54 VH ca. 80 vH mehr als 90 VH 

Quelle: WSI-Mitteilungen 51 1995, S.3 15 

Da diese Personengruppen Transfereinkommen beziehen 
und in der Regel keine Steuern zahlen, würde eine Beschrän- 
kung der Kompensationsmaßnahmen auf die Einkommen- 
steuer gerade diejenigen leer ausgehen lassen, für die die 
Kompensation am wichtigsten wäre. 

c) Senkzoig der Umsatzsteuer: Da Oko-Steuern, wie oben dar- 
gelegt, als selektive Verbrauchssteuern wirken, liegt es nahe, 
als Kompensationsmaßnahme die allgemeine Umsatzsteuer 
zu senken. In diesem Falle wiirden zwar auch die BezieherIn- 
nen hoher Einkommen entlastet, im Bereich der unteren Ein- 
kommen jedoch wäre die Entlastung überproportional hoch 
~ i n d  würde damit die Richtigen erreichen. Allerdings ergäbe 

sich ein hoher Finanzbedarf für die Kompensationsmaßnah- 
men, da auch die Umsatzsteuersenkung für Personen, für die 
eine Kompensation aufgrund der  Einkommenshöhe nicht 
notwendig wäre, aus der Oko-Steuer finanziert würde. 

d) Konzpensarion dzirch Pro-Kopf-Zahlung: In verschiedenen 
Modellen (u.a. DIW/Greenpeace) wird vorgeschlagen, die Kom- 
pensationsmittel für die privaten Haushalte in gleichen Beträ- 
gen pro Kopf über die Meldebehörden auszuzahlen. Unter der 
Voraussetzung, daß die Kompensationsgelder nicht mit Un- 
terhaltsleistungen wie Sozialhilfe, Arbeitslosenhilfe u.ä. ver- 
rechnet werden, wiirden bei diesem Vorschlag die untersten 
Einkommensgruppen relativ stärker begünstigt als bei einer 
allgemeinen Iimsatzsteuersenkung, da diese Einkommensgrup- 
pen aufgrund ihrer sehr begrenzten Konsummöglichkeiten, in 
absoluten Beträgen gerechnet, nur in geringem Malje von ei- 
ner Umsarzsteuersenkung begünstigt würden. Allerdings wür- 
den auch bei diesem Kompensationsmodell Personen mit ho- 
hem Einkommen mitbegünstigt, für die die Einnahmen aus 
Oko-Steuern nicht zur Verfügung stehen sollten. 

Die A rbeitsgrqpe Alternative Wirtschaftspolitik schlägt vor, die 
zwei Drittel der bundesdeutschen Bevölkerung mit den nied- 
rigsten Einkommen durch Kompensationszahlungen aus En- 
ergiesteuermitteln zu begünstigen. Eine degressive Entlastung 
bei den Einkommensteuern, die Niedrigverdienende beson- 
ders begünstigt, sollte durch Zusatzzahlungen zu Transferein- 
kommen ergänzt werden. Besonders wichtig ist dabei, daß diese 
zusätzlichen Beträge nicht mit  Transfereinkommen, die nach 
dem Bedarfsdeckungsprinzip bewilligt werden (2.B. Sozialhil- 
fe, Arbeitslosenhilfe, Bafög), verrechnet werden. 

Auszoirkungeiz auf die Industrie 

Eine Energiesteuer erhöht, und das ist ihr Sinn und Zweck, die 
Energiekosten in der industriellen Produktion. Dies führt ei- 
nerseits zu einer Erhöhung der Gesamtkosten, andererseits zu 
einer Verschiebung der Kostenstruktur. Innerhalb der Kosten- 
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struktur des verarbeitenden Gewerbes (in Westdeutschland) ist 
der Energieverbrauch mit einem durchschnittlichen Anteil von 
2,2 vH (1'191) bisher nur von nachrangiger Bedeutung; es gibt 
jedoch branchenspezifische Unterschiede, so da13 der Energie- 
kostenanteil je nach Sektor zwischen unter 1 VH und 11 vH 
schwankt. In den verbrauchsnahen Branchen (Nahrungsmittel, 
Bekleidung U.&) liegt der Anteil des Energievetbtauchs unter- 
durchschnittlich hoch ( D I W  8/94, s. 11 lff.). Durch Energie- 
steuern werden dementsprechend die Produktionskosten je nach 
Branche in unterschiedlichem Maße steigen. Das ist ökologisch 
sinnvoll: Energieintensive Fertigungen sollen verteuert und da- 
mit zurückgedrängt werden. Auch wenn, wie von der Enquete- 
Kommisssion festgestellt, das Einsparpotential bei den privaten 
Haushalten am größten ist, kann die Industrieproduktion nicht 
unberücksichtigt bleiben. Eine allgemeine Befreiung der Indu- 
strie von den Oko-Steuern, wie z.B. von der FDP gefordert wur- 
de, ist daher abzulehnen. Mit det Erhebung von Energiesteuern 
würde die gegenwärtige Entwicklung der Kostenstruktur im 
verarbeitenden Gewerbe fortgeschrieben: Der Anteil der Vor- 
leistungen (einschließlich Energie) steigt, der Anteil der Brut- 
toarbeitskosten sinkt. Allerdings steigen die Gesamtkosten - in 
vielen Branchen eher geringhgig, in manchen, insbesondere der 
Metallerzeugung und der chemischen Grundstoffindustrie (ohne 
Mineralölverarbeitung), in höherem Maße. Dies wird sich auf 
die Kosten der Vorleistungen der übrigen Industrie auswirken, 
allerdings nicht in vollem Maße, da eine Tendenz zu einer weni- 
ger energieintensiven Produktion zu erwarten ist. 

Konzpensntion für  die Indnstrie? 

Aufgrund der monopolistischen Struktur der Inlandsmärkte 
kann davon ausgegangen werden, daß die erhöhten Energie- 
kosten, die nicht durch Anderung der Produktionsverfahren 
aufgehoben werden, an die Vetbraucherlnnen weitergegeben 
werden. Dies ist bei der Höhe der Kompensationsmittel für 
Personen mit niedrigem Einkommen zu berücksichtigen. 

Im  Export werden sich in Deutschland produzierte Waren 
in gewissem, aber eher geringem Maße verteuern. Dies ist 
u.E. weder ein Argument dafiir, auf Energiesteuern zu ver- 
zichten, noch dafür, allgemeine Kompensationsmaßnahmen 
für die Industrie vorzusehen. 

Erstens: Die Energiesteuereinnahmen, die nicht als Kom- 
pensation an die VerbraucherInnen weitergegeben werden, 
stehen für gezielte staatliche Umbau-Investitionen zur Verfü- 
gung.  Diese führen auch bei der Industrie wiederum zu Ko- 
s te ne n t las t U ng e n . 

Zweitens: Bei einem GroDteil der von der deutschen Indu- 
strie exportierten Güter, insbesondere den hochwertigen Er- 
zeugnissen des Maschinenbaus, ist die Preiselastizität gering, 
d .h .  erst grolSe Preisveränderungen führen zu signifikanten 
Veränderungen der Nachfrage. Der Wechselkurs der DM ist 
hier von deutlich größerer Bedeutung als die zur Debatte 
stehenden Energiekostensteigerungen. 

Unseres Erachtens ist eine europaweite Koordination der 
Energiesteuersätze sinnvoller als Kompensationsmaßnahmen 
für die Industrie. Mir der Einführung einer solchen Steuer 
kann aber auch im nationalen Alleingang begonnen werden. 

Eine besondere Betrachtung verdienen allerdings die Bran- 
chen mit einer besonders energieintensiven Produktion. Dabei 
handelt es sich vor allem um Grundstoffindustrien. Im nationa- 
len Rahmen besteht bisher kaum eine Substitutionskonkurrenz 
zu anderen Branchen, so daß eine Kompensation nicht als not- 
wendig erscheint. Im Export sollte jedoch in solchen Branchen 
die Energiesteuer gemäß den durchschnittlichen Werten der 
jeweiligen Branche ersrattet bzw. beim Import entsprechend 
nacherhoben werden. Eine Senkung der Personalkosten könnte 
auch nicht ohne weiteres als Kompensation angesehen werden, 
da es sich bei den energieintensivsten und den personalkosten- 
intensivsten Branchen nicht um identische Branchen handelt. 
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Lohnnebenkosten senken durch Öko-Sreuern? 

In mehreren Vorschlägen für Energiesteuerkonzepte, L1.a. in 
der vom D I W  im Auftrag von Greenpeace erstellten Studie, 
wird die Idee verfolgt, einen Großteil der Einnahmen zur 
Finanzierung des Sozialversicherungssystems zu verwenden. 
Zwei unterschiedliche Vorstellungen kulminieren in dieser 
Idee: zum einen die Vorstellung, ,,überhöhte" Personalko- 
sten gefährdeten die ,,Wettbewerbsfahigkeit" deutscher Pro- 
duktion, zum anderen die Vorstellung, Preissenkungen beim 
,,Produktionsfaktor Arbeit" hätten Substitutionsprozesse zur 
Folge, indem der ,,Produktionsfaktor Kapital" durch den 
„Produktionsfaktor Arbeit" ersetzt, also arbeitsintensiver und 
somit auch ökologischer produziert werden würde. 

Die erste Vorstellung folgt offensichtlich dem Interesse, 
Kosten zu senken und somit Gewinnspannen zu erhöhen. Die 
(Ir-)Relevanz des Arguments für die Lage des ,,Wirtschafts- 
Standortes Deutschland" läßt sich an der Tatsache ablesen, 
daß der Großteil der deutschen Direktinvestitionen im Aus- 
land in ausgesprochene Hochlohnländer geht. 

Die der zweiten Vorstellung zugrundeliegende Intention, 
kapitalintensive Produktionsverfahren durch arbeitsintensi- 
ve zu ersetzen, ist zwar richtig - fast alle ressourcenschonen- 
den Verfahren sind deutlich arbeitsintensiver als die jetzt 
üblicherweise angewandten. ALE den folgenden Gründen je- 
doch erwarten wir keine relevanten Beschäftigungseffekte von 
einer Senkung der Lohnnebenkosten mit Öko-Steuer-Mitteln. 
- Die Vorstellung, die „Produktionsfaktoren Arbeit und 

Kapital" seien gegenseitig subsrituierbar, beruht auf der Grenz- 
produkrivitätstheorie. Die betriebswirtschaftliche Realität rich- 
tet sich jedoch nicht nach dieser Theorie. Die Arbeitsintensi- 
rät ist vielmehr weitgehend technologisch vorgegeben. Eine 
Senkung der Lohnkosten führt nicht zur Einführung arbeits- 
intensiver Verfahren, sondern bedeutet bestenfalls einen will- 
kommenen Mitnahmeeffekt aus Sicht der KapitaleignerInnen. 
Zwar werden Energiesparinvestitionen für Beschäftigung in re- 
lativ arbeitsintensiven Branchen sorgen, insbesondere im Bau- 
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gewerbe, während solche energieintensiven Branchen, die gleich- 
zeitig eine hohe Arbeitsproduktivität aufweisen, in ihrer Be- 
deutung eingeschränkt und teilweise durch arbeitsintensivere 
Recyclingverfahren ersetzt werden. Dieser Verlagerungsprozeß 
aufgrund von Energiesteuern ist aber ohnehin ZU erwarten ~ i n d  
hängt nicht von einer Senkung der Lohnnebenkosten ab. 
- Eine Verwendung von Oko-Steuer-Mitteln zur Senkung 

der Lohnnebenkosten wirkt, wenn überhaupt, sehr unspezi- 
fisch. Mit einer gezielten Verwendung, z.B. für Umbauinve- 
stitionen, können weit größere ökologische und beschäfti- 
gungspolirische Effekte erzielt werden. 
- Energiesparinvesti tionen und energiepreisinduzierte Um- 

stellungen der Produktionsverfahren beinhalten, da  sie gleich- 
zeitig Modernisierungsinvestitionen sein können, auch eine 
Tendenz zur Steigerung der Arbeitsproduktivität, die etwai- 
gen positiven Auswirkungen auf die Beschäftigung gegen- 
überzustellen ist. 

Auch aus anderen Gründen lehnen wir eine Koppelung 
zwischen Oko-Steuer-Einnahmen und dem Sozialversiche- 
rungssystem ab. Das wäre nämlich ein weiterer Schritt zum 
Ausstieg der Unternehmen aus der Verantwortung für die 
soziale Sicherheit der abhängig Beschäftigten. Finanzierungs- 
Probleme des Sozialversicherungssystems haben mit  der Uber- 
nahme versicherungsfremder Leistungen (vor allem in der 
Arbeirsmarktpolitik), mit  der hohen Arbeitslosigkeit und den 
damit verbundenen Beitragsausfallen bei allen Sozialversi- 
cherungen sowie mit  Privatisierungen, insbesondere im Be- 
reich der Krankenversicherungen, zu tun. Hier  g ib t  es genü- 
gend Möglichkeiten zur Verbesserung der finanziellen Situa- 
tion, ohne dafür Oko-Steuer-Mittel zweckentfremden zu 
müssen. Krankheitskosten sind zwar z.T. umweitbedingt, und 
insoweit ist es gerechtfertigt, sie qua Oko-Steuern zu inter- 
nalisieren. Nach dem Motto .,Vorbeugen ist besser als Hei- 
len" sollten diese Gelder aber nicht an die Kassen ausgezahlt, 
sondern präventiv für ökologisch begründete Investitionen 
und Subventionen verwendet werden. 
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E nergierteuern und internaizanale Robstclfftlreise 

Bei der Einfiihrung von Oko-Steuern, insbesondere hinsicht- 
lich einer Besteuerung des Energieverbrauchs, sind neben den 
nationalen Effekten auch die internationalen Auswirkungen zu 
berücksichtigen. Dabei geht es sowohl um die Reaktionen der 
Rohstoffländer als auch um den Aspekt internationaler Vertei- 
lungswirkungen bei der Implementation einer Energiesteuer in 
einem Industriestaat wie der Bundesrepublik Deutschland. 

Viele der Energierohstoffanbieter-Staaten, von denen ein 
großer Teil der Gruppe der Entwicklungsländer zuzurech- 
nen ist, sind hinsichtlich ihrer Einnahmen in hohem Maße 
vom Export eines oder weniger Rohstoffe abhängig. Prak- 
tisch bedeutet dies, daß diese Länder im Falle sinkender Roh- 
stoffpreise (2.B. für 0 1 )  infolge eines Nachfragerückgangs - 
ausgelöst etwa durch steigende Endverbrauchspreise - nicht 
mit einer marktrational unterstellten Angebotsverknappung 
reagieren, sondern im Gegenteil die Extraktionsrate erhöhen, 
um so die entstandenen Einnahmeverluste quantitativ auszu- 
gleichen. Auf der Grundlage eines solchen inversen Anbieter- 
Verhaltens kann nun eine Wirkungskette prognostiziert wer- 
den, in deren Verlauf die Einführung von Energiesteuern in 
den Industrieländern zunächst zwar zu Einspareffekten führt, 
dadurch aber auch zu Produktionssteigerungen in den Förder- 
ländern zwecks Kompensation der Einnahmeverluste. Diese 
Angebotssteigerung würde dann wiederum Preissenkungen auf 
den Rohstoffmärkten auslösen und schließlich wieder eine Stei- 
gerung der Nachfrage nach sich ziehen, wodurch ein umwelt- 
entlastender Effekt am Ende fraglich würde. 

So ist beispielsweise festzustellen, daß sich der Endver- 
brauchspre is  fü r  Benz in  i m  M i t t e l  d e r  europäischen  
OECD-Staaten 1990 trotz erheblicher Steigerungen des Mi- 
neralölsteueranteils im Laufe der vorangegangenen Jahre (1 980: 
52,8 vH/I; 1990: 67,5 vH/I) fast aufdem Preisniveau von 1980 
befand. Diese Entwicklung ist erklärbar durch den gleichzei- 
tigen massiven Verfall des Olpreises, der im Zeitraum von 1979 
bis 1994 nominal um rund zwei Drittel gesunken ist. 

Die in der Debatte um eine ökologisch motivierte Besteue- 
rung des Energieverbrauchs explizit formulierte Grundan- 
nahme, nach der bereits eine durch Steueraufschläge reali- 
sierte Erhöhung der Endverbrauchspreise ausreichend sei, um 
eine Verbrauchsreduktion und also eine geringere Umwelt- 
belastung zu bewirken, m u ß  vor diesem Hintergrund kri- 
tisch hinterfragt werden. 

Neben dem Aspekt der  ungewissen Umweltentlastung 
deutet sich hier noch ein zweites Problem an, das im Kon- 
text internationaler Wirkungen zu berücksichtigen ist: Wenn, 
wie arn Beispiel der Mineralölsteuerentwicklung ablesbar, den 
tendenziell sinkenden Einnahmen der Förderländer steigen- 
de Steuereinnahmen der OECD-Länder gegenüberstehen, die 
dort letztlich zur Konsolidierung der Staatshaushalte beitra- 
gen, wird das globale Einkommengefalle weiter verschärft. 
Eine Besteuerung von Energie kann unter den Bedingungen 
eines inversen Anbieterverhaltens folglich einem Einkommen- 
transfer von den Herstellerländern zu den industrialisierten 
Verbraucherstaaten entsprechen. Der Steuersatz repräsentiert 
dabei dann den abgeschöpften Gewinn, der den Staatshaus- 
halten der Verbraucherländer zugeführt wird. 

Wir  sind der Auffassung, daß diese Aspekte in der Auseinan- 
dersetzung um die Einfiihrung und die instrumentelle Reich- 
weite von Oko- bzw. Energiesteuern berücksichtigt werden 
müssen. Einmal mehr wird hierbei deutlich, daß eine Fokussie- 
rung auf Öko-Steuern nicht die Ultima ratio umweltpolitischer 
Phantasie und Gestaltungsoptionen sein kann. U m  einerseits 
die Belastung der Umwelt auf ein nachhaltiges Niveau zu redu- 
zieren und dabei andererseits sozial unverträgliche Verweriün- 
gen zu vermeiden, sind komplementäre Maßnahmen unerläß- 
lich. Gleichwohl begreifen wir die voranstehend skizzierte Pro- 
blematik aus den folgenden Gründen nicht als grundsätzlichen 
Widerspruch gegen die Einführung von Öko-IEnergiesteuern: 
- Zweifellos wäre sowohl aus Gründen ökologischer Wirk- 

samkeit als auch aus Gründen der Ausschaltung der genannten 
Preis-Nachfrage-Mechanismen eine möglichst international fest- 
gelegte Kontingentierung von Verbrauchsmengen (etwa nach 
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dem LJmfang der CO,-Emissionen) die beste Lösung. Wenn diese 
Variante jedoch nicht durchsetzbar ist, gleichzeitig aber Schrit- 
te zum ökologischen Umbau aufgrund des Problemdrucks nicht 
auf den ungewissen Zeitpunkt einer gerechteren Weltwirtschafts- 
ordnung verschoben werden können, dann ist eine Verbrauchs- 
besteuerung als zweitbeste Lösung akzeptabel. 
- Die Bedeutung von Energiesteuern und  Mineralölsteu- 

ern ist nicht nur zu sehen in der unmittelbaren Lenkungs- 
Wirkung durch die Erhöhung der Endverbraucherpreise, son- 
dern auch in ihrer Funktion als Finanzierungsquelle für not- 
wendige gesellschaftliche Umbauinvestitionen, vor allem im 
Verkehrssektor und in der Struktur der Energieversorgung, 
über die der eigentliche Lenkungseffekt erzielt werden kann. 
- Die Steuer könnte so konzipiert werden, daß Preissenkun- 

gen der Förderländer unmittelbar durch eine entsprechende 
Erhöhung des Steuersatzes kompensiert werden. Darüber hin- 
aus ist zu berücksichtigen, da13 2.B. im Falle der Benzinpreise 
bei einem vorgeschlagenen Erhöhungspfad auf DM 5,- pro Li- 
ter der eigentliche Erzeugerpreis nur noch einen Bruchteil des 
Endpreises ausmacht und daß Preissetikungsstrategien (inver- 
ses Anbieterverhalten) somit tendenziell unwirksam werden. 
- Das ungleiche Verhältnis zwischen Nord und Süd, zwi- 

schen Industrie- und  Entwicklungsländern, ist ein grundle- 
gendes Problem kapitalistischer Entwicklung der Gegenwart. 
Eine aus sozialen, ökonomischen und ökologischen Gründen 
anzustrebende Uberwindung der Armut in den Ländern der 
,.Dritten Welt" erfordert besonders zu betrachtende Maßnah- 
men (vgl. Ansätze dazu im MEMORANDUM '95, S. 202 ff.; 
MEMORANDUM '94,  S. 125 ff.; MEMORANDUM '90,  S. 
174 ff..). Für die finanzielle Ausstattung von Ausgleichsfonds 
sollten auch Oko-Steuer-Einnahmen mit herangezogen werden. 

Konzept f . r  Erhebung und Verwendzmg von EnergiestezLern 

Wir schlagen vor, ab 1997 eine Steuer auf den Verbrauch von 
fossilen Brennstoffen gemäß ihrem jeweiligen Primärener- 

giegehalt zu erheben. In Ubereinstimmung mi t  Vorschlägen 
des DIW, von politischen Parteien und Umweltverbänden 
sehen wir eine Verdoppelung der durchschnittlichen Ener- 
giepreise im Laufe der nächsten zehn Jahre als notwendig 
und machbar an.  Dies entspricht einer jährlichen Erhöhung 
u m  real etwa 7 vH. Reale Preissenkungen von Energieroh- 
Stoffen auf dem Weltmarkt sollten durch einen zusätzlichen, 
ggf. jährlich neu festzusetzenden Aufschlag auf den Energie- 
steuersatz kompensiert werden. Strom aus Wasserkraft ist 
entsprechend dem durchschnittlichen Steuersatz des aus fos- 
silen Energieträgern gewonnenen Stromes zu besteuern. Für 
Strom aus Kernenergie ist dieser Satz mindestens zu verdop- 
peln. Windenergie, Solarenergie, Wasserkraftwerke geringer 
Leistung und ggf. weitere erneuerbare Energien sind von die- 
ser Steuer zu befreien. 

Die Abgabetarife der Elektrizitätsunternehmen unterliegen 
der politischen Genehmigung. Es ist darauf zu achten, da8 
den Grohnternehmen keine Vorzugstarife gewährt werden. 

Für besonders energieintensiv produzierende Branchen des 
verarbeitenden Gewerbes wird als Sonderregelung die Möglich- 
keit geschaffen, Energiesteuern beim Export zu erstatten bzw. 
beim Import nachzuerheben. Der Betrag richtet sich dabei nach 
dem durchschnittlichen Wert der jeweiligen Branche. 

W i r  schlagen vor, die eingenommenen Mittel zu je einem 
Drittel für die folgenden Zwecke zu verwenden. 

Erstens: Die zwei Drittel der Bevölkerung mi t  den nied- 
rigsten Einkommen erhalten Kompensationszahlungen. Zum 
einen erfolgt eine degressive Entlastung bei der Einkommen- 
steuer, durch die Haushalte mi t  niedrigen Einkommen be- 
sonders begünstigt werden. Z u m  anderen werden Transfer- 
einkommen aus Energiesteuer-Mitteln aufgestockt. Eine Ver- 
rechnung mit am Bedarfsdeckungsprinzip orientierten Trans- 
ferzahlungen findet nicht statt.  

Zweitens: Es werden Investitionen sowie Forschungs- und 
Entwicklungskosten (im Einzelfall auch Subventionen) finan- 
ziert, mit  denen der Energieverbrauch der privaten Haushal- 
te  und des öffentlichen Sektors gesenkt werden kann. Die F6r- 
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derung erneuerbarer Energien ist hierbei miteinzubeziehen. Im  
Verkehrsbereich kann die Finanzierung von Umbauinvestitio- 
nen aus Energiesteuern die Finanzierung aus der Mineralöl- 
steuer und anderen verkehrsspezifischen Abgaben ergänzen. Da 
am Anfang ein erhöhter Investitionsbedarf bei relativ gerin- 
gen Einnahmen besteht, sollten am Anfang zusätzliche Inve- 
stitionen durch Krediraufnahme finanziert und durch spätere 
Einnahmen aus Energiesteuern abgesichert werden. 

Drittens: Das letzte Drittel sollte verwendet werden 
- für strukturpolitische Maßnahmen, vor allem dazu, Ar- 

beitslosigkeit in denjenigen Branchen zu vermeiden, deren 
Bedeutung im Zuge des ökologischen Umbaus sinkt; 
- für die Senkung ökologischer Belastung - nicht unbedingt 

nur des Energieverbrauchs - im verarbeitenden Gewerbe, be- 
sonders zum Aufbau regionalisierter Produktionsstrukturen; 
- für entwicklungspolirische Maßnahmen mit  ökologi- 

schem Schwerpunkt. 
Eine Zweckbindung der Mittel sehen wir als zwingend 

notwendig an, um sicherzustellen, daß tatsächlich staatliche 
Maßnahmen zu einem ökologischen Umbau ergriffen wer- 
den. Die Einzelheiten dieser Zweckbindung sollten jedoch 
nach etwa fünf bis sieben Jahren überprüft werden. 

Vorschlage fir den Verkehrssektor 

Für den Umbau des Verkehrssektors reicht die Einführung 
einer Energiesteuer nicht aus. Für Normalbenzin würde sich 
bei einer Verdoppelung der durchschnittlichen Energieprei- 
se (berechnet auf Basis der heutigen Verbrauchsstruktur) nur 
eine Erhöhung u m  etwa ein Viertel ergeben, während sich 
der Eisenbahnbetrieb ebenfalls verteuern würde. Vom Stra- 
ßenverkehr gehen jedoch ökologische und gesellschaftliche 
Belastungen aus, die weit über Energieverbrauch und C0, -  
Emissionen hinausgehen. Auch kann eine Regionalisierung 
der Stoffkreisläufe, die wir nicht nur aus ökologischen Grün-  
den für erforderlich halten, nicht ohne Erhöhung der Trans- 
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portwiderstände erreicht werden. Wir  halten daher an unse- 
rer Forderung fest, zusätzlich zur Energiesteuer durch die 
schrittweise Erhöhung der Mineralölsteuern den Benzinpreis 
auf 5 D M  pro Liter (nach heutigen Preisen) zu erhöhen. Eine 
zusätzliche Belastung des Schwerverkehrs durch höhere Kfz- 
Steuern ist wünschenswert. Eisenbahnen und O P N V  sind von 
der Mineralölsteuer, nicht aber von der Energiesteuer, zu be- 
freien. Die Befreiung des Luftverkehrs von der Mineralöl- 
steuer ist aufzuheben. Eine überproportionale Verteuerung 
von Kurzstreckenflügen ist anzustreben, 2.B. durch eine Start- 
abgabe von 100,- D M  je Sitzplatz. 

Regionale Vernetzztng der Stoffkreisläufi 

U m  ein Gesamtkonzept des ökologischen Umbaus wirksam 
werden zu lassen, reicht das Instrument Oko-Steuer nicht 
aus. Die gegenwärtigen Produktions- und Welthandelsstruk- 
turen haben in hohem Maße zu einer Globalisierung der 
Stoffströme geführt. Dies führt zu einem enormen Trans- 
portaufwand, m i t  dem ein entsprechend hoher Energiever- 
brauch, Schadstoffausstoß und Flächenverbrauch für die In- 
frastruktur verbunden sind. Die globalen Stoffströme sind 
im Hinblick auf die Entsorgung von Abfallen und Abpro- 
dukten in ihren kontaminierenden Wirkungen nicht mehr 
beherrschbar. Gleichzeitig werden den Ländern in der soge- 
nannten ,,Dritten Welt" Rohstoff- und Energiereserven ent- 
zogen, die diese für ihre eigene Entwicklung dringend benö- 
tigen. Die wohlfahrtsteigernde Wirkung des Welthandels im 
heutigen Umfang m u ß  bezweifelt werden (vgl. MEMORAN- 
D U M  '75). 

Das Prinzip der Nachhaltigkeit (vgl. ebd.) erfordert eine 
drastische Reduktion des Energie- und Rohstoffverbrauchs. 
U m  diese zu erreichen, ist es nicht nur notwendig, den Trans- 
portaufwand erheblich zu reduzieren, sondern auch entste- 
hende Abfalle und Abprodukte soweit wie möglich wieder- 
zuverwerten. Dies ist  desto einfacher zu organisieren und mit 
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desto weniger Transportaufwand verbunden, je kleinräumi- 
ger („regionalisierter") die Stoffströme vernetzt sind. 

Bisherige Recyclingstrategien sind nicht nur wegen der zu 
geringen Erfassungsquote problematisch. Sie setzen im we- 
sentlichen auf 
- die WiederverwertuEg als Rohstoff; um Abfalle, insbesonde- 

re Kunststoffe und Materialverbunde, in Rohstoffe zurück- 
zuverwandeln, ist aber in manchen Fällen ein ebenso hoher 
Energieaufwand notwendig wie zur Rohstoffgewinnung; 
- diie thermische Verzoertung (hliiiiuerbrennung); die dabei zu 

gewinnende Energie ist aber in manchen Fällen geringer, als 
die Einsparmöglichkeiten bei der Wiederverwertung als Roh- 
oder Wertstoff wären; 
- Cyrle-»l/un-Proze.r.re; die Abfallstoffe werden fiir niedrig- 

wertige Produkte wiederverwendet, landen später aber doch 
auf der Deponie oder werden verbrannt. 

Diese Strategien mögen Verbesserungen gegenüber der ein- 
fachen Deponierung sein; u m  Nachhaltigkeit zu erreichen, 
sind sie jedoch nicht geeignet. Der Ausweg besteht in der 
regionalen Vernetzung der Stoffströme: Abfalle werden als 
Wertstoffe wiederverwertet. Das gleiche gilt für Abprodukte 
(Kondukte), d .  h .  für Stoffe, die bei der Produktion anderer 
Produkte entstehen und an die Umwelt abgegeben werden. 
Viele dieser Abprodukte könnten in der Produktion anderer 
Güter  als Wertstoffe verwendet werden und sind dabei oft 
von höherer Qualität (Reinheit), als wenn sie herkömmlich 
aus Rohstoffen gewonnen würden. 

Ausgangspunkt für eine solche Strategie der regionalen 
Stoffstromvernetzung könnte die Landwirtschaft sein. Zwi- 
schen der Landwirtschaft, der Nahrungsmittelindustrie, dem 
örtlichen Handwerk, dem örtlichen Dienstleistungsgewerbe 
und der Energieversorgung besteht eine Vielzahl stofflicher 
Verner zungsmög 1 i cli kei ten . Viele dieser Möglichkeiten kön- 
nen bereits unter heutigen Rahmenbedingungen genutzt  
werden. Dies kann zur Kostensenkung fiihren. Aufgrund bes- 
serer Produktqualitäten (gesündere Nahrungsmit te l ,  Ge- 
brauchsgegenstände mi t  höherer Lebensdauer) können höhe- 

re Preise realisiert werden. Durch positive Umweltwirkun- 
gen kann die Attraktivität einzelner Regionen für den Tou- 
rismus gesteigert und können neue Einnahmequellen erschlos- 
sen werden. 

Ausgehend von den oben genannten Vernetzungsmöglich- 
keiten (mit Landwirtschaft und Nahrungsmittelproduktion 
als Kern) können weitere (industrielle) Produktionsprozesse 
miteinbezogen werden. 

U m  die Rahmenbedingungen für diese Regionalisierungs- 
straregie zu verbessern, sind vor allem deutliche Erhöhungen 
der Transport- und Energiekosten sowie der Abfallbeseiti- 
gungskosten notwendig. In  der Agrarpolitik müssen neue 
Wege gefunden werden, die den Prämissen LandscbaftJscbutz 
und gkologi .de Vertrügiicbkeit der Agrarpoduktion folgen. Irn 
Bereich der Verkehrsinfrastruktur sollte nicht im Vordergrund 
stehen, großräumig die Transportwiderstände Z U  senken 
(Stichwort : Transeuropäi sc he Netze), sondern die Regionen 
umweltverträglich miteinander zu vernetzen. 

Die Regionen müssen die Möglichkeiten bekommen, mit  
eigenen finanziellen Mitteln eine Infrastruktur aufzubauen, 
die den Kriterien der Regionalisierung der Stoffströme ge- 
nügt, den Aufbau entsprechender Produktionszweige zu för- 
dern und regionale Stoffstromanalysen vorzunehmen. 
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8. Europäische Währungsunion: Ausstieg 
aus dem Zeitdiktat und Einstieg in eine 
umfassende Integration 

Ende März hat in Turin die europäische Regierungskonfe- 
renz begonnen, bei der über Anderungen und Ergänzungen 
der 1991 in Maastricht verabschiedeten Verträge zur euro- 
päischen Integration verhandelt wird. Den Schwerpunkt auf 
dieser Konferenz - die auch unter dem Signum Maastricht I1 
gehandelt wird - bilden die europäische Innen- und  Außen- 
politik. Von beidem nimmt  die Offentlichkeit vergleichswei- 
se wenig Notiz, hier bestimmen wirtschaftspolitische Themen 
die Tagesordnung. Genauer: Der in Maastricht beschlossene 
Plan einer europäischen Einheitswährung - die Euro-Währung 
- gibt Anlaß zu Hoffnungen auf Wirtschafts- und Beschäfti- 
gungswachstum einerseits und weckt Furcht vor Sozialabbau, 
Lohnkonkurrenz und Inflation andererseits. An Maastricht 
scheiden sich die Geister. Der wirkliche Grund hierfür liegt 
weniger im Für und Wider einer einheitlichen Währung,  son- 
dern in den wirtschaftspolitischen Weichenstellungen, die mit 
den Plänen zur Währungsunion verknüpft sind. 

Die Kontroversen u m  Maastricht drehen sich zumeist u m  
Zeitpläne, Einführungsmodalitäten und ökonomische Zu- 
gangsvoraussetzungen und  wirken damit sehr technokratisch 
- als Expertensache, denen die Offentlichkeit verständnislos 
gegenübersteht. Die Maastrichter Konzeption zur Einführung 
einer Währungsunion enthäl t  ein gesellschaftspolitisches 
Leitbild, das wahlweise als technokratische Notwendigkeit 
oder ökonomischer Sachzwang ausgegeben wird: Die Wirt- 
schaftspolitik soll an  die Kette ökonomischer Indikatoren 
gelegt werden und ihre autonomen Handlungsspieiräume an 
die Selbststeuerungsf'ahigkeit des Marktes abtreten. 
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Bei aller Kritik, die an den gegenwärtigen Plänen zur Ein- 
führung einer europäischen Währungsunion geübt worden 
ist, läßt sich eine Alternative zur wirtschaftsliberalen Maas- 
tricht-Konzeption bislang erst in Ansätzen erkennen. In den 
folgenden Abschnitten sollen diese Konzeption und verschie- 
dene Ansätze der  Kri t ik  beschrieben werden. Auf dieser 
Grundlage werden schließlich Vorschläge zur Europäischen 
Integration vorgestellt, die nicht nur an ökonomische Ziel- 
vorgaben, sondern an die weitergehenden gesellschaftspoliti- 
schen Ziele steigender Beschäftigung sowie des regionalen 
und sozialen Ausgleichs gebunden sind. 

8.1 Argumente für eine Währungsunion im Kon- 
text einer Wirtschafts-, Beschäftigungs- und Um- 
wel tunion 

Die Mdastrichter Konzeption einer Europäischen Währungsunion 

Die 1991 in Maastricht ausgehandelten Verträge umfassen - 
was die Frage einer Währungsunion angeht - erstens einen 
dreistufigen Zeitplan und zweitens ökonomische Zielvorga- 
ben, die sogenannten Konvergenzkriterien, deren Einhaltung 
als Zugangsvoraussetzung zur Euro- Währung gilt. 

Zeitfilan 

Die europäische Währungsunion soll in drei Stufen erreicht 
werden. Die erste Stufe hat 1990 mi t  der Aufhebung noch 
bestehender Kapitalverkehrskontrollen innerhalb der EU 
begonnen und umfaßt die Vollendung des europäischen Bin- 
nenmarktes im Jahre 1993. Neben der vollständigen Libera- 
lisierung von Handel und Kapitalverkehr ist die Beteiligung 
aller EU-Mitgliedsstaaten am Europäischen Währungssystem 



(EWS) vorgesehen. Bezüglich dieses letzten Punktes ist an- 
zumerken, daß es hier einen Integrationsrückschritt gegeben 
hat. Nach den Währungsturbulenzen im Jahre 1993 sind Ita- 
lien und Groljbritannien aus dem EWS ausgetreten, und die 
Bandbreiten zulässiger Wechselkursschwankungen wurden 
von +/-  2,25 v H  auf +/- 15 v H  erweitert. Das EWS beinhal- 
tet damit de facto flexible Wechselkurse und widerspricht 
insofern dem Konvergenzkriterium der Wechselkursstabili- 
tä t ,  das im nächsten Abschnitt vorgestellt wird. 

Die zweite Stufe ziir europäischen Währungsunion hat 1794 
niit der Gründung des Europäischen Währungsinstitutes 
(EWI)  begonnen. Die Aufgaben des E W I  bestehen darin, 
institurioneil den Aufbau einer Europäischen Zentralbank 
(EZB) vorzubereiten und auf eine Abstimmung der nationa- 
len Geldpolitiken in Europa hinzuwirken. 

In der dritten und letzten Stufe soll schließlich die Einfuh- 
rung des Euro und die Ablösung der nationalen durch eine 
zentrale europäische Geldpolitik unter Federführung der EZB 
erfolgen. Hierfür sind zwei Möglichkeiten vorgesehen. Der 
ECOFIN-Rat, der von den europäischen Staats- und  Regie- 
rungschefs gebildet wird, überprüft 1996, welche EU-Staa- 
ten die Maastricht-Kriterien erfüllen, und  gibt eine Empfeh- 
lung über die Teilnahme an der Währungsunion. Dabei kann 
der Rar positive Empfehlungen trotz Verfehlung der Kon- 
vergenzkriterien aussprechen, wenn die wirtschaftliche Ent- 
wicklung der betroffenen Staaten in Richtung einer Erfül- 
lung der Kriterien verläuft. 

Wenn der ECOFIN-Rat keine Empfehlung zur Einleitung 
der Währungsunion ausspricht, greift die zweite Option der 
Maastrichter Verträge. in  diesem Fall wird die Euro-Wäh- 
rung zu Beginn des Jahres 1999 in jenen EU-Staaten einge- 
fiitirt, die bis dahin die Konvergenzkriterien erfüllen. Diese 
z u  überprüfen, obliegt wiederum dem ECOFIN-Rat. 
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Als Zugangsvoraussetzung zur europäischen Währungsuni- 
on müssen die EU-Staaten ein finanzpolitisches und drei 
monetäre Kriterien erfüllen. 

Erstens darf das laufende Budgetdefizit eines Staates höch- 
stens 3 vH des Bruttoinlandsproduktes betragen und darf der 
Schuldenstand 60 v H  des Bruttoinlandsproduktes nicht über- 
schreiten. 

Zweitens ist eine maximale Inflationsrate erlaubt, die den 
Durchschnitt der drei Länder mit  den geringsten Preisstei- 
gerungen u m  1,5 v H  überschreitet. 

Drittens m u ß  der Wechselkurs einer Wahrung in den zwei 
Jahren vor Beginn der Währungsunion innerhalb der EWS- 
Bandbreiten verblieben sein. 

Viertens darf der langfristige Nominalzinssatz den Durch- 
schnittswert jener drei Länder mit  der niedrigsten Inflati- 
onsrate um höchstens 2 v H  übersteigen. 

Mi t  Ausnahme Luxemburgs sind derzeit alle EU-Staaten 
mehr oder weniger weit von der Erfüllung dieser Kriterien 
entfernt, und es darf bezweifelt werden, daß sich hieran bis 
zum 1. Januar 1777 - dem Stichtag zum Beginn der Wäh- 
rungsunion - etwas ändern wird. Entgegen allen Absichtser- 
klärungen der Maastrichr-Befürworter kann das Festhalten 
am derzeitigen Zeitplan und den dazugehörigen Konvergenz- 
kriterien aufgrund überhöhter Eintrittsbarrieren zum Schei- 
tern der Währungsunion führen. Aus diesem Grund sind 
Zeitplan und Konvergenzkriterien einer kritischen Uberprü- 
fung und Revision zu unterziehen. 

Hart, härter; ~ ? J Z  härtesten - Zur konservativen Maastricbt-Kritik 

Zeitplan und Konvergenzkriterien der Maastrichter Verträ- 
ge verpflichten die EU-Staaten zu einer restriktiven, aus- 
schlieMlich auf Geldwertstabilität und Haushaltskonsolidie- 
rung zielenden Politik. Andererseits können auch Ausnah- 
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men von diesen Regelungen gemacht werden, so daß es grund- 
sätzlich auch möglich ist, die Währungsunion weniger an 
ökonomischen als vielmehr an politischen Kriterien auszu- 
richten. Diese Möglichkeit hat erheblich an Bedeutung ge- 
wonnen, seit absehbar ist, da13 Deutschland und Frankreich, 
die als Kern und  Motor der europäischen Integration angese- 
hen werden können, Schwierigkeiten haben, die Maastricht- 
Kriterien ZLI erfüllen. 

Zugleich hat die Möglichkeit einer eher politisch als öko- 
nomisch bestimmten Währungsunion zu Kririk aus den Krei- 
sen konservativer Politiker sowie liberaler und monetaristi- 
scher Okonomen geführt. Diese Kritik richtet sich erstens 
gegen die Ausnahmeregelungen der Maastrichter Verträge, 
die einzelnen Ländern die Teilnahme an der Währungsunion 
ermöglichen, obwohl die geforderten Konvergenzkriterien 
nicht erreicht werden. Zweitens wird befürchtet, daß einzel- 
ne Länder nach Beginn der Währungsunion von der ange- 
strebten Austeritätspolitik abweichen könnten. Diese Sicht- 
weise beinhaltet auch, daß die wertstabile D M  durch eine 
weiche Euro-Währung abgelöst wird, die spekulativen An- 
griffen der Weltfinanzmärkte ausgesetzt ist Lind schließlich 
zu einer Schwächung des Standortes Europa gegenüber den 
Wirtschaftsregionen Nordamcrika und Südostasien fiihren 
wird. 

Damit der Wert der D M  auf den Euro übertragen werden 
kann, müssen - so die konservative Schlußfolgerung - beste- 
hende Ausnahmeregelungen gestrichen und die Konvergenz- 
kriterien auf Dauer festgeschrieben werden. An die Stelle des 
Budgetrechts des Parlaments träte dann die Haushaltsauf- 
Sicht einer mit  Sanktionsgewalt ausgestatteten Europäischen 
Zent ralbank. 

Obwohl diese Forderung mit  ökonomischen Argumenten, 
die auf die Gefahren von Inflation, Abwertung und Kapital- 
flucht hinweisen, begründet wird, scheint es im wesentli- 
chen um den Erhalt nationaler Souveränität zu gehen, die bei 
fortschreitender europäischer Integration zunehmend einge- 
srhränkt werden müßte.  Okonornischer Liberalismus kon- 
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vergiert an diesem Punkt  mit  politischem Konservatismus 
in der Forderung, die geldpolitische Souveränität des Natio- 
tialstaates zu wahren. Dabei handelt es sich im übrigen um 
dasselbe konservativ-li berale Bündnis, das nationalstaatliche 
Souveränität so gerne bestreitet, wenn es um eine beschäfti- 
gu  tigsorient i erte Wirtschaftspolitik geht .  

Schließlich kann man sich nicht des Eindrucks erwehren, 
mit  härteren Zugangsbedingungen zur Währungsunion soll- 
ten uniiberwindbare Barrieren errichtet werden. Das Ziel, die 
europäische Währungsunion zugunsten eines dauerhaften 
DM-Nationalismus zu blockieren, ist auf diesem Weg erreich- 
bar, ohne sich offen gegen die weitere Integration ausspre- 
chen z u  müssen. 

Die konservative Forderung nach dauerhafter Festschreibung 
ökonomischer Zielvorgaben und nach Sanktionen im Falle 
der Zielverfehlung zeigt beispielhaft, daß die Gestalt einer 
europäischen Währungsunion erstens nicht unveränderbar 
und zweitens Gegenstand gesellschaftspolitischer Konflikte 
ist. In den Maastrichter Verträgen ist die Frage, ob es nach 
der LVährungsunion ein deutsches Europa oder ein europäi- 
sches Deutschland geben wird, noch offen. 

Offene Fragen schaffen wirtschaftspolitischen Spielraum, 
der fiiir die Entwicklung und Durchsetzung einer beschäfti- 
gungsorien tierten Europa-Konzeption genutzt werden kann. 
Grob gesagt geht es uni die Wahl zwischen einem konserva- 
tiv-liberalen Europa auf der einen Seite, das jedes einzelne 
Land der E t J  unter die Knute der Geldwertstabilität zwingt, 
und einer demokratischen Integration andererseits, die mit 
einer bescliäftigungsorientierten Wi rtschaftspolitik verbun- 
den ist sowie soziale und regionale Ungleichheiten abbaut. 
Inwieweit eine Währungsunion solch einem Ziel dienen kann 
und wie sie fiir diesen Zweck ausgestaltet werden mulj, wird 
im folgenden z i i  behandeln sein. 
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Das Ende dei’ Kletnrtaatei’ei 

Daß die Größe eines Marktes die Grenzen von Arbeitstei- 
lung und Produktivkraftentwicklung setzt, wußte bereits der 
Ahnherr der Wirtschaftswissenschaften Adam Smith.  Von 
dieser Einsicht ausgehend, gibt es zunächst keinen Grund,  
der gegen die Erweiterung eines Marktes spricht. 

Ein Markt ist letztlich aber durch die Verwendung einer 
einheitlichen Währung gekennzeichnet, weil andernfalls Frag- 
mentierungen infolge von Wechselkursunsicherheiten, De- 
visenspekulation und Umtauschkosten zwischen verschiede- 
nen Währungen bestehen. 

Aufgrund dieser allgemeinen Uberlegung sollten die wirt- 
schaftlichen Vorteile einer Währungsunion unmittelbar ein- 
leuchten. Die Verwendung einer einheitlichen Währung  
macht Devisenspekulationen und in deren Folge Wechsel- 
kursschwankungen unmöglich. Damit entfallen bei grenz- 
überschreitenden Wirtschaftsbeziehungen Kosten für Kurs- 
sicherungsgeschäfte und erhöht sich die Kalkulationssicher- 
heit. Des weiteren fallen Transaktionskosten weg, die sonst 
mi t  Umrechnung und Umtausch zwischen verschiederien 
Währungen entstehen. 

Neben den Vorteilen, die sich für Privatpersonen und  Un- 
ternehmen aus einer einheitlichen Währung ergeben, spre- 
chen auch gesamtwirtschaftliche Argumente grundsätzlich 
für eine Währungsunion. Bei flexiblen Wechselkursen kön- 
nen einzelne Regierungen versuchen, durch Abwertung Ko- 
stenvorteile gegenüber den Unternehmen aus anderen Län- 
dern zu erzielen. Damir sollen die Ausfuhren des abwerten- 
den Landes erhöht werden. Die inländische Steigerung von 
Produktion und Beschäftigung geht natürlich zu Lasten an- 
derer Länder. Die langfristigen Aussichten einer solchen ‘Beg- 
gar-My-Neighbour-Policy’ sind zwar fragwürdig, weil es zu 
importierter Inflation, Kapitalflucht und weiteren Abwer- 
tungen kommen kann, die einen Teufelskreis bilden, der ei- 
nem Ausverkauf des Abwertunpslandes an ein Hartwährungs- 
land gleichkommt. U m  kurzfristiger Produktions- und  Be- 
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schäftigungseffekte Willen mag es dennoch zu einer ‘Beggar- 
My-Neighbour-Policy’ kommen, die möglicherweise durch 
entsprechende Gegenmahahmen  anderer Länder beantwor- 
te t  wird und darin zu einem Abwertungswettlauf führt. Des- 
sen Ende wäre zugleich das Ende eines offenen Marktes. Si- 
cherung und Aufrechterhaltung eines internationalen Mark- 
tes setzen daher eine Ausschaltung der  Währungskonkurrenz 
vora~is, was dauerhaft am sichersten durch die Verwendung 
einer gemeinsamen Währung geschehen kann. 

Schließlich behindern gerade Währungskonkurrenz, De- 
visenspekulation und stark schwankende Wechselkurse eine 
beschäftigungsorientierte Geld- und Fiskalpolitik; auch dies 
ein Argument, das für eine Währungsunion spricht. 

Die genannten wirtschaftstheoretischen Argumente wer- 
fen freilich die Frage auf, weshalb es überhaupt mehr als eine 
Währung auf der Welt gibt ,  ob die Einführung einer ein- 
heitlichen Welrwährung nicht das Vernünftigste wäre. Ge- 
gen diese LJberlegung spricht die Tatsache, daß es regionale 
Entwicklungsunterschiede gibt, die in den Austauschverhät- 
nissen - sprich Preisen - ihren Ausdruck finden. Wo Pro- 
duktionsfaktoren standortgebunden s ind,  können unter- 
schiedliche Produktivitäts- und Kostenniveaus nur durch den 
Wechselkurs ausgeglichen werden. Bei mobilen Faktoren 
kann der Ausgleich der Entwicklungsunterschiede dagegen 
auch durch Faktor- und Güterpreise erfolgen. Der Wechsel- 
kurs als Ausgleichsmecl-ianismus wird damit  überflüssig, so 
daß die Vorteile einer Währungsunion genutzt  werden kön- 
nen. Die Ausdehnung eines einheitlichen Währungsgebietes 
ist dann durch die Mobilität von Produktionsfaktoren und den 
Grad gegenseitiger Handelsbeziehungen bestimmt. Hierzu Iäßt 
sich feststellen, da13 Handel und Direktinvestitionen der EU- 
Staaten zum größten Teil innerhalb des EU-Raums verblei- 
ben. Die Einführung einer auf Europa begrenzten Einheits- 
Währung ist daher durchaus sinnvoll, was Regulierungen der 
globalen Finanzströme keinesfalls ausschließt oder unnötig 
macht. Hierauf wird in-i Zusammenhang mit alternativen 
währungspolitischen Konzepten noch einzugehen sein. 
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Po/iulisinzts und europäzscbe Integration 

Befürworter der europäischen Währungsunion lassen keine 
Gelegenheit aus, die Vorteile einer einheitlichen Währung 
herauszustellen. Dennoch zeigt sich die Offentlichkeit skep- 
tisch. Sinkenden Transaktionskosten und einer verbesserten 
Kalkulationsbasis für Auslandsgeschäfte einerseits steht auf 
der anderen Seire die Angst vor weiterem Sozialabbau, ver- 
schärfter Lohnkonkurrenz und Inflation gegenüber. Das eine 
freut Unternehmer, Manager und Aktionäre, das andere äng- 
stigt diejenigen, die von Lohnarbeit oder von sozialstaatli- 
chen Transferzahlungen abhängig sind. Letztere scheinen auch 
von einer europäischen Wirtschaftspolitik wenig zu erwar- 
ten, was kaum verwundert, da die Maastrichter Verträge eher 
auf eine Politik für Unternehmer, Manager und Aktionäre 
zielen als auf die Schaffung von Arbeitsplätzen und  den Aus- 
bau des Sozialstaates. 

Die Erfahrungen mi t  Lohn- und Sozialabbau in der Ver- 
gangenheit sowie unsichere Zukunftserwartungen machen 
diese Skepsis verständlich, solange die europäische Integrati- 
on - zu Recht - als Fortschreibung und Radikalisierung ei- 
ner neoliberalen Austeri tätspolitik wahrgenommen werden 
muß.  In  zunehmendem Maße führt dies dazu, daß sich poli- 
tisch nur jene gesellschaftlichen Kräfte äußern, die sich Vor- 
teile von einer Währungsunion versprechen. 

Dieses Mangel demokratischer Vertretung ist einer der 
Gründe der viel beklagten Politikverdrossenheir. Wegen die- 
ses Demokratiedefizits droht der sozialen Frage, die im Maac- 
trichter Konzept einer Währungsunion nicht vorkommt, eine 
populistische Wendung. 

Begründet ist die Angst vor weiterem Abstieg, vor Aus- 
grenzung und gesellschaftlicher Spaltung allemal. Mit  der 
Frage einer Währungsunion haben diese Probleme aber nicht 
notwendigerweise zu tun,  weil auch solche Wege der euro- 
päischen Integration - einschließlich gemeinsamer Währung 
- denkbar sind, die statt zu weniger zu mehr sozialem und 
regionalen Ausgleich führen. Daher ist es auch falsch, diese 

Probleme als Argumente gegen eine Währungsunion ins Feld 
zu führen. Insbesondere die Fragen der Lohnkonkurrenz und 
des Wechselkurses als Instrument der monetären Protektion 
sind hier zu nennen. 

Gegen eine Währungsunion wird häufig eingewandt, sie 
werde die Lohnkonkurrenz innerhalb der EU verschärfen, 
nationale Wohlfahrtssys teme zusätzlich beanspruchen und auf 
diese Weise eine Zunahme sozialer Ungleichheiten vetursa- 
chen. Natürlich ist es richtig, daß steigende Arbeitskräfte- 
mobilität dazu tendiert, unterschiedliche Lohnniveaus nach 
unten hin zu nivellieren, die Arbeitslosigkeit in den bisheri- 
gen Hochlohnregionen zu erhöhen und damit die Finanzpro- 
bleme der  sozialen Sicherungssysteme in diesen Regionen z u  
vergrößern. 

Diese Feststellung spricht aber nur dann gegen eine Wäh-  
rungsunion, wenn diese eine Zunahme der innereurop"' aisclien 
Migration bewirken würde. Daß die Lohnzahlung i n  Eiiro - 
im Gegensatz ZLI einer Zahlung in DM,  Franc oder Pfutid - 
in nennenswertem Umfang zusätzliche Arbeitskräftewande- 
rungen auslösen sollte, ist nicht recht einzusehen. Zudem ist 
Arbeitslosigkeit in Europa schon immer auch ein Problem, 
das regional konzentriert auftritt, ohne daß es innerhalb der 
einzelnen Staaten zu anhaltender Migration und Lohnnivel- 
lierung gekommen wäre. Gespaltene Arbeitsmärkte, sozio- 
kulturelle Bindungen der Arbeitskräfte u.a.m. haben bislang 
die voliständie Mobilität des Faktors Arbeit verhindert und 
werden dies wohl auch in Zukunft tun. Das Währungssy- 
stem hat hierfür bestenfalls eine untergeordnete Bedeutung, 

Außer zunehmender Lohnkonkurrenz als Folge einer Wäh- 
rungsunion wird häufig der Wegfall des Wechselkurses als 
Wegfall eines monetären Schutzmechanismus beklagt. Das 
Argumenc lautet, reale Produktivitätsunterschiede erforder- 
ten bei flexiblen Wechselkursen keine Lohndifferenzierun~, 
die den Produktivitätsunterschieden entspricht. Ein Aus- 
gleich finde in diesem Fall nicht über die Löhne, sondern 
über den Wechselkurs scatt. 

Wechselkursanpassung heißt, daß ein Land mit  geringerer 
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Produktivität und daher höheren Stiickkosten seine Währung 

tenzfahig anbieten zu können. Die Abwertung verhindert in 
diesem Fall, daß die vergleichsweise hohen realen Produkti- 
onskosten auf den Preis der Ware durchschlagen und diese 
gegen übe r Lande r 11 mit höherer P rod u k t iv i t ä t verteuern . Auf 
diese Weise soll ein Anstieg der Arbeitslosigkeit in Ländern 
m i t Li  n t e rd u rc hs c h n i t t 1 i cher Produktivität se n t w i c k 1 LI ng ver- 
hindert werden. 

Die Wirksamkeit eines monetären, über Wechselkursan- 
Passungen vermittelten Protektionismus kann aber bezwei- 
felt werden. Nationale Produktivitätsunterscliiede sind mit  
zu ii e h 1111 ende r International is ie r LI ng der Fertigungs p ro zes se 
immer weniger ein Resultat, das sich aus unterschiedlich pro- 
duktiven Technologien in einzelnen Ländern ergibt. Trotz 
u n t e r s c h i e d 1 i c h e r na t i o n al er P rod u k t io n s m Ode 1 le g 1 e i c he n 
sich die Produktivitäten bestimmter Industrien über Lan- 
dergrenzen hinweg aus. Produktivitätsunterschiede ergeben 
sich daher zunehmerid aus den von Land zu Land verschiede- 
nen sektoraleti Wirtschaftsstrukturen. Länder, in denen in 
hohem Maße Industrien mi t  hoher Produktivität angesiedelt 
sind, werden dann auch gesamtwirtschaftlich eine höhere 
Produktivität aufweisen als Länder mi t  einem hohen Anteil 
wenig produktiver Industrien. 

Wenn Produktivitätsunterschiede aber sektoral begründet 
sind, kann der Wechselkurs, der alle (Export-)Industrien ei- 
nes Landes gleichermal3en betrifft, keinen Ausgleich schaf- 
fen. Ein Ausgleich sektoraler Produktivitätsdifferentiale er- 
fordert, wenn er sich nicht marktmäßig einstellt, Maßnah- 
men der Kapitallenkung, kann aber nicht durch Wechsel- 
kursanpassungen bewirkt werden. 

Auch fiir das Inflationsproblem gilt, daß es wenig mit  der 
Frage einer Währungsunion zu tun hat. Sachliche Argumen- 
tation wird hier zumeist durch Unterstellungen ersetzt. Das 
läuft ciann meistens auf die Behauptung hinaus, die harte 
geldpolitische Linie Deutschlands lasse sich nicht in ganz 
Europa durchhalten, weil es i n  anderen europäischen Län- 

abwerten mul.3, um auf einem gemeinsamen Markt konkur- I 

j 

dern an Haushaltsdiszipliri und politischem Willen zur Geld- 
wertstabilisierung mangele. 

Zur  Inflationsbekämpfung sei noch angemerkt, daß eine 
restriktive Geldpoiitik durchaus zwieschlächtige Folgen zei- 
tigt. Hohe Zinsen und knappes Geld mögen zwar die Inflati- 
on i m  Zaum halten, sie führen aber gleichzeitig zu hohen 
nominalen und realen Zinsen. Davon werden Investitionen 
und  Beschäftigung negativ betroffen, während Finarizanla- 
gen und Spekulationsgeschäfte lukrativer werden. Die Kehr- 
seite einer einseitigen Antiinflationspolitik sind daher zu- 
nehmende Arbeitslosigkeit und finanzielle Instabilität. Aei- 
des Phänomene, die mindestens ebenso bedenklich sind wie 
die Inflation selbst. 

Negntive Aspekte der. A h n  r t  rtcbt - Pläne 

Wenn es einerseits gute Gründe für eine Währungsunion gibt 
und  sich andererseits viele Gegenargumente bei näherem 
Hinsehen als falsch oder vordergründig erweisen, stellt sich 
die Frage, was gegen die Unterstützung der Maastricht-Kon- 
zeption einer gemeinsamen Währung spricht. 

Selbst grundsätzliche Befürworter des in Maastricht ein- 
geschlagenen Weges zur europäischen Integration - führen- 
de  Vertreter der Bundesbank beispielsweise - weisen darauf 
hin,  daß  ein starres Festhalten am bestehenden Zeitplan zu 
einem Konflikt mit den Anforderungen der ökonomischen 
Konvergenz führt. Bis 1779 wird möglicherweise nicht ein- 
mal eine Minderheit der EU-Staaten den geforderten Krite- 
rien geniigen. Sollten Deutschland und Frankreich nicht zu 
diesem exklusiven Klub gehören, wird es sicherlich zu einem 
Aufs ch u b der Wäh ru n g s u n io n kommen . 

Problematischer ist der umgekehrte Fall, weil sich dann 
ein Kerneuropa um die Achse Bonn-Paris bilden wird. Die- 
ser Kern hätte bestimmenden politischen und wirtschaftli- 
chen Einfluß auf die gleichzeitig entstehende innereuropäi- 
sche Peripherie. Eine Spaltung Europas würde zur Entste- 
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hung eines geschlosseneii Machtzeritrunis fiihreri, das den Weg 
zu einer demokratischen und föderalen Integration verbauen 
RJ ü rd e , Die Ab  1 ösu ng cle r i n n e re LI ro pä i s c h e n Macht balanc e 
durch einen dominanten Block um Deutsihlarid und Frank- 
reich wiirde zugleich die imperialistische Konkurrenz mit  
dem nordamerikanischen und dem siidostasiatischen Block 
verschärfen. Eine Spaltung Europas könnte somit weltweite 
Konflikte und Spalturigsprozesse befördern. 

\Venn es innerhalb des Maastrichter Fahrplans 1999 zur 
XGihrungsunion einer exklusiven Minderheit kommt,  wird 
dies nicht nur zur politischen Spaltung Europas und zur Zu-  
nahme des internationalen Konfliktpotentials führen. Es wer- 
den bes t e he nde E n t w i c kl U n g su n t e rsc ki i ed e fest g e s c h r i e be n , 
und inöglicherweise wird die Polarisierung zunehmen. Un-  
ter dem wirtscliaftspolitischeti Druck, die Maastriciit-Kri- 
rerieri lind damit  die Eintrittsbedingurigen für  den Klub  
der Ketneuropäer zu erfüllen, wird Ent~ , ick lungspol i t ik  i n  
d er eu r o pä i s c li e n Peripherie LI n m ö g 1 i c h . E i n m a t k t g es t eu - 
erter AngleicIiungsprozeB, der ohne politische Interventi- 
on auskommt,  ist erst recht nicht z u  erqar ten.  Die Länder 
der europäischen Peripherie werden als Schwach~.äl i r~ings-  
landet kaum i n  der Lage sein, in nennenswertem Umfang 
anlagefähiges Kapital zu mobilisieren; im Standortwettbe- 
werb sind sie den Ländern Kerneuropas hoffnungslos unter- 
legen. 

Wenn es 1999 zur Entstehung eines Kernetiropa mit  ge- 
meinsamer Währung kommen sollte, wird zwischen Ketn- 
und Randstaaten ein Konkurrenzverhältnis entstehen, das auf 
Dauer niemandem nutzt - nicht einmal den Kapiraleigentii- 
rriern, die auf der Suche nach rentablen Aiilagemöglichkei- 
teil den inrernationaleIi Standortwettbetvetb forcieren. 

Die E-IartwährunRsländer Kerneuropas werden zu bevorziig- 
ren Anlageländern. Sie werden daher Kapitalimporre und an- 
haltenden Aufwertungsdruck auf ihre gemeinsame Währung 
erleben. Damit geraten die Exporrincliistrien dieser Länder unter 
einen Kostendruck gegeniiber den abwertenden Randstaaten, 
dem auch durch anhaltenden Lohn- und Sozialabbau nicht 

beizukommen ist. Neben sinkendem Einkommensniveau wird 
ein Anstieg der Arbeitslosigkeit die Folge sein. 

Etwas anders ist. die Situation in den Peripherieländerri. 
Abwertungen ermöglichen hier zunächst steigende Ausfuh- 
ren und Beschäftigung. Die Gefahr importierter Inflation, 
die in Abwertungsländern immer besteht, wird zu  anhalten- 
dem Druc!c auf Löhne und Sozialleistungen führen, um auf 
diese Weise die gestiegenen Importpreise zu kompensieren. 
Die Austetitätspolitik, die durch die Maastricht-Kriterien 
erzwungen wird, erfahrt somit eine tnarktgesceuerte Unter- 
niauerung. Zudem stehen Export- und Beschäftigungsstei- 
gerung auf schwachen Füßen: Erstens setzen steigende Ar- 
beitsiosigkeir und restriktive Wirtschaftspolitik in den Me- 
tropolen dem Export der Peripherien eine Grenze. Und zwei- 
tens führen immer billigere Exporte zu einem Ressourcen- 
transfer i n  die Metropolen und schränken damit  die inländi- 
schen Entwicklungspotetitiale ein. 

Die Wä'nruiigskonkurrenz zwischen europäischer Metro- 
pole und Peripherie verstärkt offenbar realwirtschaftliche und 
soziale Entwicklungsunterschiede und führt dauerhaft zu der 
Alternative vollständiger Ablösung oder einer politisch be- 
triebenen Integration. Letztere könnte durch eine Revision 
der  Maastrichter Verträge auch ohne eine Verschärfung der 
internationalen Konkurrenz, des Lohn- und Sozialabbaus so- 
wie steigender Arbeitslosigkeit erreicht werden. An die Stel- 
le einer ausschliel3lich arn Geldwert orientierten Europa-Kon- 
zeptiori miisste clann freilicli ein umfassenderes politisches 
Programm des sozialen und regionalen Ausgleichs treten. 

Auch weiterhin g ib t  es gesellschaftliche Kräfte, die - trotz 
der  Kritik aus verschiedenen Richtungen - an der Maastrich- 
ter Konzeption einer Währungsunion festhalten. Dies gilt 
zuerst natiirlich fiir die Bundesregierung, die maßgeblich an 
der Aushandlung der Maastrichter Verträge mitgewirkt hat. 
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Es gilt aber auch flir große Teile der sozialdemokratischen 
Opposition und der Gewerkschaften. Was diese Kr"f a te ver- 
bindet, ist zunächst das prinzipielle Bestreben, die europäi- 
sche Integration voranzutreiben. Bezüglich der Währunguni- 
on wird dann argumentiert, daJ3 deren Aufschub den dauer- 
haften Abbruch des Iritegrationsprozesses bedeute. Angesichts 
der stagnativen Grundrendenz in der Wirtschaftsentwicklung 
sowie der sozialen Spannungen in den meisten EU-Staaten 
ist dieses Argument sehr ernst zu nehmen. Krisenprozesse 
haben bislang immer zur Suche nach nationalen Lösungen 
und damit  zu internationaler Desintegration geführt. Das 
Problem besteht nun darin, daß die Maastricht-Konzeption 
gerade nicht zur europäischen Integration, sondern zur Spal- 
tung führt. Somit führt das Festhalten am bestehenden Zeit- 
plan und den Konvergenzkriterien zu einem substanziellen 
Integrationsrückschritt. 

Die positive Bezugnahme auf Europa ist mitunter auch nur 
eine dürftige Verkleidung deutscher Interessen. Genauer: Die 
Interessen der deutschen Exportindustrien werden kurzerhand 
als europäische Interessen ausgegeben. Aus dieser Perspekti- 
ve soll die Währungsunion möglichst früh kommen, um den 
langfristigen Trend zur Aufwertung der D M  gegenüber an- 
deren europäischen Währungen zu unterlaufen und damit 
w e c h se I k u rs b e d i n g t e Kosten n ac h t e i le aufzuheben . Trotz des 
bornierten Standpunktes, der in dieser Auffassung zum Aus- 
druck kommt,  ist die Uberlegung prinzipiell richrig. Letzt- 
lich nutzt es keiner Seite, wenn sich der Abstand zwischen 
Weichwährungsländern und Billigexporteuren einerseits und 
I-Iartwährungsländern und Kapitalimporteuren andererseits 
laufend vergrößert. Doch auch hier gilt: Der Maastrichter 
Weg zur Währungsunion verschärft dieses Problem, anstatt 
es zu lösen. Die Uberwindung von Währungskonkurrenz und 
-1iierarchie erfordert die Integration Europas Start einer Spal- 
tung in Kern- und Randstaaten. 

Obwohl tatsächlich die Gefahr besteht, da0 eine Streckung 
des gegenwärtigen Zeitplans das Projekt einer europäischen 
Gemeinschaftswährung auf  ina absehbare Zeit vertagt, dürfte 

das Beharren auf den Maastrichter Plänen - weit davon ent-  
fernt, einen Fortschritt darzustellen - den bisherigen Grad 
der europäischen Integration bedrohen. 

Wer am Ziel einer Währungsunion, die einer demokrati- 
schen und sozialen Integration Europas dient, festhalten will, 
muß  daher erstens ein umfassendes wirtschaftspolitisches 
Programm vorlegen und umsetzen, das über die Erfüllung 
restriktiver Konvergenzkriterien hinausgeht. Damit ein Auf- 
schub nicht zur Aufgabe des Zieles einer Euro-Währung führt, 
sollte es außerdem zeitliche Vorgaben zur Umsetzung einer 
integrativen Europa-Konzeption geben. Mit dieser Forderung 
sind mögliche Alternativen z u  Maastricht angesprochen, die 
in den folgenden Abschnitten vorgestellt werden. 

Aus der Gerchirhte Ier-izen? 

Irn Zentrum der an Geldwertstabilisierung und Haushalrs- 
konsolidierung ausgerichteten Maastricht-Konstruktion ste- 
hen eine einheitliche Geldpolitik für alle Staaten, die an der 
Währungsunion teilnehmen, sowie eine Europäische Zentrai- 
bank als 'Träger dieser Politik. Letztere ist unabhängig von 
nationalstaatlichen oder supranationalen Institutionen und 
verfügt gegenüber anderen Trägern der Wirtschaftspolitik 
über eine Art informelles Veto-Recht. Mit  einer Politik des 
knappen Geldes kann unmittelbar auf das Preis- und Zinsni- 
veau eingewirkt werden. 

Mittelbar besteht auch Einfluß auf die Finanzpolitik. Er- 
stens führen sinkende Preise und steigende Zinsen - beides 
Kennzeichen einer 'erfolgreichen' Stabilisierungspoli tik - zu 
einer Aufwertung der Staatsschuld. Zweitens wirkt sich solch 
eine Politik negativ auf Produktion und Beschäftigung aus, 
so daß einerseits die Steuereinnahrnen sinken, andererseits 
die Zahlungsverpflichtungen des Staates steigen. Restriktive 
Geldpolitik kann also zur Finanzkrise des Staates führen und 
so den Zwang zu Austerität und Haushaltskonsolidierung 
schaffen. 
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Dem Modell einer autonomen EZB hat die Deutsche Bun- 
desbank Pate gestanden, und die gerade beschriebenen Fol- 
gen restriktiver Geldpolitik sind aus der bundesdeutschen 
Wirtschaftsgeschichte nur zu gut  bekannt. Ein Blick in die 
Vorgescliicl~te der Bundesbank wirft allerdings auch bezüg- 
lich der Gegenwart die Frage auf, ob sich eine Zentralbank 
unausweichlich zum Staat ini Staate entwickeln muß.  Jeden- 
falls gab es mit der Bank deutscher Länder (BdL) institutio- 
nelle Ansätze, die eine derartige Entwicklung vielleicht hät- 
ten verhindern können. Die europäische Währungsunion bie- 
tet  eine Gelegenheit, solche Ansätze wieder aufzunehmen. 

Bei genauerer Analyse der Besatzungspolitik in Deutsch- 
land in der unmittelbaren Nachkriegszeit zeigen sich Brüche 
in der Geschichtsauslegung der Traditionalisten wie auch in 
den Erklärungsversuchen der Revisionisten. Weder hat die 
sowjetische Expansionspolitik die westlichen Alliierten zum 
Schutz der Freiheit des Westens gezwungen noch hat der Ein- 
fl U 13 am er i kan i s ch e r Wi r ts cha ft s i n teresse n zur Ko I1 i s i on m i t 
den Sowjets geführt und daher gesellschaftliche Reformen 
verhindert. Vielmehr hatten die Amerikaner kein langfristig 
angelegtes, in sich schliissiges Konzept. Der Faktor Deutsch- 
land hat in der amerikanischen Nachkriegspolitik mehrmals 
den Stellenwert gewechselt. Zentraler Konflikt zwischen den 
Alliierten war neben der Reparationsfrage vor allem die ge- 
plante Dezentralisierung. Die deutschen Kriegsvorbereitun- 
gen wurden von allen Alliierten in enger Verbindung mit 
der Zentralirät der politisch gesteuerten Reichsbank gese- 
hen. Großbritannien sperrte sich anfangs gegen eine Dezen- 
tralisierung, weil es der Meinung war, die Alliierten könnten 
ein zentralisiertes Bankwesen besser kontrollieren. Uber zwei 
Jahre hinweg, in denen die USA vom Morgenthau- zum 
Marshall-Plan übergingen, war eine alliierte Politik hinsicht- 
lich einer Neuordnung des deutschen Bankwesens blockiert. 
Schließlich konnten sich durch den zunehmenden Ost-West- 
Konflikt doch amerikanische Vorstellungen eines dezentra- 
lisierten föderativen Bankensystems durchsetzen. Die Ame- 
rikaner leiteten dies aus dem Potsdamer Abkommen ab, nach 

dem Deutschland eine wirtschaftliche Einheit bleiben und 
das deutsche Bankwesen dezentralisiert werden sollte. Ge- 
gen die traditionellen Vorstellungen seitens deutscher Bera- 
tungsstellen konnte am 1. März 1948 die Bank deutscher 
Länder (BdL) gegründet werden. Sie umfaßte die westlichen 
Zonen und 11 Länder mit  jeweils einer Landeszentralbank. 
Zwar unterlag der Zentralbankrat den Anordnungen der Al- 
liierten Bankenkommission (die faktisch nie eingriff), jedoch 
hatten politische Instanzen des Vereinigten Währungsgebietes 
keine Weisungsbefugnis (eine Konzeption, die später von 
Adenauer heftig bekämpft wurde). Die BdL war also das Spit- 
zeninstitut eines zweistufigen Zentraibankensystems, sie war 
eine Körperschaft öffentlichen Rechts mi t  Sitz in Frankfurt, 
juristisch eine Tochtergesellschaft der Landeszentralbanken 
(LZB). Jede LZB hatte innerhalb ihres Landes bis auf das Recht 
zur Banknotenausgabe die gleichen Rechte wie die BdL. Ih- 
nen standen also alle klassischen geldpoiitischen Instrumen- 
te zur Verfügung. Dieser föderative und dezentralisierte Auf- 
bau der  BdL funktionierte wesentlich über einen inneren 
Entscheidungsprozeß, der nach außen eine einheitliche Poli- 
tik verfolgte. Dieses zweistufige Zentralbankensystem bestand 
bis zum 3 1. Juli 1957 und wurde danach durch die Deutsche 
Bundesbank ersetzt, obwohl sich das dezentrale System be- 
währt hatte. Es ist daher von Interesse, die beiden Systeme 
miteinander ZU vergleichen. 

Neben der Konstruktion der BdL als Tochtergründung der 
LZBen ist die Unabhängigkeit von politischen Institutionen 
sowie die innere Entscheidungsorganisation bemerkenswert. 
Es ist ganz bezeichnend, daß sich demgegenüber die Grün-  
dung der  Deutschen Bundesbank durch eine hierarchische 
Änderung in der Notenbankführung, durch eine personelle 
Einflußnahme der Bundesregierung und durch eine Schwä- 
chung des Zentralbankrates ausdrückt. Damit paßt sich die 
B R D  der Tendenz zu einer Zentralisierung des Notenbank- 
Wesens an, die sich in dessen bisheriger Geschichte gezeigt 
hat. Demgegenüber war die BdL eine wichtige Ausnahme. 
Ordnungspolitisch war mit  der Gründung der BdL eine wich- 
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tige Weiche gestellt. I n  den drei Westzonen konnte keine 
Zentraiverwaltungswirtschaft und keine zentrale Staatsbank 
(wie in der SBZ) entstehen. Der dezentrale Unterbau der BdL 
war politisch im Sinne des Föderalismus wichtig, ökonomisch 
jedoch kaum zu begründen, denn eine Währungs- und Fi- 
nanzpolitik ist um so effektiver, je einheitlicher und räum- 
lich umfassender sie organisiert ist. 

Resümierend gilt also festzuhalten, daß die Gründung der 
BdL auf einen bestimmten politischen Willen zurückzufüh- 
ren ist und nicht einem blol3en ökonomischen Effizienzden- 
ken folgt. Zentrales Motiv war die Stabilisierung der West- 
Zonen in einem aufkommenden Ost-West-Konflikt. Anfangs 
unter Kontrolle der westlichen Alliierten wird ein zweistufi- 
ges, dezentrales Zentralbankensyscem errichtet, das sich tu -  
sanimen mit der gelungenen LVährungsreform 1948 und der 
Einführung einer liberalen Marktwirtschaft zu einer umfas- 
senden Neuordnung der westdeutschen Wirtschaft verband. 
Im  Zuge des „Wirtschaftswunders" und  der stärker werden- 
den Effizienzorientierung in der jungen BRD wurden mit 
Gründung der Deutschen Bundesbank aber wieder eher zen- 
tralisierende, hierarchisierende Elemente gegenüber den fö- 
derativen und dezentralisierenden gestärkt. Ahnlich wie i m  
Falle der Reichsbank setzte sich auch in den reiferen Jahren 
der BRD die Tendenz zu einem dominanten Staatsapparat in 
Gestalt der Deutschen Bundesbank durch. Zunächst ergibt 
sich aus diesem kurzen historischen Streifzug, daß einschnei- 
dende währungspolitische Brüche nicht einer rein ökonomi- 
schen Logik folgen, sondern wesentlich an politischen und 
ideologischen Orientierungen ausgerichtet werden. So gese- 
hen ist die geplante Europäische Währungsunion kein öko- 
nomietheoretisch zu begründendes Projekt, sondern explizit 
der politische Versuch, ein bestimmtes wirtschaftspolitisches 
Modell in einem Kerneuropa zu implantieren und potentiell 
zumindest auf Mirteleuropa ausdehnen zu können. Eine bloß 
zeitliche Verschiebung ändert an einem solchen Neuord- 
nungsrnodell nichts, sondern versucht nur, nicht absehbare 
Verbesserungen in den Positionen von geringer entwickelten 
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Ländern, Regionen und Okonomien zu erreichen. Von daher 
ist der entscheidende politische Eingriffspunkt das Modell 
selbst, dessen Ausgescaltung und Ziele, die auf steigende 
Beschäftigung, auf regionalen Ausgleich und soziale Integra- 
tion gerichtet sein sollten. 

Ein internationales Wäbrmgssystem 

Neben institutionellen Gegenentwütfen, wie sie mit dem 
Rekurs auf die Bank deutscher Länder im vorigen Abschnirt 
angedeutet wurden, m u ß  unter dem Stichwort Alternativen 
zu Maastricht noch die Frage des räumlichen Geltungsbe- 
reichs internationaler Währungskooperationen behandelt 
werden. Weiter oben wurde einerseits die Notwendigkeit ei- 
ner Regulierung der globalen Finanzströme betont und wur- 
den andererseits Argumente für eine europäische Währungs- 
union genannt. Ein gemeinsamer Währungsraum steilt in- 
des nur  eine Möglichkeit internationaler Währungskoopera- 
tion dar. Denkbar ist auch ein internationales Währungssy- 
stem, das eine Abst immung zwischen nationalen Währun- 
gen vornimmt, ohne diese zu ersetzen. Auch hier mag ein 
Blick zurück für die Einschätzung der Zukunft hilfreich sein, 
er richtet sich in diesem Fall auf die Geschichte des Wäh- 
rungssystems von Bretton Woods. 

Die Vision einer globalen Währungskooperation kam seit 
dem Scheitern des Brecton Woods-Systems in den siebziger 
Jahren immer wieder auf. Durch die Schwächen des Maas- 
tricht-Konzepts Kir eine Europäische Währungsunion hat sie 
erneute Aktualität erhalten. Die Vorschläge für ihre Ausge- 
staltung sind dabei durchaus unterschiedlich. Sie reichen von 
Plänen, die, ausgehend von den positiven Erfahrungen mit 
den währungspolitischen ßeschlüssen der G 7-Gipfel in den 
achtziger Jahren ,  diese Kooperation ohne weitgehende insti- 
tutionelle Anderungen ausbauen und verstetigen wollen, bis 
hin zur Schaffung eines einheitlichen internationalen Welt- 
geldes. Ern folgenden soll geprüft werden, ob diese urnfassen- 
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cie, viel diskutierte Version eine realistische Alternative zur 
europäischen Währungsunion sein kann. 

Das Ziel der globalen Währungskooperation sind stabile 
Welt-Währungsverhältnisse mit  deutlich reduzierten Wäh-  
rungsrisiken und eine weltweit gleichgewichtigere wirtschaft- 
liche Entwicklung. 

U m  dies zu erreichen, soll eine global verantwortliche 
Währungsbehörde, eine Welt-Zentralbank errichtet werden, 
in die alle nationalen Währungen gleichsam wie in eine ,,ge- 
meinsame Oberstufe" integriert werden. 

Die Welt-Zentralbank gibt  ihr eigenes Weltgeld aus, das 
man sich z.ß. als eine Erweiterung der heutigen Sonderzie- 
hungsrechte (SZR) vorstellen kann. Die einzelnen Währun-  
gen sollen zwar als Umlaufgeld weiter existieren, aber die 
Funktion des internationalen Kredit- und Reservegeldes soll 
das neue Weltgeld übernehmen. Gold sowie Dollar, Yen und 
DM, die sich heute die Funktion des Reservemediums tei- 
len, würden durch das neue 'Kunstgeld', auf das sich die Zen- 
tralbanken gemeinsam festlegen, aus dieser Rolle verdrängt. 
Die Welt-Zentralbank wäre das Clearing- und Refinanzie- 
rungszentrum aller nationalen Zentralbanken. Sie definiert 
das Wachstum der Welt-Geldmenge und die Zuteilung an 
die einzelnen Länder. 

Das System hat dreifachen Reiz: 
Erstens programmiert die internationale Festlegung der 

Welt-Geldmenge den realen und monetären Gleichschritt in 
den am System teilnehmenden Ländern. Keine Währung wäre 
,,gleicher" oder „ungleicher" als die anderen, keine wäre be- 
vorzugt oder benachteiligt. Auch die USA müßten ihre Lei- 
stungsbilanzdefizite in SZR bezahlen statt in selbst gedruck- 
ten Dollar. 

Zweitens wäre das Spekulationsrisiko durch die schwan- 
kungssicheren SZR deutlich verringert. Die SZR wären, ohne 
nationale Partikularinteressen, auf die Liquiditätskriterien 
einer Weltwirtschaft aufgebaut und deshalb nicht abwert- 
bar. Die einzelnen Währungen könnten nur in Ausnahmefäl- 
len gegenüber den SZR abwerten. Die Einigung auf streng 
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rationale, Einzelinteressen übergeordnete Kriterien setzt al- 
lerdings eine konsensuaie Einigung in.einem demokratischen 
Willensbiidungsprozeß zwischen den beteiligten Ländern 
voraus, - eine von vornherein nicht sehr realistische Annah- 
me. 

Drittens schlienlich wäre das System sicherer als das ßret- 
ton Woods-System; denn eine auf der Inflation des Reserve- 
mediums basierende Weltinflation wäre nicht mehr möglich. 

Weltgeld-Modelle können sich auf Keynes' Anfang der 40er 
Jahre entworfenes System einer Internationalen Clearing 
Union für die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg berufen. 
Keynes' Inrention war allerdings nicht so sehr die Stärke der 
internationalen Zentralbank. Vor allem ging  es ihm darum, 
den einzelnen Nationen, besonders Großbritannien, einen 
möglichst weiten Spielraum für nationale Konjunktur- und 
Beschäftigungsprogramme zur Stabilisierung der  Binnen- 
märkte zu eröffnen. Das monetäre Rahmenabkommen mit  
dem 'Bancor' als Welt-Kunstwährung sollte verhindern, daß 
die nationale Prioritätensetzung durch die internationalen 
Währungsbeziehungen gestört wurde. 

Darüber hinaus wollte Keynes den einseitigen Druck auf 
die Defizitländer verringern, indem auch den Uberschußlän- 
dern Strafzinsen auf zu hohe Guthaben bei der Welt-Zentral- 
bank auferlegt werden sollten. Durch diese Quasi-Gebühr 
sollte es weniger attraktiv für sie werden, auf Kosten der an- 
deren Leistungsbiianzüberschüsse aufzutürmen. 

Keynes wußte, daß die Organisation der Welt-Währungs- 
Verhältnisse irn Wege zwischenstaatlicher Regulierung ohne 
Kapitaiverkehrskontrollen nicht zu machen war. Hät te  Key- 
nes sich durchsetzen können, wäre es nach dem Zweiten 
Weltkrieg nicht zur Wiederherstellung eines Leitwährungs- 
Systems gekommen. 

Der Keynes vorschwebende Kunstwährungsstandard hatre 
dagegen keine Chance, weil sich die wirtschaftlichen und 
politischen Kräfteverhältnisse bereits zugunsten der USA und 
damit  zugunsten des Dollar als internationaler Leitwährung 
entwickelt hatten. 
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Die spannende Frage ist, ob unter den heutigen Bedingun- 
gen ein institutionell reguliertes Weltwährungssystem mehr 
Chancen auf Verwirklichung hat als zu Keynes’ Zeiten. 

Keynes’ Pläne finden sich nur bruchstückhaft in den Uber- 
einkiinften des Internationalen Währungsfonds wieder. Der 
Umfang der Uberbrückungskredite des I W F  blieb deutlich 
hinter Keynes’ Plänen zurück, und Guthaben der Uberschuß- 
länder wurden nicht mi t  Strafzinsen belegt. Allerdings wur- 
de mit der Forderung der  Goldkonvertierbarkeit des Dollar 
einem internationalen Medium doch eine gewisse Rolle ZU- 

gestanden. 
An die Stelle von Keynes’ Bancor trat mit dem System von 

Bretton Woods ein Währungssystem mit  dem Dollar als un- 
umstrittener Leitwährung. E5 basierte - wie jedes Leitwäh- 
rungssystem - auf der höheren Liquiditätsprämie der Leit- 
währung und der Gläubigerposition des Leitwährungslandes. 
Die abhängigen Währungen waren dagegen durch die auf 
Dauer festgelegten Wechselkurse zur externen Stabilisierung 
gegenüber dem Leitwährungsland gezwungen. So wurde im 
System von Bretton Woods mit  dem Prinzip der festen Wech- 
selkurse auch das Primat der externen Stabilisierung festge- 
schrieben. Aber diese Hierarchie der Währungen geriet be- 
reits in der zweiten Hälfte der sechziger und Anfang der sieb- 
Ziger Jahre in Bewegung, weil die USA mit  einer an ihren 
inneren Bedingungen orientierten Politik der Entknappung 
des Dollar der Leitwährungsfunktion zunehmend zuwider- 
handelten. Anders ausgedrückt, innere und äul3ere Verschul- 
dung der USA konnten mit  selbst gedruckten Dollar bezahlt 
werden, während den abhängigen Ländern, vor allem Japan 
und Westeuropa, die Aufgabe zugeschoben wurde, die US- 
Währung durch Ankauf von Dollar zu festen Wechselkursen 
zu stabilisieren. 1973 brach das System endgültig zusam- 
men, weil sich die Partnerländer weigerten, die US-Defizite 
weiter zu finanzieren. 

In der darauf folgenden Phase der Währungskonkurrenz 
kam es zur Explosion des Weltkapitalverkehrs, in der die Fi- 
nanzmärkte weit über die Zunahme des Warenverkehrs und 

die Erfordernisse des langfristigen Kapitalverkehrs hinaus- 
schossen. Befördert durch das System flexibler Wechselkurse 
gerieten die Länder der Dritten Welt immer tiefer in die 
Schulden- und Verarmungsfalle. 

Kapitalflucht aus den Schwachwährungsländern und der 
labile Dollar trieben dagegen, so die Meinung der Kritiker 
flexibler Wechselkurse, insbesondere D M  und Yen in die 
Aufwertung. Verständlich also der  Wunsch, Währungssta- 
bilität und größere Gleichberechtigung der Währungen her- 
zustellen. 

Argumente gegen eine globale Währungsintegration 

Trotz berechtigter Kritik am Maastricht-Konzept einer Wäh-  
rungsunion stellt die globale Währungsintegration keine rea- 
listische Alternative dar, weil sie gegen die Funktiorislogik 
der Währungsmärkte nicht durchzusetzen ist. 

Ihre Befürworter mißdeuten das gegenwärtige System der 
Währungskonkurrenz als eine Ar t  Gemüsemarkt, wo die 
Währungen ohne einen festen Anker wie Eier, Tomaten, 
Zwiebeln und Kartoffeln gehandelt werden. 

Aber auch die Konkurrenz der  Währungen nach dem Zer- 
fall des Bretton Woods-Systems ist kein Gemüsemarkt. Die 
Existenz von schwachen und starken Währungen drückt  
Marktkonstellationen aus, die durch institutionelle Arran- 
gements nicht einfach zu überwinden sind. 

In  den siebziger und achtziger Jahren entstand eine Re- 
gionalisierung der Währungsräume, in der sich Dollar, D M  
und Yen als regionale Leitwährungen etablierten. Auch wenn 
das EWS in seiner alten Form zerbrochen ist, bleibt die Re- 
gionalisierung der Währungsräume die gültige Alternative, 
solange keine neue Welt-Hegemonialwährung an die Stelle 
der  alten tritt.  

Ein Weltgeld läuft dem Trend zu regionalisierten Leitwäh- 
rungssystemen entgegen und trifft insofern genauso wie zu 
Keynes’ Zeiten auf den Widerstand der Geldvermögensbe- 
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sitzer. Die Ausrichtung an den schwächeren Währungen 
macht es weniger stabil als die regionalen Leitwährungskan- 
didaten, und insoweit stimmt die monetär-keynesianische 
Kritik: Das Weltgeld ist ein Medium, das keiner haben und 
das vor allem keiner halten will. Die institutionellen Rege- 
lungen, die es an der Macht halten müßten, sind wahrschein- 
lich zu schwach, um es gegen stärkere nationale Währungen 
durchzusetzen. Daher werden Dollar, Yen, DM oder später 
ECU oder Euro weiter um ihre regionale und/oder interna- 
tionale Position kämpfen. Ein realer Euro, der an die Stelle 
der nationalen europäischen Währungen t r i t t ,  ist zu gegebe- 
ner Zeit und unter verbesserten wirtschaftlichen, politischen 
und sozialen Voraussetzungen eine realistischere Perspektive 
als eine Kunstwährung, die Weltgeld-Qualität erlangen soll. 

Eine einheitliche europäische Währung verbessert dann 
auch die Aussichten für eine globale Währungskooperation. 
Deshalb muß aber auch ganz klar sein: Es wäre eine Illusion, 
zu glauben, man entgehe dem Zwang der internationalen 
Währungsmärkte, indem man innerhalb der EU die Wäh- 
rungen abschafft. Wenn offene Waren- und Kapitalmärkte 
beibehalten werden, dann steht die europäische Geldpolitik 
nach wie vor im globalen Zusammenhang zu den sich weiter 
formierenden Räumen von Dollar und Yen. Europäische In- 
tegration, die die externe Stabilisierung außer acht läßt, läuft 
Gefahr, der Spaltung der Weltwirtschaft in protektionisti- 
sche Währungsblöcke Vorschub zu leisten. 

8.2 Wirtschaftspolitischer Kurswechsel und Ver- 
schiebung der Währungsunion 

Entscheidender als die Probleme institutioneller Ausgestal- 
tung und internationaler Regulierung des Weltwährungssy- 
stems ist die Frage nach einem alternativen Gesamtkonzept 
europäischer Integration, in das eine gemeinsame Währung 
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eingebettet werden kann. Ein Gegenentwurf zur Maastricht- 
Konzeption besteht darin, die Währungsunion zu verschie- 
ben und zunächst die wirtschaftlichen Voraussetzungen für 
eine Vergemeinschaftung des Geldes und der Geldpolitik in 
Europa zu schaffen. Diese Voraussetzungen erschöpfen sich 
allerdings nicht in den monetären Konvergenzkriterien, die 
im EG-Vertrag und in seinen Protokollen festgesetzt worden 
sind. Es geht vielmehr um eine reale wirtschaftliche Annähe- 
rung als Grundlage dafür, daß Mitgliedsländer auf das wirt- 
schaftspolitische Instrument des Wechselkurses verzichten 
können, ohne in große Schwierigkeiten zu kommen. Das er- 
fordert einen weitreichenden Kurswechsel in der Wirtschafts- 
politik. Sein Kern besteht in der Erweiterung des Konzeptes 
der wirtschaftlichen Stabilität und wirtschaftspolitischen Sta- 
bilisierung. Orientierung an wirtschaftlicher Stabilität soll- 
te mehr beinhalten als Kampf gegen die Inflation und für 
den Ausgleich der öffentlichen Haushalte. Stabilität bedeu- 
tet auch die Sicherheit des Arbeitsplatzes, Beschäftigung für 
alle und die Gewißheit, im Alter oder bei Krankheit nicht in 
Armut zu stürzen. Auch der Schutz der natürlichen Umwelt 
gehört zu einer tragfähigen wirtschaftlichen Entwicklung. 
Wirtschaftspolitik soll sich durchaus um die Stabilität des 
Preisniveaus kümmern. Wenn sie sich aber darin erschöpft 
und meint, auf den Einsatz besonderer wirtschaftspolitischer 
Instrumente zur Verwirklichung anderer Wohlstandsziele 
verzichten ZU können, führt dies zu sozialer und ökologischer 
Destabilisierung in Form von Arbeitslosigkeit, Armut und 
Umweltzerstörung. Eine derartig einseitige Stabilisierungs- 
Politik kann verständlicherweise nicht mit  grenzenloser Lei- 
densbereitschaft der Betroffenen rechnen. 

Der Vorschlag besteht also darin, die Verschiebung des 
Eintritts in die dritte Stufe der Währungsunion mit der Ein- 
leitung eines wirtschaftspolitischen Kurswechsels zu verbin- 
den. Wirtschaftspolitik sollte sich an einem umfassenderen 
Zielkomplex ausrichten, der monetäre, beschäftigungs- und 
güterwirtschaftliche, soziale und ökologische Teilziele um- 
faßt und für dessen Verwirklichung der Einsatz vieler ver- 
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schiedener Instrumente erforderlich ist. Diese können sich 
überschneiden oder auch in Widerspruch zueinander gera- 
ten, - weshalb eine politische Abst immung über den richti- 
gen policy-mix erforderlich ist. 

, Im folgenden wird die vorgeschlagene Option im Hinblick 
auf vier Fragen konkretisiert: 

1. Welche wirtschaftspolitischen Prioritäten und Haupt -  
orientierungen sind zu verfolgen, welche Instrumente einzu- 
setzen ? 

2. Wie sollen die währungspolitischen Verhältnisse in der  
EU während der längeren Übergangszeit zur Währungsuni- 
on gestaltet werden? 

3. Welche Strategie ist angesichts der neuen welthistori- 
schen Lage gegenüber den osteuropäischen Ländern einzu- 
schlagen? 

4 .  Welche Vertragsänderungen werden vorgeschlagen? 

Hauptelen~nie einer unzfassenden StabilisierunK.~olitik 

Stahilisiemng der Bescha9igung 
Die tragende Grundlage der realwirtschaftlichen Stabilisie- 
rung sind die schnelle und deutliche Verminderung der Ar- 
beitslosigkeit und die Herstellung der Vollbeschäftigung in 
überschaubarer Zeit. Hierbei kann an die Zielsetzung und 
teilweise auch an die Instrumente des Weißbuchs für Wachs- 
tum,  Wettbewerbsfahigkeit und Beschäftigung vom Dezem- 
ber 1993 angeknüpft werden. Die dort vorgeschlagenen De- 
regulierungen des Arbeitsmarktes durch Abbau sozialer 
Schutzrechte werden allerdings kaum Arbeitsplätze in rele- 
vanter Zahl schaffen, sondern statt dessen die soziale Lage 
aller Lohn- und Gehaltsabhängigen verschlechtern. 

Als zeitlichen Rahmen und quantitative Orientierung für 
eine Politik der  beschäftigungspolitischen Stabilisierung 
schlagen wir einen Drei-Phasen-Plan vor: 
- In der ersten Phase bis zum Jahre 2000 sollte zum einen 

das Niveau der durchschnittlichen Arbeitslosigkeit in der E U  

auf die Hälfte - d .h .  auf eine Arbeitslosenquote von rund 
5 , 5  v H  und eine Zahl von knapp 8 Millionen - gesenkt wer- 
den. Darüber hinaus sollten die extremen Überschreitungen 
des Durchschnitts - insbesondere in Spanien, Finnland und 
Irland - halbiert werden. 
- In  der zweiten Phase bis zum Jahre 2005 geht es darum, 

diese Halbierung des durchschnittlichen Niveaus und der 
Ausschläge nach oben noch einmal zu wiederholen. 
- In  der dritten Phase, die bis zum Jahre 2010 abgeschlos- 

sen sein sollte, wird dann die Vollbeschäftigung wiederher- 
gestellt, d .h .  die tatsächlich gemessene Arbeitslosigkeit wird 
sich im wesentlichen auf Friktionen des Arbeitsmarktes zu- 
rückführen lassen. 

Die Instrumente dieser Beschäftigungspolitik bedürfen 
keiner großFn theoretischen Neuentdeckung oder -begrün- 
dung.  Sie sind zum großen Teil im Weißbuch schon angege- 
ben, gehen dort aber zum Teil unter oder werden durch Maß- 
nahmen konterkariert, die absehbar keine relevanten beschäf- 
tigungspolitischen Wirkungen haben werden. Die zur Wie- 
derherstellung der Vollbeschäftigung geeigneten Instrumente 
lassen sich in vier große Gruppen einteilen: 
- Erstens die Auflage großer öffentlicher Investitionspro- 

gramme, besonders in den Bereichen eines umweltfreundli- 
chen Umbaus des Nah-  und Fernverkehrs, der Erschließung 
neuer Energiequellen und  einer Dezentralisierung der Ener- 
gieversorgung sowie im Wohnungsbau. 
- Zweitens muß  auch der  öffentlich verantwortete und fi- 

nanzierte Sektor nicht etwa abgebaut, sondern ausgebaut 
werden - vor allem in den Bereichen Bildung, Kultur, am- 
bulante Dienste, Beratungen etc. Dies sollte möglich sein, 
ohne daß eine schwerfällige und teure Bürokratie entsteht. 
- Drittens die Förderung privater Investitionen, besonders 

i m  Bereich arbeitsintensiver kleiner und mittlerer Unterneh- 
men,  Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe. 
- Viertens weitreichende Arbeitszeitverkürzungen in den 

verschiedensten Formen. Sie müssen zwar vorwiegend durch 
die Tarifpartner - zu denen allerdings auch die Arbeitgeber 
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des öffentlichen Dienstes gehören - vereinbart und ausge- 
staltet werden. Doch kann ihre wirtschaftspolitische Flan- 
kierung und Förderung etwa durch die soziale Absicherung 
bei den späteren Renten und durch eine entsprechende Ge- 
staltung des Arbeitszeicrechts hierbei sehr hilfreich sein. 

Eine solche Beschäftigungsstrategie kostet viel Geld und 
wirft daher erhebliche Finanzierungsprobleme auf, die wei- 
ter unten gesondert zu behandeln sind. Bereits hier sei aber 
darauf hingewiesen, daß es sich dabei vorwiegend um Übet- 
gangsprobleme handelt, weil sich erfolgreiche Beschäftigungs- 
Politik über steigende Steuereinnahmen zumindest teilweise 
selbst finanziert. 

Soziale Stabilisierung 
Unter sozialer Stabilisierung ist nicht die europaweite Har- 
monisierung der sozialpolitischen Sicherungs- und Unter- 
stützungssysteme zu verstehen. Dies wäre wegen der teilweise 
sehr unterschiedlichen Traditionen und Strukturen weder mög- 
lich noch wünschenswert. Wünschenswert und möglich ist 
jedoch die Herstellung und Gewährleistung eines Mindesrni- 
veaus an sozialen Standards und Rechten in allen Mitglieds- 
Iändern, wobei die konkreten Umsetzungsformen verschie- 
den sein können und werden. Eine Programmatik für derar- 
tige Mindeststandards rnuß nicht erst entwickelt werden, sie 
liegt in der 1989 von 11 der damals 12 Mitgliedsländet verab- 
schiedeten Charta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer 
bereits vor, und die Wege zu ihrer Verwirklichung sind im 
Protokoll über die Sozialpolitik für 14 der 15 Mitgliedsländer 
vorgezeichnet. Auch hier fehlt es in erster Linie am politischen 
Willen, die möglichen Wege zu beschreiten und einen nach 
dem Vertrag von Maastricht möglichen sozialpolitischen Kurs- 
wechsel einzuleiten. Es müßte für eine nicht von vornherein 
monetaristisch verengte Sicht beispielsweise einleuchten, 
wenn weitere Fortschritte in der monetären Integration oder 
auch der Arbeitnehmer- und Niederiassungsfreizügigkeit von 
der Erfüllung bestimmter Normen der Nichtdiskriminierung 
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und der sozialen Mindestsicherung abhängig gemacht werden. 
Ebenso sollte es einleuchten, als Ziel der europäischen Sozial- 
politik die Halbierung der Zahl der gegenwärtig 55 Millionen 
Armen bis zum Jahre 2000 und ihre nochmalige Halbierung 
in den folgenden fünf Jahren sowie die Beseitigung von Ar- 
mut bis zum Jahre 2010 anzustreben. 

Regionaler Ausgleich 
Eine Politik des regionalen Ausgleichs zielt auf die Vermin- 
derung der Unterschiede im Pro-Kopf-Einkommen in den 
Mitgliedsländern und in den verschiedenen Regionen Euro- 
pas ab. Als Orientierung kann dabei beispielsweise die Hal- 
bierung des Einkommensrückstandes der ärmeren Länder bis 
zum Jahre 2000 dienen. Für die drei ärmsten Länder würde 
dies die Anhebung des Pro-Kopf-Einkommens von durch- 
schnittlich 64 VH im Jahre 1995 auf 82 vH des Gemein- 
schaftseinkommens bedeuten. Die dann erreichte Unter- 
schiedlichkeit entspräche in etwa der, die aktuell in den USA 
vorliegt. Sie sollte in einer zweiten Phase der regionalen Aus- 
gieichspolitik weiter vermindert werden. Hier geht es nicht 
in erster Linie um soziale Transfers, sondern um Maßnahmen 
zur Förderung der Produktivität in den weniger entwickel- 
ten Ländern und Regionen, also vor allem um Förderung der 
Forschungs- und Entwicklungspotentiale und entsprechen- 
der Institutionen. Eine Politik des regionalen Ausgleichs sollte 
sich allerdings nicht einfach daran ausrichten, jede rückstän- 
dige Region möglichst schnell an die vorhandenen Wachs- 
tumsregionen anzukoppeln und mit ihnen eng zu vernetzen. 
In einem Modell tragfähiger Entwicklung für Europa kommt 
es vielmehr darauf an, vordringlich die regionalen Potentiale 
für eine Kreislaufwirtschaft zu entwickeln und weitergehen- 
de ökonomische Vernetzungen nur dort zu schaffen, wo weit- 
räumige Arbeitsteilung SO vorteilhaft ist, daß sie die ökolo- 
gischen und sozialen Kosten stärkerer Faktormobilität über- 
kompensiert. 
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Monetäre Stabrlirierung 
Natürlich muß die Stabilisierung des Geldwertes auch in ei- 
ner Politik, die einem umfassenderen Stabilitätsziel verpflich- 
tet ist, eine wesentliche Rolle spielen. Insofern kann das Kon- 
vergenzkriterium, das die Verringerung der Inflationsdiffe- 
renzen auf 1 ,5  Prozentpunkte zum Durchschnitt der drei 
besten Länder verlangt, beibehalten werden. Sinnvollerweise 
sollte die Geldpolitik der Mitgliedsländer in der Phase vor 
der Währungsunion eng koordiniert und die Ausdehnung 
der Geldmenge kontrolliert werden, und die Zentralbanken 
sollten eine gewisse Unabhängigkeit gegenüber tagespoliti- 
schem Opportunitätsdenken erhalten. Das Zins-, Offenmarkt- 
und Reserveinstrumentariurn ist prinzipiell geeignet zur Sta- 
b i I i s i e ru n g des Preisniveaus . Die m o n e t a r i s t i s c h e F i x i e r u ng 
auf Inflationsbekämpfung als einzige Aufgabe der Geldpoli- 
tik entspricht allerdings weder der Unterschiedlichkeit der 
wirtschaftlichen Ausgangssituationen in den einzelnen Mit- 
gliedsländern noch der Komplexität der erforderlichen Wirt- 
schaftspolitik. Eine grundsätzlich an der Stabilität des Geld- 
wertes orientierte Politik sollte vielmehr mi t  einer differen- 
zierten Feinabstimmung hinsichtlich bestimmter Regionen 
oder Sektoren verbunden werden. Derartige Feinabstimmung 
braucht nicht den Umweg über den Geschäftsbankensektor 
zu gehen, sondern kann auch durch die Zentralbanken selbst 
vorgenommen werden, - was der Gesellschaft erhebliche 
Kosten sparen würde. 

Stabilisierung der Jinanziellen Basir f ü r  einen uhtscbaftsditi- 
schen Kurstuecbsei 
Für die meisten der skizzierten Politikbereiche und Maßnah- 
men braucht die EU zumindest übergangsweise mehr Geld, 
als sie gegenwärtig hat. Z u  diesem Zweck schlagen wir er- 
stens eine Verdreifachung der Eigenmittelbasis von 1,2 auf 
3,6 vH des BIP vor. Die Mittel sollten weitgehend nicht durch 
Steuererhöhung, sondern durch Umschichtung und Umwid- 
mung von Steuereinnahmen der Mitgliedslärider auf die EU 
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aufgebracht werden. Mittelfristig sollte ein bestimmter An- 
teil - etwa zunächst 10 v H  - des Mehrwertsteueraufkom- 
mens der Mitgliedsländer von vornherein zu Eigenmitteln 
der EU erklärt werden. Zweitens sollte das Verbot der direk- 
ten Staatsverschuldung bei den Zentralbanken aufgehoben 
werden: Der Zugang von Regierungen zur direkten Finan- 
zierung bestimmter - tagespolitischen Opportunitäten ent- 
zogener - Ausgaben durch die Zentralbanken ihrer Länder 
sollte erleichtert werden. Die damit  verbundene erhebliche 
Entlastung des staatlichen Schuldendienstes wird zwar auf 
den Widerstand marktradikaler Orthodoxie und vor allem 
den des privaten Bankgewerbes stoßen, ist jedoch politisch 
vernünftig. Denn hier handelt es sich um die bevorzugte Be- 
handlung von Kreditaufnahme des öffentlichen, d .h .  durch 
parlamentarisch legitimierte politische Willensbildung ge- 
tragenen Sektors, dessen Ziel nicht die Maximierung priva- 
ter Gewinne, sondern die Schaffung und Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Infrastrukturen und  Leistungen ist, ohne die 
auch eine kapitalistische Marktwirtschaft nicht funktionie- 
ren kann. Daß diese öffentlichen Leistungen über die Gewin- 
ne des privatwirtschaftlichen Bankensektors vermittelt und 
somit verteuert werden sollen, ist weder ökonomisch vernünf- 
tig noch politisch gerechtfertigt, - und es kostet die Öffent- 
lichkeit viel Geld, das besser anders verwendet würde. Dem 
Einwand, daß  durch eine solche Konstruktion der Begehr- 
lichkeit und dem Opportunismus des Parlamentes Tür  und 
Tor geöffnet und damit unkalkulierbare Inflationsgefahren 
heraufbeschworen würden, Iäßt sich durch die Pflicht zur 
Kooperation und Abstimmung zwischen Parlament und Zen- 
tralbank begegnen, bei der die Zentralbank durchaus einen 
besonders starken Akzent auf die Vermeidung von Inflati- 
onsgefahren legen sollte. Sie darf aber andererseits nicht über 
die Macht verfügen, ein politisch und gesellschaftlich getra- 
genes wirtschaftspolitisches Programm zur Überwindung der 
Arbeitslosigkeit und zum ökologischen Umbau aufgrund ei- 
gener Fixierungen auf eine umstrittene ökonomische Theo- 
rie zerschlagen zu können. 
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Wäbrungspoliiiscbe Stabilisierung 

In währungspolitischer Hinsicht wird zut Stabilisierung der 
Wechselkurse zweierlei vorgeschlagen: 

Erstens: eine Reform des Europäischen Währungssystems 
(EWS) durch 
- Wiederherstellung der engeren Bandbreiten von vor 1993 

(2 ,25  bzw. 6 vH nach unten und oben); 
- strenge Interventionspflicht der Zentralbanken; 
- regelmäßige Realignment-Konsultationen (vierteljähr- 

lich) und entdramatisierte Realignments, die an den Um- 
fang und die Hartnäckigkeit der Interventionen gebunden 
werden sollten. 

Die Rückkenr zur Praxis entdramatisierter Realignments 
als wesentliches neues Element dieser Reform hat mehrere 
Vorteile. Sie schützt die intervenierenden Zentralbanken vor 
der Gefahr bodenloser Interventionsverpflichtungen. Gleich- 
zeitig schützt sie die für Spekulation anfälligen Währungen, 
ohne den Druck von den Regierungen dieser Länder zu neh- 
men, etwas für die Angleichung der fundamentals zu tun. 

Zweitens: eine Erschwerung der Devisenspekulation durch 
die Einführung einer Devisentransaktionssteuer. Da ein er- 
heblicher Teil der Devisenspekulation - im Unterschied zu 
Direktinvestitionen und Wertpapieranlagen - nicht in lang- 
fristigen Dispositionen besteht, die auf langfristig erhebli- 
che Kursveränderungen spekuliert, sondern kurzfristige Mit- 
nahme marginaler erwarteter Kursdifferenzen beinhaltet, ist 
eine Devisenumsatzsteuer durchaus wirksam. Es wird vorge- 
schlagen, die Devisenumsätze mit Währungen der EU mit 
einem geringeren Steuersatz (etwa 0,5 vH) zu belegen als die 
Spekulation zwischen EWS-Währungen und Drittwährun- 
gen ($ oder Yen, 1 vH). Eine solche Maßnahme kann mit 
Aussicht auf Erfolg auch im Alleingang der EU durchgeführt 
werden, wenn sie mit  einer Steuer auf Kredite in EWS-Wäh- 
rungen an ausländische Banken (bzw. Töchter oder Zweig- 
niederlassungen europäischer Finanzinstitutionen an auslän- 
dischen Bankplätzen) verbunden wird. Diese Wiedereinfüh- 
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rung von Kapitalverkehrskontrollen wird zwar auf ideologi- 
schen Protest und interessengeleiteten Widerstand stoßen, 
verstößt allerdings nicht gegen die Regeln ökonomischer 
Vernunft. Denn die Liberalisierung des Kapital- und Zah- 
lungsverkehrs im Zuge des Binnenmarktprogramms war ja 
erklärtermaßen kein Selbstzweck, sondern ist ursprünglich 
mit der Behauptung verbunden gewesen, daß dadurch die 
effiziente Allokation ökonomischer Ressourcen und die rei- 
bungslosere Abwicklung des Zahlungsverkehrs ermöglicht 
würden. Beides ist jedoch bei kurzfristiger Spekulation, die 
auf die Mitnahme marginaler Zinsdifferenzen und Wechsel- 
kursänderungen abzielt, nicht gegeben. 

In einer fortgeschritteneren Stufe - u.U. nach einer allge- 
meinen Verengung der EWS-Bandbreiten auf 1 vH bzw. 2 vH 
- sollte dazu übergegangen werden, die einzelnen EWS- 
Währungen völlig aus dem Handel mit Drittwährungen her- 
auszunehmen und diesen Handel nur noch als Euro-Handel 
zuzulassen. Auch das bedeutet eine Wiedereinführung von 
Kapitalverkehrskontrollen, für die das oben Gesagte gilt. 

Mittel-  und osteuropiGscbe Länder ( M O E L )  

Die seit Ende 199 1 abgeschlossenen Europa-Abkommen mit 
mittlerweile zehn mittel- und osteuropäischen Ländern (Po- 
len, Ungarn, Tschechien, Slowakei, Rumänien, Bulgarien, Slo- 
wenien, Lettland, Litauen, Estland) stellen deren Beitritt zur 
EU in Aussicht, enthalten jedoch weder Termine noch präzise 
Bestimmungen fur die Prozesse der Annäherung und des Uber- 
gangs. Damit die Verbindung ohne größere Einbrüche vor sich 
gehen kann, muß einerseits die Wirtschaft der MOEL gestärkt 
werden, andererseits müssen auch die Wirtschaftsstruktur und 
Wirtschaftspolitik der EU sich verändern, insbesondere auf dem 
Gebiet der gemeinsamen Agrarpolitik. Dies kann vor allem - 
unbesrhadet der Fortführung bestehender bilateraler Beziehun- 
gen - in drei Bereichen der Wirtschaftspolitik geschehen: 
- Erstens sollte die wirtschaftliche und industrielle Ko- 
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Operation und Verflechtung der MOEL untereinander ver- 
stärkt gefördert und damit ein ProzelS deutlich unterstützt 
werden, der mit der Griindung der Visegrad-Gruppe begon- 
nen wurde. Dies entspricht sowohl den regionalen Potentia- 
len als auch einer längerfristigen ökologischen Orientierung, 
die eher auf regionale Kooperation und Verflechtung als auf 
weiträumige internationale Arbeitsteilung setzt. Auch bei 
einer Abkehr von einem vorwiegend exportorientierten Ent- 
wickiungsmuster bleiben aber Außenhandelsbeziehungen 
auch für die MOEL wichtig. Dabei sollte mittelfristig ein 
besonderer Akzent auf die Beziehungen zu den Staaten der 
ehemaligen Sowjetiinion gelegt werden. 
- Zweitens müssen die wirtschaftlichen Austausch- und  

Kooperationsbeziehungen zwischen den MOEL und der EU 
mit Orientierung auf ein mittelfristiges Gleichgewicht in den 
Handelsbeziehungen entwickelt und  verändert werden. Es 
ist insbesondere wichtig, da13 die aktuelle Tendenz zur Ver- 
schlechterung der Aullenhandelsposition der MOEL gestoppt 
wird. Während bis 1990 die meisten dieser Länder - soweit 
sie selbständige Staaten waren - eine ausgeglichene Handels- 
bilanz oder sogar einen leichten Ausfuhrüberschuß gegen- 
iiber der EG hatten, gerieten sie in den nachfolgenden Jahren 
überwiegend ins Defizit. Dieses kann zwar durch mehr Ka- 
pitalimporte etwa durch westliche Direktinvestitionen zeit- 
weise kompensiert werden. Aber erstens geschieht das nur  in 
vergleichsweise geringem Maße. Zweitens ist mi t  beiden 
Prozessen die Gefahr verbunden, daß die MOEL im wesent- 
lichen zum Absatzgebiet bzw. zu verlängerten Werkbänken 
für westliche - irn wesentlichen deutsche - Unternehmen 
werden. Das aber würde den Aufbau einer eigenständigen 
i ndiist riellen Basis massiv behindern. 
- Drittens sollte die intra-regionale Verflechtung der MOEL 

und ihre Kooperation mit der EU auch auf dem Gebiet der 
Währungen und der Währungspolitik verstärkt werden. Z u  
diesem Zweck empfiehlt sich für eine Ubergangszeit die Ein- 
richtung einer intra-regionalen Zahlungsunion zur multila- 
t e r a 1 e n Ab  w i c k 1 U n g des i n t e r n a t i o n a 1 e n Za h 1 U n g sve r ke h r s 

z w i s c l ~ ~ n  den hlOEIA. Zur  Vermeidurig störender Wechsel- 
k LI rs s c h n; a n k U ng e n so I I t e e i n os t eu ropäi sc her Wec h Se 1 ku rs - 
stabilisier~irigsfoncfs gebildet werden, der jeweils hälftig von 
den M O E L  ciriti der  EU gespeist wird und aus dem Interven- 
t i o n e n d e r No t c II ba I 1 ke n z ii r Ku rss t a b i 1 i s i e ru ng fi n an z i e rt 
werden können. Diese Interventiorien sollten auf einem ähn- 
. .  . 
iichen System fester Verabredungen zwischen den MOEL 
beruhen. wie das beim EWS in den achtzigerJahren der Fall 
war Der Ilnterschied zwischen dem osteuropäischen Wech- 

., selkursstabilisierLirigsfonds und dem Europäischen Fonds für 
w äli r u n g s po i i t i s c h e Z u  sam m e nar bei t (E F W 2) besteh t vo r 
allem i n  der Mitfinanzierung des ersten durch die EU. So- 
bald die mährungspolitische Stabilisierung in den MOEL fort- 
geschritten ist, sollte die Zahlungsunion in das EWS inte- 
griert werden, - wobei für die MOEL möglicherweise größe- 
re Bandbreiten als fiir die Mitgliedsländer der EU gelten kbn- 
rien. 

Die hier vorgeschlagene Veränderung der europäischen Inre- 
grationspolitik könnte notfalls ohne einschneidende förmli- 
che Veränderungen des Vertrages von Maastricht umgesetzt 
werden. Fiir die Politik gegenüber den MOEL ist das ganz 
unproblematisch, weil es hierüber weder im Vertrag über die 
Europäische Union noch irn EG-Vertrag (EGV) Bestimmuri- 
qen gibt  und die Politik der EU sich entweder auf Verabre- 

auf Art. 2 3 5  EGV stützen kann. Derartige Politikerweite- 
ru nge n U n ci -ve rän d e r u ng e n durch z w i s c he ns t aat 1 ich e Ver- 
abredung und Vereinbarung außerhalb des Vertragstextes sind 
in der Geschichte der EG durchaus üblich gewesen. Sowohl 
die Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ) als auch 
Umwelt-, Forschungs- oder Regionalpolitik wurden von der 
EG faktisch politisch praktiziert, bevor sie 1986 Eingang i n  
die  Einheitliche Europäische Akte fanden. Selbst das viei- 

L dungen und Abkommen zwischen den Mitgliedsläriderri oder 
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leicht wichtigste zwischeristaatlicl~e Regi.ilierurigssystein, das 
Europäische Währungssystem (EWS), wurde neben dem Ver- 
trag durch Regierungsvereinbarullg eirigerichtet und ist bis 
heilte kein Bestandteil des EGV (wenn es auch dariri erwähnt 
wird) .  

Erheblich probleniatisclier diirfte es allerdings sein, den 
vorgeschlagenen und zur ökoriotnisclien, sozialen und ökolo- 
g i s c li e n Stab i I i s i e ru ng i n E L i  ropa er fo rde r I ich e n w i r t s c I1 a ft s - 
politisctien Kurswechsel auf der  Grundlage des aktuell gel- 
te n de n Ve r t rag s t extes durch zu fii h re 11. Zwar i s t auc Ir dies 11 i c h t 
L i  n niög 1 ich , wenn der Ve r t ragst e x t e n t s p re c I ie n d i n t e r p  re t ie r t 
und gedehnt wird. Sogar die ßesrimniuiig, dalS die Währungs- 
union spätestens am 1.1.1999 beginnen wird,  ist nicht so 
hart ,  wie oft behauptet wird.  Nach dem Wortlaut von Art.  
iO9J Abs. 3 EGV könnte der Rat spätestens am 3 1.12.1976 
entscheid e n , d ali 

die Konvergenzkriterien nicht von einer Mehrheit der 
Mitgliedsländer erfiillt werden; 
- es für die Gemeinschaft (dennoch) zmeckmäl3ig ist, i n  

die dr i t te  Stufe der Währungsuniori einzutreten; 
-- der Zeitpunkt (angesichts der veriinderten ökonomischen 

Limstätide) auf e in  späteres  I la turn ,  beispielsweise den  
1.1.2005,  festgelegt wird. 

Diese Interpretation ist zwar dem Wortlaut des Textes nacli 
möglich,  - und insofern könnte der Beginn der  Währungs-  
union in der Tat ohne Verletzung der ~7ertragsbestinimuri- 
gen verschoben werden. Andererseits verstieße aber eine sol- 
che Verschiebung ganz offensichtlich gegen den Kontext und 
die  der Formulierung und Verabschiedurig des Maastricliter 
Vertrages zugrundeliegende urid von den Regierungschefs 
einstimmig gebilligte Intention dieses Artikels. Danach sollte 
der 1.1.1999 der spätestmögliche Termin für den Beginn der 
dr i t ten Stufe der Währungsunion sein. Die Bestirnmung des 
Ar t .  i09j Abs. Z, zielt auf einen Termin vor diesem Datum, 
der festgelegt werden sollte, falls bis Ende 1996 eine Mehr- 
lie i t de r M i t g I ied s län de r d i e K o n ve rg e 11 zk r i t e r i en e r fii 1 1 t .  

A ti n 1 i c I! 1 e I n t e r p  re t at j o n s k ü n s t e cl ii r ft e n auc II i n R ezug auf 

Art. iO5 (LVas lieißt ,,vorrangiges Ziel'', was Iieifjt „Preissta- 
bil i tät"?) oder u u f  Ar t .  107 EGV (Was sind ,,Weisungen", 
die die EZB riicht einholen oder entgegennehmen darf?) so- 
wie auf viele andere Bestimmungen des Vertrages inöglich 
sein. Zur Einleitung eines wirtschaftspolitischen Kurswech- 
sels sind sie allerdings denkbar schlecht geeignet. Denn sie 
würden eine Polit ik,  die bei vielen Menschen in Europa auf 
RliUtrauen, Krit ik und Ablehnung s tößt ,  quasi unbemerkt 
und Iicirrilich äntlern, ohne diese Anderung öffentlicli z i i  be- 
gründen und z u  legitimieren. Der  von uns vorgesclilagene 
~i i tscl iaf tspol i t ische Kurswechsel sollte sich aber gerade auf 
intensive öffkntlictie Diskussionen stützen, i n  denen die Feh- 
ler der hislierigerl nionetaristiscli-marktradikaleri Strategie11 
au fg e d e ck t u n tl cl i e Vers c h i ed ene t i  I)i m e ris i o nen w i rtsc iia ft - 
licher, sozialer u n d  ökologischer Stabilität deutlich geriiacht 
LI I i cl n: i r t s c ti a f t s po 1 i t i s c 1i u m g ese t z t werden . 

Daher ccfi1;ipei-i wir vor, den Vertrag von Maastrictit i n  
wesentlichen Punkren ZLI verändern, insbesondere den Titel 
VI (Die iVirtschafts- und \Välirun<rspolitik) des drittel1 Teils 
(Die Politiken der Genieinsctiaft) vi i l l ig  neu zu formulieren. 
Der ?Ci1  iiher \Wirtschaftspolitik sollte zunächst -vor  einzel- 
nen  Bereichen - ailgeriieiri als Ziele Vollbeschäftigiing, so- 
z i a 1 e Si ch e r 11 e i t CI rid N i c h t d i s k r i m i t i  i e ru  ng  , ö ko log i s c he Ver- 
t räg I i cli k e i t sowie 1' reis - und Wii 11 r u n g ss t a b i i i t ä t ne be 11 e i 11 - 
ander aufnehmen Liiici als Aufgabe der  Wirtschaftspolitik die 
Beachtung aller dieser Ziele und die demokratische Abstiiii- 
in u n g ü he r G ew i c 11 tun g e n und  I n s t ru me  n t e n ei n sa t t sowie 
den r i ch c i g e n p o 1 i c y - ni i x fo rtn LI 1 i e re n . 1 rn Ansc h lu13 dar an 
sollten die einzelnen Bereiche speziell ausfomuliert werden, 
wobei teilweise -- z.ß. für den Bereich Vollbeschäftigung - 
g a n z n e ue Be s t i III m U n g e  11 ein z 12 f U  g e n s in d , t e i lw e i se (bei 
t imwelt-  Lind Industi-iepolitik oder Sozialpolitik etwa) auf 
herei ts vorhandene Artikel zurückgegriffen werden kann. 

Es isr allerdings nicht ZLI erwarten, daß  derartig weitrei- 
chende Anderungen auf der Regierungskonferenz eingebracht, 
geschweige denn (einstimmig) durchgesetzt werden. Zwar ist 
(-1 i e rn a r k t rar1 i k :i I - r i i  CI ri e t ;i r i s t i sc he Li n i e der Wi r tsc haft spol i t i k 
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im Vertrag von Maastricht langst nicht mehr  so unaiigefocli- 
ten wie ziir Zeit seiner Fornicilierurig. Denn die sozialen Fol- 
gen für die Menschen sind bereits deutlich spürbar urid haben 
- besonders i n  Frankreich, aber auch in anderen Ländern - z u  
politischen Bedenken iirid sozialer [Jnrulie gefiifirt. Auf  der 
anderen Seite gibt  es bei den Regierungen, den Unternehmen 
~ i n d  der Mehrheit der wissenschaftlichen Beratungsiristanzen 
noch kaum Bereitschaft zu tatsächlichen Anderuiigen. 

Da  sich die Bedingungen fiir den Begiiiri der Währungs-  
union zum vorgesehenen Termin arm 1.1.1999 ohnehin ver- 
schlechtern und die Zahl der Länder, die die Konvergenzkri- 
terieii 1997 erfiillen, sehr gering sein wird,  g ib t  es neben der 
g irii n d sii t z I i c ii en K r i t i k an der Gesamt ko  n zep t i o n e i n e Re i h e 
zusätzlicher Gründe,  die zu einem 13eschlul.S auf der Regie- 
riirigskonferenz fiilireri können. den Eintritt in  die drit te Stufe 
zu verschieben. Die in diese Richtung gehenden Tendenzen 
sollten unterstützt urid in1 Hinblick auf weitere Optioiirn 
geöffnet werden. W i r  halteil folgende vier Vorschliige fiir die 
Regierungskonferenz fiir realisierbar: 

Erstens sollte der Eintri t t  in die drit te Stufe der Währiings- 
union auf einen Zei tpunkt  verschoben werden, der 1999 auf 
einer weiteren Regierungskonferenz festgesetzt wird.  

Zweitens sollten diese drei Jahre fiir eine intensive u n d  
6 ffe n t I i c Iie i) i s ku s s i o n ü be r Zi e 1 e , Ins t ru m e n t e ii n CI Forme 11 

der Wirtscliaftspolitik i n  Europa genutzt  werden. Dabei so1 lte 

insbesondere das Konzept der  wirtschaftlichen Stabilität Liin 

die  Aspekte der Beschäftigung, sozialen Sicherheit, Nicht-  
d i s k ri in i n ierung ii n d 6 ko log i sche n Ver t räg 1 ich ke i t erwe i t err 
werden. Dieser von den Organeri der EU nach Kräften ZII 

fördernde Diskussionsprozeß sollte zu Vorschlägen fiir die 
N e u fo r ni  u 1 i e r 11 ng  der  w i r t s c l i  a ft s po 1 i t i s c 11 e n S t rat eg i e i rn 
EGV fiihren. 

Drit tens sollten parallel zu dieser Diskussion kurzfristige 
Maßnahmen ziir Bekämpfiing der Arbeitslosigkeit, der so- 
z i al e n A LI sg r e 11 z LI ng  und  der  Um w e 1 t ze rs t ö r U n g e rg r i fft,n 
werden und im Vordergrund der europ;iischen LVirtschafts- 
pol i r i k s t eheii . 

Viertens sollten auf der Regierungskonferenz, die drei Jahre 
nach Beendigung der Konferenz von 1996 stattfindet, die 
wesentlichen Grundlinien der wirtschaftspolitischen Gesamt- 
Strategie der  EU festgelegt werden und  in den Vertrag einge- 
hen. In diesem Zusammenhang soll dann auch übet die Mo- 
dalitäten und den Zei tpunkt  für den Eintri t t  i n  die  drit te 
Stufe der Währungsunion entschieden werden. 

! 
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